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Landtag Rheinland-Pfalz 
13. Wahlperiode 

Plenarprotokoll13!1.12 

112. Sitzung 

Donnerstag, dEm 15. Juni 2000 . 

Mainz, Deutschhaus 

Fragestunde 
-Drucksache 13/5890-

Auf Antrag der Fraktion der CDU findet zu den Mündlichen Anfragen 
Nummern 4 und 6 der Drucksache 13/5890 eine Aussprache gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung des Landtags statt. 

Wegen Ablaufs der Fragestunde werden die nicht beantworteten · 
Mündlichen Anfragen gemäß§ 95 Abs. 4 der Geschäftsordnung 

. des Landtags als Kleine Anfragen behandelt. 

AKTUELLE STUNDE 

"Drohender Abbau von Studienmöglichkeiten im Bereich 
Informatik an rheinland-pfälzischen Hochschulen" 
auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/5863 -

"Strukturreform der Bundeswehr und ihre Auswirkungen 
auf Standorte in Rheinland-Pfalz" .· 
auf Antrag der Fraktion der CDU 
-·Drucksache 13/5864-

"Bewertung der kulturellen Zusammenarbeit Rheinland-Pfalz und 
Frankreich nach dem Deutsch-Französischen Gipfeltreffen in Mainz" 
auf Antrag der Fraktion der SPD 
-Drucksache 13/5869-

Die Aktuelle Stunde wird geteilt. 

Zu den ersten beiden Themen- Drucksachen 13/5863/5864- findetjeweils 
eine Aussprache gemäß§ 98 der Geschäftsordnung des Landtags statt. 
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Das dritte Thema~- Drucksache 13/5869- kann gemäß§ 98 Abs. 4 Sätze 1 
und 2 nicht behandelt werden. 

Regierungserklärung 

"Ergebnisse der Gespräche zum Energiekonsens-Auswirkungen 
auf Rheinland-Pfalz" 

Die Regierungserklärung wird von Staatsministerin Frau Martini abgegeben. 

Aussprache. 

Gute Schule machen- Qualitätsoffensive im rheinland-pfälzischen 
Schulsystem 
Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P .. 
-Drucksache 13/5041-

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft 
und Weiterbildung · 
-Drucksache 13/5807-

Grundlagen für eine Qualitätsentwicklung schaffen- Schulen 
selbständiger machen und zusätzliche Lehrkräfte einstellen 
Antrag (Aiternativantrag) der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/5898-

Leistungsorientierte Komponenten in der Besoldung von Lehrerinnen 
und Lehrern 
Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. 
-Drucksache 13/5509-

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft 
und Weiterbildung 
-Drucksache 13/5808-

Qualitätssicherung an Schulen 
Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/5370-

Lehrerbelastung durch Gewalt an Schulen 
Besprechung der Großen Anfrage. der Fraktion der CDU und der Antwort 
der· Landesregierung auf Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksachen 13/5375/5531/5832-

Die Drucksachen 13/5041 !5807/5898/5509/5808/5370/537515531 /5832 
werden gemeinsam aufgerufen und beraten. 

Der Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P.- Drucksache 13/5041-
wird mit Mehrheit angenommen.~ 

Der Alternativantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN 
-Drucksache 13/5898- wird mit Mehrheit abgelehnt. 

DerAntrag der Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P.- Drucksache 1315509-
wird einstimmig angenommen. 
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Der Anttag der Fraktion der CDU- Drucksache 13!5370- wird mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Die Große Anfrage der Fraktion der CDU und die Antwort der Landesregierung 
auf Antrag der Fraktion der CDU- Drucksachen 13/537515531/5832- sind mit 
ihrer Besprechung erledigt. 

Keine weitere Lockerung des Ladenschlussgesetzes-Schutz des 
Sonntags als arbeitsfreier Tag 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- Entschließung­
-Drucksache 13/5351-

dazu: Beschlussempfehlung des Sozialpolitische.n Ausschusses 
-Drucksache 13/5633-

Der Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
~Drucksache 13/5357- wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Konzept für Altersteilzeit ab 50 für Beamte im Wechselschichtdienst 
im Bereich der Polizei entwickeln 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- Entschließung­
-Drucksache 13/5353-

dazu: Besc.hlussempfehlung des Innenausschusses 
-Drucksache 13/5576-

Der Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/5353- wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Vernetzung und. Weiterentwicklung von Maßnahmen zur 
Vermeidung und Behandlung von Gewalt bzw. 
Delinquenz bei Kindern und Jugendlichen 
Antrag der Fraktion der F.D.P. 
-Drucksache 13/4403-

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Kultur, Jugend 
· uhd Familie 
- Drucksache 13/5643 -

Ergebnisse der Aktion "Wer nichts tut macht mit" 
Antrag der Fraktion der SPD 

I 

-Drucksache 13/5851 -

Bericht der Leimdesregierung über die Innere Sicherheit und den Stand 
der Verbrechensbekämpfung für die Jahre 1997 und 1998 
Besprechung des Berichts (Drucksache 13/5664} auf Antrag 
der Fraktion der SPD 
-Drucksache 13/5793-

Die Drucksachen 13/4403/5643/5851!566415793 werden gemeinsam 
aufgerufen und beraten. · 

Der Antrag der Fraktion der F.D.P.- Drucksache 13!4403- wird mit 
Mehrheit a'ngenommen. 
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Der Antrag der Fraktion der SPD- Drucksache 13/5851 -ist mit der 
Berichterstattung durch die Landesregierung erledigt. 

Der Bericht. der Landesregierung (Drucksache 13!5664) 
ist mit seiner Besprechung erledigt. 

Durch Kunden-, Qualitäts- und Marktorientierung die Chancen 
für rheinland-pfälzische Weine verbessern 
Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 
-Drucksache 13/5888-

Der Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. -Drucksache 13/5888-
wird an den Ausschuss für Landwirtschaft und Weinbau überwiesen. 
Der Ausschuss für Landwirtschaft und Weinbau wird beauftragt, 
eine Anhörung der betroffenen Weinbau- und Wirtschafts­
verbände durchzuführen. 
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Die Staatsminister Hans-Artur Bauckhage, Florian Gerster, Frau Dr. Rose Götte, Frau Klaudia Martini, 
Herbert Mertin, Professor Dr. Jürgen Zöllner, Walter Zuber; Staatssekretär Dr. Deubel. 
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112. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-pfaJz 

am 15.Juni 2000 

Die Sitzung wird um 9.31 Uhr vom Präsidenten des Land~ags · 

eröffnet. · 

Präsident Grimm: 

Guten Morgen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 

eröffne die 112. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz. 

Zu Schriftführern berufe ich die Abgeordnete Angela 

Schneider-Forst, die auch die Rednerliste führt, und Jochen 

Hartloff. 

Entschuldigt sind für heute die "Abgeordneten Dr. Dieter 

Sch_iffmann, Christine Müller und Nicole Morsblech. Minister­

präsident Kurt Beck, Staatsminister Gernot Mittler und 

Staatsminister Florian Gerster nehmen an einer Sitzung des 

Vermittlungsausschusses teil. 

Zur Tagesordnung ist Folgendes· anzumerken:-

Die Tagesordnungspunkte 13 bis 15 werden abgesetzt. Die in 

der gestrigen Sitzung nicht mehr behandelten Tagesord­

,nungspunkte B bis 12 werden im Anschluss an die Fragestun­

de, die Aktuelle Stunde und die Schuldebatte aufgerufen. 

Darüber. hinaus liegt ein Antrag auf eine Regierungserklä­

rung zum Thema .,Ergebnis der Gespräche zum Energiekon­

sens - Auswirkungen auf Rheinland-Pfalz" vor. Ich gehe da: 

von aus, dass die Regierungserklärung vor der Schuldebatte 

stattfinden soll. 

Gibt es Einwände gegen· die so geänderte Tagesordnung?­

Das sehe ich nicht. Dann ist die Tagesordnung so festgesetzt. 

Meine Damen und Herren, wir beginnen mit Punkt 1 der Ta­

gesordnung: 

Fragestunde 

-Drucksache 13/5890-

Ich . rufe die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 

Dr. Bernhard Braun (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Absage der 

Landesregierung an den Behördenneubau mit ökologischer 

Vorbildfunktion in Oppenheim nach zwölfjähriger Vorberei­

tung betreffend, sowie die Mündliche Anfrage der. Abgeord­

neten Christine Müller und Franz Josef Bisehel (CDU), Kein 

Neubau eines Landesamtes für Umweltschutz, Gewerbeauf­

sicht und Wasserwirtschaft in Oppenheim betreffend; auf. 

Bitte schön, Herr Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

.Ich frage die Landesregierung: 

1. Treffen Pressemeldungen zu, wonach der wesentliche 

Grund für die Aufgabe des Behördenneubaus in Oppen­

heim in den hohen Miet- und Bewirtschaftungskosten von 

rund 7 Millionen DM pro Jahr liegt, die das Umweltminis­

terium an die Liegenschafts- und Baubetreuungsgesell­

schaft (LBB) zahlen müsste? 

2. Für wie viele Gebäudeobjekte, in denen gegenwärtig jene 

Umweltbehörden untergebracht sind, die für einen Um­

zug in den geplanten Behördenneubau vorgesehen· wa­

ren, werden insgesamt welche Miet- und Bewirtschaf­

tungskosten an wen gezahlt? 

3. ln welcher Höhe sind bereits Kosten für die Planung bzw. 

die Erschließung und Vorhaltung des Geländes angefal­

len? 

4. Wie bewertet die Landesregierung den Umstand, dass es 

ihr auch nach zwölfjähriger Vorbereitung nicht gelungen 

ist, ein öffentliches Gebijude mit Vorbildfunktion zu er­

richten, bei dem .. modellhaft das Prinzip der Nachhaltig­

keitdie Planung und Bauausführung bestimmt und das Er­

scheinungsbild des Baues (form follows function) prägt"? 

Das ist ein Zitat aus der Drucksache 13/4495 vom 2. Ju­

li 1999. 

Das hatte die Landesregierung damals noch so gefordert. 

Präsident Grimm: 

Herr Bische!, bitte. 

Abg. Bische!, CDU: 

Wir fragen die Landesregierung: 

1-. Welche neuen Überlegungen, die zuvor nicht bekannt. 

oder relevant gewesen wären, waren für die Entschei­

dung zum Verzicht auf den Landesamt-Neubau ausschlag­

gebend? 

2. Welche Kosten sind dem Land für Planung, Konzeption 

und Vorbereitung entstanden? 

3. Welche finanziell relevanten und gegebenenfalls entschä­

digungsträchtigen Nachteile oder finanziellen Belasttin­

gen sind der Stadt Oppenheim durch die letztlich zum 

Verzicht fÜhrende fahrelange Verzögerung des 'Projektes 

entstanden? 

4. Inwieweit sind die positiven Wirkungen, die sich die Lan­

desregierung vom Neubau des Landesamtes für Landes­

verwaltung und Region versprochen hatte, nicht mehr 

von Bedeutung? 

• 



• 

• 

Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode- 112. Sitzung, 15. Juni 2000 8415 

Präsident Grimm: 

Es antwortet der Staatssekretär im Finanzministerium, Herr 

Dr. Deubel. 

Dr. Deubel, Staatssekretär: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Im Namen der 

Landesregierung darf ich die Mündlichen Anfragen des Ab­

geordnten Dr. Braun sowie der Abgeordneten Christine 

Müller und Franz Josef Bisehel wie folgt' beantworten: 

Ich komme zunächst zu der Mündlichen Anfrage des Abge­

ordneten Dr. Braun. 

zu frage 1: Nachdem der Architektenwettbewerb abge­

schlossen war und die Prüfergebnisse des Rechnungshofs in 

das Raumprogramm eingearbeitet waren, wurden erste gro­

be Mietberechnungen durch den Landesbetrieb LBB durchge­

fü~rt. Diese ergaben ein voraussichtliches Nutzungsentgelt 

von rund 7 Millionen DM pro Jahr. 

Im Einzelplan des Ministeriums für Umw.elt und Forsten ist 

derzeit ein Ansatz für Nutzungsentgelte und Mieten in Höhe 

von 1 953 000 DM veranschlagt. Die Bemühungen durch das 

Ministerium für Umwelt und Forsten und das Ministerium der 

Finanzen, die Kosten für den Neubau deutlich zu senken, 

führten zu keinem Ergebnis. Dabei wurden sowohl Flächen 

und Standards als auch Baukosten überprüft. 

Vor dem Hintergrund der Finanzlage des Landes und des fi­

nanzpolitischen Ziels, die Nettokreditaufnahme bis zum 

Jahr 2008 schrittweise auf null zu reduzieren, war deshalb 

auch unter Ausschöpfung der bis zuletzt gepr.üften Möglich­

keiten die Realisierung eines Neubaus in Oppenheim nicht. 

mehr vertretbar. Aus diesem Grund hat der Min.isterrat in sei­

ner Sitzung am 23. Mai dieses Jahres den Standort Oppen­

he!im für das neue Landesamt aufgegeben. 

Zu Frage 2: Das Landesamt für Umweltschutz und Gewerbe­

aufsicht is~ insgesamt in fünf, das Landesamt für Wasserwirt-

. schaft in sechs Gebäuden untergebracht. Die Mietzahlungen 

belaufen sich auf insgesamt 1 953 000 DM pro Jahr. Davon 

erltfallen 1,2 Millionen DM als Nutzungsentgelt auf den Lan­

desbetrieb LBB, der Rest auf private Eigentümer. 

Die Bewirtschaftungskosten betrugen im .letzten Jahr 

625 000 DM. 

Zu Frage 3: Planungskosten im eigentlichen Sinne sind nicht 

angefallen. Angefallen sind Kosten für die ·Programmfindung 

und vor allem die Kosten für die Vorbereitung und Durchfüh­

rung eines Architektenwettbewerbs. Die Erstellung des 

Raumprogramms war mit Kosten in Höhe von 184 000 DM 

verbunden. Die Aufwendungen dafür waren allerdings nicht 

vergeqlich, da das Raumprogramm auch Grundlage der wei­

teren Planungen sein wird. 

Die Kosten des Wettbewerbs betrugen insgesamt 

1 124 000 DM. Hinsichtlich der Kosten für die Erschließung 

und Vorhaltung des Grundstücks liegen mir bisher keine Zah­

len vor. 

Zu Frage 4: Die Landesregierung hat auf dem Gebiet ökologi­

schen Bauensund auch hinsichtlich des angesprochene.n Prin­

zips der Nachhaltigke'it einiges vorzuweisen. So sei zum Bei­

spiel an die Fachhochschule Trier, Standort Birkenfeld, ~rin­
nert, wo ein großes Spektrum ökologischer Maßnahmen zur 

Anwendung gelangt. Das Spektrum reicht von aktiver und 

passiver Nutzung der Sonnenenergie über den Einsatz von 

Photovoltaik als Stromquelle .und Sonnenschutz bis hin zu er­

höhtem Wärmeschutz. Dafür wird ein Paket in Höhe von 

5,6 Millionen DM. realisiert. 

Ich komme nun zu der Mündlichen Anfrage der Abgeordne­

ten Christine Müller und Franz Josef Bische I. 

Zu Frage 1: Der Entscheidung zum Verzicht auf den 

Landesamt-Neubau.liegt zugrunde,' dass die Finanzierung des 

Nutzungsentgelts aus dem Einzelplan des Mi'nisteriums für 

Umwelt und Forsten ohne Belastung des' Gesamthaushalts 

nicht darstellbar ist. 

Vor dem Hintergrund der Finanzlage des Landes und des fi­

nanzpolitischen Zieles, die Nettokreditaufnahme bis zum Jah­

re 2008 schrittweise auf Null zu reduzieren, war deshalb auch 

unter Ausschöpfung der zuletzt geprüften Möglichkeiten die 

Realisierung eines Neubaus in Oppenheim nicht mehr vertret­

bar. 

Neu ist, dass erstmals auf eine Maßnahme verzichtet wurde, 

die der Nutzer nicht finanzieren kann. Damit wird dem Grün­

dungsgedankendes Landesbetriebs LBB entsprochen. 

Zu Frage 2: Dem Lahd sind, wie gesagt, für die Planung keine 

Kosten entstanden. Lediglich für die Programmtindung .und 

die Durchführung de"S Architektenwettbewerbs zahlen die 

·eben schon Angegebenen . 

·Zu Frage 3: Welche Nachteile ·oder finanziellen Belastungen 

der StadtOppenheim im Einzelnen entstanden sind, ist nicht 

bekannt. in Anerkenntnis der jahrelangen Geländevorhal­

-tung durch die Stadt wurde allerdings zwischen Stadt und 

Land ein Ausgleich gefunden. 

Zu Frage 4: Bei Abwägung zwischen den für die Region zwei­

felsohne entstehenden positiven Wirkungen und den finan­

ziellen Belastungen des Landeshaushalts schlagen Letztere 

stärker zu Buche. Es muss allerdings auch darauf hingewiesen 

werden, dass der Standort Oppenheim voll umfänglich erhal­

ten bleibt. 

So weit die Beantwortung. 
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Präsident Grimm: Eines ist allerdings auch klar: Die Alternative zu dem Neubau 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Dr. Deubel, Sie hatten erwähnt, dass 1,124 Millionen DM 

allein für den Architektenwettbewerb ausgegeben wurden 

und dass Sie weitere Kosten nicht beziffern können. Meine 

Frage lautet daher: Wann können Sie die weiteren Kosten 

beziffern? Wird es Schadensersatzforderungen geben? 

Wenn 1,9 Millionen DM zur Verfügung stehen und 7 Millio­

nen DM g"ezahlt werden müssen, dann ist offensichtlich, dass 

die Summe nicht deckungsgleich ist. Wann sind Sie denn ins­

gesamt nach der zwölfjährigen Planung darauf gekommen, 

dass .es haken könnte? Warum haben Sie nicht früher die 

Bremse ziehen können, bevor eine Million DM für nichts, 

aber auch gar nichts ausgegeben wurde? 

Dr. Deubel, Staatssekretär: 

Die Landesregierung hat im vergangenen Jahr vorgeschlagen 

- dem ist der Landtag auch gefolgt -, die Kreditaufnahme 

weiterhin deutlich zu reduzieren. Ziel ist es, bis zum Jahr 2008 

auf null zu kommen, das heißt mit Schuldentilgung zu begin­

nen. Dies ist eine Leitlinie, die manche früheren Wünsche und 

auch Entscheidungen revidieren lassen muss, so auch in die­

sem Fall. 

Ich möchte ein zweites Argument nenneri. Die Gründung der 

LBB ist ausdrücklich mit dem Ziel erfolgt, dass aus der Sicht 

der Nutzer bzw. der Ressorts der Nulltarif abgeschafft wird. 
Aus der Sicht der Nutzer war es in der Vergangenheit so, dass . 

man lediglich den Neubau durchbekommen musste. Dann 

war das Gebäude da und stand praktisch zum Nulltarif zur 

Verfügung. 

Durch die neuen Spielregeln gift, dass die Ressorts aus ihren 

Budgets die notwendigen Mieten bereitstellen müssen. 

Wenn also ein Ressort mehr, bessere und insbesondere auch 

teurere Gebäude vorhalten möchte, dann muss das Ressort 

diese Mitte[ selbst erwirtschaften. Dazu sind die Ressorts auf­

grund der restriktiven Haushaltsführung allerdings nicht in 

der Lage, sodass die LBB dazu führt, dass sich im Wesentli­

chen im Rahmen vorhandener Mietbudgets und der norma­

len Fortschreibung Gebäudeveränderungen entwickeln müs­

sen. Dies sind alles neue Entscheidungen und Neuentwicklun­

gen. ln diesem Fall hat beides zusammen, nämlich die nicht 

melir vorhandene Möglichkeit, Budgets aufgrund der ge­

samtfinanziellen Vorstellungen Z!J erhöhen, und die Situa­

tion, dass erheblich höhere Mietkosten als bei der bisherigen 

Unterbringung entstehen würden, zu dieser Entscheidung 
· geführt. 

heißt nicht, nichts zu tun, sondern die Alternative zu dem 

Neubau ist die Optimierung am Standort. Die realistischen 

Varianten, die hierzu durchgespielt worden sind, führen zu 

Mieten, die allenfalls in der Größenordnung um drei Millio­

nen DM pro Jahr bei gleichwertiger Nutzungsqualität für das 

Ressort liegen: 

Bei der Entscheidung zwischen drei Millionen DM oder sie­

ben Millionen DM ist die Entscheidung zugunsten einer Ver­

sion von drei Millionen DM gefallen, die allerdings im Detail 

noch ausgearbeitet werden muss. Hier gibt es noch verschie­

dene Untervarianten, die sich aber alle in dieser Größenord­

nung bewegen werden. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Bische I. 

Abg. Bischel, CDU: 

Herr Staatssekretär, halten Sie diesen langen Planungszei~­

raum oder Findungszeitraum, wie Sie das nennen wollen, bei 

diesem Sachverhalt für angemessen? Wollen Sie mit Ihrer Ar­

gumentation bekunden, dass die Landesregierung ohne die 

Einrichtung der LBB nicht in der Lage gewesen wäre, eine. 

ordnungsgemäße Prüfung dieses Verfahrens vorzunehmen? 

Dr. Deubel, Staatssekretär : 

Die alten und die neuen Spielregeln unterscheiden sich in der 

Tat diametral. Die alten Spielregeln hieße-n, dass man Investi­

tionsmittel bekommen muss. Das führte oft dazu, dass man 

sich in eine Warteschlange einreihen musste, und irgend­

wann war man dran. Di~s ist ein nicht besonders rationales 

Verfahren. 

Die neuen Spielregeln heißen, :dass die Folgekosten im Vor­

dergrund stehen, also die tatsächlich laufenden Kosten für 

den Haushalt. Diese müsseh vom jeweiligen Ressort ·getragen 

werden. Dies.führt ganz offemsichtlich nicht nur theoretisch, 

sondern auch praktisch zu wesentlich anderen Entscheidun­

genals in der Vergangenheit. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Braun. · 

Abg. Dr Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Staatssekretär, das Umweltministerium zahlt auch noch 

Miete in Millionenhöhe für das alte Ministeriumsgebäude. 

Insgesamt ergibt sich eine Steuerverschwendung von mehre-

• 

• 
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ren Millionen DM. Wer ist denn nun daran schuld, dass so 

spät die Brems,e gezogen wurde und kein Überblick vorhan­

den war, ob das Gebäude gebaut werden kann, Ihr Haus oder 

das Umweltministerium? 

Dr. Deubel, Staatssekretär: 

Zurzeit haben wir keine Verschwendung, sondern zurzeit ha­

ben wir eine unzureichende Unterbringung mit Mietkosten 

von 1,9 Millionen DM. Dass diese Unterbringung unzurei­

chend ist, ist keine neue Erkenntnis, sondern diese Erkenntnis 

ist in der Tat schon"zehn oder zwölf Jahre alt. 

Die Neubauplanung erschien lange Zeit als die richtige Lö­

sung. in der Zwischenzeit ist klar, dass die wirtschaftlichste 

Lösung die ist, am Standort zu optimieren. Auch unter Be­

rücksichtigung der zwischenzeitliehen Kosten für den geplan­

ten Standort Oppenheim ist die Entscheidung, nicht zu ·bau­

en, trotzder über eine Million DM für den Architektenwett-· 

bewerb, die vernünftigste und die wirtschaftlichste Lösung. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Können Sie einmal die Frage beant­

worten? Liegt die Schuld in Ihrem 

Haus oder im Umweltministerium?) 

- Ich rede im Moment für die Landesregierung. Ich kann Ih­

nen aber versichern, dass in dieser Frage überhaupt kein Dis­

sens zwischen den Ressorts innerhalb der Landesregierung 

besteht. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wo liegt denn nun die Kompet~nz?) 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Bische!. 

Abg. Bische!, CDU: 

Herr Staatssekretär, Sie hatten angedeutet, dass es zwischen 

der Landesregierung und der Stadt Oppenheim im Rahmen 

einer Vereinbarung vielleicht zu einem Kostenausgleich für 

die Kosten kommen kann, die die Sta"dt Oppenheim mittler­

weile aufgewandt hat. Wie sieht den.n so etwas aus? Mit was 

· kann die StadtOppenheim rechnen? 

Dr. Deubel, Staatssekretär: 

Die StadtOppenheim bemüht sich wie viele bzw. ·praktisch 

fast alle Städte und Gemeinden in diese[T1 Land, die Entwick­

lung so günstig wie möglich zu gestalten, und hat dafür na­

türlich eine Vielzahl von eigenen Planungen. Teile dieser Pla­

nungen lassen sich nur mit Hilfe des Landes realisieren. 

in diesem Fall geht es konkret um eine Planung, die grund­

sätzlich vom Land gefördert werden s-ollte. Dies liegt um den 

Bahnhof Oppenheim herum. Es geht um eine Pa.rk-and-ride­

Anlage und damit zusammenhängende Investitionen. Diese 

waren auf Sicht geplant und auch vom Land zugesagt. Ganz 

konkret ist hier aufgrund des Gesamtzusammenhangs ent­

schieden worden, diese Planung bereits in diesem Jahr und 

nicht erst im nächsten oder übe~nächsten Jahr zu beginnen 

und damit auch seitens des .Landes mit zu finanzieren. Das ist 

mit der Stadt im Vorfeld besprochen worden und wird so um­

gesetzt. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Bische!. 

Abg. Bischel, CDU: 

Herr Staatssekretär, wäre das Land .Rheinland-Pfalz, speziell 

das Ministerium der Finanzen, bereit, der Stadt Oppenheim 

für den aufgewendeten Zinsaufwand zum Erwerb der Grund­

stücke für die vielen Jahre einen entsprechenden Ausgleich 

zu zahlen? 

Dr. Deubel, Staatssekretär: 

Das Land hat im Zusammenhang mit der Entsch_eidung er­

klärt, dass über einen Ausgleich der Kosten für die Grund­

stüc,ksvorhaltung, die unterm Strich übrig bleiben und ent­

sta"nden sind, gesprochen werden kann. Hier müssen erst die 

Daten zusammengestellt werden. Selbstverständlich kann es 

nicht der vollständige Zinsausfall sein, sonde;rn nür der reale 

Verlus~. den die Gemeinde dadurch erlitten hat, dass sie jah­

relang ein Grundstück vorgehalten hat, das sie vielleicht hät­

te frühzeitig anderweitig verwenden können. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN: 

Herr Deubel, ich hatte Sie im Zusammenhang damit, dass 

über eine Million DM an Steuergeldern verausgabt wurden, 

ohne dass es ein Ergebnis gegebe.n hat~ gefragt, wer dafür 

Verantwortung trägt. Sie haben geantwortet, die Landesre­

gierung ist einer Meinung. Es mag sein, dass die Landesregie­

rung einer Meinung ist. Die Frage war nach der Verantwor­

tung. 

Wir haben noch Anfang des Jahres hier im Hause vorgestellt 

bekommen, dass der Bau geplant und durchgeführt wird. Das 

heißt, lange nach Gründung der LBB wurde der Bau noch fa-
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vorisiert. Es muss doch eine Verantwortlichkeit innerhalb der 

Ministerien geben, wer nun zu spät die Notbremse gezogen 

hat. Das war meine Frage. Das ist nur die Wiederholung der 

Frage. Ich bitte um eine Antwort. 

Dr. Deubel, Staatssekretär: 

Nochmals: Die Verantwortlichkeit liegt nicht bei einem Res­

sort, sondern bei der Landesregierung insgesamt. Der Neu­

bau war unter anderem mit einer Beschlusslage des Kabinetts 

von Anfang der 90er Jahre begründet. Dies war Sachstarid bis 

zu einer gegenteiligen Entscheidung des Kabinetts im Mai 

dieses Jahres. Insofern gibt es keine Verantwortlichkeit eines, 

Ressorts, sondern es gibt nur eine Veral')twortlichkeit der Lan­

desregierung insgesamt. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Welches Ressort zahlt die Millionen 

bzw. hat gezahlt?) 

- Die Architektenkosten sind· noch unter den alten Regeln 

entstanden, das heißt vor der LBB, das heißt, dass der Einzel­

plan 12 für die Architektenkosten verantwortlich ist. 

Präsident Grimm: 

Es gibt keine weiteren Fra9en. Die Mündliche Anfrage i~t be­

. antwortet. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Ich rufe die Mündliche Anfrage der Abgeordneten 

Dr. Bernhard Braun und lse Themas (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­

NEN),-Ablehnung eines Mediationsverfahrens zum Projekt 

einer Hochmoselbrücke im Zuge der B 50 neu durch Mitglie­

der der Landesregierung betreffend, auf. 

Frau Thomas, bitte schön. 

Abg. Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Im Zusammenhang mit dem Ersuchen verschiedener Gruppen 

und kommunaler Gremien nach einem Mediationsverfahren 

fragen wir die Landesregierung: 

1. ln welchen Fällen und mit welchen jeweiligen Ergebnissen 

wurden seit Übernahme der Schirmherrschaft über das 

deUtschlandweite Projekt Umweltmediation durch Um­

weltministerin Martini Mediationsverfahren-zu Projekten 

in Rheinland-Pfalzmit Auswirkungen auf den Naturhaus­

halt durchgeführt? 

2. Darf aus der Antwort der Umweltministerin auf ein 

Schreiben der Agenda 21-Gruppe in der Verbandsgemein­

de Bernkastei-Kues, in dem es heißt: ... Bei diesem Sach-

stand und Verfahrensstand kimn ich derzeit keinen An­

satzpunkt mehr erkennen, wo ein Mediationsverfahren 

jetzt noch ansetzen soll" geschlossen werden, dass ein 

Mediationsverfahren bei einem Projekt dieser Größenord­

nung und mit dem vorliegenden Konfliktpotenzial sinn­

voll wäre und nur aufgrund der Unterlassung der plan­

feststellenden Behörde ein solches Verfahren durchzufüh­

ren, nun unterbleibt? 

3. Welche Folgeru_ngen schließt die Landesregierung aus 

dem Votum des Verbandsgemeinderates Bernkastel-Kues, 

der sich bei nur einer Gegenstimme für ein Mediationsver­

fahren zum Projekt einer Hochmoselbrücke im Zuge der· 

B 50 neu ausgesprochen hat? 

Präsident Grimm: 

Für die Landesregierung antwortet Umweltministerin Frau • 

Klaudia Martini. 

Frau.Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen, meine Herren 

Abgeordneten! lc.h darfnamensder Landesregie-rung die Fra­

gen wie folgt beantworten: 

Ich sehe in einem Mediationsverfahren ein wirksames Mittel, 

in komplexen und vor allem konfliktreichen Problemlagen zu 

befriedigenden Lösungen zu kommen, die dann auch alle Be­

teiligten mittragen können. Daher habe ich gern und mit 

Überzeugung die Schirmherrschaft über Mediationsprojekte 

übernommen. Wichtig hierbei ist jedoch festzuhalten, dass 

die Mediation gesetzlich vorgeschriebene Verfahren nicht er-

' setzen kann und dies auch nicht will. Dies vorausgeschickt be­

antworte ich die einzelnen Fragen wie.folgt: 

Zu Frage 1: Im Rheinauenprogramm, in dem es um die nach­

~altige Entwicklung des rheinland-pfälzischen Abschnitts der 

Neckarmündung bis zur Mainmündung geht, haben wir sehr 

frühzeitig und weit im Vorfeld konkreter Planungen ein Me-­

diationsverfahren vorbereitet. Ich erhoffe mir von dem Me­

diationsverfahren eine Zusammenführung der verschiedenen 

Interessen und eine Koordination der vielfältigen Beiträge, 

die die Gemeinden und Verbände, Wirtschaft und Industrie 

sowie Bürgerinnen und Bürger bereits jetzt einbringen. 

Um auch für das 21. Jahrhundert eine Lebensqualität zu er­

möglichen, die in erheblichem Maße durch die Umweltquali­

tät mit beeinflusst wird, ist es erforderlich, die Rheinauen zu 

schützen und in dieser Region eine nachhaltige Entwicklung 

einzuleiten. Daher habe ich ein informelles Leitbildkonzept 

für die rheinland:pfälzische Rheinniederung erarbeiten las­

sen und diese am 9. Mai ZOOO öffentlich vorgestellt. Hierauf 

aufbauend sollen Umweltmediationsverfahren als wichtiger 

Bestandteil eines umfassenden Agenda 21-Prozesses. zur 

nachhaltigen Entwicklung der Rheinniederungen eingeleitet 

• 
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werden. Der Förderverein Umweltmediation e. V. ist in diese 

Überlegungen bereits unmittelbar eingebunden. 

Mi~ dem anderen bereits 1998 ins Leben gerufenen Projekt, 

nämlich .. Eine Region im Gespräch", hab~n wir bereits bei­

spielhaft die Entwicklung eines Rheinauenkonzepts für einen 

anderen Raum, nämlich dem Raum Mainz-Jngelheim-Bingen, 

angestoßen. Dieser Untersuchungsraum beschänkt sich nicht 

nur aüf den Bereich zwischen Deich und Rhein, sondern über 

die ursprüngliche Auenlandschaft des Rheins in das Hinter­

land und in die Ortschaften ... Eine Region im Gespräch" be· 

schreitet vergleichbar einer Umweltmediation einen neuen 

Ansatz der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger im Zu­

sammenhang mit unterschiedlichen Interessengruppen, Ver­

einen·, Verbänden, den Gemeinden, dem Landkreis und dem 

Land Rheinland-Pfalz. 

Dieses Verfahren, das seit 1998 läuft, ist kein Umweltmedia­

tionsverfahren im formellen Sinn, sondern ein dies vorberei­

tendes und ähnlich gestaltetes Verfahren. Wir hatten nach ei­

nem einführenden Symposium im März 1998 in Planungs­

werkstätten, in denen die Vorstellungen über künftige regio­

nale Entwicklungen in Leitbildern konkretisiert wurden, auch 

Nutzungskonflikte herausgearbeitet und daraus dann weite­

re konkrete Projekte vorgestellt. Die Ergebnisse sind dann im· 

Symposium im Januar vorgestellt worden. Hier war auch der 

Geschäftsführer des Fbrdervereins Umweltmediation, Herr 

Fuchs, mit seinem Vortrag mit eingebunden. 

Darauf aufbauend werden in diesem Jahr in Arbeitskreisen 

unter Beteiligung der Fachverwaltungen konkrete Projekte 

ausgearbeitet, die in einem Umsetzurigskonzept im Sinn ei­

ner Umweltmediation zusammengefasst werden. 

Zu Frage 2: Wie bereits erwähnt, bietet eine Umweltmedia­

tion keinen Ersatz für gesetzlich vorgeschriebene Verfahren . 

Ich betone noch einmal, sie soll und will dies auch nicht. Sie 

findet im Gegensatz dazu im Vorfeld gesetzlicher Verfahren 

ihren Raum, kann genau im Vorfeld gesetzlich vorgeschriebe­

ner Verfahren auch zu Problemlösungen und Akzeptanzstei­

gerung beitragen. Das ist der ursprüngliche Sinn der Umwelt­

mediation. Das heißt natürlich umgekehrt auch, dass immer 

dann, wenn gesetzliche Verfahren bereits begonnen ·haben 

oder kurz vor dem Abschluss·stehen, für eine Mediation kein 

Raum mehr ist. Genau dies ist der Fall bzw. die Situation beim 

Projekt einer Hochmoselbrücke im Zuge des Ausbaus der 

.B 50. 

Ich darf hinzufügen,, dass seitens der zuständigen Behörden 

auch keine Verpflichtung besteht, ein Mediationsverfahren 

durchzuführen. Es ·besteht auch keine Verpflichtung, vor ei­

nem Planfeststellungsverfahren oder im Zusammenhang da­

·mit ein Umweltmediationsverfahren durchzuführen. Das 

heißt, es kann nicht davon ausgegangen werden- so wie das 

in der Möndlichen Anfrage unterschwellig zum Ausdruck 

kommt-, dass es sich um eine Unterlassung einer planfeststel­

lenden Behörde ge~andelt hätte. 

Zu Frage 3: Im geltenden Verwaltungsrecht sind weitreichen­

de Beteiligungsregelungen für private und öffentliche Perso­

nen zwingend gesetzlich vorgeschrieben. ln dem Planfeststel­

lungsverfahren für Straßenbaumaßnahmen erfolgt dies auch 

in einem eigenen Verfahrensschritt, der so genannten Anhö- · 

rung. Der Vorhabenträger informiert dabei die Öffentlichkeit 

umfassend über das Projekt und prüft alle Argumente. für 

und wider das Vorhaben. Im Planfeststellungsverfahren für 

den Bau derB 50 neu ist dieser Schritt bereits ~bgeschlossen. 

Derzeit werden die Unterlagen zur Beschlussfassung zusam­

mengestellt. Bei diesem Verfahrensstand besteht für die Lan­

desregierung kein Ansatz mehr für ein Mediationsverfahren. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Thomas. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frau Martini, Sie haben in Ihren einleitenden Bemerkungen 

den Hinweis gemacht, dass Umweltmediationsverfahren für 

Sie geeignet erscheinen, in komplexen und konfliktreichen 

Verfahren zur Anwendung zu kommen und dort auch zu Ei­

nigungen zu gelangen. 

Sie haben später darauf hingewiesen, dass es keine Verpflich­

tung gibt. Wenn Sie sich gleichzeitig in anderen Verfahren -

in Rheinland-Pfalzsind es nicht so viele, Sie haben jetzt tat­

sächlich nur eins vmgestellt für---

{Staatsministerin Frau Martini: Zwei!} 

- Eins und ein vorbereitendes. Ich habe genau hingehört. 

Wenn Sie das in diesem Verfahren, also wenn es um das 

Rheinauen-Programm geht, das meines Erachtens in der Re­

gion nicht so konfliktreich ist wie die Diskussion um diesen 

Hochmoselübergang, als Möglichkeit ansehen, warum hat 

die Landesregierung im v·orfeld, das heißt, zu einem früheren 

Stadium, nicht zu solchen Mitteln und zu einem solchen Me­

diationsverfahren gegriffen und wartete auf'Aufforderun­

gen aus der Region bis hin zu kommunalen Gremien? 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Zuni einen sind die Verfahren und die Diskussionen im Be- · 

reich der Rheinniederung nicht so konfliktfrei, wie Sie 5ich 

das vorstellen, sondern es geht um sehr viele unterschiedliche 

Nutzungsansprüche an den Raum. Das ist sehr konfliktträch­

tig. Deswegen bereits im Vorfeld. Mediationsverfahren und 

Bürgerbeteiligung durchzuführen, ist in diesem Fall sehr sinn­

voll. 

Die Frage, warum im Bereich der Hochmoselbrücke im Vor­

feld amtlicherseits kein Mediationsverfahren auf den Weg 

gebr~cht wurde, lässt sich ganz einfach beantworten: Es be-
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steht keine Verpflichtung, di,es zu tun.- Das Mediationsver­

fahren ist auch ein Verfahren; welches relativ neu ist. Es ist 

vor allen Dingen auch neu in der Umsetzung und in der An­

wendung. Es hätte naturlieh jederzeit auch den beteiligten 

Kreisen freigestanden, ein Mediationsverfahren zu beantra­

gen. Es besteht hierfür keine Verpflichtung. Ein Verfahren 

wird nicht automatisch dadurch schlechter, dass kein Media­

tionsverfahren stattfindet. Diesem Schluss möchte ich aus­

drücklich widersprechen. Es gibt auch Verfahren, für die die 

Mediationsverfahren sicher sinnvoll sind. Ich darf an das Ver­

fahren zum Flughafen Frankfurt erinnern, wo im Vorfeld 

auch zur Akzeptanzverbesserung und zum Austausch unter­

schiedlicher Meinungen ein umfängliches Mediationsverfah" 

rendurchgeführt wurde. 

Zusammengefasst, es besteht keine Verpflichtung. Es hat 

nicht stattgefunden. Die Möglichkeiten der Beteiligten- pri-. 

vate und öffentliche -, sich mit Bedenken und Anregungen 

einzubringen, ist im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens 

ausreichend gegeben. Das steht kurz vor dem Abschluss. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frau Ministerin, gehen Sie davon aus, dass Mediationsverfah­

ren nur dann sinnvoll sind, wenn sie zur Akzeptanzverbesse­

rung der Projekte dienen, oder gehen Sie davon aus, dass Me­

diationsverfahren ergebnisoffen sind? 

(Vereinzelt Heiterkeit 

bei der CDU) 

Daraus folgend die weitere Frage: Ist in der Landesreg_ieri.Jng, 

im Kabinett, überhaupt schon darüber geredet worden, wie 

die Meinung der Landesregie~ung ist? Hat sich das Wirt­

schaftsministerium durchgesetzt, dass der Bau der 8 50 und 

der Hochmoselbrücke durchgeführt werden soll? 

(Schwarz, SPD: Sie mit Ihrer 

Kaffeesatzlese re i!) 

Frau Martini, Ministerinfür Umwelt und Forsten: 

Wir sprechen im Kabinett nicht über alle Dinge, die wir für 

wichtig erachten, weil das in die Eigenverantwortlichkeit der 

·Ressorts gehört und die Landesregierung in ihren Ressorts 

kompetente Arbeit leistet, sodass nicht alles an den Kabi­

nettstisch getragen werden muss. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Im Übrigen will ich Ihre Auffassung etwas korrigieren. Media­

tionsverfahren sind nicht dazu gedacht, gesetzlich vorge­

schriebene Planungsabläufe zu verhindern. 

(Schwarz, SPD: Oder zu behindern!) 

Sie sind dazu gedacht, sie im Vorfeld auf- und vorzubereiten. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Da hätten Sie doch die Chance gehabt!) 

Wenn ein Antragsteller für ein Vorhaben vorhanden ist- zum 

Beispiel auch ein privater Antragsteller, wenn es sich um eine 

groß-technische Einrichtung, Anlage oder Ähnliches handelt-, 

ist er auch nicht gezwungen, das Ergebnis eines Meditions­

verfahrens zu akzeptieren und auf ein Vorhaben zu verzich­

ten, wenn im Rahmen des Mediationsverfahrens ein negati­

ves.Ergebnis herauskommen sollte. Insofern ist die Ergebnis­

offenheit - so wie Sie ,sie formulieren - mit Sicherheit falsch 

verstanden, wenn sie einen Zwang auf das anschließende ge­

setzliche Verfahren ausüben würde. Das will ich noch einmal 

deutlich machen. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das ist jetzt eine Unte·rstellung, das 

habe ich überhaupt nicht gesagt!­

Schwarz, SPD: Aber das ist immer 

der Sinn, der dahinter steckt!) 

- Wenn Sie es so nicht verstanden haben, ist es wunderbar. 

Wichtig ist, wir haben gesetzliche Verfahrensabläufe vorge­

schrieben, die ein riesiges Maß an Bürgerbeteilfgung, an Öf­

fentlichkeitsbeteiligung und an Rechten der jeweilig mit zu 

Beteiligenden beinhalten, und zwar ein so großes wie in kei­

nem anderen europäischen Land. Das Mediationsverfahren 

soll im Vorfeld solcher Verfahren versuchen - ob es gelingt . 

oder nicht, ist die andere Frage.-. eine möglichst breite Ak­

zeptanz für Verfahrenswege und auch für Projekte und Anla­

gen zu schaffen. Am Schluss muss dann derjenige, der einen 

Antrag eingebracht oder ihn gestellt hat, ein Verfahren auf 

den Weg bringen .. Er muss beurteilen, ob er bei seiner Ent­

scheidung für den Bau einer Anlage zum Beispiel aufgrund 

eines negativen Mediationsverfahrens bleibt oder nicht. 

Wenn er dabei bleibt, wird dieses Verfahren ganz normal 

nach den gesetzlichen Vorschriften durchzuführen sein und 

gegebenenfalls natürlich auch genehmigungsfähig sein. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Thomas. 

Abg._Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich glaube, mit dem Verständnis, dass das Mediationsverfah­

ren als Verhinderungsstrategie für Projekte von uns so· vorge­

tragen wird, treffen Sie meines Erachtens nicht seine Auffas-

• 
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sung. Ich glaube nämlich, dass im Mediationsverfahren -ich 

komme gleich zur Frage-

(Staatsminister Bauckhe~ge: Das haben 

wir schon gemerkt, dass Sie 

nicht gefragt haben!) 

natürlich im Vorfeld auch über Ausgleichsmöglichkeiten 

nachzudenken ist. 

Frau Martini, teilen Sie meine Auffassung, dass die Position, 

die Ihr Kollege Bauckhage in einem Schreiben an den Vorsit­

zenden des BUND vorgetragen hat, dass nämlich einem Me­

diationsverfahren keine Chance eingeräumt werden kann, 

wenn der Straßenbaulastträger nicht auf die Neubaumaß­

nahme verzichten wird, dass diese Positionsbeschreibung ei­

gentlich deutlich macht, dass es der Landesregierung nicht 

um eine gemeinsame Entwicklung zur Lösung der regionalen 

Verkehrsprobleme geht, sondern lediglich um die Durchset­

zung. eines aus überregionalen Gesichtspunkten gewünsch-

ten Straßenbauprojekts? -

(Mertes, SPD: .,Lediglich" wird 

dazu gesagt!) 

Frau Martini, Ministerin_für Umwelt und Forsten: 

Ich teile Ihre Meinung nicht. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Mertes. 

Abg. Mertes, SPD: 

Frau rv)inisterin, sind Sie bereit und imstande, der:n Parlament 

einmal darzulegen, welche Mitwirkungsmöglichkeiten allein 

im Planfeststellungsverfahren liegen 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das wissen wir!) 

und in welchen Dimensionen Beteiligung, Fragen, Kritik, An­

regungen innerhalb des gesetzlichen Verfahrens möglich 

sind, weil ich den Eindruck habe, hier soll so geredet werden, 

-dass nur Mediation dazu führt, dass man Anregungen, Kritik 

und Hinweise geben könnte? 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Es geht um Ausgleich, Herr Mertes!) 

Im Übrigen wollen wir diese Brücke. Das ist politischer Wille. 

Präsident Grimm: 

Geben Sie doch bitte der Frau Ministerin die Chance, auf die­

se Frage _zu antworten. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das will er ja gar nicht!) 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Herr Abgeordneter Mertes, ich bin dazu gern in der Lage. 

Aber ich glaube, wenn ich jetzt anfinge, über das Verwal­

tungsverfahrensrecht und über die entsprechenden gesetzli­

chen Bestimmungen zu sprechen, würde das den Umfang der 

Fragestunde sprengen. Gleichviel, wir haben ein sehr um­

fangreiches Beteiligungsverfahren in unseren deutschen Ge­

setzen, in den Planfeststellungsverfahren und den zugrunde 

liegenden Gesetzlichkeiten, die die B_eteiligung und das Ein­

bringen sämtlicher Zweifel, Anregungen, Bedenken, Wider­

sp~üche ermöglichen, und zwar von jedem, der davon betrof­

fen ist, privater oderöffentlicher Natur. 

Die Planfeststellungsbehörde ist gesetzlich verpflichtet, alle 

im Rahmen eines Verfahrens eingebrachten Einwendung_en, 

Widersprüche und Ähnliches zu behandeln und in einen Ab­

wägungsprozess- dies ist das Wichtige- einzustellen und am 

_Schluss zu entscheiden, welchen Bedenken stattgegeben und 

welchen Bedenken nicht stattgegeben wird. Unter dem Strich 

ist dann die Entscheidung zu treffen, ob das Verfahren ge­

nehmigungsfähig oder nicht genehm'igungsfähig ist. 

Also die Rechte sind sehr umfangreich. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Rösch. 

Abg. Rösch, SPD: 

Frau Ministerin, können Sie bestätigen, dass derzeit Aus­

gleichsmöglichkeiten für die unterhalb der Brücke betroffene 

Gemeinde geprüft werden? 

Ist Ihnen bekannt, dass es nicht nur die Beschlüsse des Ver­

bandsgemeinderats in Bernkastei-Kues gibt, sondern dass es 

auch einstimmige Beschlüsse anderer Verbandsgemeinden 

gibt, die den unverzüglichen Ausbau fordern? 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Dies ist mir bekannt, und das wird auch im Rahmen der Ab­

wägungsprozesse zu berücksichtigen sein. · 
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Präsident Grimm: Fördermittel bei der EU, dem Bund und privaten Organisa­

tionen sowie der Leitung des momentanen u'nd zukünfti­

Weitere Fragen?- Herr Berg, bitte schön. 

Abg. Berg, CDU: 

Fra_u Staatsministerin, können Sie bestätigen, dass innerhalb 

dieses gesetzlichen Planfeststellungsverfahrens insbesondere 

auch ökologische Gesichtspunkte in ausreichendem Maße be­

leuchtet und durchleuc~tetworden sind und werden? 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Davon gehe ich aus. Wenn dies nicht der Fall wäre, wäre das 

Verfahren nicht ordnungsgemäß durchgeführt und könnte 

auch nicht genehmigt werden. 

Präsident Grimm: 

Weitere F.ragen sehe ich nicht. Damit ist die Mündliche Anfra­

ge_ beantwortet. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Ich rufe. nun die ]VIündliche Anfrage des Abgeordneten 

Dr. Bernhard Braun (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Gefährdung 

des Projektes Tierauffangstation des gemeinnützigen. Ver­

eins., Tierart e. V/' betreffend, auf. 

Herr Dr. Braun, bitte schön. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie wurde der Landtagsbeschluss vom 30. März 2000 zu 

den Drucksachen 13/5318/5408 .,Förderung des Tierschut­

zes- Finanzielle Unterstützung der einzigen Tierauffangs­

tation in Rheinland-Pfalz" bisher umgesetzt? 

2. Welche Initiativen hat die Landesregierung auf den Weg 

· gebracht, um die Arbeit· der Tierauffangstation des ge­

meinnützigen Vereins .,Tierart e. V." fin·anz[ell zu unter­

stützen? 

3. Welche Mittel können in diesem Zusammenhang u. U. für 

einzelne Förderzwecke (Baukosten, Personalkosten, Fut­

termittel etc.) zur Verfügung gestellt werden? 

4. ·Unter welchen Voraussetzungen kann ein Personalkos­

tenzuschuss entsprechend dem Beispiel des Landes Nie­

dersachsen für einen hauptamtlichen Mitarbeiter ge­

währt werden, um den Verein bereits bei der Konzeptio­

nierung und Planung der Anlage, der Antragstellung für 

gen Betriebs der Station zu unterstützen? 

Ich frage vor dem Hintergrund, dass anscheinendVerhand­

lungenmit dem Zoo Landau durchgeführt wurden, die genau 

in eine andere Richtung gehen als der Beschluss des Plenums. 

Präsident Grimm: 

. . 
Zur Beantwortung erteile ich Staatsministerin Frau Martini 

das Wort. 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Ich darf die Fragen wie folgt beantworten: 

Zu den Fragen 1 und 2: Die Landesregierung begrüßt ebenso 

wie der rheinland-pfälzische Landtag die Initiative zur Schaf­

fung einer Aufnahmestation für beschlagnahmte Öder sicher­

gestellte Großkatzen und Bären. 

Die Landesregierung hat Überlegungen zur Errichtung einer 

Tierauffangstation bereits vor Gründung von .. Tierart e. V." 

·beratend begleitet. 

Seitdem der Verein .. Tierart" als Gesprächspartner zur Verfü­

gung steht, werden im Dialog zwischen dem Ministerium für· 

Umwelt und Forsten und dem Vorstand des Vereins die erfor­

derlichen Voraussetzungen zur Umsetzung des Beschlusses 

des Landt<ills besprochen: 

Vonseiten meines Hauses wurden die bestehenden haushalts­

rechtlichen Bestimmungen erläutert. Darüber hinaus wurden 

dem Verein auch geeignete Ansprechpartner für eine fachli­

che Begleitung der Planung genannt. 

Zu den Fragen 3 und 4: Für jede Vergabe von Mitteln aus · 

dem Haushalt des Landes Rheinland-Pfalz sind haushalts- · 

rechtliche Kriterien zu erfüllen. 

Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 

können Baukosten für die zu errichtende Tierauffangstation 

gefördert werden. Ich habe bereits im Umweltausschuss da· 

rauf hingewiesen. Hierbei sind aber die Voraussetzungen der 

§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung sowie der dazu er-

. gangenen Verwaltungsvorschriften ein zu halten. 

Wenn gewünscht, zitiere ich diese gern. 

Diese Mittel sind für einzelne sachlich und zeitlich begrenzte 

Vorhaben einzusetzen. 

Von dieser Projektförderung ist die institutionelle Förderung 

abzugrenzen. Im konkreten Fall wären zum Beispiel die lau­

fenden Personalkosten und die Futterkosten der institutio­

nellen Förderung zuzuordnen. " 

• 

• 



Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode- 112. Sitzung, 15. Juni 2000 8423 

Mittel zur institutionellen Förderung dürfen unter den Vor­

aussetzungen des§ 23 der Landeshaushaltsordnung erst ver­

anschlagt werden; wenn. der Zuwendungsem pfänger einen_ 

Haushalts- und Wirtschaftsplan vorgelegt hat. Dieser muss al­

le zu erwartenden- Einnahmen, alle voraussichtlich zu leisten­

den Ausgaben sowie einen Or~anisations- und Stellenplan 

enthalten. 

Mittel zur institutionellen Förderung des Betriebs einer Tier­

auffangstation sind im aktuellen Haushaltsplan nicht veran­

schlagt. Es bleib.t daher zu prüfen, ob einzelne Aufwendun­

gen unter den vorgenannten Voraussetzurigen. im Rahmen 

einer Projektförderung gefördert werden könnten. 

Dies könnte dann der Fall sein, wenn im Rahmen einer sach­

lich und zeitlich begrenzten Aufgabenstellung auch Personal­

kosten entstehen. 

Nach dem Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit ist die günstigste Relation zwischen dem ver­

-folgten Zweck und den einzusetzenden Mittel anzustreben. 

Gleichzeitig sind die Mittel auf den zur Erfüllung der Aufga­

be unbedingt notwendigen Umfang zu beschränken. 

So weit die Antwort. 

Präsident Grimm: 

Eine zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

·Frau Ministerin, Tatsache ist, dass der Verein bisher keine 

"müde" Mark -gesehen hat t,!nd es Angebote gab, für 

35 000 DM eine Voliere zu finanzieren. Das hilft dem Verein 

nicht weiter. Genauso hatten wir das im Plenum und im Uril­

weltausschuss diskutiert. 

Ich frage mich im Moment und ichfrage auch Sie, ob Sie es 

ernsthaft verfolgen, den Verein bei seiner Arbeit vor Ort ent­

sprechend zu unterstützen, vor allem vor _dem Hintergrund, 

dass Sie die Tierauffangstation des Landes, das heißt dieses 

Geb~ude und das Grundstück, das das Land vor zehn Jahren 

gekauft hatte, um eine Tierauffangstation zu errichten, · 

schon verkauft haben. im Moment haben Sie keine andere 

Chance, als mit_ dem Verein zusammenzuarbeiten. Wieso 

kommt es dann nicht zu einer Zusammenarbeit? 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Ich habe bereits deutlich gemacht, dass sehr wohl eine Zu­

sammenarbeit und a.uch ständiger Gesprächskontakt mit 

meinem Haus besteht. Der Punkt ist, dass die Voraussetzun­

gen, die wir für die Auszahlung von Mitteln nach der Landes­

haushaltsordnung benötigen, noch nicht erfüllt sind, um die-

se entsprechend vornehmen zu können. So ist zum Beispiel in 

einem Tele_fonat mitgeteilt worden, dass man jetzt·einen an­

deren Standort suche. Es ist jetzt gar nicht sicher, ob es bei 

diesem Standort bleibt. Man bemüht sich um ein Gelände, 

das man entweder kaufen oder in Erbpacht übernehmen 

könnte. Zurzeit ist ein bestimmtes Gelände im Kreis Südwest­

pfalz im Gespräch. 

Also Sie sehen, da gibt es noch viel Ungeklärtes. Sie sehen bit-_ 

te auch n.ach, dass wir nur dann die Auszahlung von Geldern 

vornehmen können, wenn wir- wie üblich und im öffentli­

chen Bereich normal - einen entsprechenden Antrag, eine 

Konzeption, eine Vorstellung, eine Kostenschätzung und 

Ähnliches auf dem Tisch liegen haben. 

Wir sind bemüht, beratend tätig und mit ,.Tierart e. V." im 

Gespräch, damit wir das mit befördern. Aber zum jetzigen 

Zeitpunkt ist die Situation nicht so, dass wir eine Zahlungsan­

weisung ausfertigen könnten. 

Präsident Grimm: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Nagel. 

· Abg. Nagel, SPD: 

·Frau Ministerin, genau auf den letzten Teil Ihrer Ausführun­

gen beziehtsich meine Frage. -

Gehe ich recht in der Annahme, dass es, solange die Grund­

stücksfrage nicht definiti_v geklärt ist, geradezu unverant­

wortlich wäre, in beträchtlicher Größenordnung einen Lan­

deszuschuss fließen zu. lassen, solange nitht klar ist, wo diese 

Tierauffangstation definitiv angesiedelt werden soll? 

Eine zweite Frage: Sie sprachen von der Personalkostenför­

derung. Teilen Sie meine Befürchtung, dass dann, wenn wir 

auf Dauer in eine Personalkostenförderung einsteigen wür­

den, vielen Tierschützern, die ehrenamtlich im Land arbeiten, 

vielleicht ein bisschen vor den Kopf gestoßen würde? 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Zur ersten Frage: Ich sehe das genauso Wie Sie. Im Ausschuss 

für Umwelt und Forsten haben wir erklärt- das entspricht der 

Beschlusslage des Landtags-, dass wir natürlich bereit sind, 

Zuschüsse zum Bau einer Unterbringung für die vier Tiger zu 

leisten. Wir müssen aber wissen, in welcher Größenordnung 

sich das abspielt und wo, wann und von wem was gebaut 

wird. 

So weit sind wir leider noch nicht; denn die derzeitige Unter­

bringt.ingssituation der Tiere ist nicht besonders erfreulich. 

Unter anderen Gesichtspunkten gesehen könnte einiges an 

Kritik geübt werden. 
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Wir drängen darauf, und darOber diskutieren wir mit dem 

Verein Tierart e. V., dass versucht wird, die Tiere .anderweitig 

weiter zu vermitteln. Uns wird übermittelt, dass die Möglich­

keit besteht, und dann besteht die Möglichkeit wieder nicht. 

Weitergehendes will ich an dieser Stelle nicht deutlich ma­

chen. 

Zu Ihrer zweiten Frage, Herr Abgeordneter Nagel: Das trifft 

natürlich auch zu. Wir sind bereit und in der Lage, einen Teil 

der Personalkosten· mitzutragen. Das erfordert ein Gesamt­

konzept, das aber nicht vorliegt. 

Es kann nicht sein, dass mit einer guten Absicht und einer 

sinnvollen Zielrichtung, die von der Landesregierung unter- . 

stützt wird, eine Situation finanziert wird, die nicht klar ge­

nug ist, vor allen Dingen auc:h nicht klar genug bezüglich der 

Zielrichtung der weiteren Ent~icklung der Tierauffangsta­

tion. Es kann nicht sein, dass wir sozusagen ~ine Station mit 

organisieren, die Anlass dazu gibt, dass alle Zirkustiere 

Deutschlands, die in den Zirkusarenen nicht mehr dem Geld­

erwerb dienen, in der Tierauffangstation untergebracht wer­

den können. Das muss auch bedacht werden. 

Wir führen Gespräche und benötigen meh.rere Details. 

Präsident Grimm: 

Eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Braun. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Frau Staatsministerin, darf ich nochmals festhalten, dass Sie 

bereit sind, Personalkosten in der Vorbereitung der Tierauf­

fangstation zu fördern? 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Ich habe gesagt, dass wir bereit sind, Personalkosten im Rah­

men unserer haushaltsrechtlichen Vorgaben zu zahlen. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sie haben gesagt, dass sich die haushaltsrechtlichen Vorga­

ben derzeit so darstellen, dass Sie keine Personalko5ten be­

zahlen können. 

Frau Martini: Ministerin für Umwelt und Forsten: 

So ist es. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sie sind also bereit, etwas zu tun, was Sie nicht tun können. 

Sehe ich das richtig? 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Der Antragsteller muss, wie jeder andere Antragsteller auch, 

die Voraussetzungen für eine Förderung schaffen. Wir sind 

beratend tätig; damit er dies tun kann. Bis zum jetzigen Zeit­

punkt istdas aber noch nicht in ausreichendem Maße erfolgt. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Arbeitet Ihr Ministerium weiterhin an Alternativen zu der 

Tierauffangstation, beispielsweise mit dem Zoo Landau, der 

die Tierauffangstation nicht unterbringen kann? 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Wir arbeiten nicht an Alternativen. Wichtig ist aber, dass wir 

uns·nach Alternativen umsehen. Da~ ist meiner Meinung nach 

auch völlig gerechtfertigt; denn die Mittel, die für den Be­

reich Tierschutz und für d-ie Unterstützung tierschutzrelevan­

ter Einrichtungen zur Verfügung stehen, sind nicht so groß, 

dass ein Großteil des Geldes an einer e'inzigen Tierauftang­

station verausgabt werden kann. 

Wenn es eine Möglichkeit gäbe, Synergieeffekte und damit 

Kostenvorteile zu erreichen, um den Tierschutz gleich gut 

oder besser zu realisieren, _würde mich das außerordentli-ch 

freuen. Das gebe ich zu. So weit sind wir aber noch nicht. 

Präsident Grimm: 

· Weitere Fragen liegen nicht vor. Die Mündliche Anfrage ist 

damit beantwortet. 

Vielen Dank, Frau Ministerin. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich freue mich, Schülerinnen und Schüler, die am Landtagsse­

minar teilnehmen, .als Gäste begrüßen zu können. Herzlich 

willkommen im Landtag! Herzlichen Dank für das Interesse 

an unserer Arbeit. 

(Beifall im Hause) 

Ich rufe nun die Mündliche Anfrage der Abgeordneten 

Frau lse Thomas (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Ablehnende 

Stellungnahme des Finanzministers zur Ökosteuer betref­

fend, und die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Herbert 

Julien (CDU), Haltung der Landesregierung zu der so genann­

ten "Ökosteuer" betreffend, auf. 

Bitte schön, Frau Thomas! 

• 
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Abg. Frau Tho~as, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Hat der Herr Finanzminister in seiner kritischen Äußerung 

zur Ökosteuer seine Privatmeinung geäußert oder vertritt 

die Landesregierung diese Auffassung? 

2 .. Ist es zutreffend, dass bei Aussetzung der nächsten Stufe 

der Ökosteuer -- so wie e·s der Herr Finanzminis-ter gefor­

dert hat- auch die Finanzierung eines Teils der Renten aus 

diesem Steueraufkommen wegfallen würde? 

3. Welche Vorschläge zur Rentenfinanzierung hat der Herr 

Finanzminister, wenn er auf die Einnahmen aus der Öko­

steuer verzichten will und weder eine Rentenküriung 

noch einen Anstieg der Rentenbeiträge herbeiführen 

will? 

Präsident Grimm: 

Herr Jullien, tragen Sie bitte Ihre Fragen vor. 

Abg. Jullien, CDU: 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Trifft es zu, dass der im Bundespräsidium der SPD geschei­

terte Vorschlag des Ministerpräsidenten zur Erhöhung der 

steuerlich absetzbaren Kilometerpauschale aus der ver­

späteten Erkenntnis folgte, dass die so genannte "Öko­

steuer" zu sozial ungerechten Belastungen für die über 

800 000 Berufspendler des Landes geführt hat? 

2. Hält der Ministerpräsident im Gegensatz dazu die finan­

ziellen Belas-tungen all derer, die im Gegenzug zu der so 

genannten "Ökosteuer" keine Entlastung bei den Renten­

beiträgen erhalten, also zum Beispiel der Rentner, der Ar­

beitslosen, der Sozialhilfeempfänger und der Studenten, 

für gerechtfertigt? 

(Pörksen, SPD: Um die Sozialhilfeempfänger 

machen Sie sich besondere Sorgen! 
D·as glaube ich Ihnen!) 

-Hören Sie doch einmal zu. 

3. Ist sich die Landesregierung darüber im Klaren, dass die 

Arbeitnehmerfamilien unser~s Landes keine der Belas-

. tung durch die "Ökosteuer" äquivalente Entlastung bei 

den Rentenbeiträgen ·erhalten, sondern im Gegenteil be­

sonders als Mitarbeiter von steuerlich begünstigten Groß­

betrieben durch ihre "Ökosteuer" die Reduzierung des 

Arbeitgeberanteils an ihrer Rentenversicherung noch mit­

bezahlen? 

4. Beabsichtigt die Landesregierung die Unterstützung des 

von der Regierung des Saarlandes angekündigten Ent­

schließungsantrags im Deutschen Bundesrat, mit dem die 

· Bundesregierung aufgefordert werden soll, die nächsten 

Stufen der "Ökosteuer" auszusetzen und die "Ökosteuer" 

gr_undsätzlich zu überden~en? 

Präsident Grimm: 

Es antwortet Herr Staatssekretär Dr. Deubel. 

Dr. Deubel, Staatssekretär: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die in den vergan­

genen Monaten zu beobachtenden Benzinpreissteigerungen 

lassen sich, wie es allgemein bekannt ist, in erster Linie auf 

Faktoren zurückführen, die vom Weltrohölmarkt bestimmt 

werden. Zu nennen sind die Entwicklung des Dollar-Kurses, 

diegedrosselten OPEC-Fördermengen und eine gestiegene 

Rohölnachfrage durch die Vereinigten Staaten von Amerika. 

Der Preis für ein Barrel, also 159 Liter Rohöl, ist von 

rund 10 Dollar Anfang 1999 auf nun durchschnittlich 28 Dol­

lar gestiegen. Dies entspricht einer Verteuerung um 180%. 

Gleichzeitig ist der Dollar im Verhältnis zur D-Mark mehr als 

20 Pfennige teurer geworden. Dies führt dazu, dass sich der 

Rohölpreis in D-Mark mehr als verdreifacht hat. 

Die Anhebung der Mineralölsteuer zu Beginn dieses Jahres 

hat dagegen mit ca. 7 Pfennigen inklusive Mehrwertsteuer je 

Liter am Preisanstieg je Liter Benzin von ca. 50 Pfennigen in­

nerhalb des letzten Dreivierteljahres nur einen untergeord­

neten Anteil. Die Aussetzung oder Absc_!laffung der so ge­

nannten Ökosteuer würde ·das Benzinpreisniveau nur um 

ca~ 7 Pfennige absenken. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Mündliche Anfrage 

der Abgeordneten Frau Thomas wie folgt. 

Zu Frage 1: Der Herr Finanzminister hat in der Vergang-enheit 

als Minister eines Pendlerlandes und a_ngesichts .k~äftig stei­

gender Benzinpreise Sympathie für F~rderungen nach dem 

Verzicht auf weitere Anhebungen der Mineralölste'uer geäu­

ßert. Dabei hat er jedoch nicht das Konzept der Ökosteuer in 

Zweifel gezoge,n und stets problematisiert, dass in einem sol­

chen Fall die Finanzierungslücke in der Rentenkasse ander­

weitig geschlossen werden müsse. 

Zu Frage 2: Es ist zutreffend, dass der Bund die stufenweise 

Senkung der Beiträge zu-r Rentenversicherung um insgesamt 

gut einen Beitragspunkt bis zum Jahr 2003 aus den Steuer­

mehreinnahmen der zweiten Stufe-de[ ökologischen Steuer­

reform finanziert. Beim Aussetzen der Mineralölsteuererhö­

hung entstünde für den Bundeshaushalt e(ne entsprechende 

Finanzierungslücke. 
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Zu Frage 3: Der Herr Finanzminister hat mit seiner Aussage 

lediglich darauf hingewiesen, dass eine Diskussion über eine 

Aussetzung oder Abschaffung der Ökosteuer nur dann ehr­

lich geführt werd_en könne, wenn die Finanzierung der Ren­

ten auf andere Weise, und zwar ohne Anstieg der Rentenbei­

träge, sichergestellt werden könne. 

Nun zur Mündlichen Anfrage des Herrn Abgeordneten 

Jullien. 

Zu Frage 1: Nein. 

Zu Frage 2: Unter der alten CDU-gefüh.rten Bundesregierung 

ist die Mineralölsteuer seit 1988 viermal erhöht worden. Da­

bei stieg beispielsweise bei bleifreiem Benzin die Mineralöl­

steuer von 47 Pfennige pro Liter um 51 Pfennige auf 98 Pfen­

nige pro Liter. Die Umsatzsteuer, die übrigens 1992 und 1998 

. zweimal erhöht wurde, ist in den genannten Beträgen noch 

nicht berücksichtigt. 

(Dr. Mertes, SPD: Weiß der · 

Jullien das!) 

Die jeweiligen' Mineralölsteuerzuschläge waren meist erheb­

lich einschneidender als jede Stufe der ökologischen Steuer­

reform. 

(Beifall·der SPD) 

So betrug beispielsweise---

(Keller, CDU: Gott sei Dank sehen 

das die Menschen anders!­

Unruhe) 

-Kann ich mit meiner Anwort fortfahren? 

(Zuruf des Abg. Anheuser, CDU) 

-Herr Abgeordneter Anheuser, Ihr Kollege Herr Jullien hat ei­

ne Anfrage an die Landesregierung gestellt. Die wird nach 

bestem Wissen und Gewissen beantwortet. Das geschieht ge­

rade. Wenn ich das nicht soll, darin müssen Sie das sagen. 

(Jullien, CDU: Darf ich um 

die Antwort bitten!) 

-Danke, Her.r Jullien, dann will ich meine Antwort fortsetzen. 

Allein im Jahr 1991 betrug der Zuschlag 25 Pfennige je Liter 

inklusive Umsatzsteuer. Im Jahr 1994 wurde um über 18 Pfen­

nige inklusive Umsatzsteuer erhöht. 

Dennoch waren die Mineralölsteuererhöhungen seinerzeit 

nicht Anlass für Kritik an den daraus entstehenden finanziel­

len Belastungen für Rentner, Arbeitslose, Sozialhilfeempfän­

ger oder Studenten, die keinerlei Entlastung erfuhren. 

(Pörksen, SPD: Hört, hört!) 

Zu Frage 3: Die Entlastung der Unternehmen, insbesondere 

der personalintensiveren kleinen und mittleren Unterneh­

men, sowie der Arbeitnehmer selbst durch die Absenkung 

der Rentenbeiträge ist im Sinne der Landesregierung. Hier­

durch wird der Faktor Arbeitfür die Unternehmen verbilligt, 

und die Arbeitnehmer verfügen über höhere Nettoeinkorl}­

men. Durch die zum Teil sehr komplizierten Regelungen sind 

die Auswirkungen auf die Unternehmen allerdings nicht ein­

heitlich. 

Zu Frage 4: Diese Frage kommt eigentlich in jeder Sitzung, 

und die Antwort.ist auch immer wieder die gleiche: Die Lan­

desregierung entscheidet immer dann, wenn eine Sitzung 

des Bundesrats anliegt, also in der Kabinettssit~ung vor einer 

Bundesratssitzung. Der Punkt steht nicht a·uf der Tagesord­

nung, sondern ist an die Ausschüsse überwiesen worden. 

So weit meine Antworten. 

Präsident Grimm: 

Gibt es Zusatzfragen? 

(Jullien, CDU: Die Landesregierung 

sieht keinen Handlungsbedarf!) 

Das ist nicht der Fall. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion hat gemäß § 96 

·der Geschäftsordnung des Landtags eine Aussprache über die 

Mündliche Anfrage des Abgeordneten Herbert Julien (CDU), 

Haltung der Land.esregierung zu der so genannten ,.Öko­

steuer" betreffend, gefordert. Ich gehe davon aus, dass auch 

die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Frau lse Thomas 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Ablehnende Stellungnahme des 

Finanzministers zur. Ökosteuer betreffend, mit einbezogen 

wird. Ich sehe keinen Widerspruch. Dann verfahren wir so. 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Herbert Jullien das Wort. 

Abg. Jullien, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! · 

Nach. meinem Keimtnisstan<;i und nach der Auffassung vieler 

Bürgerinnen und Bürger hat es in der Vergangenheit noch 

keine Steuerart und noch keine Steuergesetzgebung gege­

ben, bei der Abzocken und Abkassieren so im Vordergrund· 

stand wie bei der von der rotgrünen Bundesregierung be­

schlossenen Energiebesteuerung, 

(Beifall der CDU) 

die unter Vortäuschung von falschen Tatsachen den Bürge­

rinnen und Bürgern als so genannte Ökosteuer verkauft wird. 

Diese Ökosteuer ist eine Täuschung der Bürgerinnen und Bür-

• 

.e 
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ger. Sie ist umweltp_olitisch und wirtschaftspolitisch verfehlt 

und hat nur eine Zielsetzung: Höhere Steuern, höhere Abga­

ben. und höhere Belastungen für die Menschen in Deutsch­

land. 

(Beifall der CDU) 

Diese suggerierte Ökosteuer, von der rotgrünen Bundesre­

gierun-g als der Kernpunkt ihrer Wirtschafts- und S_ozialpolitik 

bezeichnet, soll dazu beitragen, insbesondere_ die Lohnne-

. benkosten, aber auch die Schadstoffemissionen zu senken. 

Bereits heute kann gesagt werden, dass keines dieser ange­

kündigten Ziele erreicht wird. Es wird weder zu einer spürba­

ren Senkung der Lohnnebenkosten kommen noch werden 

die Schadstoffemissionen reduziert werden. 

(Pörksen, SPD: Dummes Geschwätz!) 

Das ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass die 

energieintensiven Betriebe mit einem um 20 % ermäßigten 

Steuersatz geschont werden, während 111ittelständische Be­

triebe und Unternehmen sowie Privathaus-halte im Wesentli­

chen ·mit dieser ·neuen Energiesteuer belastet werden. Meine 

Damen und Herren, insoweit ist diese Steuer zu allem geeig­

net, nur nicht dazu, dass sie zur Verbesserung und zum 

Schutz der Umwelt beitragen wird. 

(Beifall der CDU) 

Wer muss denn die· als Ökosteuer umschriebene Energiesteu­

er pezahlen? Wer sind di"ejenigen, die dadurch zur Kasse ge­

beten werden? Am Beispiel einer vierköpfigen Familie mit 

zwei schulpflichtigen Kindern ur.1d einem Bruttofamilienein­

kommen von 70 000 DM will ich Ihnen einmal erläutern, was 

jeweils anfällt und in welcher Art und Weise eine solche Fami­

lie eine Entlastung erfährt. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNE~: 

Vorsicht, Vorsicht, Sie haben sich 

schoneinmal verrechnet!) 

- Frau Thomas, hören Sie genau zu und beherrschen Sie die 

Grundrechenarten. Dann können Sie mein Beispiel nachvoll­

ziehen. 

Berücksichtigen wir, dass dieser Familienvater täglich 40 Kilo­

meter einfach, also 80 Kilometer, zuseinem Arbeitsplatz zu­

rücklegen muss, dann ergibt sich für ihn durch die Energie­

steuer eine Belasturig in Höhe von rund 180 DM jährlich. 

Wenn wir die Aufwendunge-n für Heizung und Warmwasser 

mit einbeziehen, haben wir in diesem Bereich auch einen 

Mehraufwand von rund 200 DM. Die Stromerhöhung, gering 

kalkuliert mit 280 DM, ist ebenfalls inzwischen eine Zahl, die 

eher untertrieben als übertrieben ist. Wenn wir uns darauf 

berufen, wie inzwischen die Heizölpreise steigen, ist bei einer 

90 Quadratmeter großen Wohnung-mit jährlich 400 DM ge­

stiegenen Heizölkosten zu rechnen. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPb) 

. Wenn wir hinzurechnen, was die Hin- und _Rückfahrt zum Ar­

beitsplatz kostet, sind-wir bei ungefähr 600 DM. Für sonstige 

Fahrten wie Urlaub und dergleichen will ich nur einen Mehr­

aufwand von 350 qM ansetzen. Die Erhöhung der ÖPNV­

Preise, insbesondere wenn die Kinder zur Schule fahren müs­

sen, macht einen Betrag von 100 DM aus. Wenn wir das zu­

sammenrechnen, sind das insgesamt rund 1 500 DM. 

Die Entlastung infolge der Absenkung des Arbeitnehmerbei­

trags zur Rentenversicherung ·macht einen Betrag von rund 

650 DM oder 675 DM aus. Damit sind wir bei einer jährlichen 

Mehrbelastung von über 800 DM für diese Familie. 

Dann kommen Sie noch und wollen erzählen, dass diese Öko­

steuer sozial gerechtfertigt. und insbesondere ein guter Bei­

trag für die Umwelt ist. 

(Beifall der CDU) 

Wer jetzt noch von sozialer Gerechtigkeit spricht, ist entwe­

der unbelehrbar oder versteht einfach die Grundrechenarten 

nicht. 

. Meine Damen und Herren, auch die Geschichte, die immer 

wieder erzählt wird, dass durch die Ökosteuer eine spürbare 

Absenkung der Lohnnebenkosten erreicht werde, die auf 

Dauer erfolge, ist eigentlich nur.Augenwischerei und trifft im 

Grunde genommen nicht zu. Überall wird von der rotgrünen 

Bundesregierung propagiert, 

(Glocke des Präsidenten) 

dass diese Ökosteuer zur Absenkung der Lohnnebenkosten 

verwendet wird. Wenn sie das aber in der Tat. so umsetzen 

würde, müsste sie nicht im jahr 2003 einen .~etrag von unge­

fähr 19,1 % ansetzen, sondern einen Betrag, der weit unter 

18% liegt. Auf diese Art und Weise .werden über 10 Milliar­

den DM nicht für die Absenkung der Lohnnebenkosten ver­

wendet, sondern mehr oder weniger zur Deckung von Haus-
. • I 

haltslöchern im allgemeinen Haushalt. 

Es gibt eine zweite Runde, in der ich Ihnen dazu noch etwas 

erzählen werde. 

(Beifall der CDU} 

Präsident Grimm: 

Ich erteile derAbgeordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Jullien, Sie haben eine 

entscheidende Einschränkung am Anfang Ihrer Rede ge­

macht. Sie haben sich. nämlich auf Ihren Kenntnisstand bezo­

gen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und der SPD) 
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Wenn Sie sagen, ich kann mich nicht daran erinnern, dass es 

jemals eine solche Abzockerei gegeben hat, möchte ich Ihrer 

Erinnerung ejnmal auf die Sprünge helfen. Ich möchte Ihnen 

sagen; .dass Ihr Bundesfinanzminister, als er noch Waigel 

hieß, in diesen 16 Jahren der Kohl-Regierung die Mineralöl­

steuer sprunghaft um etwa 50 Pfennige erhöht hat, und zwar 

ohne jede Gegenleistung. 

(Zurufe von der CDU) 

Wenn sie von Abzocken reden, dann kehren Sie erst einmal· 

vor Ihrer Tür. Das ist nichts als dumpfe Polemik, was Siege­

meinsam mit diesem Herrn von der· Tankstelle bringen, der 

seine philosophischen Betrachtungen über die Ökosteuer an­

stellt. 

Meine Damen und Herren, Herr Jullien, die Ökosteuer ist ein 

Konzept, das auf Langfristigkeit und Planbarkeit setzt. Wenn 

Sie bei Ölpreiserhöhungen bei einem ungünstigen Euro- und 

Dollarkurs jede Möglichkeit nutzen und d~n Volkszorn auf­

wiegeln wollen, tun Sie nichts anderes, als eigene. Überlegun­

gen mit aus dem Fenster zu schütten. 

Ich erinnere Sie daran. Nicht nur Herr Schäuble, sondern ·auch 

Frau Merke!, in ihrer Zeit als Umweltministerin, wollten 

nichts anderes, als eine Energiesteuer einsetzen, und zwar im 

Zusammenhang mitder Klimaschutzpolitik. 

Meine Damen und Herren, es wurde bereits bei der Antwort 

darauf hingewiesen, dass es viele Faktoren für die E,rhöhung 

des Benzinpreises gibt. Ich habe großes Verständ'nis fü.r dieje­

nigen, die an derTanksteile erst einmal zurückschrecken und 

diese Benzinpreiserhöhung am eigenen Leib erleben. 

Herr Jullien, Ihre Rechenbeispiele- diese haben Sie schon ein­

mal präsentiert- sind aber an den Haaren herbeigezogen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie m·achen in diesem Fall wirklich die Moselaner Milchbubi­

rechnung auf. Sie· berücksichtigen nicht, was es an Steuerent­

lastungen für genau diese Personenkreise gibt, die Sie ange­

sprochen haben.Sie rechnen lediglich die Senkung des Ren­

tenbeitrags gegen den Anstieg der Benzinpreise auf. Siebe­

rücksichtigen nicht, was die Familien durch die Kindergelder­

höhungen, die Steuerreform und die Steuersatzsenkungen 

mehr haben. Wenn Sie das berechnen, wissen Sie, dass genau 

d.iese Personenheise, von denen Sie gesprochen haben, heu­

te deutlich mehr in der Tasche haben als zu jeder Zeit in Ihrer 

Regierungsverantwortung. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und der SPD-

Zurufe von der CDU) 

Meine Damen und Herren von der CDU, Ihre Haltung - die 

F.D.P. sekundiert auch gern, weil sie auch ein bisschen vom 

Volkszorn profitieren möchte - und Ihre Aufforderung, die 

Ökosteuer aus- bzw. abzusetzen, führen dazu, dass Sie in 

Kauf nehmen würden, in den kommenden vier Jahren auf 

mehr als 500 000 Jobs zu verzichten. 

Wenn Sie sich mit den Untersuchungen des RWI beschäftigen, 

das eine Prognose erstellt und prophezeit hat, der Verzicht 

auf eine weitere Anhebung der, Ökosteuer könnte in den 

kommenden 'fünf Jahren fast eine halbe Million Arbeitsplät­

ze kosten, dann müssen Sie das natürlich auch auf Ihren ·Ruck­

sack packen, wenn Sie mit dieser Forderung kommen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/biE GRÜNEN} 

Gleichzeitig bringen die Maßnahmen, die in Verbindung mit 

der-Ökosteuer stehen und dafür gedacht sind, einen Einstieg 

in eine moderne Energiewirtschaft zu bringen; wie zum Bei­

spiel die Förderung über das neue EEG für regenerative Ener­

gien, zusätzliche Arbeitsplätze in die ländlichen Regionen. 

Auch dort stehen Sie ohne modernes und zukunftsweisendes 

Konzept an der Seite. 

Meine Damen und Herren, genauso daneben ist der Versuch 

der Landesregierung, sich von diesem Konzept peu ~ peu zu 

entfernen.· Das riecht sehr nach Distanzierung, weil man 

glaubt, man würde dafür vor der Landtagswahl Verständnis 
I 

bekommen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Sowohl der Vorstoß von Herrn Mittler als auch von Herrn Mi­

ni~terpräsidenten Beck, statt einer Entfernungspauschale, so, 

wie sie in der Koalitionsvereinbarung auf Bundesebene ver7 

einbart ist, eine Erhöhung der Kilometerpauschale herbeire­

den zu' wollen, sind völlig ungeeignete Momente. Dieses 

Konzept der Ökosteuer muss auch bei dem erwarteten Rück­

gang der Preise überstanden werden. Wir müssen für dieses 

Konzept werben, und zwar nicht an der Tankstelle, wie. Herr 

Böhr, sondern in den Betrieben und Familien. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Joachim Mertes das Wort. 

Abg. Mertes, SPD: 

Herr. Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben uns in 

den 70er-Jahren mit der Frage herumgeschlagen, ob es rich­

tig wäre, zur Entlastung des Faktors Arbeit bei der Rationali­

sierung von Unternehmen vielleicht eine Maschinensteuer 

einzuführen. Das waren sehr ernsthafte Leute. Wir kamen zu 

dem Schluss, dass dies nicht der richtige Weg wäre, weil wir 

den Unternehmen praktisch die Rationalisierung und damit 

di~ Wettbewerbsfähigkeit absprechen würden. 
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ln den 80er-Jahren, als die Arbeit immer mehr belastet wor­

den ist- das ist ein deutsches Prinzip, die Arbeit als den Faktor 

zur Berechnung von Leistungen zu nehmen-, haben wir, und 

zwar nicht' nur die Sozialdemokraten allein, überlegt, ob es 

andere Wege gibt. Es gibt. einen schönen Satz aus dem Zu­

kunftsprogramm der CDU für den Bundestagswahlkampf 

1998. 

(Zuruf des Abg.Schöneberg, CDU) 

-Sie, werden ihn doch noch hören wollen. So schlimm kann 

der Arm. doch nicht wehtun. Ich bitte .Sie. Er ist gut und rich­

tig. 

(Zurufe von der CDU) 

Was ist denn das für eine Unruhe, wenn ich Ihre wunderba­

ren Zitate vori der Bundestagswahl1998 bringen will und kei­

ne einzige Idee von mir? Jetzt verstehe ich Sie gar nicht mehr. 

Wollen Sie davon abrücken? Wollen Sie von dem Programm 

abrücken? 

· (Zurufe von der CDU) 

Sie wollen nicht mehr, dass die Arbeit entlastet wird? Sie ver­

abschieden sich davon. Sie verabschieden sich von folgender 

Festlegung wahrscheinlich einstimmig: .,Unser Steuer- und 

Abgabesystem macht gerade das besonders teuer, wovon wir 

gegenwärtig in Überfluss haben - Arbeit. Dagegen ist das, 

woran wir sparen müssen, eher billig zu haben- Energie. 

(Staatsminister Bauckhage: 

Hört! Hört!) 

Dieses Ungleichgewicht müssen wir wieder stärker ins Lot 

bringen, wenn wir unseren beiden Hauptzielen mehr Be­

schäftigung ·und weniger Umweltbelastung näher kommen 

wollen." 

(Staatsministerin Frau Dr. Götte: 

Hört! Hört!) 

Zweites Zitat: .,Der. Einsatz des Faktors Arbeit müsste also 

durch eine Senkung der Lohnzusatzkosten relativ billig, die 

Energie- und Rohstoffpreise durch eine schrittweise Anpas­

sung der Energiepreise dagegen relativ verteuert_ wer­

den."- Wolfgang Schäuble in seinem Buch von 1998: Wir ma­

chen den Straßenverkehrteurer---

(Zuruf des Abg. Schöneberg, CDU) 

- Das tut natürlich weh. Das würde mir auch wehtun. Ich ver­

lange von Ihnen, dass Sie sagen, wie Sie den Faktor Arbeit bil­

liger machen wollen. 

(Beifall der SPD) 

Wolfgang Schäuble, 1998: .,Wir werden den Straßenverkehr 

t.eurer machen mü.ssen gerade in Deutschland. - ln den meis-

ten europäischen Ländern liegt der Benzinpreis höher als bei 

uns." Das hat er in der .,Frankfurter Rundschau" gesagt. 

Meine Damen und Herren, was hat Herr juJlien uns erzählt? 

Hat er ein so kurzes Gedächtnis? 

(Schwarz, SPD: Gar keins hat er! - · 

Dr. Mertes, SPD: Jullien hat kein 

Gedächtnis!)· 

Klaus Töpfer, der in diesem Parlament viele Anregungen ge­

geben hat und Respekt verdient, hat gesagt: .,Ich habe schon 

in meiner Zeit als Bundesumweltminister ei!le Anhebung des 

Benzinpreises in jährlichen 10-Pfennig-Schritten empfoh­

len."- 12. Januar 2000. 

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU) 

- Es ist überhaupt kein Europavorbehalt gemacht. Das ist 

doch jetzt nur der Versu-ch, sich herauszumogeln. 

(Beifall der SPD) 

. Natürlich können Sje jede Kampagne machen. Von Ihnen sind 

wir seit der hessischen Ausländerkampagne gewohnt, dass 

Sie jedes Stück auf der Straße aufheben, ~gal wer es hinge­

legt hat. Glauben Sie mir das. 

(Beifall der SPD) 

Das wird mich nicht davon abhalten, dies zu fragen. Wer die 

. Ökosteuer abschafft, muss sagen, wie er die Rentenversiche­

rung finanziert- Fragenzeichen, Ausrufezeichen. Wir woUen 

einmal sehen, ob der Kollege Böhr, der gestern nach einer 

monatelange~ Abstinenz im Parlament über zweieinhalb Mi­

nuten gesprochen hat, einmal sagt, was die CDU dann ma­

chen will. Daran sind wir einmal interessiert. Nur darzustel­

len, was andere nicht sagen, das ist zu wenig. Wir wollen ein­

mal hören, was er zur Rentenversicherung zu sagen hat. 

(Zuruf v~n der CDU) 

Herr Jullien, rechnen Sie einmal nach, wieso Sie mit zu verant-

- worten haben, dass 50 Pfennige von der alten Regierung für 

die Haushaltslöcher draufgelegt werden mussten, und wer 

jetzt in vier Jahren 30 Pfennige·zur Finanzierung der Renten­

versicherung nimmt, damit Arbeit überhaupt noch bezahlbar 

ist. Das müssen Sie beantworten. Solange Sie das nicht beant­

worten, können Sie in Ihren Kirmeszelten Ihre Reden halten. 

Sie werden aber mehr und mehr die Leute verlieren. 

(Beifall der SPD) 

. Präsident Grimm: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 

Werner Kuhn das Wort. 
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Abg. Kuhn, F.D.P.: schöpft, ohne über das· Steuerungselement "Steuererhö­

hung" zu reden. Ich sage Ihnen voraus~ vielleicht sitzen wir 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Öffentlichkeit 

ist bekannt- das ist kein Geheimniss -,dass die F.D.P. ein Aus­

setzen de~ Ökosteuer in der gegenwärtigen Situation einer 

Erhöhung der Kilometerpauschale bevorzugen würde. Das ist 

allgemein bekannt. 

Was mich an dieser Debatte aber wirklich stört, ist- jetzt Jas­

sen Sie mich auch einmal etwas polemisch werden- die dicke 

Lippe der CDU. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD­

Zurufe von der CDU) 

Was haben wir nicht alles vergessen? Wir waren zusammen 

mit der CDU in einer Koalition. Auch das ist kein Geheimnis. 

Wir können uns sehr gut daran erinnern. Wir haben das leid­

voll als Koalitionspartner erfahren, dass uns Norbert Blüm mit 

der Notwendigkeit überraschte, die Mehrwertsteuer für die 

Rente zu erhöhen. Was ist denn da passiert? Wir haben das 

erlebt und leidvoll als Koalitionspartner erfahren. Wir sind 

damals ein Stück hinters Licht geführt worden. 

(Heiterkeit des Abg. Dr. Weiland, CDU) 

-Das ist so. 

Die Rente ist sicher - und urplötzlich bleibt nichts anderes 

mehr übrig, als die Mehrwertsteuer um einen Punkt anzuhe­

ben, Ich wäre ein bisschen bescheidener- ein Stück Selbstkri­

tik von unserer Seite- und würde ein bisschen seriöser daran­

. gehen. Was haben wir gemacht? Ich habe das vor vielen Mo-

naten schon einmal erwähnt. Waigel ist eigentlich der größte 

Ökologe aller Zeiten gewesen. Wir haben selbst enorm an 

dieser Steuerschraube gedreht. Ein bisschen mehr Redlichkeit 

in dieser Frage. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Es wäre auch notwendig, ein bisschen differenzierter zu ar­

gumentieren und die Vergangenheit nicht zu vergessen. Wir 

beziehen uns selbst rllit ein. 

(Zurufe von der CDU) 

Meine Damen und Herren, _jetZt kommen wir einmal zum 

Grundsätzlichen. Wirwerden in den nächsten Jahrzehnten ei­

nen stetigen Anstieg der Rohstoffpreise haben- das ist klar-, 

modifiziert durch Weltmarktpreise. Es stellen sich die Fragen: 

Wie gut funktioniert die OPEC? Wie schlecht funktioniert sie? 

Auch die Fragen der Kursentwicklung. Aber wir werden ste­

tig ein Ansteigen dieser Rohstoffpreise haben. 

Meine Damen und Herren, dann stellt sich die grundsätzliche 

Frage: Wollen· wir die Individualmobilität auf Dauer sichern? 

Die zweite Frage ist: Wird über diesen Anstieg der Rohstoff­

preise allein dadurch das Energiesparpotenzial an sich ausge-

dann nicht mehr in diesem Parlament -, wir werden mögli­

cherweise in eine Situation kommen, dass wir mittelfristig so­

gar über ein Absenken der Steuern reden müssen, wenn wir 

die Mobilität in unserem Land und in Europa erhalten wollen. 

Das ist auch eine soziale Frage. Das ist eine Diskussion, cter wir 

uns stellen müssen. Es stellt sich die Frage; ob nicht irgend­

wan~ ~inmal der Steueranteil als zu überhöht angesehen 

werden muss. Das sind mittelfristige Prognosen. 

Im Übrigen bewundere ich die Trendwende bei den GRÜNEN: 

Rezzo Schlauch hat sich hervorragend geäußert - er ist ein 

Autofan. Damit soll die Kehrtwende der GRÜNEN eingeläutet 

werden. Ich weiß nicht, welches Auto er fährt. Ich habe ge­

hört, dass er einen Porsche fährt. Diese Doppelzüngigkeit bei 

den GRÜNEN sollte man auch einmal herausstellen. Sie haben 

keine klare Aussage zum Stellenwert der Mobilität in unserer 

Gesellschaft. Diese Verrenkungen, mit der die Ökosteuer an 

sich verteidigt wird, kann ich auch nicht mehr hören. Natür­

lich ist auch das doppelzüngig. Es wird auch von keinem 

-.Herr Mertes hat auch Klartext gesprochen-infrage gestellt, 

welche Funktion diese Ökosteuer hat. Das wird klar gesagt. 

Wir brauchen uns auch nicht in die Tasche zu lügen. Das öko­

logische Steuerungselement spielt in der Tat überhaupt keine 

Rolle. 

Meine Damen und Herren, noch einmal abschließend: Wenn 

wir uns dieser sehr diffizilen Frage "Skherung der Mobilität 

in der Zukunft" 

(Glocke des Präsidenten-

Dr. Weiland, CDU: Gottsei Dank!) 

zuwenden, dann müssen wir weit über das hinausdenken, 

was wir heute an.Steuerungselementen diskutieren. 

Liebe Oppositionskollegen, bleibt ein bisschen'redlich; denn 

diese dicke Lippe hat mich wirklich gestört. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Christoph Böhr das Wort. 

Abg. BÖhr, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Verehrter Herr Kollege Mertes, ich wünsche mir von ganzem 

Herzen, dass Sie die Diskussion auch in den nächsten Wochen 

so führen, wie Sie das ~ier getan. haben. 

(Beifall bei der CDU) 

• 

• 



• 

• 
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Ich wünsche dabei viel Vergnügen, Wenn Sie sich dazu ent­

scheiden, lade ich Sie gern ein, auf unseren allabendlichen 

Veranstaltungen aufzutreten. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir werden Ihnen ein Forum bieten. Dann können Sie alles 

das sagen, was Sie hier gesagt haben, mit dem Verlesen von 

Programmen, mit dem Herunterrattern von Zahlen. Sie wer­

den einen durchschlagenden Erfolg erleben.· 

(Beifall bei der CDU) 

Deswegen ist das eine schöne Debatte. 

Herr Kollege Mertes, warum stellen Sie sich nicht einmal in Ih­

ren internen Beratungen die Frage, wen diese Ökosteuer ei-. 

gentlieh trifft? Natürlich die Pendlerinnen und Pendler. in 

diesein Jahr in Rheinland-Pfalz nach der zweiten Stufe der 

Ökosteuer mit immerhin 315 Millionen DM sind das noch· 

nicht einmal für den Vorstand der Deutschen Bank Peanuts, 

geschweige denn für einen normalen Arbeitnehmerhaushal1;. 

Natürlich die Pendlerinnen und Pendler, aber nicht nur. Sie 
I 

sagen zu Recht- darauf komme ich noch zurück-, dafür gibt 

es eine Art Kompensation. Über diese Kompensation kann 

man sich, wenn man sich einmal die absoluten Zahlen an­

sieht, leider nur schmunzeln, aber immerhin, es gibt eine in 

der Theorie. Was ist denn mit den Rentnerinnen und Rent­

nern selbst? Diese blechen die Ökosteuer. und bekommen 

überhaupt keine Kompensation, noch nicht einmal die lä­

cherlich geringe, die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­

mer bekommen.· 

(Beifall· bei der CDU) 

Herr Kollege Mertes, was ist denn mit denjenigen, die sich in 

Ausbildung b~finden, .mit .den Familien mit mehreren Kin­

dern? Diese werden nach Strich und Faden von Rotgrün ab­

gezockt. Die Mehrkinder-Familien sind die eig·entlichen Leid­

tragenden. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich finde, man kanr nicht einfach zur Tagesordnung überge­

hen." Im Übrigen ist das Bemühen der rheinland-pfälzischen 

Landesregierung wenig hilfreich. Man muss sich nur einmal 

a~sehen, wie das in den eigenen Reihen kommentiert wird, 

wenn sich der Fraktionsvize der Berliner Bundestagsfraktion 

dieses unsägliche Gequatsche von ein paar Querulanten in 

der eigenen Partei verbeten hat, die das mit der Ökosteuer 

immer noch nicht begriffen haben. Herzlichen Glückwunsch, 

Herr Ministerpräsident. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diejenigen, die 

überhaupt keine Kompensation erhalten, das sirid die eigent­

lichen Leidtragenden der Ökosteuer. .Das ist weder sozial ge­

recht noch ökologisch vernünftig. Das ist ein Unfug, das so.zu 

machen, wie es von Rotgrün ins Werk gesetzt wurde. 

(Beifall bei der CDU} 

Ich. komme nun zu der Kompensation und zu dem Entlas­

tungsfaktor. Wissen Sie, in der Theorie gibt es den Entlas­

tungsfaktor._Ais die Ökosteuer erfunden und verkündet wur­

de, wurde gesagt, klar, dann gibt es den Transfer vom Öko­

steueraufkommen hin zur Rentenversicherung, und wir sen­

ken die Lohnnebenkosten. Herr Kollege Mertes, Sie wissen so 

gut wie ich, was von diesem Transfer übrig geblieben ist. Im 

Moment sind es gerade noch schlappe 40 % des Ökosteuer­

aufkommens, die für diesen Transfer zur Verfügung stehen. 

Mit dem· Rest stopft Herr Eichel seine vielfältigen Löcher im 

Bundeshaushalt. Das Geld wird verfrühstückt. 

(Beifall der CDU} 

Nun kann man sagen: Immerhin, es sind noch 40 %. Okay, 

19,5% abgesenktauf 19,3% des Beitragssatzes. Ich empfeh­

le Ihnen einmal, in absoluten Zahlen auszurechnen, wie sich 

dieser Entlastungsfaktor bei einem Arbeitnehmer nieder­

schlägt, beispielsweise gerechnet auf 1 000 DM Bruttoein­

kommen. Dabei kommen gewaltige Entlastungszahlen he­

raus. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nein, Herr Kollege Mertes, meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Da gibt es die Ökosteuer, die getarnt und kaschiert 

ist mit dem Anliegen, die Lohnnebenkosten zu senken, und 

während die Ökosteuer eingeführt wird, senkt Herr Riester 

die Rente auf 54%. Herr Kollege Mertes, soviel Schwachsinn 

und soviel Volksverdummung hat es in dieser Republik schon 

lange nicht mehr gegeben! 

(Beifall der CDU-

Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Doch, sie findet gerade statt, Herr Böhr!-­

Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

- Frau Thomas, wenn dasKonzept aufginge, frage ich mich, 

warum Herr Riester dann das Rentenniveau auf 54% senken 

will. Das ist doch eine Politik, die kein Mensch mehr versteht. 

Sie verstehen sie auch nicht, sonst würden Sie anders argu­

mentieren, als Sie es getan haben. Das ist n1cht mehr ver­

ständlich! 

(Beifall der CDU} 

Ich möchte ein Beispiel nen.nen. Eine Rentnerin_, die bei mir 

war, ist 74 Jahre alt, hatte 46 Berufsjahre und bekommt 

1 500 DM Rente. Dieser Frau bleiben 280, 290 DM im Monat. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE .GRÜNEN: 

Was hat das mit der Ökosteuer 

zu tun?-

Schw~rz, SPD: Diese Politik 

haben Sie gemacht!} 
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Sie hat im April dieses Jahres eine Nachzahlung beim Strom 

wegen der Ökosteuer von 60 DM bekommen, und die Vor­

auszahlungen wurden monatlich um 20 DM erhöht. Da kann 

ich nur sagen, herzlichen Glü~kwunsch Rotgrün! Das sind 

zwei Parteien, die ein Herz für die sozialen Belange der Men­

schen haben! 

(Beifall der CDU-

Zuruf des Abg. Schwarz, SPD­

Glocke des Präsidenten) 

Herr Kollege Mertes, wissen Sie, dass die GRÜNEN den Blick 

für die soziale Wirklichkeit im Land verloren haben, kann nie­

manden mehr überraschen. Dazu hat der Kollege Kuhn in 

diesem Zusammenhang schon einiges gesagt. Ich will das 

nicht vertiefen. Es ist die Privatsache eines jeden, welches Au­

to er fährt. Aber dass die Sozialdemokratische Partei verges­

sen hat, wie es den Menschen in diesem Lande geht, das ist 

eine schmerzhafte Erfahrung, die viele in diesen Tagen ma­

chen. 

(Beifall der CDU­

Zurufe von der SPD: Oh Gott, 

oh Gott!) 

Herr Kollege Mertes, ich sage Ihnen, diese schmerzhafte Er­

fahrung- da können Sie sich einlassen, wie Sie wollen- wer­

. den viele nicht vergessen. Das ist der erste Punkt. 

Der zweite Punkt ist, das kommt davon, wenn man Politik oh­

ne Konzept macht. Tanken für Opas Rente ist weder eine Lö­

sung für die Rentenversicherung noch ein Beitrag zur Ökolo­

gie. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Braun das Wort. 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:· 

Meine Damen und Herren! Das war Herr Böhr von der Tank­

stelle. Er hat die neuesten Erfahrungen von der Tankstelle 

mitgebracht, hat berichtet, dass Leute dort protestieren und 

hat sich dann gedacht, da protestieren Leute, da springe ich 

einmal mit auf. Ich muss im Landtag darüber reden, sonst wis­

sen die nichts davon, weil sie nicht wissen, wie es in der Weit 

aussieht. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: 

So ein Quatsch!) 

Das weiß allein Herr Böhr, weil er einmal an derTanke Dienst 

tut und hört, wie das Volk redet. 

(Zurufe von der CD.U) 

Herr Böhr, auf diesem Niveau führe ich keine politischen De­

batten. Das erspare ich mir! 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Heiterkeit bei der CDU) 

Die . .,Frankfurter Rundschau" hat vor kurzem zu Recht geti­

telt: .,Treibstoff für Demagogen". "Treibstoff für Demago­

gen", genau das ist es, was Sie tanken wollen. Sie wollen 

Treibstoff fü.r die CDU tanken. Weil Sie. ansonsten keinen Im­

puls, keinen Treibstoff haben, versuchen Sie, ihn zu kaufen, 

wo es ihn gibt. Sie denken, Sie könnten damit Punkte ma­

chen .. Aber das können Sie nicht, Herr Böhr. Das trägt nicht 

weit. 

(Zuruf von der CDU: Abwarten!­

Weitere Zurufe von der CDU) 

Bleiben Sie an der Tankstelle, und kommen Sie nicht in den 

Landtag! 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zurufe von der CDU) 

Der Umweltmanager von Daimler-Chrysler, also von einem 

nicht unbedeutenden Betrieb, der auch mit Autos zu tun hat, 

hat dagegen gesagt, die Ökosteuer ist Treibstoff für Innova­

tion. Sie müssen sich einmal überlegen, was dies insgesamt 

bedeutet. Das heißt, Arbeitsplätze in Deutschland, das heißt, 

neue Entwicklungen in Deutschland, und das heißt, durch die 

Ökosteuer können wir Arbeitsplätze schaffen, aber auch die 

Rentenbeiträge entlasten. 

(Mertes, SPD: So ist das!) 

Sie hatten zusammen mit dieser F.D.P., die heute schon wie­

der einen Eiertanz aufführt, 16 Jahre Zeit--- Gestern hatten 

Sie von Eiern gesprochen, heute machen Sie einen Eiertanz. 

Herr Kuhn, Sie werden noch eierpolitischer Sprecher der 

F.D.P. 

Herr Kuhn, es kann doch nicht sein, dass Sie nach 16 Jahren 

Regierung in Bann sagen, uns ist nichts eingefallen. Nun 

macht rotgrün endlich etwas, liefert nämlich Treibstoff für In­

novation, und dann sagen Sie, jetzt sind wir auch wieder 

nicht zufrieden, weil wir gar nicht gefragt worden smd: Wir 

sind nicht dabei, und wenn wir nicht mitmachen dÜrfen, sind 

·wir eben dagegen. 

Zahlen hat Herr Böhr nicht vorgelegt. Er hat nur gesagt, das 

kommt die Autofahrer teuer zu stehen. Hätte er Zahlen vor­

gelegt, hätte er sagen müssen, es- gibt für eine Familie mit 

vier Kindern bei dem Steuerkonzept insgesamt- mit Ökosteu­

er, 20 000 Kilometer, 8 Liter Verbrauch, Stroms.teuer ~it ein­

gerechnet- eine Entlastung von 1 542 DM im Jahr. Diese Zah­

len stimmen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

So ist es!­

Zurufe von der CDU) 

• 

• 
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Dass Herr Böhr keine Zahlen nennt, liegt daran, dass e.r keine 

kennt. Aber selbst· wenn er sie kennen würde, müsste er 

schamrot am Rednerpult stehen. und sagen, es tut mir Leid. 

Das Geschrei, das ich draußen veranstalte, hat keinen Hinter­

grund und lässt sich mit Zahlen überhaupt nicht belegen. 

(Jullien, CDU: Wer schreit denn h_ier?) 

- Herr Jullien, von Ihnen habe ich erwartet, dass Sie die Kul­

turtechnik des Rechnens kennen. 

(Zurufe von der CDU: Ha, ha !) 

Anscheinend beherrschen Sie diese Kulturtechnik gar nicht 

und haben gar nicht gerechnet, oder Sie haben sich so ver­

rechnet, dass Sie als finanzpolitischer Sprecher überhaupt nie 

wieder ans Pult gehen dürfen, Herr Jullien! 

(Beifall des BÜND(\IIS 90/DIE GRÜNEN­

Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE G'RÜNEN: 

Sehr richtig!-

Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Meine Damen und Herren, nun kann man natürlich sagen, 

was soll's?- Die Hunde bellen, die Karallliane zieht vorbei, wir 

werden die erfolgreiche Ökosteuer natürlich weiterhin 

durchsetzen. 

(Unruhe im Hause) 

Hunde, die bellen, beißen bekanntlich auch nicht. Das, was 

Sie getan haben, hat politisch natürlich überhaupt keinen 

Biss, denn es ist eine reine Verzweiflungstat. 

e . Aber wir stellen uns doch als Politikerinnen und Politiker ins­

gesamt schlecht dar, wenn wir solche dummen Diskussionen 

anzetteln, anstatt innovativ nach vorn zu denken. 

(Zurufe von der CDU) 

Die Tories, Ihre konservative· Schwesterpartei jn England, 

Margaret Thatcher, die eiserne Lady, hat die Ökosteuer vor 

Jahren in England.eingeführt. Was ist daraufhin in England 

passiert?- Der Motor der Konjunktur brummt doch dort. Ge­

nau das halten Sie unsdoch immer vor. 

~ (Zurufe v_on der CDU) 

Wir waren doch vor kurzem mit dem Umweltausschuss in 

England. Was kostet dort der Liter Treibstoff? - Über 

2,50 DM! Was kostet er in Italien?- Mehr als in Deutschland. 

Was kostet er in Frankreich?- Mehr als in Deutschland. 

(Frisch, CDU: Wo ist die Kfz-Steuer 

im ·vergleich?) 

~ Herr Frisch, wenn Sie ·ein·vernünftiges Auto fahren wie ich, 

bekommen Sie eine Befreiung von der Kfz-Steuer für. die 

nächsten fünf Jahre. 

(Zurufe von der CDU­

Glocke des Präsidenten) 

Sie wissen sehr wohl, dass mit der ökologischen Steuerreform 

neue Entwicklungen angestoßen werden. 

Herr Böhr, wenn Sie nun ·Umfragen an der Tanke machen, 

fragen Sie doch einmal die Leute: Was machen Sie dem­

nächst? Kaufen Sie sie~ ein Auto, das mehr oder weniger ver­

braucht? - Natürlich werden sich die Leute die neuen Autos 

kaufen, die weniger verbrauthen und innovativ sjnd. 

(Zurufe-von der CDU) 

Natürlich haben wir auch eine Diskussion über die Brenn­

stoffzelle und so weiter und so fort. Wir treiben die Wirt­

schaft und die ·Innovation ar), und Sie von der Opposition in 

Berlin sind alle zusammen dje Bergaufbremser, die F.D.P. mit 

Brüderle, der diese Karnevalsrede zur Ökosteuer gehalten 

hat, ebenso wie die CDU. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zuruf von der SPD: Herr Dr. Braun, 

das war sehr gut!) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Joachim Mertes das W_ort. 

Abg. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Soeben hat mich 

der Kollege Christoph Böhr eingeladen, ich solle mit ihm so­

zusagen die abendlichen Veranstaltungen besuchen, und 

. dann würde ich schon sehen, wie ich mit 'meinem Konzept 

weiterkäme. 

Meine Damen und Herren, mir ist also unausgesprochen der 

Rat gegeben worden, sprich nicht über Sachverhalte, nicht 

über deine politische Meinung, sondern sprich so, wie es di·e 

Leute hören wollen. 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

-Entschuldigung, was haben Sie denn hier gemacht? Sie re­

den doch nur so, wie das Volk es hören will. Wo haben Sie ei­

ne einzige Zahl genannt? Ich nenne Ihnen jetzt wieder eine. 

(Zurufe von der CDU) 
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Es ist schon· bemerkenswert, dass Sie diese :>chlussfolgerung 

ablehnen. Sie reden dem Volk nach dem Maul, obwohl Sie 

wissen; durch Zitate belegt, wir müssen die Arbeit billiger 

machen. Das ist der erste Punkt. Sie wissen das. Sie haben das 

öffentlich aufgeschrieben. Sie haben es weitergetragen, Sie 

haben sogardamit geworben. 

. Sie sagen mir, der ich das nun vertrete: Geh mit mir, dann 

wirst du schon deine Abreibung bekommen. -Was ist denn 

das anderes als Opportunismus, wirklich Opportunismus der 

. höchs.ten Güte? Dieser Mann will Ministerpräsident werdef1, 

meine Damen und Herren. 

(Beifall der SPD­

Änheuser, CDU: Er wird es!­

Weitere Zurufe von der CDU) 

Es tut mir leid, das habe ich schon einmal erlebt. Wir haben 

das erlebt, als es in Hessen bei der Umfrage der CDU um die 

Ausländer ging. Da hat dieser angeblich liberale CDU­

Phiiosoph aus Rheinland-Pfalz gesagt: Das ist eine richtige Sa­

che. - Das war das gleiche Thema. Es wurde den Leute nach 

dem Maul gesprochen, dies bei Themen, bei denen wir uns 

Demokraten eigentlich fragen müssen, ob das die Themen 

sind. 

(Dr. Weiland, CDU: D<lS war auch richtig!­

Weitere Zurufe von der CDU) 

Meine Damen u~d Herren, glauben Sie denn, die Steuerdiebe 

von gestern würden heute als Samariter der deutschen Arbei­

terschaft verstanden werden? 

(Beifall der SPD und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zurufe von der CDU) 

Das ist doch ein Witz. Ich erspare es Ihnen nicht. ln den letz­

ten Jahren der alten Regierung hat man die MineraJolsteuer 

um 50 Pfennig erhöht. Zur gleichen Zeit wurden die Renten­

. Versicherungsbeiträge von 17,5% auf 20,3% erhöht. Das ist 

der Faktor Arbeit, meine Damen und Herren. 

(Beifall der SPD und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zurufe von der CDU) 

Wenn es Ihnen auch aus den Ohren herauskommt, das ist die 

Verteuerung der Arbeit, das ist ein Antrieb für die Arbeitslo­

sigkeit. Wir machen Folgendes: Wir werden die Mineralöl­

steuer in fün~ Jahren um 30 Pfennig erhöhen und senken die 

Rentenversicherungsbeiträge von Ihren 20,3% auf 18,7% im 

Jahr 2003. Dies ist die Verbilligung von Arbeit, meine Damen 

und Herren. 

· (Beifall der SPD-

Dr. Altherr, CDU: Und die Renten 

auf 54%!) 

Sie kommen aus dieser Debatte zumindest von meiner Seite 

nicht heraus. Sie müssen Antworten geben, wie Sie die Ar­

beitsgesellschaft der Zukunft finanzieren wollen. Wenn Sie 

keine Antwort geben, dann haben Sie uns al)ch eine geg~­

ben, nämlich die: Wir werderi alles vergessen, was wir pro­

grammatisch aufgearbeitet haben, was wir diskutiert haben, 

was wir einstimmig verabschiedet haben, denn wir wollen 

nur eins, wir wollen deri Wahlsieg, koste es, was es wolle, 

selbst unsere Moral. 

(Beifall der SPD und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zurufe von der CDU) 

-Ich meine nicht-Ihre persönliche Moral,. sondern Ihre politi­

sche Moral. Sie geben keine Antwort auf die Frage, wie Sie 

die Arbeit billiger machen wollen. · 

(Jullien, CDU: Sie bauen Arbeits: 

plätze ab. ·Richtig!) 

Herr Böhr, mit dieser Frage würde ich mit Ihnen durch jeden 

Saal und durch jedes Feuer gehen. Diese Frage würde ich 

überall so beantworten wie hier. Wir müssen über die Öko­

steuer- ein blöder Name, das gebe ich allerdings zu -, wir 

müssen über die Finanzierung der Mineralölsteuer die Arbeit 

verbilligen, weil es keinen anderen Weg gibt, Arbeit zu schaf-

. fen, insbesondere in einem Land wie unseref!!, das von Mit­

telständlerngeprägt ist. 

Wer bezahlt denn im Verhältnis zu seinen Umsätzen die meis­

ten Löhne? Das sind doch die Mittelständler und nicht die 

Versicherungen und die Banken. Da schlägt es ein. Di:mn 

spricht er: Rechnen Sie einmal um, wie viel weniger Renten­

versicherung dies bezogen auf 1 000 DM sind. - Wenn es so 

ist, danri muss ich Ihnen sagen, die Leute wechseln von der 

AOK hin zur Betriebskrankenkasse wegen einem einzigen 

Beitrags proze nt. 

(Dr, Altherr, CDU: Noch keine 

5 % haben gewechselt!) 

Das ist so dramatisch, dass wir uns fragen müssen, wie wir da­

mit zurechtkommen. Dann sagt er, der Mann mitten aus dem 

Leben in Rheinland-Pfalz, man müsste sich einmal die Grö­

ßenordnung anschauen. Für meine~ Bruder macht das sehr 

viei·G.eld aus, ob er 20,3 % oder 18,7% zu zahlen hat. Meine 

Damen und Herren, das ist unsere politische Absicht. An der 

werden wir auch festhalten. 

(Glocke des Präsidenten) 

Sie werden. mit dieser Politik noch ein StOckehen weiter ge­

winnen können. Aber auf lange Sicht wird sich das durchset­

zen, was vernünftig ist. 

(Beifall der SPD und vereinzelt 

bei der F.tf.P.-

Jullien, CDU: Sie sind schon 

damals gescheitert!) 

• 
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· Präsident Grimm: 

Gibt es weitere Wortm'eldungen?- Bitte schön, Herr Kuhn. 

(Schwarz, SPD: Die CDU ist erschlagen!) 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

. Lieber Herr Kollege Dr. Braun, zunächst einmal spürt man 

. den Kontrast. 

(Heiterkeit bei der CDU) 

. Herr Kollege Mertes spricht Klartext. Das ist wirklich okay. Er 

sagt, das ist ein blöder Name. Es geht nämlich um die Ver­

packung. Es ist ganz klar von ihm auch ohne Umschweife ge­

sagt worden, welches Finanzierungskonzept hinter der Öko­

steuer steckt. 

(Dr. Weiland, CDU: Den Leuten geht es 

nicht um die Verpackung, den Leuten 

geht es um das Portemonnaie!) 

Das ist ganz klar gesagt worden. Ob man dies ordnungspoli­

tisch für richtig hält oder nicht, ist eine andere Frage. Wir hal­

teriesnicht für richtig. 

(Dr. Weiland, CDU: Das hat nichts 

mitder Verpackung zu tun!) 

Darüber kann man sich auch ·streiten. J-ieber Kollege 

Dr. Braun, das ist natürlich das Tollste. Was Sie machen, ist die 

Verteidigung der Verpack1,1ng, nicht des Inhalts. Er ist ein Ver­

packungslügner. 

(Zurufe von der CDU) 

Das ist unglaublich. Sie wollen die Ökosteuer als wirkliche 

Ökosteuer verkaufe'n .. Das nimmt Ihnen nun niemand mehr 

ab, Herr Dr. Braun. Es ist eine Lebenslüge vo~ Ihnen, zu glau­

ben, dass mit der Ökosteuer ein innovativer Technologie­

schubkommt. Das ist Quatsch. Das ist absoluter Unsinn. 

(Beifall der F.D.P. un~ bei der CDU) 

Diese Technologien sind doch unabhängig von diesen Steuer­

erhöhungen entwickelt worden. Dieser enge Zusammen­

hang, der von Ihnen konstruiert wird, existiert nicht. 

Ich möchte einen zweiten Punkt ansprechen, nämlich das B~i­

spiel· Eng land .. Da lache ich mich tot ... Frau Thatcher hat die 

eng_lisclie Wirtschaft über die Ökosteuer in Gang gebracht", 

das ist wohl ein Aberwitz. 

(Beifall der F.D.P. und bei der CDU). 

Das ist ein Aberwitz, was Sie da erzähl~n. Da merkt man ein­

mal, wes Geistes Kind Sie sind. Sie kennen die wirtschaftli-

chen und ökonomischen .Instrumente, die in England ange­

wandt wurden, um die Wirtschaft zu modernisieren. Mit Si­

cherheit war das auslös~nde Moll'Jent nicht die Ökosteuer, 

sondern eine völlige Umstn.ikturierung und Modernisierung 

der englischen Wirtschaft mit Methoden, die Sie verachten. 

(Beifall der F.D.P.-

Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Was kostet der Sprit denn in England?) 

Sie tischen_dann hier die Lüge auf, die Ökosteuer sei der Mo­

tor für die Modernisierung der englischen Wirtschaft. Das wi­

derspricht dem dermaßen, dass man es nichtweiter erläutern 

muss . 

Vielen Dank. 

(Beifall der F.D.P. und bei der CDU) 

Präsident Grimm: 

Für die Landesregierung spriCht Herr Staatssekretär 

Dr. Deubel. 

Dr. DQubei,'Staatssekretär: 

Herr Präsident, meine Damen u~d Herren! Wepn man die Ab­

_gabenlasten und Abgabenstruktur der Bundesrepublik 

Deutschland in den internationalen Vergleich stellt, dann 

fällt eir1s auf, dass nämlich im Bereich der Abgaben die Sozial­

versicherungsbeiträge im internationalen Vergleich weit hö­

her liegen als i'n praktisch allen anderen Ländern. Die Gründe 

dafür sind bekannt. 

Seit Anfang der 80er-Jahre sind die Sozialversicherungsbei­

träge beim Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil von damals 

etwa 34% auf über 42% bis Anfang der 90er Jahre angestie­

gen. Jedem war klar, qass damit nur aktuelle Finanzierungs­

probleme gelöst wurden und dass die eigentlichen Probleme 

erst vor uns liegen; nämlich im Bereich der Rente und der de-. 

mographischen Entwicklung. Berechnungen hatten ergeben, 

dass sich dan~. wenn man das System 1998 unverändert hätte 

weiterlau~en lassen, die Rentenversicherungsbeiträge in Rich­

tung 30 % im Laufe der nächsten 30 bis 40 Jahre entwickeln 

würden. 

Hier war jedem und jeder Partei klar, dass eingegriffen wer­

den musste und dass man diese Entwicklung nicht einfach 

hinrehmen konnte. Natürlich gibt es immer-streit um die 

richtigen Wege. Das ist auch gut so. Klar war nu-r, dass nicht 

mit einer einzigen Maßnahme die Sozialversicherungsbeiträ­

ge stabilisie'rt oder gar abgesenkt werden können, sondern 

dass in jedem Fall ein Maßnahmenmix erforderlich ist. 

Die Mitfinanzierung der Sozialversicherung und der Renten­

beiträge durch die Mineralölsteuer ist nur ein Element unter 
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vielen, was dazu geführt hat, dass zumindest die Rentenversi­

cherungsbeiträge nicht mehr angestiegen sind, sondern ge­

genüber dem Höchststand von 20,3% auf 18,7% abgesenkt 

werden können. 

Jeder weiß- das wird in diesen Tagen im Rahmen der Diskus­

sion über die Rentenreform sehr deutlich-, dass weitere Maß­

nahmen erforderlich sind, dass die Mineralölsteuer nicht der 

einzige Ansatz sein kann, um Sozialversicherungsbeiträge zu 

stabilisieren. Aber wer seriös. an der Diskussion teilnimmt, 

muss natürlich sagen, wie die verschiedenen Ziele miteinan­

der verknüpft werden können, nämlich eine Rente, die im Al­

ter ausreicht, um davon wirklich vernünftig leben zu können, 

niedrige Sozialversicherungsbeiträge, möglichst niedriger als 

heute, was sicher schwierig sein dürfte, natürlich auch kein 

übermäßiges Ausweiten der Steuermitfinanzierung, was 

schon aus rechtlichen Gründen kaum möglich sein dürfte. 

Wer jetzt aber wieder alles gleichzeitig fordert, Absenkung 

der Sozialversicherungsbeiträge, hohes Rentenniveau, keine 

steuerlkhe Mitfinanzierung aus welcher Steuerart auch im­

mer, der braucht diese Diskussion nicht ernsthaft mitzuma­

chen; denn das geht mathematisch nun wirklich nicht auf. 

Wer also den gefundenen Ansatz zur Mitfinanzierung in Fra­

ge stellt, muss sagen, wie es sonst gehen soll. Sollen ändere 

Steuern zur Mitfinanzierung dienen? Soll die Rente noch wei­

ter im Bestand angegriffen werden? Das wird auch diskutiert. 

Es gibt keine seriösen Vorschläge, wie aktuell das Rentenni­

veau ·auf der einen Seite und die Beiträge auf der anderen 

Seite stabilisiert werden können als mit der Mitfinanzierung 

aus Steuermitteln. 

Zu den Auswirkungen mache ich noch zwei Anmerkungen, 

weil hier teilweise Horrorzahlen genannt worden sind. Eine 

Jahresrate der Ökosteue·r, 6 Pfennig, führt etwa dazu, dass 

ein Pendler pro Entfernungskilometer 1 Pfennig mehr bela­

stet wird. Das ist in etwa die Größenordnung: 1 Pfennig 

Mehrbelastung.- ·Bei einem Einkommen von etwa 5 000 DM 

findet bei einer Absenkung der Rentenbeiträge um 1 % eine 

Entlastung von 25 DM monatlich statt. Jetzt muss man nur 

rechnen, dann kommt man schnell zu dem Ergebnis, dass 

man immerhin etwa 125 Kilometer Entfernung täglich zu-

. rücklegen muss, damit diese beiden Größen gleich sind, also 

die Entlastung auf der einen Seite und die Belastung auf der 

anderen Seite. 

(Dr. Weiland, CDU: Deshalb hat sich der 

Minister auch für das Aussetzen der 

Ökosteuer ausgesprochen!) 

ln Rheinland-Pfalz gibt es keine 3 % Pendler, die f11ehr als 

80 Kilometer am Tag pendeln. Dies sage ich nur zurRelativie­

rung, was den Anteil der Ökosteuer an der•Mineralölsteuer 

insgesamt und an den täglichen Pendlerkosten angeht. 

(Dr. Weiland, CDU: Sie sollten nachle~en, 

was Ihr Minister dazu gesagt hat!) 

ln einem Pendlerland muss diese Frage dennoch intensiv be­

achtet werden. Zu Recht weist die Landesregierung immer 

wieder ·darauf hin, dass selbstverständlich über entsprechen­

de Entlastungsmaßnahmen nachgedacht werden muss, wenn 

die Kosten für die Pendler zu stark steigen. 

(Beifall bei der SPD-

Lelle, CDU: Istdas auch Populismus?) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, vereinbarungsgemäß sollte nach 

zwei Runden die Diskussion beendet werden. Sie ist jetzt 

beendet. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

AKTUELLE STUNDE 

a) .,Drohender Abbau von Studienmöglichkeiten im Bereich 

Informatik an rheinland-pfälzischen Hochschulen" 

auf Antragder Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Drucksache 13/5B63-

b) Strukturreform der Bundeswehr und ihre Aus-· 

wirkungenauf Standorte in Rheinland-Pfalz 

auf Antrag der Fraktion der CDU 

- Drucksache 13/5864-

c) Bewertung der kulturellen Zusammenarbeit 

Rheinland-Pfalzund Frankreich nach dem 

Deutsch-Französischen Gipfeltreffen 

in Mairiz 

auf Antrag der Fraktion der SPD 

- Drucksache 13/5869-

Sie ist zweigeteilt. Wegen verschiedener Anfragen mache ich 

darauf aufmerksam, dass die Tendenz besteht, beide Aktuel­

len Stunden jetzt noch abzuhandeln und dann erst in die Mit­

tagspause einzutreten. 

Zu dem ersten Thema spricht für die antragstellende Fraktion 

Frau Thomas. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine o·amen und Herren! Es kann dieser Landesregierung 

gar nicht plakativ und öffentlichkeitswirksam genug sein, 

wenn es um den Bereich Multimedia oder lnformationstech­

n~logie geht. Aber es geht der Landesregierung dabei mehr 

um den Schein als ums Sein. Es muss schon eine Multimedi­

aministerratssitzung sein, die am Dienstag in der Berufsbil­

denden Schule in Mainz stattfand. Es wurde an diesem Ort 

auch nicht über den unerträglich hohen Unterrichtsausfall an 

berufsbildenden Schulen gesprochen, sondern über die Ak­

tualisierung des so genannten Aktionsplans Multimedia. Ge-

•• 

•• 
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rade eine solche Ministerratssitzung macht deutlich, dass es 

um mehr Schein als Sein geht. 

Einerseits propagieren die Vertreter der Landesregierung, al­

len voran der Wirtschaftsminister Bauckhage und der Wissen­

schaftsminister Z<?llner, die Bedeutung von Multimedia und 

der IT-Branche, andererseits erreichen uns Anfang Juni Pres­

semeldungen, die uns veranlasst haben, heute diese Aktuelle 

Stunde zu beantragen und das Thema Entwicklung oder bes­

ser mangelhafte Entwicklung der IT-Qualifikationen in 

Rheinland-Pfalz erneut auf die Tagesordnung zu setzen. Sie' 

wissen, die Meldungen lauten: .. Trierer Wirtschaftsinforma­

tik bedroht" oder .,Inder statt Trierer Studenten" oder bezo­

gen auf die Universität Mainz .,Kein Geldfür Computerstu­

denten". 

Hintergrund dieser Pressemeldungen ist offensichtlich die 

Tatsache, dass zumindest an den beiden Universitäten in 

Mainz und Trier die Studienmöglichkeiten in den Fachberei- · 

chen Mathematik und Informatik durch beabsichtigte Strei­

chungen von Personalstellen für Wissenschaftler und Wissen­

schaftlerinnen stark eingeschränkt oder gar nicht weiter aus­

gebaut werden sollen. So sollen an der Universität Trier im 

Fachbereich Wirtschaft und Sozialwissenschaften, Mathema­

tik und Informatik bis Ende 2003 rund 38 Stellen, davon allein 

acht in der Informatik, abgebaut werden. So·plant die Univer­

sität, keine neuen Studierenden im kommenden Winterse­

mester in den erst seit zwei Jahren existierenden Studien­

gang aufzunehmen. 

Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund de-r 

Greencard-Diskussion und ihrer Lobpreisungen der Leistun­

gen der Landesregierung in diesen Monaten ist doch eine sol­

che Meldung beispiellos. 

(Vereinzelt Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie bleibt nicht allein;·denn an der Universität Mainz sollen 

im F;achbereich Mathematik, an dem gerade ein Studiengang 

Informatik im Aufbau begriffen ist und nachdem Herr Wirt­

schaftsminister Bauckhage schriftlich und per Brief seinen 

Kollegen aufgefordert hat, nach Planung der Universitätslei­

tung rund 35 Stellen für Wissenschaftlerinnen gestrichen 

werden. Das entspricht ungefähr 60% der Stellen des Fach­

bereichs. 

Verschärft wird diese Situation noch dadurch, dass nach dem 

Mittelbemessungskonzept von Herrn Zöllner die Mittel aus 

der Titelgruppe 71, Forschung und Lehre, um 55% gekürzt 

werden sollen, das heißt, man nimmt diesem Studiengang, 

der im Aufbau begriffen ist, eigentlich das Fundament weg, 

um überhaupt ausgebaut zu werden und nach vorne zu kom­

men. 

Meine Damen und Herren, was die Fachwelt davon-hält, 

mÖchte ich Ihnen an einem Zitat von Herrn Professor Ulrich 

Guhl dokumentieren,_ er ist Sprecher der Wirtschaftsinforma­

tik der Bonner Gesellschaft für Informatik. Er stellt zu Recht 

fest: Das ist pervers. Wer jetzt Stellen in der Wirtschaftsinfor­

mat-ik abbauen will, hat die Zeichen der Zeit nicht erkannt. -

Genau das muss die Landesregierung sich auf i~re Fahnen 

schreiben lassen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Beifall von Staatsminister 

Professor Dr. Zöllner) 

-Gut, Herr Zöllner, wenn Sie applaudieren. Ich hoffe, Sie kön­

nen danach auch noch mehr präsentieren. 

Ich möchte Sie zitieren, was Sie am 29. März in diesem Hause 

gesagt haben, als unsere Fraktion zum ersten Mal di_ese Aus­

bildungsplatzsituation und Studiensituation in Rheinland­

Pfalz im lT-Bereich zur Sprache gebracht hat. Sie haben ge­

sagt: ln diesem Fall kann ich aber mit Stolz sagen, dass es 

nicht allein die Leistung der Landesregierung ist, die 

rheinland-pfälzischen Hochschulen haben sich dieser Heraus­

forderung gestellt. -Also im IT-Bereich mehr zu machen. Ich 

habe Ihnen gerade die Planungen der Universitäten genannt. 

Dann sagen Sie: Es ist richtig, dass in anderen Bundesländern 

relevante Studiengänge geschlossen wurden. Vor diesem 

Hintergrund - das ist die Realität in Rheinland-Pfalz, so der 

Minister im M~rz - haben die rheinland-pfälzischen Hoch­

schulen insgesamt zehn neue Studiengänge im Bereich der 

Fachhochschulen und Universitäten in cjen letzten fünf Jah­

ren eingerichtet.-

(Glocke des Präsidenten) 

Herr Zöllner, heute stehen Sie Vor einem Scherbenhaufen die­

ser vollmundigen Ankündigungen. Wir erwa·rten von Ihnen 

Vorschläge, wie Sie sich aktiv einklinken wollen und sich nicht 

· hinter den Universitätsleitungen verstecken wollen nach dem 

Motto .. um die Mittelverteilung kümmere ich mich nicht, und 

ich mische mich nicht ein". 

. Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Für die SPD-Fra_ktion erteile ich Herrn Abgeordneten 

Dr. Schmidt das Wort. 

Abg. Dr. Schmidt, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Verehrte Frau Kol­

legin Thomas, mit Schlagzeilen, die Sie aufgegriffen haben, 

versuchen Sie hier eine Panikstimmung zu installieren, die 

völlig verkennt- aber ich halte Ihnen-das zugute; denn nicht 

der Kollege Dahm hat heute hier geredet, sondern Sie-, dass 
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Sie möglicherweise noch nicht intensiv in die Materie einge­

stiegen sind. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ach, Herr Schmidt!­

Creutzmann, F.D.P.: Wie immer!) 

Meine Damen und Herren, die Studienplatzzahlen in den ln­

formatikstudiengängen steigen in Rheinland-Pfalz seit 

1997/1998 wieder kontinuierlich an, nachdem Anfang der 

Neunzigerjahre vor allen Dingen wegen der damals schlech­

ten Arbe.itsmarktlage und warnender Prognosen der Indu­

strie die Anfängerzahlen in der Informatik bis auf die Hälfte 

zurückgegangen waren und eigentlich bis vor zweieinhalb 

Jahren so dahindümpelten. Im Wintersemester 1997/1998 

hatten ·wir 4 600 Studierende, und wir sind im Winterseme­

ster 1999/2000 bei 5 474 gelandet. 

(Creutzmann, F.D.P.: Hört! Hört!) 

Ich denke, das sind eindrucksvolle Zahlen, die im Gesamtzu­

sammenhang dokumentieren, dass die"Entwicklung weiter­

geht. Aufgrund dieser Zahlen- auch von den Anfängerzahlen 

kann man Vergleichbares sagen; von 601 im vorletzten Win­

tersemester sind wir auf 701 im letzten gekommen - gehen 

wir davon aus, dass auch im kommenden Wintersemester ei­

ne Steigerung von etwa 50 % der Anfängerzahlen erreicht 

werden kann. Das ist der Gesamtzusammenhang, und natür­

lich ist die Materie etwas kompliziert:r geworden. Da haben 

Sie Recht. Wir reden von der Autonomie der Hochschulen. 

Wir haben - das ist von allen Fraktionen mitgetragen war~ 

den - auch die Mittel stärker globalisiert, und die Eigenver­

antwortung liegt bei den Hochschulen. NatÜrlich ist es für die 

Presse interessant, wenn die eine oder andere Hochschule 

möglicherweise auch darauf aufmerksam macht, dass das al­

les nicht so ganz einfach ist und die Mittel nicht zu üppig sind 

und sie dann zu Entscheidungen und Äußerungen kommt, 

die Sie jetzt zitiert haben. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen, all das, was Sie hier dargestellt haben, sind nac 

türlieh inneruniversitäre Prozesse. Aber diese Landesregie­

rung und auch die sie tragenden ·Fraktionen von SPD und 

F.D.P. geben sich damit nicht zufri~den. Natürlich finden Ge­

spräche statt. Ich kann Ihnen heute sagen, in Trier wird der 

neue Studiengang weitergeführt. Es ist auch daran gedacht, 

noch eine zweite Professur bei den Medienwissenschaften 

mit anzubinden. Es wird keinen Numerus clausus geben, mei­

ne Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt übrigens an allen Universitäten und Fachhochschulen · 

dieses Landes bei den informatikorientierten Studiengängen 

keinen Numerus clausus. Das ist anders als in vielen Regionen 

der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall des Abg. Kuhn, F.D.P.) 

Was haben wir? Ich möchte noch etwas zur Analyse sagen. 

Das Spektrum. der Studiengänge hat sich erweitert. Wir ha­

. bendurchgängig interessante Differenzierungen, die anwen­

dungsorientiert sind. Wir haben übrigens auch immer mehr 

Studiengänge mit integrierten lnformatikteilen, die gar nicht 

aufgeführt werden. Wir haben inzwischen bei den Fernstu­

diengängen - in Kaiserslautern sind es allein 1 000 von über 

.8 000 Studenten, das muss man sich einmal vorstellen, mit ei­

nem hohen Anteil auch in diesen Bereichen- und im Bereich 

der wissenschaftlichen Weiterbildung an unseren Hochschu­

len- ich bitte das alles auch insgesamt zu sehen- zahlreiche 

Angebote, die hochinteressant sind. Wir haben eine Soft­

ware-Akademie. Wir haben Forschungseinrichtungen mit 

diesem Schwerpunkt, die relativ neu in diesem Land, aber 

sehr erfolgreich sind. 

Insgesamt haben I(Vir die Studien- und auch die Ausbildungs­

gänge in Rheinland-Pfalz .weiterentwickelt, und sie werden 

auf qualitativ hohem Niveau in einem. rasanten Tempo yveiter 

?teigen. 

Nun haben wir mit der Greencard-Diskussiori einen erfreuli­

chen Ansturm -so will ich es durchaus einmal formulieren -

auf diese Studiengänge. Es hat sich in den letzten Wochen 

und Monaten ein Wandel vollzogen, der,dazu geführt hat, 

dasses-wie gesagt- an einigen Hochschulen jetzt eng wird. 

ln Rheinland-Pfalz haben wir Wege gefunden. Frau Kollegin 

Thomas, Sie wissen, es geht nicht nur um die 71 er-Mittel. Wir 

haben zum Beispiel im kommenden Haushalt diesen lnnova­

tionsfonds. Das sind zentrale Mittel.· Da werden wir den 

Hochschulen natürlith auch helfen. 

Die Situation in Rheinland-Pfalz- ich will das gar nicht ver­

hehlen- ist aber auch angespan':lt. Wir Sozialdemokraten ste­

hen dafür, dass wir in diesem Bereich auch wehere zusätzli­

che·Studiengänge brauchen. Wir Vl(erden sie vor allen Dingen 
. . 

an den Fachhochschulen, wo in den letzten Jahren schon eine 

ganze Menge geschehen ist, weiter ausbauen. 

Ich will auch einmal ein Dankeschön an unsere. Hochschulen 

sagen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Es ist beispiellos-sbwill ich es. einmal formulieren-, wie Pro­

fessoren, Rechenzentrumsleiter in kürzester Zeit zusammen 

mit Vertretern der schulischen Serviceeinrichtung ein an­

spruchsvolles Weiterbildungsprogramm für unsere Lehrkräf­

te an den Schulen entwickelt haben. ln 350 Kursen werden·im 

Herbst Tausende von Lehrern weiter qua I ifiziert werden. Die 

Hochschulen werden dafür ihre Computerlabore und wissen­

schaftlichen Mitarbeiter mit zur Verfügung stellen. Ich denke, 

das soll an dieser Stelle auch einmal erwähnt werden. Es geht 

• 
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nicht um Peanuts, sondern-Wir sind bemüht, gemeinsam mit 

der Landesregierung einen großen Schub zu initiieren. 

Danke schön. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Für die CDU-Fraktion erteile ich der Abgeordneten Frau 

Kohnle-Gros das W~rt. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Herr· Präsident, meine Damen und Herren! Was ist passiert? 

Die GRÜNEN haben zwei Fälle aufgegriffen, die durch die 

Presse gegangen sind. Es gibt allerdings noch weitere. Das 

will ich hier an dieser Stelle sagen. Wir stehen vor der Situa­

tion, dass wir eine Konzepti?n der Landesregierung jetzt in 

ihrer Umsetzung erleben. Die Hochschulen beschäftigen sich 

seit Monaten in zahllosen Sitzungen. mit zahllosen Professo­

ren und Mitarbeitern der Hochschulen mit zwei Dingen, die 

hier besch_lossen worden sind, n-ämlich dem Personal- und 

dem Mittelbemessungskonzept .. Diese beiden Dinge sind von 

ihrer Grundüberlegung her vielleicht gar nicht so falsch. 

(Kuhn, F.D.P.: Richtig!) 

Es ist die Frage, wie man Stellen und Mittel an die Ho~hschu­

len des Landes sachgerecht verteilt. 

(Böhr, CDU:_Jawqhl!) 

Man könnte sich vorstellen, dass man das so macht, dass man 

sich. eine ·Analyse vorn'immt, was an den Hochschulen ge­

braucht wird und was man dann.sachgerechterweise zu ver­

teilen hat. 

Meine Damen und Herren, das ist hier allerdings gerade nicht 

passiert. Wir haben erlebt, dass ein Mittel- und Personalbe­

messungskonzept mit den bereits vorhandenen Mitteln und 

Personalstellen erarbeitet worden ist, das heißt, die Dinge, 

die da waren, sind in einem Sinn umverteilt worden, der jetzt 

Auswir~u'ngen zeigt. Zwei Beispiele sind genannt. Es ist so, 

dass zu keinem Zeitpunkt gefragt worden ist, was denn sach­

gerecht wäre? 

Herr Kollege'Dr. Schmidt, es ist zu keinem Zeitpunkt auch 

darauf abgestellt worden, ~oYas die Universitäten und Fach­

hochschulen dieses Landes.mit dem Geld leisten müssen, das· 

sie zur Verfügung haben. Das heißt, wir haben das Problem, 

dass keine Aufgabenkritik in dem Sinn vorgenommen wor­

den ist und Mittel zugewiesen worden sind, die nur vorhan­

den waren, aber nicht neu belegt worden sind. Diese Gelder 

- das kommt hinzu - sind im neuen Haushalt 2000/2001 zu­

sätzlich gekürzt worden. Das heißt, wir haben bei den 71 er-

Mitteln, die auch Frau Thomas erwähnt hat, in den letzten 

Jahren Kürzungen bis zu 20% erlebt. 

Wenn Sie sich noch einmal die Haushaltsanlage anschauen, 

die ich bei den Haushaltsberatungim <!bgefragt habe, dann 

können Sie auch feststellen, dass die Hochschulen im Perso­

nalbereich zwischen 5% und 8% ihrer Stellen nicht mehr be­

setzen können, weil das ihm zugewiesene Geld nicht aus­

reicht, obwohl die Stellen zugewiesen sind, um diese Stellen 

letztendlich auch besetzen zu können. Das macht bei der Uni­

ve·rsität Mainz zum Beispiel 217,25 Stellen im Hochschuibe­

reiCh aus. Wenn Sie sich überlegen, was dasheißt, dann kön­

nen Sie sich leicht vorstellen, dass, wenn es jetzt darum geht, 

diese Konzepte an den Hochschulen umzusetzen, es sehr 

schnell dazu kommt; dass bestimmte Bereiche von diesen Fra­

gen betroffen werden. Dass es jetzt gerade diejenigen sind, 

die in der öffentlichen Diskussion auigrund der Greencard­

Diskussion- Frau Themas hat meines Erachtens die Situation 

auch vollig richtig dargestellt- sind, hängt natürlich mit einer 

struktu·rellen Entwicklung der letzten Jahre zusammen. 

Wir haben erleben müssen, dass die Studierendenzahlen, die 

Anfängerzahlen, in diesen Bereichen lnformationstechnik, 

aber auch Naturwissenschaften und technische Studiengän-

. ge, insgesamt leider zurückgegangen sind und auf einmal die 

Öffentlichkeit jetzt zur Kenntnis nimmt, dass das eine Fehl­

entwicklung ist. Wir können jetzt in diesem Bereich nicht 

mehr gegensteuern, weil wir durch diese beiden Konzepte 

die Hochschulen in einem Maße geknebelt haben,' dass siege­

zwungenermaßen intern versuchen müssen, die Probleme zu 

bewältigen. Was bleibt dann anderes übrig, als genau in den 

B~reichen, in den~n die Anfängerzahlen zurückgegangen 

sind, zu streichen? Dass sich diese Entwicklung jetzt - das 

wurde ~ben schon gesagt-, nachdem wieder mehr Anfänger 

auch diese Studiengänge belegen, natürlich negativ aus­

wirkt, weil die Zahlen der vergangenen Jahre Grundlage für 

die Zuweisung der Mittel sind, macht sich doppelt negativ be­
m.erkbar. 

Herr Kollege Dr. Schmidt, wenn Sie jetzt sagen, natürlich be­

kommen die, die sich gewehrt haben, wieder Mittel und auch 

Stellen 'zugewiesen, dann haben wir den gleichen Fall, wie 

wir es bei den Schulen hatten. Man kann den Schulelternbei­

räten nur raten, an die Öffentlichkeit, an den Minister oder 

. an die entsprechenden Abgeordneten ~er Regierungsfraktio­

nen zu gehen, dann bekommen die, die sich lautstark weh­

ren, das, was sie wollen, und die anderen schauen .. doppelt in 

die Röhre". Das kann es wohl auch nicht sein. 

(Beifall der CDU) 

Wenn wir schon ein Konzept haben, nach dem wir verteilen, 

dann muss das Konzept so sein, dass es für alle gilt. 

Ich denke, auch die Kolleginnen und Kollegen von den Regie­

rungsfraktionen haben entsprechende Briefe aus allen Hoch­

schulen des Landes bekommen und wissen, dass es nicht nur . 

Mainz und Trier, die in der Zeitung gestanden haben, sind, 
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die betroffen sind. in den entsprechenden Gremien - Herr 

Kuhn, Herr Schmidt und ich, wir sitzen zum Teil in den,glei­

chen- führen wir die Diskussion von Anbeginn. 

(Glocke des Präsidenten). 

Ich habe sehr frühzeitig gesagt 9der angedeutet, dass es ge­

nau in diesen Bereichen, in den technischen Studiengängen, 

in denen die Zahlen nicht so hoch sind, aber die Grundaus­

stattung entsprechende Voraussetzungen erfordert, die auch 

Geld kosten, zu großen Problemen kommen wird. Jetzt ha­

ben wir sie. Jetzt müssen wir schauen, wie wir diese lösen . 

. ' 
(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordn~ten Kuhn das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege 

Schmidt, zunächst einmal schönen Dank für Ihren sehr wert­

vollen und differenzierten Beitrag, dem ich mich uneinge­

schränkt anschließen kann. 

-Bitte? 

(Zuruf der Abg. Frau Bill, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn .wir in den Medien von Einzelerscheinungen hören, 

dürfen wir die Gesamtentwicklung ni.cht aus dem Auge ver­

lieren. 

Die Hochschulen in Rheinland-Pfalzhaben in den 90er-Jahren . . 
entgegen allen Progneisen- übrigens auch im Gegensatz zu 

anderen Bundesländern - Studienmöglichkeiten im IKT­
Bereich weiter ausgebaut. Die Studienangebote der 

rheinland-pfälzischen Universitäten und Fachhochschulen er­

öffnen vielfältige Ausbildungsmöglichkeiten für den Bereich 

der Informations- und Kommunikationstechnologie. 

Seit 1995/1996 sind allein zehn relevante neue Studiengänge 

im IKT-Bereich eingerichtet worden. Genannt seien zum Bei­

spiel Wirtschaftsinformatik, Computervisualistik, Digitale Me­

dien, Elektronische Informationstechnik an der Uni Kaisers­

lautern, Filmwissenschaften, lnformationstechnik, Medien­

wissenschaft, Nachrichtentechnik und -elektronik, Nachrich­

ten- und Telekommunikationstechnik, Telekommunikation 

usw. 

Die Zahl der Studienplätze, das heißt, das Hochschulangebot, 

erhöhte sich in diesem Zeitraum um 50%. Das muss man sich 

·erst einmal vor Augen führen. Das heißt, die Entwicklung am 

Wissenschaftsstandort Rheinland-Pfalz läuft insgesamt sehr 

positiv, übrigens auch im Gegensatz zu anderen Bundeslän­

dern. 

Im Zeitraum 1995/1996 bis heute hat sich die Zahl der Studie­

renden in Multimediastudiengängen nahezu verdoppelt. 

Hiervon weist der IKT-Bereich eine Steigerung von insgesamt 

20% auf. 

Wir alle wissen, dass wir mitten in einer rasanten Entwicklung 

stehen. Es ist selbstverständlich und notwendig, dass denjeni­

gen, die einen Studienwunsch in diesem Bereich haben, auch 

der entsprechende Studienplatz gewährleistet wird. 

Herr kailege Schmidt hat auch davon gesprochen, dass es in 

vielen Bereichen keinen Numerus clausus gibt, das heißt, wer 

in diesen Fachbereichen studieren will, kann es auch in 

Rheinland-Pfalz tun. 

Aber jetzt noch einige Worte zu dem, was Frau Kohnle-Gros 

gesagt hat. Es scheint mir etwas widersprüchlich zu sein. 

Zunächst einmal loben Sie vom· Ansatz her das Personalbe­

messungskonzept und das Mittelzuweisungskonzept als ord­

nungspolitisch richtige lnstrull)ente. Wir sind uns einig, dass 

an den Hochschulen in Rheinland~Pfalz eine beispielgebende 

Entwicklung in Gang gesetzt wurde, die zu mehr Autonomie 

der Hochschulen führt, die wir alle wünschen. 

Autonomie hat natürlich ihren Prei~. Es hat keinen Sinn, in 

diesen Bereichen eine Gegensteuerung von der Politik direkt 

zu verlangen. Das muss im Verantwortungsbereich der Hoch­

schulen selbst geschehen. 

Frau Kohnle-Gros lind Herr Schmidt, weil wir dem Kuratorium 

derTechnischen Hochschule in Kaiserslautern angehören, will 

ich einmal das Beispiel erwähnen. Wie wirken sich diese 

Steuerungsmechanismen aus?- Erstens, die Hochschule wirbt 

um Studierende, das heißt, es wird gerade mit diesem Zutei­

lungskonzept für die Hochschule einen Anreiz geschaffen; 

sich noch mehr um Studierende zu. bemühen. Es ist auch klar, 

warum, weil nämlich die entsprechende Mittelerhöhung 

möglich ist. Dieses Konzept ist auch kein begrenzender Fak­

tor. Gerade am Beispiel Kaiserslautern ist dies zu sehen. Die · 

Aufnahmekapazitäten sind völlig ausreichend, und wir wä­

ren froh, wenn noch me.hr Studierende an dieser hervorra­

genden Hochschule einen Studienplatz annehmen wü_rden. 

Mit anderen Worten heißt dies, wir können die Zahl der Stu­

dierenden durchaus erhöhen, wir können den Studierenden 

ein entspechendes Angebot machen. 

Das weitere Ergebnis ist, dass die Drittmitteleinwerbung ver­

stärkt betrieben wird. Auch das ist ein positiver Anreiz über 

dieses Konzept. 

(Glocke des Präsidenten) 

Letztendlich ist dieses Steuerungskonzept in Ordnung. Wir 

stehen zu der Autonomie der Hochschulen, und wir sind uns 

• 
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alle einig, dass es notwendig ist, auch mittelfristig, den ange­

henden Studierenden StÜ~ienplätze zur Verfügung zu stel­

len. 

Danke. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, Gäste im Landtag 

begrüßen zu können, und zwar Mitglieder des Bauernvereins. 

Andernach-Kell und Schülerinnen und Schüler und ihre Leh­

rerinnen und Lehrer des Gymnasiums Konz.Herzlich willkom­

men im Landtag! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile Herrn Bildungsminister Professor Dr. Zöllner das 

Wort. 

Prof. Dr. Zöllner, 

Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Thomas, vor 

dem Hintergrund der bundesweiten Diskussion im Bereich 

der Informatik an den bundesdeutschen Hochschulen ist mir 

Ihre Sorge auch bezüglich ·der Ausbildungssituation in 

Rheinland-Pfalz verständlich. Ich' bin ausgesprochen dankbar, 

dass diese Aktuelle Stunde daraufhin anberaumt worden ist, 

weil es mir doch Gelegenheit gibt, die Situation in Rheinland­

Pfalz zu schildern: das Sein, um das es letzten Endes geht. 

Ich gehe davon aus, dass dann, wenn wir uns objektiv mit 

dem Sein auseinander setzen, möglicherweise eine solche De­

batte ein Ergebnis zeitigen kann, wozu Debatten im Grunde 

genommen angelegt sind, nämlich dass man etwas· klüger 

wird und möglicherweise seine Meinung und Position ändert. 

(Mertes, SPD: Sogar hier!) 

Der Hintergrund ist auch schon geschildert worden. 

Frau Kohnle-Gros, der Hintergrund ist, dass in Rheinland­

Pfalz, ~ntgegen der Entwicklung in anderen Bundesländern; 

in den letzten Jahren die Zahl der Studienplätze im Informa­

tikbereich drastisch ausgeweitet worden ist, und zwar in der 

Größenordnung um 50%. Zehn neue Studiengänge und gan­

ze Standorte sind mit diesen Schwerpunktsetzungen einge­

richtet worden. 

-(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Dieses zur Kenntnis zu nehmen, entspricht der Realität und 

dem Sein. Doch es geht um heu~e. Wie ist die Situation? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die zentrale Bot­

schaft ist die, in Rheinland-Pfalzwird es in Informatik und in 

angewandter Informatik, im Ge-ge_nsatz zu anderen Bundes­

ländern, wie zum Beispiel Bayern und Baden-Württemberg, 

die von der CDU so oft als Vorbild zitiert werden, keinen- ich 

betone "keinen"- Numerus clausus in den beiden genannten 

zentralen Bereichen der Informatik geben. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Umgekehrt entspricht es dem Sein, der Realität, dem lst,·dass 

wir sogar die Ausbildungskapazität ausbauen. Sie sollten ob­

jektiv zur Kenntnis nehmen, dass wir angewandte Informatik 

an der Fachhochschule in Bingen zusätzlich anbieten, das 

heißt, über die vorhandenen Kapazitäten hinaus werden zu­

sätzliche Kapazitäten zur Verfügung gestellt, und der große 

Einsatz an Lehrenden an den Hochschulen wird' dazu führen, 

weil kein Numerus clausus besteht, dass noch über diese Zah­

len hinaus junge Menschen in diesen Fächern ausgebildet 

werden können. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

ln den wenigen Fächern, die sich gestalterisch mit Informatik 

beschäftigen, zum Beispiel Medienwissenschaften, Design 

und ähnliche, in denen wir einen Numerus clausus hatten, 

wird die Zahl der zugelassenen Studierenden sich in Zukunft 

erhöhen und nicht niedriger werden. Es ·wird also nicht fest­

geschrieben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist Realität in 

Rheinland-Pfalz, wie Sie gesagt haben, übrigens im Gegen­

satz zu anderen Bundesländern. 

Wenn Sie jetzt fragen, wie dies in Rheinland-Pfalz erreicht 

werden konnte, dann gibt es aus meiner Sicht zwei Gründe: 

1. Rheinland-pfälzische Hofhschulen haben offensichtlich im 

Gegensatz zu anderen Hochschule'! in der Bundesrepublik 

Deutschland erkannt, dass eine herausfordernde Aufgabe 

auf sie zukommt und sind zu überdurchschnittlichem Einsatz 
bereit. Das muss gesagt werden. 

2. Ich bin der festen Überzeugung - das ist der Charme der 

· Debatte- und hoffe, Ihnen das kurz darlegen zu könneri, dass 

genau das Gegenteil von dem, was Sie gesagt haben, Frau 

Thomas und Frau Kohnle-Gros, der Fall ist, nämlich dass das 

Personalbemessungskonzept eine der treibenden und ,ent­

scheidenden Ursachen dafür ist, dass die Flexibilität und Mo­

tivation der Hochschulen darin besteht, sich auf d.en Weg zu 

machen, sicli den neuen Herausforderungen zu stellen, weil 

es so ist, dass man ein Mehr an RessoLJrcen bekommt und· 

nicht ein Weniger, wenn zukunftsträchtige Studiengänge 

etabliert werden. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 



8442 Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode- 112. Sitzung, 15: Juni 2000 

Es gibt kein sc~öneres Beispiel als den von Ihnen zitierten 

Fachbereich Mathematik und ·Informatik der Universität 

Mainz, um dieses zu demonstrieren. Die Tatsache, dass 

_ 38 Stellen in diesem Fachbereich abgezogen werden sollen, 

ist wirklichkeitsfremd und kann nur mit dem Personalbemes­

sungskonzept verbunden werden. Allein daraus ist ersicht­

lich, dass die gesamte Universität Mainz im Rahmen des Per­

sonalbemessungskonzepts höchstens sechs bis sieben Stellen 

·abgeben muss. Das heißt, es kann überhaupt nicht sein, dass 

ein einzelner Fachbereich dies in diesem Umfang zu leisten 

hat. 

Es wird klar, dass dies eine alleinige Berechnungsgröße inner­

halb der Universität ist. Es ist auch nicht geplant, diese umzu­

setzen. 

Meine Damen und Herren, das Umgekehrte ist der Fall. Jeder, 

der das Szenario in Mainz kennt, weiß, dass sich der Fachbe­

reich Mathematik seit Jahren - übrigens auch schon zu Zeiten 

einer anderen Landesregierung in den 80er-Jahren- gewehrt 

hat, einen Fachbereich Informatik einzurichten. 

Die Tatsache, dass jetzt eine Bereitschaft besteht, sich aufzu­

machen und einen Bachelorstl!diengang im nächsten Jahr in 

Mainz zu etablieren, ist einzig und allein darauf zurückzufüh­

ren, dass sie verstanden haben, dass sie ein für die Geseil~ 
schaftund die Studierenden attraktives Angebot informatik­

orientiert etablieren müssen. 

Das heißt, die Flexibilität, auf solche Entwicklungen zu rea­

gieren, ist durch das Personalbemessungskonzept und den ln­

novationsfonds geschaffen worden, der auf Wunsch der Prä­

sidenten eingerichtet worden ist und auf solche Situationen 

reagieren kann, und dass der Numerus clausus nicht einge­

führt werden muss und das Angebot ausgeweitet werden 

kann. Entscheidend ist, dass es eine inneruniversitäre Mei­

nungsbildung gibt, diese zukunftsträchtigen Studiengänge 

zum Wohle des Landes Rheinlarid-Pfalz entsprechend auszu­

weiten und auszubauen. 

Unter dem Schlussstrich heißt das: Wenn es eine Beurteilung 

-der Realität gibt, bin ich der Meinung, dass die rheinland­

pfälzischen Hoc_hschulen die Zeichen der Zeit erkannt haben 

- übrigens wurden vonseit~n der Landesregierung die Mittel · 

für die Hochschulen im Personalbereich um 12 .% angeho­

ben-, um diese Herausforderungen bewältigen zu können. 

(Beifall der SPD und. der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Zöllner, wenn 

Debatten dazu führen können, dass sich etwas ändert, hoffe 

ich, dass die Debatte zu einer Änderung führt, aber nicht, 

dass sich unsere Position ändert, sondern dass ein entspre­

chender Druck auf die Landesregierung ausgeübt wird, sich 

noch einmal einzuklinken und ihre Position zu überdenken. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Staatsminister Prof. Dr. Zöllner: Sollen wir 

einen Numerus clausus einführen?) 

-Ich rede nicht über den Numerus clausus. 

Mit dem, was Sie vorhin vorgetragen haben, haben Sie sich 

an einigen Fragestellungen vorbeigemogelt. Herr Dr. Schmidt . 

hat gesagt, dass sich die SPD-Fraktion für die Erhaltung des 

Wirtschaftsinfqrmatikstudiengangs in Trier einsetzen werde. 

Ich bin der Meinung, dass wir alle dazu beitragen müssen. 

Wir thematisieren heute nicht die Zahl der Studierenden ·im 

. Informatik- und Multimediabereich, also die Ausbildungs­

und Studienmöglichkeiten in Rheinland-Pfalz. Darüber ha­

ben wir bereits gesprochen. An der derzeit geführten 

Greencard-Diskussion ist erkennbar, dass das noch unter dem 

tatsächlichen Bedarf liegt. 

Wir haben heute zur Diskussion gestellt, ob die Mittelzuwei­

sungen zu den Universitäten und Ihre Ankündigung von zehn. 

neuen Studiengängen ein Standard ist, den Sie ~eiterhin hal­

ten können. Dazu habe ich nicht viel von Ihnen gehört, Herr 

Zöllner. Ausgewichen sind Sie, als Sie ausführten, dass Sie 

nicht beabsichtigten, einen Numerus clausus einzuführen. 

Das haben wir auch nicht gefordert, sondern wir haben ge­

fordert, dem steigenden Bedarf an solchen Studiengängen 

bei jungen Menschen, die sich in diesem Bereich qualifizieren 

wollen, mit einer steigenden Anzahl von Studienangeboten 

im Land zu begegnen. Gleichzeitig muss mit dem steigEmden 

Studienangebot auch ein steigendes Qualitätsniveau einher­

gehen, das eine Ausbildung attraktiv macht und einen Ab­

schluss verleihen kann, der attraktiv für dasspätere Berufsle­

ben ist. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

·Meine Dame~ und Herren, Herr Zöllner, das steht natürlich 

im Zusammenhang mit den Mittelzuweisungen 

(Glocke des Präsi~enten) 

und der Art und Weise, wie Sie über das Personalbemes­

sungskonzept Mittel an die Hochschulen zuweisen und mit­

hilfe eines Personalbemessungskonzepts Studiengänge, die 

im Aufbau sind und noch nicht mit so großen Studierenden­

zahlen versehen sind, in der Mittelzuweisung und in· der ln­

teressenvertretung innerhalb einer Universität benachteili­

gen. Das ist unser Thema. Wir fordern weiteres, echtes Enga­

gement dieser Landesregierung. 

(Beifall des BÜNDNI_S 90/DIE GRÜNEN) 

•• 
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Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Schmidtdas Wort. 

Abg. Dr. Schmidt, SPD:. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Für uns Sozialde­

mokraten ist lnfor":~atik eine Leitwissenschaft. Es ist völlig un­

strittig, dass diese Wissenschaft in den nächsten Jahren in 

Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt weiter an Bedeutung 

gewinnen wird. Deshalbmüssen und werden wir die Studien­

und Ausbildungsplätze sowie die Forschüngskapazitäten in 

Rheinland-Pfalzweiter quantitativ und qualitativ ausbauen. 

· Wir begrüßen ausdrücklich das Programm der Bundesregie­

rung und werden die Landesregierung bitten, sich daran zu 

beteiligen und die dafür notwendigen Komplementärmittel 

zur Verfügung zu stellen. Wir befürworten eine weitere Aus­

weitung der Kapazitäten, vor allen Dingen im Fachhochschul­

bereich. Ich verweise darauf, dass Gespräche stattfinden und 

fast abgeschlosse":: sind .. 

Im Bereich d·er digitalen Studien an der Fachhochschule 

Kaiserslautern, Standort Zweibrücken, werden sich die Stu­

dienanfängerzahlen verdoppeln. Wenn das nichts ist, verste­

he ich die Welt nicht"mehr. · 

Selbstverständlich müssen wir Wert auf die Nachwuchsförde­

rung legen, damit wir nicht in einigen Jahren Man~j"ei an feh­

lenden Hochschullehrern in diesem Bere.ich haben. Es ist eine 

permanente Au~gabe des Qualitätsmanagements, verehrte 

Frau Thomas- Herr Dahm weiß das alles-, die Studiengänge 

ständig zu modernisieren, zu ev~luieren und effizienter zu 

gestalten. 

An dieser Stelle spreche ich einen Dank an die Hochschulen 

aus. Es gibt einige Hochschulen, die ihre Labors inzwischen 

rund um die Uhr betreiben. Das ist keine Selbstverständlich­

keit .. 

Bezüglich der qualitativen Maßnahmen verweise ich auf eine 

Kooperationsvereinbarung zwischen der Fachhochschule 

.Kaiserslautern und der SAP. An dieser Stelle wird deutlich, 

dass die Qualität und die Praxisori.entierung bezüglich des 

notwendigen Bedarfs vereinbart-Wird und den Studierenden 
insgesamt zugute kommt. 

Ich verweise darauf, dass· wir be~ondere Aufmerksamkeit auf 

die· Schulen, an denen eine Basis gelegt wird, legen werden. 

Der Anfang ist gemacht, wenn wir davon ausgehen, dass bis 

zum Ende des Jahres alle Schulen mit PCs ausgestattet sind 

und einen Internetanschluss bekommen 

(Glocke' des Präsidente.n) 

und wir dann in einer großartigen Aktion die Lehrer qualifi­

zieren. Das wird im Herbst mit der Schulung von 5 000 Lehre-

rinnen und Lehrern nicht abgeschlossen sein, sondern muss 

natürlich fortgesetzt werden. 

Herr Minister, Sie haben unsere Unterstützung in Ihren wei­
teren Bemühung.en. 

Vielen Dank. 

(Beifall der SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Kohnle-Gros das Wort .. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Ich will noch einmal das verdeutlichen, was ich vorhin gesagt 

habe. Die Konzepte für Personal- und Mittelzuweisungen 

werden von den Hochschulen, weil sie es nicht anders kön­

nen, heruntergerechnet. Es werden Kriterien erarbeitet, wie 

diese herunterbrechen können. Was bleibt den Hochschulen 

anderes Obrig, als sich überwiegend an das zu halten, was das 

Land vorgegeben hat, nämlich an den Studierendenzahlen, 

. der Zahl der Abgänger und Promotionen und an der Drittmit­

teleinwerbung festzuhalten. 

. ln diesem Fall betrifft das lior allen Dingen diejenigen Univer­

sitäten und Fachbereiche, die technische Studiengänge und 

Diplomstudiengänge für Ingenieure anbieten, weil sie das 

Problem der zurückgehenden Studierendenzahlen und damit 

auch das Problem der zurückgehenden Promotionen usw. ha­

ben. Das tut weh. 

Das Herunterbrechen bedeutet bei den 71er-Mitteln, dass das 

sofort in diesem Haushaltspl<_m umgesetzt wird. Ich habe be­

reits darauf hin'gewiesen, dass die Mittel zusätzlich gekürzt 

worden sind. Sie sind nicht nur neu verteilt, sondern auch zu­

sätzlich gekürzt worden. ln Mainz geht es vor allen Dingen 

um Stellen von wissenschaftlichen Hilfskräften, die im be­

treuenden Bereich für die Studenten so wichtig sind. 

ln den anderen Bereichen, in denen es um die Professoren 

geht, ist es so - es gilt das Beamtenrecht,, und wir können 
nicht.einfadi jeden nach Hause schicken, dessen Arbeitskraft 

wir nicht mehr benötigen-, dass sich vor allem in den Berei­

chen Veränderungen anbahnen, in denen Neubesetzungen 
anstehen oder Berufungen erfolgen. 

Das bedeutet für Studiengänge, die sich im Aufbau befinden, 

für die Stellen versprochen worden sind- so ist das in Tri er ge­

wesen-, dass die zugesagte Stelle nicht besetzt wird, da die 

Hochschule insgesamt.sagt, uns steht überhaupt keine Stelle 
mehr zur Verfügung, im Gegenteil, wir müssen noch Stellen 

abgeben. Jetzt könnt ihr diese Stelle nicht bekommen. 
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ln anderen Bereichen, in denen Menschen in Pension gehen, 

ist es so, dass die Stelle nicht neu besetzt wird, weshalb ganze 

Studiengänge vor dem Aus stehen. Wenn keine Innovation 

durch neue junge Leute in die Bereiche hineinkommt, wie soll· 

dann die Zukunft aussehen? Dann ist es nicht damit getan, 

dass man einfach sagt: Wir haben 12 % mehr Personalkosten 

· im Doppelhaushalt veranschlagt. - Es ist so, dass die Stellen 

bereits durch neue Standorte und neue .Dinge festgeschrie­

ben sind. Das muss geschehen. So sah insgesamt das Konzept 

aus. Jetzt aber zu sagen, es ist alles gut, wir haben nicht ge­

spart und nicht gekürzt, und_ wir geben den Leuten das, was 

sie brauchen, ist einfach nicht wahr. 

Ich verweise noch kurz auf den Jahresbericht des Präsidenten 

der Unlversität Kaiserslautern, der ganz neü vorliegt. Meine 

Damen und Herren von den Regierungsfraktionen, Sie müs­

sen ganz einfach einmal nachlesen, was sogar in solchen 

schriftlichen Stellungnahmen über das Herunterbrechen der 

Konzepte in den Hochschulen steht. Danach handelt es sich 

nämlich um Einsparungen und Umverteilungen und nicht um 

ei~e Verbesserung in irgendweiChen Bereichen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile noch einmal ·Herrn Staatsminister Professor 

Dr. Zöllner das Wort. 

Prof. Dr. Zöllner, 
_ Ministerfür Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Ich habe den Kampf um Erkenntnis nicht aufgegeben, Frau 

Thomas. 

1. Es handelt sich um keine Ankündigung, dass es zehn neue 

Studiengänge geben soll, sondern das ist Faktum, da dieses 

stattgefunden hat. 

2. Die Wirtschaftsinformatik in Trier wird wie bisher weiter­

geführt. 

3. Es wird einen weiteren Ausbau geben. Es wird einen Aus­

bau in Mainz geben, und es wird e_!nen- Ausbau in Kob-· 

lenz/LandiiU geben. Fakt ist, dass derzeit ein Ausbau stattfin­

det, _zum Beispiel an der Fachhochschule in Bingen. 

Frau Kohnle-Gros, die Tatsache, dass die Zahl der Studienan­

fänger entgegen Ihrer Aussage jn der Vergangenheit konti­

nuierlich gestiegen ist, wäre aus der Antwort auf eine Kleine 

Anfrage ableitbar, .die Sie selbst gestellt haben. Im Jahr 1995 

waren es 332, im Jahr 1996 waren es 470, im Jahr 1997 waren 

es 471, im Jahr 1998 waren es 601, und im Jahr 1999 waren es 

701 Studienanfänger. Das sind die Fakten, die man auch 

durch eine gute Interpretation nicht verdrehen kann. 

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich werde den Weg 

für die Landesregierung ~ie bisher weitergehen, weil er of­

fensichtlich erfolgreicher war als der in anderen Bundeslan­

dern, da ich auf das Eigenverantwortungsvermögen der· 

Hochschulen baue und auf ihre Kenntni~. offensichtlich die 

Entwicklung in die richtige Richtung zu treiben. Die Landes­

regierung wird über steigende Mittel -wie in diesem Haus­

halt mit 12% mehrPersonalmittel-die Voraussetzungen da­

für schaffen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) · 

Präsident Grimm: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 

Aus.sprache. 

Wir kommen nun zum zweiten Thema der 

AKTUELLEN STUNDE 

.,Strukturreform der Bundeswehr und ihre Aus- · 

wirkungenauf Standorte in Rheinland-Pfalz" 

auf Antrag der Fraktion der CDU 

- Drucksache 13/5864-

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Ender~ das Wort. 

Abg. Dr. Enders, CDU:. 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 

Reform der Bundeswehr nil)lmt nach fast zwei Jahren Zeit­

verlust und verwirrenden Diskussionen nunmehr Konturen 

an. Rudolf Scharping wirbt für sein Modell, das sich in zentra­

len Punkten .von den Vorschlägen der Wehrstruktur­

Kommission unterscheidet, die diese am 23. Mai der Öffent­

lichkeit vorgestellt hat. 

Scharping hatte vor über einem Jahr zur Ausarbeitung der 

Pläne zur Veränderung ~er Bundeswehr die Weizsäcker­

Kommission eingesetzt. Die von der Kommission ausgearbei­

teten Vorschläge wurden jetzt vom Minister verworfen. Pa­

rallel dazu ließ er eigene Ko-nzepte entwickeln und will diese 

durchsetzen. 

(Lewentz, SPD: Was ist mit 

Ihrem Herrn Rühe?) 

Die Mitglieder der Kommission müssen sich schon mehr als 

komisch vorgekommen sein und sich gefragt haben, weshalb 

• 

• 
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sie ein Jahr la~g arbeiten, wenn sie letztlich für den Papier­

korb gearbeitet hab~n. 

(Lewentz,SPD: Was war mit 

Ihrem Herrn Rühe?) 

- Lassen Sie mich doch einmal ausreden. Hören Sie doch. zu, 

Herr Kollege. 

Bei aller Kritik am Verhalten des Ministers muss man trotz­

dem feststellen, dass die Vorschläge der Kommission zum 

Umbau der Bundeswehr abzulehnen sind. 

(Mertes,.SPD: Grotesk! Das ist 

wirklich gut!) 

Die Empfehlung einer Absenkung auf 240 000 Soldaten bei 

30 000 Wehrpflichtigen bedeutet faktisch einen Einstieg i~ 

. den Ausstieg aus der allgemeiner;~ Wehrpflicht, Herr l'y'lertes. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Unabhängig davon wäre die Stabilität der Streitkräfte ge­

fährdet, und Zweifel an- unserer Bündnisfähigkeit würden 

aufkpmmen. 

Richtig ist, dass die Landesverteidigung zunehmend zur Dis­

tanzverteidigung wird und unsere Streitkräfte weitaus mehr 

Einsatzkräfte zur Krisenbewältigung benötigen, als bisher 

vorhanden sind, um Krisen auf Distanz zum Bündnis zu hal­

ten. Die Reform darf aber nicht zu einer ausschließlich auf 

Auslandseinsätzen außerhalb des Bündnisses ausgerichteten 

Truppe führen. Wir wollen keine lnterventionsarmee. 

Herr Scharping möchte eine Bundeswehr mit 277 000 Solda­

ten, davon 255 000 aktive Soldaten, einer neunmonatigen 

Wehrpflicht und ca. 75 000 Wehrpflichtigen. Interessant ist in 

diesem Zusammenhang die Tendenz auf dem letzten Juso­

Bundeskongress, auf ·dem man sich gegen die Wehrpflicht 

ausgesprochen hat und bei dem man den Eindruck bekommt, 

dass die Jusos langfristig die gesamte Bundeswehr abschaf­

fen möchte, wenn man den Worten des Juso-Chefs glaubt. 

(Merte~. SPD:. Dann müssen sie 

etwas arbeiten, gell!) 

Die CDU hält auch die von der Wehrstruktur-Kommission sich 

unterscheidenden Zahlen des Ministers nicht für optimal. Si­

cherheitspolitisch, strukturpolitisch und gesellschaftspolitisch 

favorisieren wir eine Bundeswehr mit 300 000 Soldaten und 

100 000 Wehrpflichtigen.' 

(Zurufe von der SPD) 

Gestern hat der Minister seine Eckpfeiler für die Zukunft, wie 

er· sie nennt, im Kabinett eingebracht. Wie ich gelesen habe, 

wird er im Rahmen der Sitzung am 21. Juni dann die Finanzen 

bekanntgeben, die er jetzt noch geheim hält. 

Wir dürfen es nicht zulassen, dass unsere Soldaten aus der 

Fläche verschwinden und ihre Präsenz in vielen Städten und 

Gemeinden aufgegeben werden muss. Das hätte vor allem in 

Rheinland-Pfalz, in dem die Bundeswehr vor allem in struk­

turschwachen Regionen ein wichtiger Arbeitgeber ist; negati­

ve Folgen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) -

Die Bundesregierung muss endlich Farbe bekennen und klar 

sagen, was· sie für erforderlich hält, und die daraus entste­

henden Konsequenzen aufzeigen. Bisher ist das nicht gesche­

hen. Anstel,le einer genauen Analyse gibt es ein planloses Ne­

beneinander der Kommissionen, Arbeitskreise und Experten 

ohne Linie. 

(Beifall der CDU) 

So ·wurde der Generalinspekteur vom Minister aus der Bun­

deswehr herausgemobbt. Die GRÜNEN und weite Teile der 

SPD haben in der jüngsten Vergangenheit mehrfach ihre An­

sicht zur Bundeswehr geändert: 

Nun zu Rheinland-Pfalz: Die Strukturreform wird in 

Rheinland-Pfalz bei den zivilen Mitarbeitern keine betriebsc 

bedingten Kündigungen nach sich ziehen, hat Minister Schar­

ping dem Ministerpräsidenten laut Pressemitteilung zugesi­

chert. in der Tat sind Personalkürzungen nur dann sinnvoll, 

wenn sie von entsprechenden Strukturveränderungen beglei­

tet werden. So war in der .. AZ" zu lesen, größere Standorte 

seien nicht gefährdet. Ich frage mich allerdings, woher man 

das so genau weiß; denn dieses Wissen setzt eine Beurteilung 

der Lage voraus, wie das jeder Unteroffizier bei der Bundes­

wehr lernt. Es ist unverantwortlich, ungeprüftsolche Zusagen 

zu machen. 

Die Bundeswehr ist ein Teil von Rheinland-Pfalz, auch wenn 

das Land bereits bedirigt durch die Wiedervereinigung die 
damals notwendigen Stru,kturveränderungen aushalten 

musste. 

(Mertes, SPD: Aha, ganz vergessen 

hat man es nicht!) 

Die 166 Kleinststandorte, davon 15 in Rheinland-Pfalz, wer­

den laut Herrn Scharping auf ihre Notwendigk_eit hin über­

prüft. An den übrigen Standorten werde geprüft, was zur in­

ternen Optimierung sinnvoll sei. Diesem Begriff kanri ich 

nichts Zusich-erndes abgewinnen. 

Rheinland-Pfalzmit ca. 25 000 Soldaten und knapp 15 000 zi­

vilen Mitarbeitern an 53 Standorten hat damit doppelt so vie­

le wie Hessen. Bei diesen Zahlen ist die Sorge um Arbeitsplät­

ze berechtigt und kein Spiel mit der Angst. 

(Glocke des Präsidenten) 

Es wird in Rheinland-Pfalz Reduktionen geben müssen, wenn 

sich Herr Scharping und die SPD mit ihren Vorstellungen 
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durchsetzen. Selbst wenn große Standorte nicht aufgelöst 

werden, können aber auch in diesen Fällen Reduzierungen · 

strukturpolitisc~e Konsequenzen hab~n. 

Später mehr. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Mertes das Wort. 

Abg. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Weizsäcker­

Kommission hat Folgendes geschrieben: .. Die Bundeswehr 

des Jahres 2000 ist nicht im Gleichgewicht. Sie ist zu groß, 

falsch zusammengesetzt und zunehmend unmodern. ln ihrer 

heutigen Struktur hat die Bundeswehr keine Zukunft .. Es hat 

in den ·letztEm ·zehn Jahren Anpassungen gegeben, aber nicht 

Reformen." Das steht auf Seite 13, damit Sie das Zitat finden. 

Wir haben Herrn Kollegen Dr. Enders gehört. Er ist neu im 

Landtag. Daher muss ·er nicht alt das verantworten, was in 

den letzten 16 Jahren geschehen ist. Das will ich gerechter­

weise sagen. Herr Kollege, ich bleibe jetzt ganz ruhig und ge­

lassen. Glauben Sie nicht mit mii, dass eigentlich dei beste 

Zeitpunkt zur Reform der Bundeswehr nach der deutschen 

Wiedervereinigung und der Zusammenführung der beiden 

Armeen gewesen wäre? 

(Zurufe von der CDU) 

- Herr Kollege Altherr', wissen Sie, wir haben diese Reform da­

mals von Herrn Rühe- ich könnte das schriftlich mit Artikeln 

und Äußerungen belegen·. anders begleitet als' das, was Sie 

jetzt tun; denn wir wussten, dass Volker: Rühe-eine schwere -

Aufgabe hatte. 

(Zurufe von der CDU) 

Wer hat denn Ulmen und Pferdsfeld geschlossen? Wer hat 

das begleitet? Wenn wir Ihre Begleitung gehabt hätten, hät- · 

te es Herr Rühe schwer gehabt. 

Meine Damen und Herren, das.möchte ich Ihnen einmal sa­

gen. 

·(Beifall der SPD) 

Die Reform der Bundeswehr ist notwendig, sonst wird es kei­

ne Bundeswehr mehr geben, die bündnis-oder landesvertei­

digungsfähig ist. Das ist die Realität. 

Meine Damen und Herren, wer glaubt, er könnte kurieren 

und alles dabei belassen, wie es ist, der lügt den Leuten die 

. Tasche voll wie bei allen bisherigen Debatt~n. 

(Beifall der SPD) 

Wenn Volker Rühe die Ei.felmaar-Kaserne in Ulmen und viele 

andere Einrichtungen schließen m,usste, wussten wir, in wel­

cher Not er war. Er musste nämlich viele Stellen herunterfah­

ren. Wenn jetzt die Bundesregierung anfängt, ein Reform­

konzept vorzuschlagen, hören wir als Erstes.::: Herr Dr. Enders, 

Sie haben uns noch mehr in der nächsten Runde verspro­

chen- das Geschrei um die Standorte. 

Als einer der dabei war, gern dabei war und immer wieder 

dabei war, sage ich Ihnen Folgendes: Soldaten müssen dort­

hin, wo man ihre Aufgabe braucht. Militärpol_itik ist keine 

Strukturpolitik. Es geht um dhi! Fragen der Bündnisfähigkeit 

- in der NATO, der europäischen Verteidigungsfähigkeit, und 

darum, was wir mit den Standorten machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen endlich von dieser sozialpolitischen D_iskussion 

weg, die es nicht erlaubt, eine solche nationale und überna­

tionale Frage danach ZU klären, wo diese Aufgaben zu erfül- · 

len sind. 

Sie können das ruhig weiter machen. Ich gehe mit Ihnen auch 

durch die Säle. Das werde ich so weite_rsagen, wie ich das bei 

der- Reform Rühe -bei der Bundeswehr gesagt habe.Der Punkt 

ist, dass die Leute die Wahrheit hören und nicht die Augen 

zugekleistert bekommen wollen. 

. (Beifall der SPD) 

Lassen Sie mich noch eines anfügen. ·es gibt wirklich einen 

großen Bedarf. Dieser wird vielleicht wie folgt beschrieben: 

Wenn Sie sich in die Uniformhose einen Winkel hineinreißen, 

melden Sie das Ihrem Gruppenführer, dem Unteroffizier. Sie 

gehen dann zum Feldwebel als Zugführer, der bestätigen 

muss, was passiert ist. Dann geht die Sachfeststellung über 

den Zugführer zum Versorgungsfeldwebel los. Wenn diese 

Sachfeststellung des Winkels in der Hose gelaufen ist, wird 

der Chef der Kompanie- meistens ein Hauptmann- die Haf­

tung festlegen, nämlich ob man grob fahrlässig oder fahrläs­

sig gehandelt hat. Dann geht es weiter zur Schn~iderei in der 

Standortverwaltung. Dort wird der Schaden beseitigt und 

kommt wieder über den Versorgungsunteroffizier zurück. 

Meine Damen und Herren, eine Armee, die so viel Ressourcen 

für eine U!1iformhose hat, hat auch Ressourcen zur Moderni­

sierung. 

(Beifall der SPD-

Dr. Weiland, CDU: So war das 

in Ihrer Zeit!) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. 

• 
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Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 99/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Mich wundert es, dass· die CDU 

diese Aktuelle Stunde beantragt hat. Sie müssten sich doch 

- das hat Herr Mertes sehr deutlich gesagt - eher klein ma­

chen und wegducken; denn was .Ihnen die Weizsäcker­

Kommission ins Stammbuch geschrieben hat, ist eine schal­

lende Ohrfeige für die alte Bundesregierung und für Vertei­

digungsminister Rühe. 

(Beifall des BÜNDNIS-90/DIE GRÜNEN 

und der SPD) 

Meine Damen und Herren, obwohl Deutschland seit 199Ö-von 

'Freunden umzingelt ist, hat die Kohl-Regierung jeglichen 

echten Reformansatz für die Bundeswehr verweigert. Die 

Mängel wurden gestreckt. Es wurde alles beim Alten gelas­

sen. Außerdem hat man Ratschläge von außen hochnäsig ver­

weigert. 

, (Zuruf des Abg.Dr. Altherr, CDU) 

Darum lautet das Fazit· Herr Mertes hat es schon zitiert-: Die 

Bundeswehr ist zu groß. Sie ist falsch zusammengesetzt. Sie 

wird zunehmend unmodern. 

Acht lange Jahre, in denen sich andere europäische Armeen 

modernisiert haben und professionalisiert wurden, wurden 

vertan. Auch in diesem Politikfeld hat sich die alte Bundesre­

gierung als reformresistent erwiE!sen. Reformen erfordern 

'Mut; Courage, Kraft und Durchsetzungsfähigkeit. 

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Das sehen wir auch auf anderen Gebieten. Diese hat die CDU 

nicht. Zweitens hat sie auch kein Konzept für eine solche Re­

form. Sie hat sich inhaltlich überhaupt nicht_ damit auseinan­
der gesetzt. Darum wird man auch inhaltlich mit ihr nicht 

über diese Reform diskutieren. Darum ist es nur folgerichtig, 

dass sie über Standorte, die geschlossen werden, und nicht 

über inhaltliche Konzepte zu dieser Bundeswehrreform dis­

kutiert. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und der SPD-

Zuruf der Abg. Frau Bill, 

BÜNDNiS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von der CDU, man kann eine wich­

tige, eine als notwendig erkannte pol.itisch begründete Re­

form dieser Bundeswehr nkht auf eine Standortfrage redu­

zieren, welche_ Standorte wegfallen oder erhalten bleiben. 

Allerdings ist bisher bei der SPD ·auch nicht alles so gelaufen, 

wie wir uns das für das Land in diesem Fall gewünscht haben. 

Ich möchte_ einmal auf das Thema eingehen. 

Verteidigungsminister Scharping hat noch im Septem­

ber 1999 auf einem Konversionskongress in Mainz gesagt, 

der aktuelle Zwang zum Sparen bei der Bundeswehr würde 

zu keinen Schließungen in Rheinland-Pfalz fahren. Es muss 

niemand fürchten- ich zitiere wörtlich·, "dass_ Standorte zur 

Debatte stehen", • Es war damals schon klar, dass dieser 

Standpunkt nicht gehalten werden konnte. Das ist auch kein 

Mittel für eine Planungssicherheit für einzelne Standorte und 

einzelne Kommunen, in denen sich Bundeswehrsoldaten und 

Zivilbeschäftigte aufhalten. 

Wenn man sieht, warum diese Bundeswehrstandorte - we­

nigstens die KleinstStandorte- aufgelöst werden sollen, han­

delt es sich um eine andere Begründu-ng als zur Zeit des kal­

ten Krieges. Es geht vor allem um betriebswirtschaftliche 

Gründe. Auch dass die Bundeswehr sparen muss, wird deut­

lich gesagt. 

Meine Damen und Herren, ich finde, das ist eine sehr beruhi­

gende Normalisierung, dass- es nicht nur um strategische An­

sätze, sondern ·um ganz normale betriebswirtschaftliche 

Grundsätze geht; Hier befindet sich die Bund~swehr unserer 

Meinung nach auf dem Weg in eine Normalisierung, die wir 

unterstützen. 

Meine Damen und Herren von der Landesregierung, unter 

diesem Aspekt ist für Rheinland-Pfalz eine präventive Kon-· 

versionsplanung, die wir GRÜNEN immer gefordert haben, 

umso wichtiger. Ein halbes Jahr nach dem Versprechen von 

Scharping, dass kein Standort geschlossen wird, wissen wir, 

dass mindestens 15 Kleinststandorte zur Disposition stehen. 

Für eine präventive Konversionsplanung ergeben sich neue 
Chancen-. 

Wenn ein Standort von Bundeswehrseite aus gesehen aus be­

triebswirtschaftlichen Erfordernissen genügen soll und nicht 

mehr wie bisher nu'r militärstrategisch bestimmt wird, erge­

ben sich daraus neue Chancen für die Konversionsplanung, 

die sich auch nach den Erfordernissen strukturschwacher Räu­

me richten kann. Das bedeutet auch- das finde ich besonders 

wichtig -, dass die Landesregierung darauf hinwirken muss, 

noch mehr und noch intensiver an Standortentscheidungen 

mitzuwirken, und zwar welche Standorte erhalten, geändert 

oder verkleinert werden sollen. Es genügt nicht, nu~ Stellung­

nahmen abzugeben. Dieses müsste eigentlich alle Bundeslän­

der betreffen. 

Meine Damen und_ Herren, dass dort noch einiges im Argen 
liegt,--

(Glocke des Präsidenten) 

-Ich bin sofort amEndemeiner Rede. 

--ergibt sich auch aus einer Großen Arif_rage, die die SPD ge­

stellt hat. Darin heißt es: "Die militärstrategischen und fiska­

lischen Interessen einerseits und die strukturpolitischen Inte­

ressen andererseits werden nur unzureichend abgestimmt. 

Schließlich wird die Bewältigung der ökonomischen Folgen 
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seitens des Bundes ausgeklammert." Das wollen wir ändern. 

Auch hier muss der Bund seine Verantwortung mit überneh­

men. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Creutzmann das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Herr Kollege Mertes, ich gestehe ehrlich, dass ich nicht ge­

dient habe und in den Verästelungen der Bundeswehr_ nicht 

zu Hause bin. Ich glaubte auch, bei dem Thema, das man mir 

übertragen hat, ging es mehr um die Auswirkungen als um 

die Strukturreform der Bundeswehr, Herr Kollege Enders. Das 

trägt man im Bundestag aus. Das ist der richtige Ort. Wir sind, 

glaube ich, noch nicht einmal zustimmungspflichtig und ha­

ben überhaupt keine Kompetenzen, etwas zur Strukturre­

form der Bundeswehr sagen. Das heißt, das, was der Bundes­

tag beschließt, hat natürlich auch Auswirkungen auf das 

Land Rheinland-Pfalz. Diese stehen heute zur Diskussion. 

Am 23. Mai hat die so genannte Weizsäcker-kommission ih­

ren Bericht zur Zukunft der Bundeswehr vorgelegt. Darin 

wird unter anderem. vorgeschlagen, die Zahl der Bundes­

wehrstandorte um ca. 40 % zu reduzieren. Da es in Rhein­
land-Pfalz insgesamt 53 Standorte der Bundeswehr gibt, wür­

de dies rein rechnerisch bedeuten, dass ca. 20 Standorte in 

Rheinland-Pfalz zu schließen wären. Dies würde für unser 

Land eine weitere Herausforderung in Bezug auf den Umbau 

der militärischen Konversion in zivile Nutzung bedeuten. 

Der Bundesminister für Verteidigung, Rudolf Scharping, hat 

erklärt, dass er dem Bericht zu 80% zustimmt, aber insbeson­

dere bei den Fragen der Wehrpflicht und der Standorte ande­

rer Auffassung ist. Nach unserer Erkenntnis hat er der Landes­

regierung mitgeteilt, dass die Beurteilung der Standorte 

nicht allein nach betriebswirtschaftliehen Gesichtspunkten 

erfolgen könne. Hinzu kommen müssten volkswirtschaftliche 

Aspekte und Fragen wie heimatnaher ·Einsatz von Soldaten, 

ihre Verankerung in der Bevölkerung und die wirtschaftli­

chen Interessen der Region. Er denke nicht an die Schließung 

von größeren Standorten, doch für Standorte unter 

50 Dienstposten' habe er einen Prüfauftrag gegeben, der die 

Frage beinhalte, ob man solche Standorte in größere Liegen­

schaften integrieren könne oder nicht. 

Meine Damen und Herren, wir müssen auch in Zeiten immer 

knapper werdender Kassen daran interessiert sein, dass die 

Finanzmittel, die wir haben, effizient eingesetzt werden. Da­

zu muss auch die Bundeswehr einen Beitrag leisten. Wir müs­

sen auch in der Lage sein, unseren Verteidigungsauftrag in 

Zukunft zu erfüllen. Deswegen ist es legitim, zu überprüfen, 

ob alle Standorte noch wirtschaftlich betrieben werden kön­

nen. 

ln Rheinland-Pfalzbestehen derzeit 17 Kleioststandorte un­

ter 50 Dienstposten. Die Prüfung, so der Verteidigungsminis­

ter, beinhalte jedoch nicht automatisch deren Schließung. 

Die Landesregierung hat in einer Pressemitteilung vom 6. Ju­

ni 2000 erklärt, dass sie· bei der Bundeswehrstrukturreform in 

ständigem Kontakt mit dem Bundesverteidigungsministe­

rium stehe, dass das Konversionskabinett sich in Mainz er­

neut intensiv mit dem Thema befasse. Insofern, Frau 

Grützmacher, hätte es Ihres Hinweises nicht bedurft. Es ist ei­

ne ständige Aufgabe, immer wieder zu überlegen, wenn mili­

tärische Standorte aufzugeben sind,--

(Zuruf der Abg. Frau Grützmach er, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Sie haben Recht, auch vorbeugend zu überlegen. 

--wie eine zivile Nutzung sinnvoll erfolgen kann. 

Die F.D.P.-Fraktion verurteilt mit aller Entschiedenheit die 

von der CDU in Umlauf gebrachte Meldung, nach der das 

Heeresführungskommando Koblenz ebenso wie das Heeres­

unterstützungskommando oder das Wehrbereichskomman­

do IV iri Mainz aufgelöst werden sollten, als Panikmache. So 

kann man das nicht machen, Herr Kollege Weiland. 

Solche nicht belegbaren Behauptungen verunsichern nicht 

nur die Menschen, die bei der Bundeswehr arbeiten, sondern 

sind auch dazu geeignet, unter Umständen falsche Reaktio­

nen in der Kommunalpolitik herbeizuführen. 

Nach Auskunft des Verteidigungsministeriums entbehren die 

in der CDU ausgestreuten Gerüchte jeder Grundlage und ge­

hören ins Reich der Spekulationen. Gerade der Standoft Kob­

lenz wurde durch bisherige Entscheidungen des Verteidi­

gungsministers enorm aufgewertet. So ist das Heeresunter­

stützungskommando erst Anfang des Jahres nach Koblenz 

gezogen, um gemeinsam mit dem Heeresführungskomman­

do eine zentrale Rolle in der Zukunftsstruktur der Bundes­

wehr zu spielen. 

(Dr. Altherr, CDU: Das heißt 

doch nichts!) 

- Herr Kollege, wenn man solche Fehlentscheidungen, wie Sie 

das hier behaupten, unter dem Gesichtspunkt, dass· eine 

Strukturr~form ansteht, getroffen hätte---

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU} 

' . 
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-Herr Kollege, natürlich müssen Entscheidungen immer unter 

dem Licht neuester Erkenntnisse getroffen werden. Darin 

sind wir hoffentlich einer Meinung. 

(Glocke des Präsidenten) 

Weitere Ausführungen dazu möchte ich in der zweiten Run­

de vortragen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Enders das Wort. 

Abg._Dr. Enders, CDU: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich halte es für unverant­

wortlich, die berechtigten Sorgen - um nichts anderes geht 

es- um die Erhaltung von Standorten in Rheinland-Pfalz ab­

zuzwiegeln. Wer behauptet, die Verkleinerung von 

320 000 Soldaten auf 255 000 Soldaten ginge spurlos ·an 

Rheinland-Pfalz vorüber, der ist entweder blauäugig oder er 

verbreitet Stillhalteparolen wider besseres Wissen. 

(Mertes, SPD: Wer behauptet das denn 

bitte? Sie haben sich das aufgeschrieben, 

obwohl es niemand behauptet hat!) 

Dass dies spurlos an Standorten in Rheinland-Pfalz vorüber­
geht, müssen die Verantwortlichen noch glaubhaft machen. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir fordern die Landesregierung ai.Jt. sich dafür stark zu ma­

chen, dass zum Beispiel eines der beiden Technologiezentren 

der Bundeswehr nach Rheinland-Pfalz kommt, zum Beispiel 

in Verbindung mit der Universität Koblenz/Landau. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir werden die Entwicklung in den nächsten Tagen und Wo­

chen mit großer Aufmerksamkeit beobachten, auch während 

der Sommerpause·. Die Bevölkerung und die Kommunen müs­

sen darüber informiert werden, welchen Stand die Planun­
gen haben. Mit insgesamt 53 Standorten und mehr als 

40 000 Zivila-ngestellten und Soldaten ist Rheinland-Pfalzwie 

kaum ein anderes Land von der Reform betroffen. Wir wer­
den im Rahmen einer Anfrage unsere Fragen und Bedenken 

konkretisieren und sind auf die Antworten der ~andesregie­

rung sehr gespannt. 

Wie wollen Sie es denn machen? Wenn,.Sie die kleinen' Stand­

orte mit 10 000 Soldaten abziehen, dann bleiben noch 

90 000 Personen im militärischen urid zivilen Dienst übrig, die 

in ganz Deutschland reduziert werden müssen. Bei 

600 Standorten sind das 150 Personen im zivilen und militäri­

schen Bereich im ganzen Land. pro Standort. Diese Zahlen 

muss man einmal mit klarem Auge sehen. 

(Schwarz, SPD: Was machen 

wir jetzt?) 

Interessant ist auch, dass der Minister gestern in Berlin auf die 

Frage, ob man die Wehrbereichskommandos von sieben auf 

vier reduzieren will, keine Antwort gegeben hat. 

Wir sind gespannt auf die Entwicklung und werden das sehr 

genau beobachten. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Zuber das Wort. 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen .und Herren! Die· 

Landesregierung stimmt mit der Bundesregierung überein 

- ich denke, das ist wohl auch die gemeinsame Auffassung in 

diesem hohen Hause-, dass eine Reform der Bundeswehr mit 

dem Ziel notwendig ist, sie 'in ihrer Struktur, Organisation, 

Personalstärke und Ausrüstung den ihr heute und. zukünftig 

gestellten Aufgaben anzupassen. 

Diese Anpassung führt zwangsläufig zu Veränderungen, die 

auch Auswirkungen auf Rheinland-Pfalz haben werden. lnso- . 

weit hat niemand behauptet, dass alles nach der Methode 

geschehe: ,.Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass!" 

Ministerpräsident Beck führ:t seit geraumer Zeit mit dem B un" 

deskanzlerund dem Bundesverteidigungsminister Gespräche 

über die Ausgestaltung der Bundeswehrreformen und ihre 

Auswirkungen auf Rheinland-Pfalz. Dabei ging u·nd geht es 

einmal um die Anerkennung der Leistung, die unser Bundes­

land bei der Konversion in den vergangenen zehn Jahren be­

reits erbracht hat. Diese müssen anerkannt und als Vorlei­

stungen angemessen in Rechnung gestellt werden. 

Es geht aber auch um die Einhaltung der Zusage des Verteidi­

gungsministers, dass es keine betriebsbedingten Kündigun­

gen für die Zivilangestellten der Bundeswehr geben werde. 

Die Landesregierung sieht keinen Grund, an dieser Aussage 
zu zweifeln. 

Die Wehrstrukturkommission hat zwar bei ihren Empfehlun­

gen an die Bundesregierung zu dieser Thematik vorgeschla­

gen, bei den Standorten eine Reduzierung von 40 % vorzu­

nehmen. Der Bundesminister. der Verteidigung hat jedoch 
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schon erklärt, dass er dieser Empfehlung nicht folgen wird. Er 

hat sowohl öffentlich als auch gegenüber der Landesregie· 

runginpersönlichen Gesprächen versichert, dass die En~chei· 

dung, ob -ein Standort beibehalten oder geschlossen wird, 

von ihm nicht allein nach -betriebswirtschaftlichen Gesichts­

punkten getroffen wird. Andere Aspekte beispielsweise ei­

nen möglichst heimatnahen Einsatz der Soldaten, ihre Veran­

kerung in der Bevölkerung und die wirtschaftlichen Interes­

sen einer Region würden ebenfalls bei jeder Entscheidung 

angemessen berücksichtigt. 

Der Verteidigungsminister hat außerdem von vornherein er­

klärt, dass eine Schließung größerer Standorte nicht vorgese­

hen sei. Lediglich hinsichtlich der Standorte mit weniger. als 

SO Dienstposten lasse er prüfen, ob solche Standorte in grö­

ßere integriert werden könnten. 

Es ist bereits erwähnt worden, dass wir 17 Kleinstandorte ha­

ben. Die Überprüfung dieser Standorte bedeutet, wie der 

Bundesverteidigungsminister ausdrücklich festgestellt hat, 

keinesfalls.deren automatische Schließung. Im Übrigen wer­

de es endgültige Aussagen zu Standorten und Entscheidun­

gen erst Ende des Jahres 2000 geben. 

Meine Damen und Herren, weitaus größere Auswirkungen 

auf militärische Arbeitsplätze in Rheinland-Pfalz als die . 

Standortfrage könnte aber schon mittelfristig eine Entschei­

dung des Verteidigungsministers vom vergangenen Jahr ha­

ben, möglichst alle militärfremden Aufgaben aus der Bundes­

wehr auszugliedern und diese künftig in Kooperation mit der 

zivilen Wirtschaft zu erledigen. Diesem Ziel dient zum Bei­

spiel der bereits im Dezember letzten Jahres mit der Wirt-. 

schaft geschlossene Rahmenvertrag ,.Innovation, Investition 

und Wirtschaftlichkeit der Bundeswehr", in dessen Folge 

auch bereits eine ganze Reihe von Modellprojekten angelau­

fen ist. Dieser Vertrag hat eine erhebliche Unruhe bei den Zi­

vilangestellten der Bundeswehr hervorgerufen. Der Bundes­

minister der Verteidigung hat allerdings in dem von mir ge­

nannten Vertrag festgeschrieben und dies auch noch einmal 

gegenüber der Landesregierung wie auch in einem Brief an 

alle Zivilbediensteten der Bundeswehr klargestellt, dass dort, 

wo ein Abbau von Arbeitsplätzen unumgänglich sei, dieser 

sozi_alverträglich vorgenommen werde. Die Angst um Ar­

beitsplätze sei unbegründet und beruhe auf falschen oder 

fehlinterpretierten Informationen. Es werde keine betriebs­

bedingten Kündigungen geben. 

Nach Auskunft des Verteidigungsministers vom 5. Juni ent­

behrt auch die Behauptung der CDU-Landtagsfraktion, wo­

nach das Heeresführungskommando Koblenz, das Heeresun~ 

terstützungskommando Koblenz oder das Wehrbereichskom­

mando IV in Mainz aufgelöst werden sollen, jeglicher Grund­

lage. 

I. (Dr . .Aitherr, CDU: Abwarten!­

Zuruf von der SPD: Man meint fast,_ 

dass Sie das herbeireden wollten!) 

Es handele sich um reine Spekulation. Gerade der Standort 

Koblenz sei und werde durch die bisherigen Entscheidungen 

enorm aufgewertet. So sei das Heeresunterstützungskom­

mando gerade nach Koblenz gezogen, um künftig gemein­

sam mit dem Heeresführungskommando eine zentrale Rolle 

in der zukünftigen Struktur der Bundeswehr zu spielen. Über 

die Standorte der zukünftigen vier Regionalkommandos, in 

dene'n die bisherigen sieben Wehrbereichskommandos auf­

gehen sollen, werde in der zweiten Jahreshälfte entschieden.-

Auch die in der Zeitung ,.Bild am Sonntag" erwähnte Streich­

liste von 166 Kleioststandorten existiere nicht. Es bestehe le­

diglich eine Auflistung aller Kleioststandorte unter 50 Dienst­

posten, für die, wie bereits erwähnt, eine Effizienzprüfung 

durchgeführt werde. 

Nach der bereits vom Bundesverteidigungsminister getroffe­

nen Entscheidung, die vom Bundeskanzler ausdrücklich be­

stätigt wurde und für die es auch eine Mehrheit im Bundes­

tag-gibt, wird die Wehrpflicht a-uf jeden Fall erhalten bleiben, 

was wir ausdrücklich begrüßen. Sie soll nach den Vorstellun­

gen der Bundesregierung-zunächst von zehn auf neun Mona­

te reduziert werden. Hierbei ist auch eine Flexibilisierung der 

Wehrpflicht vorgesehen. So soll ein Wehrpflichtiger entwe­

der sechs Monate dienen und drei Monate Wehrübungen ab­

leisten oder neun Monate ohne Unterbrechung-Wehrdienst 

leisten können .. Damit könnten dann jährlich rund 

100 000 junge Männereinberufen werden, und die Wehrge­

rechtigkeit bliebe erhalten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Landesregie­

rung wird mit der Bundesregierung die Diskussion über die 

Zukunft der Bundeswehrstandorte in Rheiniand-Pfalz inten­

siv weiterführen und dabei die Interessen der Soldaten und 

zivilen Arbeitnehmer engagiert vertreten. Es wird also fort­

laufend weitere Gespräche zwischen dem Ministerpräsiden­

ten, dem Bundeskanzler und dem -Bundesverteidigungsmini­

ster geben. Aus der Sich~ der· Landesregierung muss dabei, 

wie ic;h bereits dargestellt habe, berücksichtigt werden, ·dass 

. das Land Rheinland-Pfalz durch Konversion' und den Abbau 

von 90 000 Soldaten und Zivilbeschäftigten in den letzt~n 

Jahren bereits erhebliche Vorleistungen erbracht hat. Dieser 

besonders hohe, bereits erbrachte Beitrag unseres Bundes­

landes zu den Verteidigungslasten der Bundesrepublik 

Deutschland insgesamt muss bei der Verteilung zusätzlicher 

Lasten von der Bundesregierung in Rechnung gestellt wer­

den. 

Meine Damen und Herren, ich fordere Sie auf, die Landesre- · 

gierung bei der Wahrnehmung dieser nicht leichten Aufgabe 

tatkräftig zu unterstützen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Weiland das Wort. 

• 

• 
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Abg. Dr. Weiland, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

möchte nur ganz kurz auf einen Eindruck eingehen, der mög­

licherweise durch die Redebeiträge der Vertreter der Koali­

tionsfraktionen und des Herrn Innenministers entstanden ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Aufgabentei­

lung kann natürlich nicht so sein, dass SPD-Bundestags­

abgeordnete vor Ort den Eindruck erwecken, sie würden ih­

ren Standort vordieser Diskussi<:Jn und ihren Folgen schützen, 

und wenn wir .uns zum Anwalt der Standor:te machen, uns 

dann vorgeworfen wird, wir würden Panikmache betreiben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Aufgabentei­

lung funktioniert nicht! 

(Beifall der CDU) 

Wenn die Genossin Mogg in Koblenz auftritt und davon 

spricht, dass die großen H~rausforderungen für den Arbeits­

markt und die gesamte Wirtschaftsstruktur der Stadt Koblenz 

und der Region aufgefangen werden müssten, was ist das 

dann anderes, als vor den Folgen dieser Struktur- und Stand­

ortdebatte zu warnen? 

(Beifall der CDU-

Dr. Altherr, CDU: So ist es!) 

Die Aufgabenteilung, sich an das Rednerpult zu stellen, von 

uns Mitverantwortung zu v~rlangen, aber uns andererseits 

Panikmache vorzuwerfen und vor Ort den guten Mann oder 
die· gute Frau zu spielen, das können Sie mit uns nicht ma­

chen, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir treten nun in die Mittagspause ein und setzen unsere Be­

ratung um 13.45 Uhr fort. 

Unterbrechung der Sitzung:.12.36Uhr. 

Wiederbeginn der Sitzung: 13.46 Uhr. 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, wir setzen unsere Beratungen 

fort. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf: 

Regierungserkiärung 

,. Ergebnisse der Gespräche zum E-nergiekonsens­

Auswirkungen auf Rheinland-Pfalz" 

Zur Abgabe der Regierungserklärung erteile ich Staatsminis­

terin Frau Martini das Wort. 

Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Sehr geehrter Herr Präsid~nt, meine Damen, meine Herren 

Abgeordneten! Zunächst darf !eh eine herzliche Entschuldi­

·gung von Ministerpräsident Kurt Beck übermitteln, dessen 

persönliche Anwesenheit heute, an diesem für Rheinland-. 

Pfalz sicher sehr wichtigen und schönen· Tag, auf der Minis­

terpräsidentenkonferenz gefordert ist: Er ist dort im Rahmen 

des Rundfunkstaatsvertrags und des Länderfinanzausgleichs 

natürlich mit persönlicher Anwesenheit verpflichtet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, heute Morgen um 

1.00 Uhr haben Bundeskanzler Sehröder und die Vorstands­

vorsitzenden von VEBA und RWE den Abschluss einer erfolg­

reich durchgeführten und, wie ich m'eine, historischen Wei­

chenstellung verkündet, nämlich den Abschluss der Energie­

kons~nsgespräche. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wie Ministerpräsident Beck bereits zu Recht darauf hinge­

wiesen hat, ist es mit diesem Abschluss gelungen, eine tiefe 

Kluft, die bei der Streitfrage der friedlichen Nutzung der 

Kernenergie in der Bevölkerung bestanden hat, dauerhaft zu 

schließen. Dies muss uns allen, die wir politisch Verantwor­

tung tragen, egal, welcher Partei wir angehören, eine Genug­

tuung sein, meine Damen und Herren. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Die Lande·sregierung Rheinland-Pfalz begrüßt außerordent­

lich dieses gefundene Ergebnis im Atomkonsens. Dieses Er­

gebnis war auch im Wesentlichen darauf zurückzuführen, 

dass -es der Bundeskanzler höchstpersönlich in zähen und 

schließlich erfolgreichen Verhandlungen zustande gebracht 

hat. Deshalb dankt ihm die Landesregierung auch dafür, dass 

er Mülheim-Kärlich in die Energiekonsensgespräche mit ein­

bezogen hat. Das war der erste wichtige Schritt. Wir danken 

ihm weiterhin dafür, dass er durch Einrechnung einer fiktiven 

Strommenge aus Mülheim-Kärlich erreicht hat, dass eine mil­

liardenschwere, unkalki.llierbiue Last ·vom Land Rheinland­

Pfalzgenommen werden konnte, meine Damen und Herren. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) . 

Die Bürgerinnen und Bürger in Rheinland-Pfalz haben nun 

endlich, nach mehr als 20 Jahren Prozessgeschichte um 

Mülheim-Kärlich, eine Sicherheit, die lange angestrebt war 

und die aus vielen verschiedenen Gründen nicht zu erreichen 

war. Jetzt, nach über 20 Jahren, gibt es diese Sicherheit. Auch 

darüb~r sollten sich alle, unabhängig der Parteizugehörig­

·keit, freuen, meine Damen und Herren. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 
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Mülheim-Kärlich wird· also nie mehr ans Netz gehen. Milliar­

denschwere Schadensersatzforderungen sind damit vom 

Tisch. Das Genehmigungsverfahren wird eingestellt werden. 

Meine Damen und H~rren, die Landesregierung war von An­

fang an in die Überlegungen zum Atomenergiekonsens mit 

eingebunde8. Dies geschah in vielfachen und unterschiedli­

chen Schritten. Bereits im Januar 1999 hatte ich in ersten Ge­

sprächen Gelegenheit, mit dem Bundeswirtschaftsminister 

darüber zu sprechen und bei ihm mit der Bitte vorstellig zu 

werden, Mülheim-Kä'rlich von Anfang an in die Überlegun­

gen mit einzubeziehen. 

Ministerpräsident Kurt Beck persönlich hat dann in weiteren 

Gesprächen auch mit dem Bundeswirtschaftsminister und mit 

dem Bundeskanzler diese Position bekräftigt und ihr zur 

· Dur.chsetzung verholfen. Ich darf dankend anmerken, dass 

die Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen dieses 

Vorgehen nachdrücklich unterstützt haben. Auch das hat mit 

zum Erfolg beigetragen, meine Damen und Herren. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich darf kurz aufzeigen, welches das politische Ziel war. Das 

politische Ziel war, Klarheit in einer unendlichen Prozessge­

schichte zu schaffen. Das politische Ziel war, Klarheit zu 

schaffen, wie es weitergeht. Mülheim-Kärlich sollte. nicht 

mehr ans Netz gehen. Das politische Ziel war, auch auf Dauer 

und endgültig den Sicherheitsinteressen der Bürgerinnen 

und Bürger nicht nur in der Region, sondern auch darüber hi­

naus aufgrund der schwierigen Situation des Standorts .in 

Mülheim-Kärlich zu entsprechen. Diese Ziele sind durch den 

gestern getroffenen ·Kompromiss vollinhaltlich erreicht wor­

den. Deswegen ist es ein außerordentlich gutes Ergebnis. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, die Vorteile dieser Lösung sind ne­

ben dem Erreichen der Ziele natürlich noch Vielfältigster Art. 

Sie liegen zum Beispiel darin, dass wir eine Menge an· Rechts­

unsicherheiten und tatsächlichen Unsicherheiten vom Tisch 

haben. Durch die Rücknahme der Klage und durch die Erledi­

gung der Schadensersatzanklage macht sich dies dann am 

Schluss in Mark und Pfennig erheblich für die Steuerzahlerin­

nen und Steuerzahler in Rheinland-Pfalz bemerkbar. 

Vor allen Dingen sind wir jetzt auch sicher und können sozu-

, sagen in Ruhe die weitere Abwicklung der Verfahren an­

packen. Das; was jetzt zu folgen hat, wird in engem Kontakt 

mit RWE geschehen: der Umbau und der Abriss der Anlage in 

Mülheim-Kärlich. Hier wird - seihstverständlich in enger Ko­

operation mit RWE und in einer Anspannung aller Kräfte- ein 

zügiges Verfahren mit dem Ziel durchzuführen sein, einver­

nehmlich und ohne große Schwierigkeiten a,lle Probleme die­

ses Verfahrens zu meistern. Diesbezüglich hat auch schon ein 

erstes Gespräch des Ministerpräsidenten mit dem Vorstands­

vorsitzenden von RWE stattgefunden. Ich bin sicher, die bis­

herige Form der offenen Gespräche, die wir im Verlauf 

dieser letzten eineinhalb Jahre miteinander hatten, werden 

auch in dieser Frage dazu führen, dass die Lösung der Fragen 

des atomrechtlichen Genehmigungsverfahrens für einen Ab­

riss und Umbau zügig und gut vonstatten gehen werden. 

Meine Damen und Herren, die gestern g~fundene Vereinba­

rung hat bewirkt, dass in Rheinland-Pfalz vielen Menschen 

ein großer Stein vom Herzen.fällt. Ich darf mich in die Reihe 

:dieser Menschen mit voller Freude einreihen. Auch mir ist ein 

gr.oßer Stein vom Herzen gefallen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

. Es war nicht leicht- Sie wissen di~s in diesem hohen Hause; 

denn wir haben über viele Jahre hinweg mit den unterschied­

lichsten Aspekten zu Mülheim-Kärlich Diskussionen und De­

batten geführt-, in den vergangenen Jahren mit etwas fertig 

zu werden, was wir nicht verursacht hatten, nämlich, dass 

1975 eine Anlage an einem Standort genehmigt wurde, die 

der letztgerichtlichen Überprüfung nicht standgehalten hat: 

Alles, was wir an administrativen und gerichtlichen Verfahren 

in diesen Jahren zu bewältigen hatten, ist immer streng nach 

Recht und Gesetz erledigt worden und abgelaufen. Ich mei­

ne, deshalb ist es von besonderer Bedeutung, dass im Rah­

men dieses Energiekonsenses mit der Anrechnung fiktiver 

Strommengen aus Mülheim-Kärlich schlussendlich eine Ver­

einbarung wie diese erreicht und erzielt werden konnte. 

Meine Damen und Herren, der' jetZt erreichte Konsens ist der 

Anfang und nicht das Ende. Er ist der Anfang dafür, dass wir 

in Deutschland und in Europa den Umbau der Energieverso·r­

gung insgesamt anzupacken haben. Es wird enorme Heraus­

forderu~gen sowohl an die Strom erzeugenden Energiever­

sorgungsunternehm~n in Deutschland, aber auch in Europa, 

als auch natürlich an Politik und Gesellschaft insgesamt ge­

ben. 

Eines muss klar sein. ln dem Zeitraum; den wir jetzt mit dieser 

32-jährigen Restlaufzeit haben, müssen w.ir alle Anstrengun­

gen wissenschaftlicher, technischer und finanzieller Art un­

ternehmen, Mittel Und Ressourcen bereitzustellen, um einen 

Umbau der Energieversorgung in umweltverträgliche, nach­

haltige und dauerhafte Energieformen zu gestalten. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­

Mertes, SPD: Wettbewerbsfähig !) 

Diese Herausforderungen werden noch vor dem Hintergrund 

des liberalisierten Energiemarkts in Europa besonders deut­
lich. Wir müssen wettbewerbsfähig bleiben. Unsere Unt:er-

- nehmen müssen wettbewerbsfähig bleiben. Wir müssen un­

. sere Arbeitsplatze sichern und neue im Bereich des Umbaus 

der Energieversorgung aufbauen, Das ist unsere politische 

Verpflichtung. Das muss alles in diesen Konsens mit hin~inge­
dacht werden. 

l~h habe deshalb von .Anfang an deutlich gemacht und dies 

auch in einem Papier vom Januar 1999 niedergelegt, dass es 

• 



• 

Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode -112. Sitzung, 15. Juni 2000 8453 

nicht nur darum geht, a\)szusteigen, sondern dass wir uns 

auch eine Zielvorgabe geben müssen, einzusteigen, umzu­

bauen, dies generell und insgesamt. Meine Damen· und Her­

ren, nur das eine zu sehen und nicht das andere, wäre mit Si­

cherheit falsch. Deshalb liegt gerade auch in dieser gestern 

getroffenen Vereinbarung eine riesige Chance für neue Tech­

niken, fOr Innovationen und für neue Arbeitsplätze. Dies 

müssen wir beherzt angehen. Das kostet viel Geld. Deshalb 

brauchen wir auch dieses Geld. Ein Unternehmen wie RWE 

und viele andere brauchen auch die ökonomischen Ressour­

cen, um diesen Umbau in dem Sinne gestalten zu können, 

wie ich es eben skizziert habe. 

Wir sin~ der Überzeugung, mit der jetzt gefundenen Verab­

redung in Berlin ist ein guter, ein wichtiger Schritt gemacht. 

Weitere werden zu folgen haben, die noch viel von uns allen 

abverlangen werden. Ich bin zuversicherlich, dass wir dies 

zum Wohle unserer Volkswirtschaft, zum Wohle unserer Ar­

beitsplätze und - dies sage ich als Umweltministerin - auch 

zum Wohle der Umwelt leisten werden. 

Herzlichen Dank. 

(Anhaltend Beifall der SPD 

und der F.D~P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Aussprache zur Re­

gierungserklärung. 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Licht das Wort. 

Die Fraktionen haben eine Redezeit von bis zu zehn Minuten 

vereinbart . 

Abg.licht, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Martini, un­

verkennbar ist, in Ihre Freude mischt sich auch eine gewisse · 

Schadenfreude zu Lasten anderer. 

(Zurufe von der SPD: Oje !) 

Das ist das, was in diesem Kompromiss herauskam. Die Ver­

einbarung zwischen der Bun~esregierung und ~en Energie­

unternehmern über den weiteren Betrieb der 19 Kernkraft­

werke, insbesondere mit der rheinland-pfälzischen Kompo­
nente, dem zwanzigsten Kernkraftwerk, hat, wenn man die 

ganze Facette betrachtet, schon zwei unterschiedliche Blick­

winkel, nämlich einmal den rheinland-pfälzisch~n. zugege­

ben. Dazu werde ich gleich noch etwas sagen. 

(Mertes, SPD: Aha!) 

Als Zweites ist der gesamtpolitische Blickwinkel zu sehen. 

Meine Damen und Herren, ohne eine vorliegende energiepo­

litische .t:-lternative solche Vorschläge zum Abschluss zu brin­

gen, halte ich für kritikwürdig und bedenkenswert. Man 

muss diese· Dinge beleuchten. Im Hinblick auf die Zielvorga­

ben, Frau Martini, die Sie eben noch einmal genannt haben, 

ist nämlich auch in diesem Landtag Fehlanzeige zu verzeich­

nen. ·wir haben darüber debattiert. Was die Bundesrepublik 

angeht, gilt dies ebenfalls in gleicher Form. 

Ich sage, dieser Kompromiss, der dort erreicht wurde, ist ein 

Pyrrhussieg für die Umwelt- Klimaschutzziele-und für die Si­

cherheit der Menschen, 

(Frau Pepper, SPD: Das müssen Sie 

einmal den Menschen erklären!) 

weil sie sich keine Gedanken· darüber machen müssen, wo 

denn morgen der Strom herkommt. 

(Beifall bei der CDU) 

Wenn ich mir dabei Zitate auch von Sozialdemokraten aus 

der Bundestagsfraktion vornehme, dann äußern sie sich im 

Hinblick darauf sehr bedenklich, 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Es gibt noch etwas anderes außer 

Versorgungssicherheit, Herr Licht!) 

nämlich den' Atomstrom zukünftig zum Beispiel aus den Ost­

ländern zu beziehen. Ich meine, die Frage der Sicherheit ist 

schon eine bemerkenswerte, die Sie hier einfach so ~berge­
hen, 

(Zuruf des Abg. Schwarz, SPD) 

auch in Bezug auf den Schutz der Bevölkerung. Ich nenne 

nur, dass wir jetzt darüber verhandeln und debattieren, dass 

19 Standorte für das Zwischenlager gesucht werden müssen. 

Dazu bedarf es kommunaler Zustimmungen. Frau Martini', ich 

sage Ihnen bzw. gebe Ihnen einen Hinweis, Sie könnten sich 

jetzt schon an die Spitze der Mediationsverfahren setzen, die 

notwendig sind, um alldie 19 Standorte Wirklichkeit werden 

zu lassen. 

Meine Damen und Herren, der blinde Ausstieg aus der Kern­

kraft löst kein Problem, 

(Rösch, SPD: Was fü'r ein Vorausblick!) 

sondern er schafft Probleme statt Lösungen für Deutschland 

und auch für Rheinland-Pfalz. Ich sage das so. Das einzige 

Problem, das für die SPD in Rheinland-Pfalz offenbar'aus der 

Welt ist, ist ihre Befangenheit im Dilemma zwischen Recht 

und Gesetz und politischer Antikernkraftideologie. 

(Zurufe von der SPD) 
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Frau Martini, in der Tat, dafür haben Sie alles getan und je­

den Ausweg gesucht, sogar die fiktive Genehmigung des 

20. Standorts .. 

Für den Verzicht- das ist verhandelt worden - der RWE auf 

die Wiederinbetriebnahme des Kernkraftwerks Mülheim­

Kärlich erhält die RWE ein auf andere Anlagen zu übertra­

gendes Kontingent von 107,25 Milliarden Kilowattstunden. 

Das ist in der. Tat aus der Sicht der RWE ein Verhandlungser­

gebnis, das sich sehen lassen kann. Ich sage das ohne Wenn 

und Aber. Bei dem, was auf dem Spiel stand, ist das ein Er­

gebnis, was aus deren Sicht fast nicht optimaler sein kann. 

(Schwarz, SPD: Das versteht kein 

Mensch, das müssen Sie erklären!-· 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Fr,au Martini, ich betone und sage ohne Wenn und Aber, aus 

Ihrer rechtspolitischen Sicht, so, wie Sie es an·gegangen sind, 

ist das ein optimales Ergebnis aus dieser Sicht heraus. 

(Mertes, SPD: Das stimmt nicht mit 

Ihrer Mitteilung aus der 

Presse überein!) 

Aus der ideologischen Sicht muss ich es aber weiter betrach­

ten und die Gesamtdiskussion mit einbeziehen. 

(ZurufderAbg. Frau Gr-ützmacher, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist ein beschränktes Ergebnis nach dem Motto: Was küm­

mern mich die anderen Standorte, was kümmert mich im 

Prinzip das, was um mich herum geschieht. Für Rheinland­

Pfalz ist ein Problem gelöst. Damit ist für mich die Geschichte 

vom Tisch. Das ist zu kurz gegriffen. 

(Schwarz, SPD: Das ist doch eine--­

Weitere Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, die friedliche Nutzung der Kern­

energie bedeutet für den Standort Deutschland nach wie vor 

einen wesentlichen Beitrag zur ökonomischen, ökologischen 

und sozi.alen.Entwicklung. Hole ich mir die Beiträge bezüglich 

der Reduktion von C02 ünd die Vorschläge, die unter ande­

rem der Bundeskanzler gemacht hat, Kern~raft durch Kohle­

kraft zu ersetzen, dann würde das eine Mehrbelastung der 

Umwelt durch 160 Millionen Tonnen Kohlendioxid bedeuten, 

was wir eigentlich im Ziel bekämpfen wollen. 

Meine Damen und Herren, das ist ein Pyrrhussieg in Sachen 

Umweltschutz. Ich sage das so offen und in aller Deutlichkeit. 

Wenn. wir zum Beispiel nach Schweden schauen, sehen wir, 

dass wir in diesen Bereichen in der Zukunft eher ROckschritt 

als Fortschritt haben werden. 

Die Kernenergie als Bestandteil von Energiemix wird auch 

nach wie vor von der Energiewirtschaft sogar als Ergebnis 

dieser Gespräche gesehen. Wenn man die Kommentare oder 

Bemerkungen hört und liest, dann ist dies kein Abschluss der 

Energiekonsensgespräche. Es werden weitere folgen müssen. 

Die dort insgesamt behandelten Dinge haben zum Ziel, dass 

nicht Konsens in die Bevölkerung hinein getragen wird, son­

dern dass ein größeres Streitpotenzial in den nächsten Jahren 

zu erwarten ist. Ich denke, dass wir auf diesem Gebiet noch 

einiges zu erwarten haben, erst recht, wenn ich mir genau 

ansehe, welche Zugeständnisse die Bundesregierung ge­

macht hat. Wie Sie dies vor der Bevölkerung, vor dem eige­

nen Klientel in der Zukunft rechtfertigen, bleibt noch dahin­

gestellt. l~h bin der Meinung, das ist zwar aus Ihrer rechtspoli­

tischen Sicht in Bezug auf Rheinland-Pfalzein Sieg, ein Kom­

promiss, den wir sicher in dem Punkt für Rheinland-Pfalz 

durchaus begrüßen könnten, aber in der Gesamtbetrachtung 

ist es der falsche Weg und wird uns auch insgesamt nicht wei­

terbringen. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Mertes 

das Wort. 

Abg. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, meine Dame·n und Herren! ln der bundeswei­

ten Vereinbarung steht unter Punkt 5: "RWE zieht den Ge­

nehmigungsantrag für_ das KKW Mülheim-Kärlich zurück. 
Ebenso nimmt das Unternehmen die Klage auf Schadenser­

satz gegen das Land Rheinland-Pfalz zurück. Mit der Verein­

barung sind alle rechtlichen und tatsäch.lichen Ansprüche im 

Zusammenhang mit dem Genehmigungsverfahren sowie mit 

den Stillstandszeiten der Anlage abgegolten." Wenn jemand 

dies als Vereinbarung vor sechs Monaten hier vorgelesen hät­

te, hätte man ihn einen Fantasten~ einen Scharlatan genannt. 

Es istdie Realität. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmach er, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zuruf des Abg·. Schöneberg, CDU) 

Hier steht es, unterschrieben von der Bundesregierung und 

den EVU. Dies ist ein Erfolg der Politik. 

(Beifall der SPD) 

Es ist eine gute Entscheidung, weil wir seit langem der Mei­

nung waren, dass dort überhaupt kein Kernkraftwerk stehen 

dürfte. Wir haben die letzte Bestätigung durch die letzten 
Gutachten bekommen. 

(Licht, CDU: Zu diesen falschen 

Behauptungen---

Zuruf der Abg. Frau Grützmacher, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

• 
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Es ist gelungen, im Konsens mit der Energiewirtschaft zu die­

sem Punkt zu kommen. Wir sind der Meinung, dass damit die 

jahrelange Hängepartie vor Gerichten zu Ende ist. Die Ursa­

che dafür liegt auf der Seite der CDU und Ihrer Genehmi­

gungspraxis- damit das klar ist. 

(Beifall der SPD­

Schwarz, SPD: So ist es!­

Zurufe von der CDU) 

Ich will Ihnen sagen, es hat uns das Herz mehr als erschwert, 

dass wir möglicherweise mit dem Geld des Steuerzahlers die­

se damalige Kumpanei zwiscl:len der Landesregierung unter 

Helmut Kohl und dem Stromproduzenten RWE- so hat es die 

"Rheinpfalz" geschrieoen - a'm Ende hätten bezahlen müs­

sen. Ich denke, das ist ein wichtiger Erfolg. 

Nun wirft man einer rheinland-pfä_[zischen Umweltministerin 

vor, das? sie für Rheinland-Pfalz geradezu diesen Feiertag 

heute geschaffen hat, nämlich dass wir diese Riesenlast ver­

lieren. Meine Damen und Herren, in welchem Landtag sitzen 

wir hier eigentlich- im bayerischen? 

(Beifall der SPD und bei der F.D.P.- · 

Zurufe von der CDU) 

_- Ja, das ist so einfach. Da lassen sich Baden-Württemberg 

und Bayern ihre Kernreaktoren schmieren, und diese laufen. 

Diese laufen und laufen, aber was übrig bleibt, soll in den 

Norden der Bundesrepublik. Nicht ein Zwischenlagerehen 

darf in lngolstadt gebaut werden, wo der große Mann mit 

den Au~e~brauen ist, der ehemalige Finanzminister. Stellen 

Sie sich das einmal vor. 

(Zuruf von der CDU) 

Wir alle sollen die Lasten übernehmen, aber die beiden Süd-· 

Iänder, qie wollen nur das Geld verdienen. So viel zu Ihrer So­

lidarität, Herr Licht. 

(Beifall der SPD und vereinzelt 

bei der F.D.P.) 

Herr Licht, was hätten Sie gesagt, wenn Mülheim-Kärlich viel­

leicht gar nicht im Energiekonsens gestan~en hätte? Dann 

hätten Sie gesagt, schauen Sie sich Frau Martini an, nichts hat 

sie für Rhejnland-Pfalz geleistet. Das ist do~h die Realität. Da 

gab es doch Möglichkeiten. Wo habenSie sich eingesetzt? So 

wäre es dann gewesen. Wie man es auch macht, man macht 
es Ihnen nicht recht. Nun g'ut, das ist das Recht der Opposi­

tion. 

(Zuruf des Abg. Böhr, CDU) . 

Es ist das Recht des Herrn Böhr, zu sagen, "einen Kuhhandel 

zu Lasten des Landes". Ich gebe zu, in vielen Dingen ist er mir 

sicherlich einfach überlegen. 

(Kramer, CDU: Jeden Tag!) 

- Ich gebe das auch zu. Das ist das Schwierige bei Ihnen, Sie. 

würden es nicht einmal schaffen zu sagen, da könnte einer 

etwas mehr als man selbst. 

Die Frage ist nur, wo der Kuhhandel zulasten des Landes ist. 

Wir verlieren das Risiko, vor Gericht ordentlich eine abge-

. watscht zu bekommen. Wir verlieren das Risiko, ·dass 

Mülheim-Kärlich je ans Netz geht. Das soll ein Kuhhandel zu­

lasten des Landes sein? Die deutsche Sprache ist schwierig, 

das gebe ich zu. Aber ich versuche dauernd, die Last des Lan- . 

des bei diesem Kuhhandel zu sehen. 

(Schweitzer, SPD: Das war noch 

nicht einmal ein Kälbchen!) 

- Das war nicht mein Kalb, Herr Kollege. Ich weiß es nicht. Es 

ist auf jeden Fall klar, den Kuhhandel muss er erst einmal be­

schreiben. 

. "Zulasten des·Landes", das sind nicht meine Worte. Das sind 

seine Worte in der Presseerkläruflg. 

Dann schreibt er auch noch, dass wir als Standort für Techno­

logie, Energie und alles, was die Zukunft beschreibt, nun so­
zusagen am · Ende wären. Meine Damen 'und Herren, 

Mülheim-Kärlich ist eine Technologie, die Ende der SOer­

Jahre erdacht, ·in den 60er Jahren konstruiert und bei uns in 

den 70er Jahren aufgestellt ist. Selbst auf melner Uhr haben 

wir das Jahr 2000. Wo liegt da Technologie in dieser Dinosau­

riertechnik? 

(Beifall der SPD und vereinzelt 

bei der F.D.P.) 

- Meine Damen und Herren, wenn wir die Alternativen zur 

Kernenergie entwickelt haben, dann haben wir den richigen 

Weg beschritten. Wenn wi~ die Alternativen hab~n. dann 

sind wir auch bei dem, was Herr Licht zu Recht kritisiert. Ich 

sage nicht, dass wäre alles falsch, was Sie sagen, Herr Licht. 

Was machen wir, wenn wir Strom einkaufen, von dem wir 

wissen, dass er "schmutzig" - Wollen wir es einmal so nen­

nen- ist? Dann müssen wir die Alternative beschreiben. Wir. 

müssen beim Sparen anfangen. Wir müssen ökonomischer, 

wirtschaftlicher, effektiver mit Strom umgehen. 

(Heiterkeit bei dem Abg. Böhr, CDU) 

-Herr Böhr, da lachen Sie, weil das Mühe kostet. Das ist wahr. 

(Beifall der SPD) 

Diese Mühe - das haben wir heute Morgen schon gesehen -

wollen Sie nicht für dieses Land leisten. Sie wollen es auf dem 

bequemen Weg machen. Wir werden diese Mühe natürlich 

haben. Wir werden dafür nicht nur beklatscht werden. 

Meine Damen und Herren, in einem Punkt bin ich doch froh, 

dass wir wahrscheinlich positive Stimmung haben. Das sind 



8456 Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode- 112. Sitzung, 15. Juni 2000 

die Neuwieder, die Va'ilendarer, die Bendorfer, die Koblen· 

zer. Alles, was am Mittelrhein liegt, wird heute sagen, das ist 

ein zusätzlicher Feiertag nach 20 Jahren Mühe. 

. Meine Damen und Herren, diese Leute waren immer schon 

der Meinung, es wäre qer falsche Platz. 

' 
(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Vielleicht auch Mainzer. Ich habe nichts dagegen. Aber ich 

bin ganz sicher, diejenigen, die am Mittelrhein wohnen, wis· 

sen, was diese Entscheidung, die jetzt getroffen worden ist, 

für sie künftig bedeutet. Man kann mit Sicherheit davon aus­

gehen, dass Mülheim-Kärlich nie mehr ans Netz geht. Das, 

was heute vorgelegt worden ist, ist ein Kompromiss, der Zu· 

kunft hat, aber auch noch viel Arbeit von uns fordert, nämlich 

in den Alternativen. Ich kann nur sagen, wer hier dabei gewe· 

sen war, wie Johannes Gerster uns vorgeschlagen hat, das 

Kernkraftwerk wieder ans Netz gehen zu lassen, dafür sollten 

wir auf die Schadensersatzdinge verzichten, wer dabei war, 

als der Kollege Böhr uns das abverlangt hat, und heute seine 

· Presseerklärung liest, der muss sagen, Sie leben sehr im Ge­

stern. 

(Starker Beifall der SPD und 

Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, für die Frakt.ion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN erteile ich der Abgeordneten Frau Thomas das 

Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin froh, dass wir heute 

die Möglichkeit haben, darüber zu. sprechen, was heute 

Nacht in Berlin vereinbart wurde. Ich hoffe, dass wir es mit 

der Redezeit nicht ganz so genau nehmen; das nur vorweg 

geschickt. 

(Mertes, SPD: Ich habe es_ aber 

g.enau genommen!) 

Meine Damen und Herren, der Ausstieg aus der Atomenergie 

ist besiegelt. Das Atomgesetz wird zu einem Atomausstiegs­

gesetz. ln der Vereinbarung, die gestern verhandelt wurde, 

heißt es: .,Die Beteiligten schließen diese Vereinbarung auf 

der Grundlage, dass das zu novellierende Atomgesetz ein· 

schließlich der Begründung die Inhalte dieser Vereinbarung 

umsetzt." 

Ich glaube, das ist ein großer Erfolg all derjenigen, die sich 

über Jahre und Jahrzehnte hinweg dafür engagiert haben, 

ein Ende der Nutzung der Atomenergie und der Atomkraft in 

der Bundesrepublik herbeizuführen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und vereinzelt bei der SPD) 

Mit dem Abschluss der Konsensverhandlungen wird nicht nur 

·der ~usstieg aus einer gefährlichen und teuren Energieerzeu· 

gungsform besiegelt, sondern auch der Weg für einen Um· 

bau der Energiewirtschaft mit den Säulen Energiesparen, ra­

tionelle Energienutzung und rascher Ausbau der Nutzung er-

. neuerbarer Energien - Sonne, Wind und Biomasse - frei ge:. 

macht. 

Herr Mertes, das gilt es nicht nur in Bekenntnissen im Parla­

ment abzulegen, sondern das gilt es auch in Rheinland-Ptatz -

umzusetzen. Sie wissen, Rheinland-Pfalz ist bei all diesen Be­

mühungen weit hinten und bildet das Schlusslicht. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Mertes, SPD: Ich habe selbst Anteile 

von einer Windmühle!) 

- Herr Mertes, daraus kommen Verpflichtungen. Ich glaube, 

wenn wir es schaffen, in einer der fü~renden Industrienatio­

nen einen Atomausstieg unumkehrbar zu machen, dann ist 

das auch ein Signal für andere Atomnationen. He.rr Licht, das 

hat mir in Ihrer Bewertung völlig gefehlt; denn natürlich 

glauben Sie, dass das völlig unberücksichtigt wird. 

(Zurufe von der CDU) 

Die GRÜNEN haben sich als Teil des aktiven Widerstands ge­

gen die Atomenergie gegründet. Sie alle kennen unsere his­

torischen· Wurzeln. Der Ausstieg aus der Atomenergie und 

der Einstieg in eine re~sourcenschonende Energiewirtschaft 

ist eines der zentralen Anl.iegen grüner Regierungsbeteili­
gung. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dann r:nöchte ich einmal auf die vergangenen anderthalb 

Jahre zurückschauen.- in denen diese Verhandlungen gelau­

fen sind, oder noch w~iter zurück in die Koalitionsverhand­

lungen. Da haben wi~- der grüne Partner- innerhalb der Bun­

desregierung bei diesem Thema den Part der Mittelstürmer 

übernommen. 

(Dr. Altherr, CDU: Deswegen ist unsere 

Nationalmannschaft so schlecht!­

Mertes, SPD: So eine Art Matthäus!) 

-Wir sind gerade in einer sehr fussballfreudigen Zeit. Wir ha­

ben wichtige politische und fachliche Vorlagen gegeben. 

Herr Mertes, Sie wissen aber, dieses Spiel kommt ohne Ab­

wehr nicht aus. Die war nicht in bester Besetzung; Das kann 

ich Ihnen sagen. Da beziehe ich Herrn Ministerpräsidenten 

• 

• 
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Beck und auch Frau Martini mit ~in; denn die Abwehr hat Ge_. 

gentorezugelassen und den Schusskanal dafür aufgemacht. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Schwarz, SPD: Am Ende muss man ein 

Tor mehr haben, um zu gewinnen!) 

Wir hatten ehrgeizige Ziele bei den Verhandlungen und in · 

unserer Aufgabenwahrnehmung in der Bundesregierung. 

Unserer Meinung nach gibt es heute keinen Grund, euphori­

sche Freude zu äußern, sondern zu konstatieren, dass mit die­

sen Ausstiegsverhandlungen und mit dem Ergebnis der Ver­

handlungskommission der Einstieg in den Ausstieg gelingt, 

den wir auch besiegeln können. Aber es muss nüchtern Bilanz 

gezogen werden. 

(Schwarz; SPD: Nun freu dich 

doch ein kleines bisschen!) 

- Herr Schwarz, natür,lich kommt, je früher der Ausstieg er­

folgt, der überfällige Strukturwandel der Energiewirtschaft 

desto schneller in Gang. Deswegen ist es auch wichtig, dass 

lange an dieser Verhandlung nach einem Konsens festgehal­

ten wu.rde; denn nur dieser Konsens sichert uns, dass diese 

Vereinbarung die Unumkehrbarkeit mit einschließt; denn mit 

einer Vereinbarung, in die die Stromwirtschaft mit einge­

schlossen ist und die auch das Engagement der Stromwirt­

schaft in anderen Bereichen der Energieerzeugung mit besie­

gelt, ist klar, dass die Atom- und die Energiewirtschaft dort 

·nicht einfach aussteigen kann, wir mit einem Gesetz diese Be­

dingungen festlegen können, wir nicht mit Gerichtsverhand­

lungen seitens der Energieversorgungsunternehmen kon­

frontiert werden und wir mit 'der Umsetzung jetzt beginnen 

können. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Das hat 

Herr Sehröder alles erreicht!) 

Eine Fahrt auf dem Dissens würde uns viellänger auf der ge­

samten Zeitperspektive fahren lassen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wenn man sich die Ergebnisse der' 

Verhandlungen in einer ersten Bewertung anschaut, dann. 

haben wir diesen unumkehrbaren Ausstieg. Dann haben wir 

eine Beendigung der Wiederaufarbeitung, eines der wesent­

lichen Ziele, mit denen wir in diese Regierung hineingegan­

gen sind. Dann haben wir die Risikofreistellung für die Setrei­
ber überwunden, weil die Deckungsvorsorge erhöht wird. 

Wir haben auch keinen Rabatt in Sicherheitsfragen zugestan­

den, sondern die Fortführung der Sicherheitsüberprüfungen 

mit dem Ziel, einen optimalen Sicherheitsstandard für. jede 

Anlage zu gewährleisten. 

Ich glaube, das sind Ergebnisse, die man in der Gesamtbewer­

tung berücksichtigen muss und die für diese Verhandlungen 

und für dasVerhandlungsergebnis sprechen. 

. . . 
Meine bamen und Herren, aber der Atomausstieg war für 

das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nie ein Thema, das wir aus 

Kirchturmsicht betreiben wollten. Wir waren immer davon 

überzeugt, dass wir das nur bundesweit betreiben und nicht 

nur aus einem Landesinteresse heraus verfolgen können. 

Wenn ein zentrales Ergebnis der ,Konsensverhandlungen ist, 

dass·Mülheim-Kärlich nie wieder ans Netz geht, dann ist das 

ein Ergebnis, über das wir uns mit den Menschen im Neuwie­

der Becken, . mit denen wir gemeinsam gegen diesen 

.,Schrottreaktor" gekämpft haben, freuen. 

Dieses Teil steht quasi vor meiner Haustür, und natürlich bin 

ich mit vielen anderen, die dort oben wohnen, heilfroh, dass 

dieser Atomreaktor nie wiederans Netz geht. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Mertes, Sie haben übrigens vorhin Andernach verges­

sen. 

(Zuruf des Abg. Mertes, SPD) 

Die Menschen inAndernach freuen sich über di.eses Ergebnis. 

(Schwarz, SPD: Altenkirchen 

freut sich auch!) 

Das Ergebnis und das ,;Experiment an der Bevölkerung"- wie 

Herr Gaddum, der eher:nalige Wiitschaftsminister, es einmal 

g~nannt hat-

(Schöneberg, CDU: Finanzminister!) 

werden durch eine rotgrüne Regierungsentscheidung in Ber­

lin ihrendgültiges Ergebnis finden. 

Meine Damen und Herren, der Abriss dieses Atomreaktors 

kann beantragt werden. 

Im Ziel sind wir mit großen Teilen der SPD in diesem Land ei­

nig gewesen, dass wir diesen Reaktor nie wieder ans Netz ge­

hen lassen wollen. Aber über den Weg waren wir nicht einig·. 

Da waren wir streitig. Deswegen werden wir diesen Weg und 

diese Offenheit---

(Schwarz, SPD: Wirsind angekommen!­

Mertes, SPD: Sie haben nur theoretisiert!) 

-Was, wir haben theoretisiert? Herr Mertes, was glauben Sie 

eigentlich? Unsere Argumentation und unser öffentlicher Wi­

derstand haben nicht nur den grünen Verhandlungsführern 

in Berlin den Rücken gestärkt, sondern auch eine Gegenposi­

tion zu den maßlosen Forderungen der RWE aufgebaut. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zuruf des Abg. Schwarz, SPD) 
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Wenn es nach Frau Martini gegangen wäre, wären die Forde­

rungen von Herrn Kuhnt (RWE) ohne einen Abstrich durchge- · 

~ommen. 

(Staatsministerin Frau Martini: Woher 

wissen Sie denn das?) 

Da sagen Sie, wir hätten nur theoretisiert. 

Wenn Frau Martini heute in einer öffentlichen Presseerklä­

rung sagt, es sei einmal" Zeit, danke zu sagen, dann gebe ich 

. das prompt zurück. Es ist auch einmal Zeit für diese Landesre­

gierung, danke zu sage~:-dass wir unsere Position gehalten 

haben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE G~ÜNEN) 

Zu danken ist an dieser Stelle auch den Klägerinnen und Klä­

gern, die dies überhaupt erst ermöglicht haben. Auch davon 

habe ich heute von Ihnen wenig gehört. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Klägerinnen und Kläger haben dafür gesorgt, dass dieses 
. ' 
AKW seit zwölf Jahren kalt ist und letztendlich auch kalt 

bleibt. Ohne diese Menschen und deren persönliches und fi­

nanzielles Engagement wäre dies überhaupt nie so zustande 

gekommen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dann ist es doch ein Treppenwitz der Geschichte, dass genau 

diese Klägerinnen und Kläger sich seit zwei Jahren vergeblich 

darum bemühen, dass sie ihre Prozesskosten erstattet be­

kommen. 

An dieser Stelle fordere ich die Landesregierung und auch 
Sie, Frau Martini, auf, dass Sie diese offene Rechnung endlich 

begleichen. 

.. i .. 
(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN-

Zuruf des Abg. Schwarz, SPD) 

Nach unserer Meinung bezahlen andere nämlich jetzt die 

Rechnung dafür, dass diese Landesregierung ihren Kurs nicht 

klar gehalten hat, dass der Ministerpräsident, vor allen Din­

gen im Vorfeld dieser Verhandlungen, wieder von Schadens­

ersatz in Milliardenhöhe gesprochen hat, das damit weit 

überzogen und damit der RWE auch zugespielt hat. 

(Staatsminister Bauckhage: Sie 

reden ein Zeug daher! -

Dr. Schiffmann, SPD: Das ist 

schwer erträglich!) 

Meine Damen und Herren, im Land Rheinland-Pfalzsind wir­

Herr Bauckhage, hören Sie gut hin; jetzt sind Sie mit betraf-

fen - in Bezug auf moderne Energiepolitik immer noch ein 

Schlusslicht. 

(Glocke des Präsidenten) 

Wenn Sie das Aus für.Mülheim-Kärlich feiern, dann müssen 
. . 

Sie in Rheinland-Pfalzgleichzeitig und auch ernsthaft am Ein­

stieg in eine neue .Energiewirtschaft arbeiten. Greifen Sie da­

zu endlich die Vorlagen der rotgrünen Bundesregierung auf, 

un~ verstärken Sie das, was an Förderung in diesem Bereich 

geschaffen wurde. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: · 

. Ich erteile der Abgeordneten Frau Hatzmann das Wort. 

Abg. Frau Hatzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Heute hat mich in 

den sehr frühen Morgenstunden ein leichtes Beben g_eweckt. 

(Zurufe aus dem Hause: Oh !) 

Das Epizentrum dieses Bebens war nicht leicht ausfindig zu 

machen, doch war ganz klar, eines der vielen Epizentren lag 

·auch im Rhein- Lahn-Kreis, der Heimatstätte meines ehemali­

gen Vorgängers. und damaligen Fraktionskollegen Heinrich 

Reisinger, der, auch als die Mehrheiten für Atomwirtschaft 

noch anders waren, immer wieder die Sicherheitsfrage des 

Standorts Mülheim-Kärlich aucli in schwierigen Situationen 
in den Vordergrund gestellt hat. 

Ich weiß, wenn es einen riesigen Stein gab, der heute bei 'der 
F.D.P. vom Herzen fiel, außer meinem, natürlich, dann ist es 

bei ihm. Ihm gilt auch unser Respekt als Fraktion. Er hat von 

Anfang an die Lin-ie gehalten und von Anfang an die Sicher­
heitsaspekte in den Vordergrund gestellt. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Das ist der Gewinn, den Rheinland-Pfalzaus diesen Verhand­

lungen hat. Das ist auch bei den Reden meiner Vorredner klar 

geworden. Aber klar geworden ist auch, dass die Menschen 

der Region heute glücklich sind. Ich kann das deutlich sagen. 

Selbst mein Sohn hat heute Morgen einen Freudenschrei ge­
tan. 

Es ist Gegenstand von vielen Gesprächen gewesen, ob wir es 

schaffen werden, Mülheim-Kärlich nicht mehr ans Netz ge­

hen zu lassen. Das war die Sorge vor Ort: Natürlich haben di_e­

se 1\/!enschen sich heute Morgen gefreut. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

• 

• 
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Bei aller Freude -dies ist d1'!r zweite Aspekt; ich komme aus 

der Region un_9 kenne auch Mitarbeit_erinnen und Mitarbei­

ter des Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich - gilt diesen Mitar­

beiterinnen und Mitarbeitern- fast 400 Personen- unser Re­

spekt. Sie haben über zehn Jahre ein fast betriebsbereites 

Kernkraftwerk hoch motiviert mit großer Spezialkenntnis ge­

leitet. 

(Zuruf des Abg. Schöneberg, CDU) 

-Entschuldigung. 

Ich denke, man muss auch anerkennen, dass diese Menschen 

bei der RW~ hoffentlich gut unterkommen: Hoffentlich ist 

dies geklärt. Auch mit Blick auf diesen Aspekt muss man das 

Ergebnis sehen . 

Wir. danken, dass mit wirklich hohem Sachverstand die Stan­

ge ·gehalten wurde. Auch das muss man hin und wie<;ler se­

hen. 

Der zweite Effekt für Rheinland-Pfalz ist schon genannt wor­

den: Die Schadensersatzklage wird komplett gestrichen. 

Jetzt hat BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau lse Thomas, einen 

genialen Wechsel weg von der Position vor vier Wochen ge­

schafft und das Land und die die Landesregierung tragende 

Koalition angegriffen und quasi gefordert, verhandelt nicht. 

Ich glaube, Sie haben die Tragweite des möglichen Schadens 

völlig verkannt. Ich muss schon_ mit Erstaunen feststellen, 

man kennt schlechte Verlierer, aber schlechte Gewinner habe 

ich heute zum ersten Mal kennen gelernt. 

(Beifall be(F.D.P. und SPD­

Staatsminister Bauckhage: Gut!) 

Das Gleiche gilt auch für das, was Herr Kollege Licht vorgetra­

gen ~at. Das istdie klassische .,Lose-Lose-Pool-Position". 

(Beifall des Abg. Kuhn, F.D.P.) 

Sie haben sich völlig .. verkämptt" und können sich jetzt nicht 

mehr herausretten. So etwas Verqueres habe ich echr noch 

nicht erlebt. Ich weiß nicht, wie Sie damit umgehen können. 

(Beifall des Abg. Kuhn, F.D.P. 

und bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung, wir müssen 

zügig über den Abbruch des Kernkrattwerks reden. Es ist 

nicht so, als ob man schnell einmal eine Garage abreißen wür­

de. Wir haben mindestens fünf Jahre Dekonstruktion vor uns. 

Nach Aussagen der Betreiber vom Kernkrattwerk Mülheim­

Kärlich ist das mit Kosten zwischen 800 Millionen DM und ei- _ 

ner Milliarde DM verbunden. 205 Brennelemente sind zu ent­

sorgen, womit wir sozusagen bei dem Wermutstropfen die-

ser Vereinbarung wären. Wir haben noch keine Endlagerlö­

sung. Daran müssen wir arbeiten. Man kann die Probleme 

nicht immer weiter verschieben. 

Also die.se Frage der Endlagerung muss dringend aufgegrif­

fen werden. Wir brauchen Regelungen auch für eine Endla­

gerung. Wir brauchen Regelungen, wie wir mit den alten 

Atomkraftwerken umgehen. 

(Beifall der F.D.P. und des 

-Abg. Schwarz, SPD) 

Wir können. sie nicht alle in irgendwelche Erlebniscenter um­

bauen. Das macht überhaupt keinen Sinn. Selbstverständlich 

würde es dem Mittelrheihtal nicht schaden, sondern im Ge­

genteil guttun, wenn dieser Kühlturm endlich verschwände 

und dieses Zeichen weg wäre. 

(Beifall des Abg. Kuhn, F.D.P. 

und bei der SPD) 

Von daher plädiere ich für einen möglichst raschen Abriss.­

Damit haben wir wieder die freie Sicht von der Koblenzer Hö­

he hinüber nach Remagen. Dann werden wir vielleicht ~uch 
irgendwann einmal das schöne neue Museum von Koblenz 

aus sehen können. 

Wir sind froh fürdie.Lös\lng .. Rheinland-Pfalz". Wir sind der 

Meinung, die Ministerin und der Ministerpräsident haben die 

richtigen Schritte eingeleitet. Wir sehen mit Freude, zu welch 

vernünftigem Ergebnis es für Rheinland-Pfalzgeführt hat. 

Im Ergebnis war unsere Position bereits vor vier Wochen rich­

tig, die Frau Ministerin und die Landesregierung in ihrem Be­

streben zu unterstützen. Alles andere ist meines Erachtens 

kontraproduktiv. 

Im Hinblick auf die Frage des Atomausstiegs ist bereits eini­

ges gesagt worden. Es ist infrage gestellt, ob solche Lösungen 

kommen oder nicht, ob in 32 Jahren- was von den GRÜNEN 

verteufelt wird - oder ob die GRÜNEN dem Vertrag über­

haupt zustimmen werden. Bundespolitiker haben bereits ge­
~agt, dass sie das nicht mittragen würden. 

(Zurufe des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Das ist ein Problem, mit dem Sie umgehen müssen. 

Wichtig für uns ist, dass der Druck tatsächlich erhöht wird, al­

temative Regelungen zu finden. Das hat Frau Ministerin 

Martini deutlich gesagt. Das sehen wir letztendlich mit Freu­

de, weil das mittelstandsfördernd und technologiefreundlich 

ist. Dahin müssen wir kommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der F.D.P. urid der SPD) 
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Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, als Gäste im rheinland-pfälzischen 

Landtag begrüße ich eine Frauengruppe aus Ludwigshafen, 

Mitglieder der Jungen Union Bann, die Betriebsvertretung · 

der 26. Arbeitsgemeinschaft Heidelberg, Schülerinnen und 

Schüler des Wilhelm-Hofmann-Gymnasiums Sankt Goarshau­

sen und Schülerinnen und Schüler der Berufsbildenden Schu­

le Kirn sowie deren Begleitpersonen. Seien Sie h.erzlich will­

kommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Böhr das Wort. 

Herr Kollege, Ihnen steht noch eine·Redezeit von zwei Minu­

ten zur Verfügung. 

Abg. Böhr, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist ein wunder-· 

barer Tag: ln der Bundesrepublik Deutschland schalten wir 
ab, 

(Mertes, SPD: Gehen die Lichter aus!) 

und in Russland schal~en wir ein. Das ist ein "großartiger Er­

folg", aber lediglich ein Erfolg aus der Froschperspektive, 

Herr Kollege Mertes. 

"(Beifall der CDU) 

Das ist ein "großartiger Erfolg". 

Ich muss ehrlich sagen, meine Phantasie war bisher überfor­
derti mir vorzustellen, dass es eine Situation gibt, in der es ei­

ne völlige Interessenidentität zwischen der deutschen Strom­

wirtschaft und den GRÜNEN gibt. Was steht im Hintergrund 
dieses angeblichen Kompromisses? 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Hintergrund dieses angeblichen Kompromisses ist, dass die 

Stromwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland aus 

Gründen, die Sie alle kennen, schlicht und einfach keine Lust 

mehr hatte, in der Bundesrepublik Deutschland Strom zu pro­

duzieren, weil sie festgestellt hat, dass es sehr viel lukrativer 

ist, den Strom zu vertreiben, als ihn zu erzeugen. Deshalb hat 

sie einen Kompromiss angeboten. Das· ist ein tolles Geschäft 

für die Stromwirtschaft, und die GRÜNEN geben sozusagen 

die politische Legitimation. 

(Beifall der CDU) 

Das wird als Erfolg gefeiert und als Ausstieg bezeichnet. 

ich bin sehr zurückhaltend: Was Sie Ausstieg nennen, ist 

nichts anderes als eine fromme Lüge; denn von Ausstieg 

kann in der Bundesrepublik Deutschland nicht die Rede sein. 

Atomstrom fließt in der Bundesrepublik Deutschland auch 

weiterhin 

(Mertes, SPD: Bedauern Sie das jetzt?) 

in jede Glühbirne, weil diese nicht erlischt, weder bei Ihnen 

noch sonst irgendwo. in jede Glühbirne fließt Atomstrom. 

Der grandiose Erfolg, der gepriesen wird, ist der, dass der 

Atomstrom künftig nicht ·mehr in der Bundesrepublik 

Deutschland, sondern, wenn wir Glück haben, wie bisher in 

Frankreich;· aber ~ wir werden nicht immer Glück haben -

wenn wir Pech haben, in Russland und in der Ukraine herge­

stellt wird. Aus diesen Ländern kommt der Atomstrom, den 

wir in der Bundesrepublik Deutschland durch diesen Ausstieg 

feiern. 

Das soll ein großartiger Erfolg sein, meine sehr geehrten Da­

men tfnd Herren? Man kann sich nur an den Kopf fassen, was 

als Erfolg oder als Ausstieg bezeichnet wird. 

(Beifall der CDU) 

Alle freuen sich, und die Stromwirtschaft' freut sich am mei­

sten; denn es ist kein Getieimnis, dass der Atomstrom, den 

wir aus Russland oder der Ukraine beziehen,· eiri Bruchteil 

dessen koste1, was der Atomstrom, der bisher in der Bundes­

republik Deutschland erzeugtworden ist, gekostet hat. 

Herr Kollege Mertes, ich verstehe Ihre Freude unter einem 

Gesichtspunkt: Wenn wir den Atomstrom künftig aus der 

Ukraine bekommen, ist dieser so preiswert, dass selbst Ihre 

Ökosteuer nicht mehr auffällt. Selbst in der sechsten, siebten 

oder achten Stufe fällt die Ökosteuer nicht mehr auf. Der an­

geblich erreichte Kompromiss ist doch nur ein Denken bis an 

den T~llerrand, aber keinen Millimeter darüber hinaus. 

(Beifall der CDU) 

Herr Kollege Mertes hat gesagt, der Tag, an dem ein Kom­

promiss gefunden werde, sei ein sozialdemokratischer Feier­

tag. Das halte ich für ein bisschen anspruchslos. 

(Glocke des Präsidenten) 

Herr Präsident, ich komme sofort zum Schluss. Was Sie ge­

macht haben, ist ein frommer Selbstbetrug, nicht mehr und 

nicht weniger. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Mertes das W,ort. 

• 

• 
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Abg. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege Böhr 

muss sich nun entscheiden. ln seiner Presseerklärung ist von 

dem Niedergang des Technologie-, Forschungs- und Energie­

standorts Rheinland-Pfalz die Rede, während es hier vorne 

ein frommer Selbstbetrug· ist. Sie müssen schon ·sagen, was 

das wirklich ist. 

ln Wirklichkeit gilt Folgendes: Sie ärgern sich zu Tode, weil 

wir mit der Energiewirtschaft auskommen und es geschafft 

haben, einen vernünftigen Ausstieg zu organisieren. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­

Zurufe der CDU} 

Sje haben erwartet, dass Ihre alten Seilschaften tragen wür­

den, dass Sie es durchhalten würden und dass die Energie­

wirtschaft nicht zustimmen würde. 

Ich sage Ihnen Foigendes: Was wäre das für eine Bundesre­

gierung, die gesagt hätte: Jetzt und heute wird abgeschaltet, 

·weil wir die Macht darüber haben. - Dann hätten Sie gesagt: 

Sie würgen eine ganze WirtSchaft ab. - Sie hätten Zahlen 

über Kraftwerke geliefert. 

Meine Damen und Herren, es muss ein langfristiger Ausstieg 

vollzogen werden können, damit wir uns darauf vorbereiten 

könnten, mit welchem anderen Strom wir die Bundesrepublik 

Deutschland künftig beliefern wollen. Genau das ist der Fort­

schritt in der Geschichte. 

Sie glauben gar nicht, wie breit die Meinungen der CDU gefä­

chert sind. Der gute Klaus Töpfer sa.gt jetzt zum Beispiel, e~ 
sei' natürlich richtig, einen nationalen Alleingang zu machen, 

weil wir wie bei der Katalysatortechnologie am Ende techno­

logisch führend sein würden. Dies würde für Europa beispiel­
haft sein. Klaus Töpf,er, komm doch bitte noch einmal zurück! 

Die Ji.mgs wissen das alles nicht! 

(Heiterkeit und Beifall bei SPD 

und F.D.P.} 

Meine Damen und Herren, natürlich ist das ein Risiko, eine 

Bürde u~d eine große Herausforderung, aber nur so wird das 

in Eu_ropa funktionieren, indem wir zum Beispiel gemeinsam 

mit den Schweden das Modell verfolgen. 

Das schwedische Modell hat aber ein Pferdefüßchen. Erstens 

dauert es 40 Jahre, und zweitens kostet es Geld. Unsere Va­

riante dauert 32 Jahre und kostet kein Geld. ' 

Meine Damen und Herren, diese Einigung macht Ihnen zu 

schaffen: Die CDU ist so modern wie ein Unternehmen, das 

im Computerzeitalter mechanische Schreibmaschinen verkau­

fen will. Das ist Ihre Bestimmung und Ihre Zukunft. 

(Beifall der SPD} 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Staatsministerin Frau Martini. das Wort. 

. Frau Martini, Ministerin für Umwelt und Forsten: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wenn man die Dis-

.. kussion Revue passiere~ lässt, lässt sich auch durch die kriti­

schen Äußerungen auf jeden Fall der rote Faden ziehen, dass 

niemand etwas dagegen hat, dass das Atomkraftwerk 

Mühlheim-Kärlich nicht wieder ans Netz geht; denn Ihre Ar­

gumente treffen so nicht zu: Herr Böhr. 

Wenn Sie die Vereinbarung und den Werdegaog der Verein­

barung genau betrachten, stellen Sie fest, dass gerade die 

Frage der Laufzeit, die zwischen den Koalitionspartnern in 

Berlin 'durchaus heftig umstritten war, ein wichtiger Garant 

dafür ist, dass wir die Generationenaufgabe erfüllen; eine 

neue Energieversorgung in der Bundesrepublik Deutschland 

u~d in Europa aufzubau~n. 

(Zuruf des Abg. Schöneberg, CDU) 

Natürlich kann es nicht unser Interesse sein, und es ist auch 

niemandes Interesse, 

(Licht, CDU: Entweder hat man lh nen 

von der Veranstaltung nicht alles 

berichtet, oder Sie wollen es 

nicht zur Kenntnis nehmen!} 

unsicheren Atomstrom aus Osteuropa in unsere Netze zu 

speisen. Diese Situation können wir nur dadurch verhindern, 

indem wir' uns mit den wirtschaftlichen Ressourcen, die iriner­

halb der Restlaufzeit noch erarbeitet werden, die durch die 

Stärkung der Leistungsfähigkeit unserer Stromversorgungs­

unternehmen in DeutSchland gegeben sind, mit voller Kraft. 

in den Umbau der Energietechnik in Deutschland und Europa 

stürzen. 

Wenn die alte Bundesregierung nicht so voreilig und so 

schnell den liberalisierten Energiemarkt in per Bundesrepu­

blik Deutschland zu hundert Prozent eingeführt hätte, im Ge­

gensatz zu den Franzosen, die das nicht getan haben, 

(ltzek, SPO: So i~t es!} 

wären viele unserer Energieversorgungsunternehmen, deren 

Klage Sie jetzt führen, ohne dass sie selbst diese führen, nicht 

il') der wirtschaftlich schwierigen Situation, in der sie heute 

sind. Deshalb- das war auch ein Konfliktpotenzial in Berlin­

bin ich froh, dass sich die Linie des Bundeskanzlers durchge­

setzt hat: Deshalb benötigen wir die Zeit und die wirtschaftli­

chen Erträgnisse, um nicht auf Strom aus Osteuropa aus unsi­

cheren Atomkraftwerken angewiesen zu sein. 
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Wenn Sie heute sagen, wir schalten ab und nehmen den 

· Strom aus Tschernobyl, trifft das nicht die Wahrheit oder 

nicht die ganze Wahrheit. Sie wissen genau, dass bereits un­

ter der alten Bundesregierung Strom aus Tsch.ernobyl i~ die 

Netze geflossen ist. Sie wissen, dass auch Strom aus Cattenom 

kor:nmt. Jetzt so zu tun, als wäre dieser Konsens ursächlich da­

für, dass das so bleibt, ist die falsche Interpretation. 

(Schöneberg, CDU: Es sind 

noch mehr!) 

Unser Ziel ist es, die unsicheren osteuropäischen Reaktoren 

zum Stillstand zu bringen, oder dort, wo immer es möglich 

ist, sie technisch so aufzurüsten, dass sie keine Gefährdung 

bedeuten. 

(Schöneberg, CDU: Ist das 

überhaupt möglich?) 

Dafür brauchen wir in Deutschland das Know-how, das ex­

portierbar ist. 

(Schöneberg, CDU: Ist es möglich 

oder nicht?) 

Unser Ziel muss es sein und ist es, den Umbau der Energiever­

sorgung so zu gestalten, dass wir eine andere Form der Ener­

gieerzeugung haben. 

Herr Kollege Mertes hat erfreulicherweise meinen Vorvor­

gänger im Amt, Herrn Klaus Töpfer, angesprochen. Da darf 

ich auch noch einmal Ihr Gedächtnis bemühen. Im Jahr 1990 

oder 1991 ist unter der Leitung des Bundesumweltministers 

Töpfer eine Energiekonsensrunde auf Bundesebene mit dem 

Ziel installiert worden, die gesellschaftliche Kluft, die durch 

den Streit über Pro oder Kontra Kernenergie mit all den Be­

gleiterscheinungen entstanden war, zu schlichten und ge­

meinsam zwischen den Parteien und zwischen dem Bund und 

den Ländern einen Weg zu finden. Entweder täuscht Sie Ihr 

Gedächtnis, oder Sie sagen,nicht ganz die Wahrheit, wenn Sie 

jetzt so tun, als sei das etwas völlig Neues. 

(Mertes, SPD: Die haben gar 

kein so langes!) 

Meine Damen und Herren, ·es ist mehrfach- auch von Herrn 

Abgeordneten Mertes- deutlich gemacht worden, dass jetzt 

im Grunde genommen eine riesige Aufgabe·für die Bundes­

republik Deutschland und ihre Gesamtgesellschaft anfängt. 

Diese riesige Aufgabe wird noch Blut, Schweiß und Tränen 

kosten,. Diese Arbeit können wir nur leisten, wenn wir es ge­

meinsam anpacken, eine umweltverträgliche Energieversor­

gung zu installieren. 

Meine Damen und Herren, es kann natürJich auch nicht sein, 

dass wir auf Dauer eine Energieversorgung haben, die ent~ 

weder das Klima oder nachfolgende Generationen nachhal­

tig beeinträchtigt. Insofern ist der im Konsens gegangene 

Weg - Frau Thomas, es freut mich, dass der Konsens für Sie 

auch etwas Selbstverständliches war, da ich das von den GRÜ­

NEN auch noch anders in Erinnerung hatte, wenn man das 

betrachtet, was man im Dezember 1988 gesagt hat- richtig. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich habe gesagt, welche Vorteile er hat!) 

Lassen Sie uns aber nicht über die Vergangenheit reden. Die 

Zukunft ist unser Ziel. Der Konsens ist erreicht. Er ist für 

Rheinland-Pfalz gut, er ist für den bundesdeutschen Strom­

markt gut, und es kommt jetzt darauf an, was wir mit ge­

samtpolitischen Anstrengungen daraus machen. Ich bin mir 

sicher, wir machen etwas Gutes daraus. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur Beratung 

der Punkte 17 bis 20 der Tagesordnung. Dabei geht es um das 

komplexe Thema .. schulen". 

Ich rufe zunächst Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Gute Schule machen- Qualitätsoffensive im 

rheinland-pfälzischen Schulsystem 

Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

- Drucksache 13/S041 -

dazu: 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 

- Drucksache 13/5807-

Grundlagen für eine Qualitätsentwicklung schaffen­

Schulen selbständiger machen und 

zusätzliche Lehrkräfte einstellen 

Antrag (Aiternativantrag) der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Drucksache 13/5898- _ 

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Keller, 

das Wort. 

Abg. Keller, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 

Präsident des Landtags hat den Antrag gemäß § 59 Abs. 2 der 

Geschäftsordnung des Landtags zur direkten Beratung an 

den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 

überwiesen. Der Ausschuss hat den Antrag in seiner 37. Sit­

zung am 16. Mai 2000 beraten. 

• 

•• 
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Die Beschlussempfehlung lautet: Der Antrag wird angenom­

men.- Zugestimmt haben die antragstellenden Fraktionen 

SPD und F.D.P. sowie die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

(Beifall im Hause) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Leistungsorientierte Komponenten in der 

Besoldung von Lehrerinnen und Lehrern 

Antrag der Fraktionen der SPD, 

CDU und F.'D.P. 

-Drucksache 13/5509-

dazu: 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 

-Drucksache 13/5808-

Ich erte.ile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Dahm, 

das Wort. 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Präsident des 

Landtags hat den Antrag gemäß § 59 Abs. 2 der Geschäfts­

ordnung des Landtags zur Beratung an den Ausschuss für Bil­

dung, Wissenschaft und ·Weiterbildung überwiesen. Der Aus­

schuss hat den Antrag in seiner 37. Sitzung am 16. Mai 2000 

beraten. 

Er hat die Beschlussempfehlung abgegeben, diesen Antrag 

anzunehmen . 

(Beifall im Hause) 

Vizepräsident Heinz: 

Des Weiteren rufe ich die Punkte 19 und 20 der Tagesord­

nung auf: 

Qualitätssicherung an Schulen 

Antrag der Fraktion der CDU 

-Drucksache -13/5370-

Lehrerbelastung durch Gewalt an Schulen 

Besprechung der Großen Anfrage der Fraktion 

der CDU und der Antwort der Landesregierung 

auf Antrag der Fraktion der CDU 

-Drucksachen 13/5375/5531/5832-

'Meine Damen und Herren, die Fraktionen haben eine Rede­

zeit von bis zu 15 Minuten je Fraktion vereinbart. 

Für die SPD-Fraktion erteile ich der Abgeordne,ten Frau 

Schmitt das Wort. 

Abg. Frau Schmitt, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 

Weiterentwicklung unseres Bildungssystems ist mindestens 

genauso wichtig wie die Lösung der Energieversorgungsfra­

ge; auch dann, wenn man dieses Thema vielleicht heute auf­

grund der aktuellen Ereignisse eher in die zweite Reihe stel-

- len würde. Dieser Diskussionsprozess ist ebenfalls wichtig, 

und ich hoffe, dass ~ir hierzu eine etwas ruhigere. Debatte 

führen werden. 

- Sie wissen alle, dass die Qualität der Arbeitsergebnisse in un­

seren Schulen in den letzten Jahren verstärkt in den Mittel­

punkt des öffentlichen Interesses gerückt ist. Dazu hat natür­

lich auch die nationale und internationale Diskussion beige­

tragen, auch ganz einfach deshalb, weil sich die Bedingungen 

in unserer Gesellschaft und damit auch in der Schule verän­

dert haben und weil diese veränderten Bedingungen natür­

lich Konsequenzen erfordern. 

Wie wir wissen, hat der Landtag im Oktober 1998 die Landes­

regierung mit einem einstimmigen Beschluss aufgefordert, 

ein umfassendes Qualitätssicherungssystem für die Schulen in 

Rheinland-Pfalz zu erarbeiten. Das Ministerium für Bildung, 

Wissenschaft und Weiterbildung, Ihr Haus, Herr Minister Zöll­

ner, hat im Juni vergangenen Jahres ein umfasseRdes Rah­

menkonzept vorgestellt, das meiner Meinung nach eine 

Grundlage zur Weiterentwicklung des Bildungssystems ist. Es 

hat vielfach Beachtung gefunden. Es hat so viel Beachtung 

gefunden, dass inzwischen beispielsweise die Hessen ein glei­

ches Gesetz zur Qualitätssicherung hessischer Schulen auf 

den Weg gebracht haben. 

Die SPD-Fraktion und die F.D;P.-Fraktion wollen diesen Pro­

zess ~ wie auch schon in der Vergangenheit - aktiv und kon-_ 

struktiv für eine bessere Bildungszukunft unserer Kinder un­

terstützen. Deshalb haben wir den Ihnen vorliegenden An­

trag eingebracht. Er _ist umfangreich, aber er versucht, die 

wesentlichen Bausteine und Perspektiven,_ dh~ wir für diese 

Entwicklung benötigen, aufzuzeigen. Unser zentrales Anlie­

gen ist es, das, was die Landesregierung schon eingeleitet 

hat, durch verschiedene Maßnahmen in den unterschiedlich­

sten Bereichen zu begleiten und zu forcieren. Ich nenne nur 

einige zentrale Punkte. Die weiteren Punkte können Sie un­

serem Antrag entnehmen. 

Ein Punkt ist die weitere Überarbeitung der Lehrpläne im 

Hinblick aufdiese veränderten Bedingungen. 

Ein Punkt ist die stärkere Betonung von faci')Praktischen und 

fachdidaktischen Inhalten. 

Ein Punkt ist die stärkere Förderung des bilingualen Unter­

richts. Wir leben in Europa und wir brauchen die Zweispra­

ch-igkeit in unseren Schulen. 
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E.in Punkt ist die Einführung von leistungsorientierten Ele­

menten. Es freut mich, dass wir da weitgehend einen Konsens 

erreichen werden. 

Weitere Pun~te sind die aktive Fortbildung im Multimediabe­

reich, größere Freiräume für unsere Schulen und die stärkere 

Selbstver~ntwortung durch Übertragung von Kompetenzen. 

Wir werden jeden einzelnen Punkt noch einmal durch Einzel­

anträge begleiten. Wir werden etwas im, Hinblick auf die 

Lehrerinnenaus-und -fortbildung unternehmen. 

Wichtig ist, dass man weiß, wo man in einem Entwicklungs­

prozess, der Zeit braucht, steht. Viele Schulen - das wissen 

Sie -.haben sich bereits-auf den Weg gemacht, ihrerseits in­

tern diese Überprüfungen durchzuführen, um zu sehen, ob 

sie ihre selbst gesteckten Ziele erreicht haben. Dazu kommt 

-wir haben das im vergangenen Monat erlebt- der Test von 

außen, ganz gleich ob national oder international. 

Der Presse habe ich entnommen, dass MARKUS halb so wild 

war. Entscheidend ist, dass es sich bei diesem Test nur um ei­

nen Baustein handelt. Er macht nur als Gesamtes Sinn, indem 

er fachspezifische Kompetenzen, das heißt, das, was Schüler 

tatsächlich rechnen können; Unterrichtsmerkmale und auch 

den Schulkontext erfasst. 

Darin liegt seine Stärke. Deshalb macht es Sinn, ihn auszu­

werten. Alles andere wäre in der Tat nur eine einfache Liste, 

ein Ranking. Das wollen wir nicht. Das haben wir klar gesagt. 

Wir wollen keine Mittelwertermittlung für einzelne Schulen, 

damit eine Hitliste zustande kommt. 

Mich hat verwundert, als ich gestern einen Antrag der Frak­

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gelesen habe, in dem dies auf­

geführt ist. Plötzlich fällt Ihnen ein, dass Sie ein Ranking 
möchten. Ich habe das in der Diskussion nie von Ihnen gehört. 

(Zuruf des Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haben Sie. einmal mit den Lehrerverbänden gesprochen? Ich 

habe das in keinem Heftehen in dieser Deutlichkeit gelesen. 

Wir brauchen und wollen das nicht. Ich bin über diesen Wan­

del erstaunt. 

Herr Dahm, es gibt andere Punkte in Ihrem Antrag, mit de­

nen wir durchaus konform gehen könnten. Wahrscheinlich 

haben Sie manche Punkte sogar von unserem Antrag abge­

schrieben. Anders kann ich mir das kaum erklären. Die ande­

ren Geschichten werden wir im ~ahmen des Schulgesetzes 

beraten. ln vielen Punkten sind wir anderer Meinung. Deswe­

gen werden wir Ihren Antrag ablehnen. 

Ich bin der Auffassung, dass wir keinen Antrag. der (DU­

Fraktion brauchen. Die Auswertungskriterien für diesen Be­

reich sind festgelegt. Wir brauchen im Grunde genommen 

keine- mit Verlaub- lapidare Beschreibung mehr. 

Herr Lelle, natürlich werden·die Ergebnisse veröffentlicht. Ich 

habe geglaubt, das hätte Ihnen irgendjemand vorher erklärt. 

Das Problem ist doch; dass Sie mit diesem Antrag wiederum 

eine alte Diskussion aus dem Hut zaubern wollen. Sie wollen 

wieder das Schlachtfeld um die G~samtschule eröffnen. Da­

mit machen Sie eine Rolle rückwärts in ideologische Zeiten 

von vorvorgestern. 

(Zuruf des Abg. Lelle, CDU) 

-Nein, das ist einfach so. Lesen Sie ihn noch einmal. Das brau­

chen wir nicht. 

Wir wollen eine Auswertung, die. bei der Entwi~klung von 

Konsequenzen und weiteren Schritten weiterhilft. Von daher 

sind wir aqf einemguten Weg. Das braucht allerdings auch 

_ die Voraussetzung- das ist wichtig für die Unterstützung des 

Ministeriums- eines Klimas, in das man nicht immer nur sau­

ren Wein hineingießt, sondern für das man etwas tut, damit 

diese Entwicklungsgeschichte als Chance begriffen wird. 

Diese Chance geht alle etwas an, zum Beispiel die Elternver­

bände, die politischen Parteien und die Lehrervertretungen. 

Es freut mich, dass der Landeselternbeirat gesagt hat, dass er 

den Test als Chance und als notwendigen Baustein sieht, um 

zu sehen, wo man steht. Das istschon etwas. 

Wenn Sie sich auf Dauer nur mit einem solchen Aritrag an der 

Debatte beteiligen, der außer dieser Testfrage überhaupt 

nichts inhaltlich thematisiert, verstehe ich nicht, wie .Sie bil­

dungspolitische Zukunft für unser Land erfolgreich gestalten 

wollen. Sie schreien nur und legen immer wieder die alte 

Platte auf. Das verstehe ich nicht. 

Vielleicht stimmen Sie unserem Antrag zu. Vielleicht ·haben 

Sie deshalb keinen Antrag vorgelegt, weil er so gut ist. Sie ha­

ben alle Chancen, nur Mut! 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die CDU-Fraktion spricht Herr Abgeordneter Lelle. 

Abg. Lelle, CDU: 

Herr Präsi.dent, meine Damen und Herren! Die Situatio~ ist 

uns allen bekannt. Die Änderungen in den beruflichen Anfor­

derungen, aber auch die gesamtgesellschaftlichen Verände­

rungen sind greifbar. Auch die Schule ist selbstverständlich 

davonbetroffen. Wir sind uns sicherlich alle einig, dass die 

Schule hierzu einen gesonderten Beitrag in Bezug auf die 

Selbstständigkeit der Schülerinnen und Schüler, ihre Selbst­

verantwortlichkeit in Bezug auf die Persönlichkeitsbildung 

und die Vorbereitung auf die Berufswahl und die berufliche 

Tätigkeit zu leisten hat. 

• 

• 
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· E.s ergibt sich natürlich die spannende Frage, wie die Schule 

dieser Aufgabenstellung gerecht werden kann. Im Antrag 

der Fraktionen der SPD und F.D.P. ist davon die Rede, dass 

hierarchische Detailsteuerung diese Schulentwicklung mei­

den soll. 

Herr Minister, es war schon allemal falsch, wenn dies ge­

macht wurde. Ich vermisse, dass die Koalition die Verantwor­

tung der Landespolitik anspricht. Es ist notwendig, dass Leitli­

nien vorgegeben werden, so wie das unser ehemaliger Kul­

tusminister, Dr. Gölter, in Bezug auf die Grundschule und 

. Hauptschule getan hat; denn auch der Staat hat seine Ver­

antwortung und muss dieser gerecht werden. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Aber 

ja doch!) 

Ich möchte auf einzelne Aspekte Ihres Antrags näher einge­

hen. Dort heißt es, Qualitätsmanagement soll schülspezifi­

sche Zielvereinbarungen enthalten. Dem könnte man zustim­

men. Wo bleiben aber die entsprechenden Rahmenbedi[l­

gungen? Sind diese erfüllt? Gibt die Landesregierung den 

Schulen die Chance, ausländische Schüler intensiv auf 

Deutschkenntnisse vorzubereiten und ausreichende Angebo­

te an Ganztagsbetreuun-g zur Verfügung zu stellen? Gibt sie 

-Ihnen die Chance, schwächere und hoch begabte Schüler tat­

sächlich zu fördern? Ich sehe einen erheblichen Nachholbe­

darf. 

Weiter heißt es in Ihrem Antrag, dass auf der Ebene der 

Unterrichts-, Personal- und Organisationsentwicklung Maß­

nahmen zur Umsetzung zu erarbeiten sind. 

Meine Damen und Herren, darf ich Sie daran erinnern, dass 
sie neun Jahre Zeit hatten, solche Maßnahmen anzugehen. 

Was hat sich getan? Das muss ich in diesem Zusammenhang 

in Bezug auf die Unterrichtsentwicklung nennen. Die Klassen 

und Kurse sind größer und die Lehrer-Schüler-Relation ist 

schlechter geworden. Die Unterrichtszeit ist gekürzt worden. 

Der Unterrichtsstoff ist verdichtet worden. 

Im Bereich der Personalentwicklung haben Sie 2 700 Stellen 

aus dem System erwirtschaftet. Das heißt, die konkrete Situa-· 

tion ist schlechter geworden. in diesem Zusammenhang nen­

ne ich die Umstrukturierung der Bezirksregierungen. 

Herr Minister, ich kann mir lebhaft vorstellen, dass Sie, wie 

wir auch, Briefe über die Zustände und die Vorgänge nach 

der Neuordnung erhalten haben. Diese sind alles andere als 
befriedigend. 

(Beifall bei der CDU) 

Sie sprechen davon, dass interne und gegeben'enfalls externe 

Evaluationsprozesse vorzusehen sind. 

Frau Schmitt, beides ist notwendig, und zwar interne und ex­

terne Evaluation. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zum stattgefundenen Mathe­

matiktest sagen. Ich glaube, dass dieser nicht nur, wie Sie dies 

genannt haben, ein Baustein ist. Hierbei handelt es sich um 

eine Alibi-Veranstaltung; denn bislang spricht die Landesre­

gierung lediglich davon, die Testergebnisse zentral, das 

heißt, weder auf die einzelne SchÜie noch auf die einzelnen 

Schularten bezogen, auszuwerten. 

Wir sind anderer Meinung. Deshalb fordern wir Sie auf, die 

einzelnen Schularten entsprechend mi~einander zu verglei­

chen und die vergleichbaren Lerngruppen in Gymnasien, 

Realschulen und Gesamtschulen sowie Realschulen, Haupt­

schulen und Regionalschulen differenziert zu erfassen und zu 

bewerten. Dies ist riach unserer Meinung umso dringender 

nach dem Ergebnis der TIMS-Studie notwendig; dort hat es 

bekanntermaßen Leistungsunterschiede von bis zu zwei Jah­

ren gegeben. Frau Schmidt, wir machen keine Rolle rück­

wärts, sondern ich vertrete offensiv die Meinung, dass sich 

die Schularten im Wettbewerb befinden und sich auch die­

sem Wettbewerb stellen sollen. 

(Beifall bei der CDU) 

Deshalb auch unsere Forderung: "Die Ergebnisse sind in den 

Schularten getrennt zu ermitteln. Die jeweiligen Ergebnisse 

sind öffentlich darzustellen." Das ist ein bisschen mehr als nur 

"veröffentlichen". "Die Anonymität der Einzelschule ist ,da­

bei zu wahren." 

Wir sind gespannt, welche Konsequenzen die Landesregie­

rung daraus in Bezug auf die Fortbildungsmaßnahme und 

insbesondere in Bezug auf die Rahmenbedingungen ziehen 

wird; denn daran werden wir sie messen. Ansonsten wird es 

nur eine Alibiveranstaltung bleiben. 

Verräterisch ist, dass in diesem Zusammenhang von der selbst 
verantwortenden· Schulentwicklung die Rede ist. Meine Da­

men und Herren, ich schließe daraus, dass bei Mängeln zuerst 

die Schulleitung und die Lehrerschaft verantwortlich sind. 

Dazu passt übrigens auch das bekannte Zitat von Herrn Mini­

sterpräsidenten Beck und nun auch - leider i~t sie nicht da -

von .Frau Götte, die erneutvon den "faulen Lehrern" gespro­

chen hat. Ich wiederhole an dieser Stelle nochmals: Damit 

motiviert man die Lehrerschaft nicht. 

(Beifall bei der CDU) 

So demotiviert man nur. 

Ein weiterer Aspekt Ihres Antrags: Die Unterrichtsqualität 

wird geprägt von der Umsetzung moderner pädagogischer 

Ansätze oder Methoden des selbst gesteuerten Lernens. Da 

habe ich Fragezeichen z.u setzen;' dimn irri Umkehrschluss 

heißt das doch, wer keine "modernen" Ansätze einbringt, 

hält schlechten Unterricht. 

(Zuruf der Abg. Frau Schmitt, SPD) 
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Wer auf lehrergesteuerten Unterricht setzt, erzielt schlechte­
re Unterrichtsergebnisse. Ich denke, dafür gibt es keine wis­

senschaftliche Grundlage. Das ist höch~tens Wunschdenken 

der Landesregierung. Im fünften Aspekt sprechen Sie davon, 
dass die Unterrichtsqualität .von der individuellen Leistungsc . 

kraftder Lehrkraft abhängt. Jawohl, das ist richtig, das sehen 

wir auch so. Aber dann müssen wir auch darauf sehen, dass 

die Belastungen nicht überhand nehmen, dass die Belastun­

gen abgebaut werden. Ansonsten, Herr Minister, drohen 

selbstverständlich immer mehr Frühpensionierungen. Das · 
durchschnittliche Pensionierungsalter in diesem Bereich ist 

neben der Polizei nicht gerade sehr hoch. 

Der sechste Aspekt spricht von einem Maßnahmenkatalog 

zur Qualifizierung der Lehrkräfte. Hier ist die Fort- und Wei­

terbildung ·anzusprechen. Hier kann ich nur einen unzufrie­

denen Zustand feststellen. Wichtige Veranstaltungen im Me­

dienbereich sind überbesetzt. Es gibt ein unzureichendes An­

gebot.in diesem Bereich. Eine der Konsequenzen der Vollen 

!ialbtagsschule ist auch, dass es kaum noch Fortbildungsmaß­

nahmen gibt. Ihre Äußerungen in diesem Bereich waren 
wirklich demotivierend, waren fortbildungsfeindlich. Dies ist 
auch entsprechend so aufgefasst worden. 

Ich würde vorschlagen: Ringen wir uns endlich dazu durch, 

eine· Fortbildungspflicht einzuführen. Dies würde bedeuten, 

dass beide Seiten in der Verantwortung stehen und ihr ge­

recht werden müssen. 

(Zuruf der Abg. Frau Schmitt, SPD) 

Bei dem Punkt leistungsorientierte Elemente bei der Besol­

dung haben wir einen gemeinsamen Antrag eingebracht, zu 

dem wir stehen, und von dem ich hoffe, dass es g·elingen 
wird, auch nachvollziehbare Kriterien festzulegen. Es gibt un­

ter dieser Rubrik allerdings auch alte Hüte. Da wird das Bera­

tungslehrersystem oder die Zusammenarbeit mit außerschuli­
schen Partnern als neue Maßnahm-e, als neues Ziel propa­

giert. Das ist wirklich schon lange, lange vollzogen. 

Auch zum Bereich .,Organisationsentwicklung" eine Anmer­

kung. Sie sprechen von Übertragung von Ko-mpetenzen auf 

Schulleitung und Kollegium. Auch dazu unsere Zustimmung. 

Aber das ist eine offene Frage. Welche Kompetenzen wollen 

Sie übertragen? Bei welchen sind Sie bereit, sie abzugeben? 

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen, weil auch 

mein Kollege noch eine gewisse Zeit braucht. Die entschei­

denden Mängel Ihres Antrags liegen darin, dass einmal der 

Beitrag ·des Ministeriums zur Qualitätsverbesserung außen 

vor bleibt, dass der Beitrag der Schulverwaltung nicht ange­

sprochen ist, dass die Qualität durch Anreize verbessert V',lird 

- aber_ darauf finden Sie keine Antwort-, und die Qualitäts-

-verbesserung hängt entscheidend von der Motivation der Be­

teiligten ab, die aper von dieser Landesregierung ständig de­

motiviert werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU-
Zuruf der Abg. Frau Schmitt, SPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Kuhn 

das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! 1998 begann für 

unser Schulwesen ein entscheidender Prozess: Der Beginn 

des Qualitätsmanagements in Schulen. - Dieser Prozess ist 

nicht zu Ende. Das Schulwesen- sowie die Gesellschaft- ent­
wickelt sich. Aus diesem Grund liegt dieser Antrag der Koali­
tionsfraktionen vor, der eine umfassende Weiterentwicklung 

des ursprü[lglichen Ansatzes ist und den gesamten Entwick­
lungsstand berücksichtigt und weitere Anstöße gibt. Das ist 
das Ziel, das mit diesem Antrag verbu'nden ist. 

Ich möchte noch kurz au·f einige Punkte zu sprechen kom­

men. Zum einen ist es in der Tat so, .dass wir noch stärker, als 

wir es vielleicht damals gesehen haben, auf Schlüsselqualifi­

kationen setzen müssen. Das setzt natürlich aber voraus, dass 

das Fachwissen ·nicht zu kurz kommt. Wir wissen, wie stark 
· die Schulen belastet werden, immer neue Aufgaben bekom­

men. Aber dieser Zwiespalt muss überwunden werden. Wir 

müssen auf der einen Seite fundiertes Fachwissen vermitteln, 
auf der anderen Seite natürlich auch Schlüsselqualifikatio­

nen. 

Zum Qualitätsmanagement selbst gibt es einige Missver­

ständnisse, die auch aus dem Antrag der CDU hervorgehen. 
Im Antrag der CDU wird behauptet, Qualitätsmanagement 

hätte erst mit dem Mathematik-Test begonnen. Das ist in der 

Tat nicht so .. Qualitätsmanagement ist wesentlich mehr. Auch 
Qualitätsmanagement ist ein Prozess, der sieben, acht Jahre 

dauern wird, bis wirklich deutlich erkennbare Erfolge erzielt 

werden. Das ist die aUgemeine Erkenntnis in der Wirtschaft. 
Auch das Leitbild der Polizei, das dem Lufthansa-Modell 

folgt, geht davon aus, dass wirklich greifbare Ergebnisse des 

Qualitätsmanagements natürlich Zeit brauchen. Das Ziel des 
Qualitätsmanagements ist letztlich nicht der Mathe-Test, den 

wir ausdrücklich wünschen, das Ziel des. Qualitätsmanage­

ments ist es, Mitarbeiterzufriedenheit herzustellen, das 

heißt, Verkrustungen aufzubrechen, dass man miteinander 

. redet, dass Vertrauen gewonnen wird, auch in die Schulpoli­

tik des Landes. 

•• 
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Meine Damen und Herren, in diesem Antrag wird eine ganze . 

Reihe von Zielen noch einmal verdeutlicht und betont. Ich 

weise noch einmal darauf hin, dass virir in dem Prozess der 

Vermittlung von größerer Selbstständigkeit weiter voran­

schreiten müssen, dass wir die ersten Ansätze, auch der Perso­

nalzuweisung, überprüfen müssen und uns überlegen müs­

sen, wie wir auch da weiter voranschreiten. Auch das ist ein 

Prozess, in dem wir uns be~inden. Aber der Weg ist mit Si­

cherheit unumkehrbar. Au-ch die Kompetenzen werden nach 

- unten delegiert werden. Ich nehme an, darüber wird auch 

der Minister noch einiges sagen. Dazu gibt es schon klare Vor­

stellungen. 

Der letzte Punkt, auf den ich ausdrücklich hinweise, ist, dass 

wir die modernen Kommunikationsmedien noch stärker, als 

vor einigen Jahren angedacht, in die Schulen hinein bringen 

müssen. Aus diesem Grund haben wir diesen Antrag gestellt. 

Diesbezüglich sind wir in einem Lernprozess, das heißt mit 

anderen Worten, dieser Bereich muss in der Tat noch ver­

stärkt werden, um noch schneller zu Ergebnissen zu kQmmen. 

·Ich komme nun zu den beiden Anträgen. Der CDU-Antrag 

-dies habe ich ~ereits angedeutet- leidet darunter, dass von 

einer Ankündigung in Anlehnung an die TIMS-Studie gespro­

chen wird. Die TIMS-Studie war in der Tat auch für uns ein 

Anstoß gewesen, aber das liegt Jahre zurück. Unser Antrag 

von 1998 war die Initialzündung. in dieser Zeit ist eine ganze 

Menge passiert. Qualitätsmanagement reduziert sich nicht 

nur auf den Mathe-Test. 

Ich möchte meiner Kollegin zustimmen; denn das habe ich 

auch schon. vor einigen -Jahren gesagt. Für mich gibt es nur 

gute und weniger gute Schulen. Ich bin auch n_icht bereit, 

noch einmal einen ideologischen Streit zu schüren. Wir müs­

sen sehen, dass alle Schulen gute oder noch bessere Schulen 

werden. Die politische Zielrichtung de_r CDU, die ich nachvoll­

ziehen kann, konzentriert sich nur auf eine einzige Frage, 

nämlich darauf, den möglichen Leistungsun!erschied zwi­

schen Gesamtschulen und Gymnasien zu manifestieren. Das 

ist uns zu wenig. Der Mathe-Test ist wesentlich breiter ange­

legt, und wir werden auch die Auswertung mit Interesse ver­

folgen. Ich habe ihn mir im Übrigen einmarzuschicken lassen. 

Es wäre schön gewesen, ihn einmal unter den Abgeordneten. 

zu verteilen und zu sehen, wer ihn im Plenum wirklich be­

standen hätte. 

(Dr. Schiffmar:m, SPD: Unterstellungen!) 

. in dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gibt es 

zwei entscheidende Mängel. Zum einen wird suggeriert, es 

gäbe einen klaren Zusammenhang zwischen der zusätzlichen 
Belastung der Lehrerinnen und Lehrer, die tatsächlich auch 

vorhanden ist- die Arbeitszeit ist verlängert worden, das wis­

sen wir; die Gründe kennen wir-, und der beklagten Minder­

leistung unseres Bildungssystems, wie sie in der TIMS-Studi'e 

festgestellt wird. Zunächst einmal passen TIMSS und die Ar­

beitszeitverlängerung zeitlich nicht zusammen. Diesen Zu-

sammenhang bewusster in den Vordergrund zu stellen, ist 

beklagenswert. Das tragen wir natürlich so nicht mit. Es ist 

auch falsch. 

Herr Dahm hat soeben genüsslich gelächelt. Dass die GRÜ­

NEN plötzlich das gnadenlose Ranking wollen, hat uns wirk­

lich verblüfft. Dies wurde auch im Ausschuss gesagt. !eh habe 

zunächt gedacht, es war vielleicht ein Versprecher. Aber es 

wird immer deutlicher, dass die GRÜNEN neo-neoliberales, 

gnadenloses Ranking wollen. Das ist bemerkenswert. Das 

geht mir wirklich zu weit .. 

(Zurufe der Abg. Frau Grützmacher und 

Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich bin wirklich liberal eingestellt und bin auch für-Leistungs­

vergleiche, aber_in dieser Form vorzug-ehen, istschon erstaun­

lich. Sie waren nicht im Ausschuss. Fragen Sie einmal den Kpl­

legen, was er zur Erheiterung aller gesagt hat. 

Ich sage noch einmal, die beiden Anträge der CDU-Fraktion 

und der Fraktion BÜNDNIS.90/DIE GRÜNEN können wir na­

türlich nicht mittragen. Ich bitte Sie um Zustimmung zu dem 

Antr~g der Fraktionen der SPD, CDU- Entschuldigung! -und 

F.D.P. 

(Keller, CDU: Das andere kommt bald!) 

-Der andere kommt bald. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­

Zuruf der Abg. Frau Schmitt, SPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn 

AbgeordnetenDahm das Wort. 

(Lelle, CDU: So, und jetzt, Herr Dahm! 

Jetzt machen Sie das_ einmal klar 

mitdem Ranking!) 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

. Mit dem gnadenlosen! Aber den Mathe-Test habe ich auch 
mitgemacht. Ich gebe zu, ich habe nicht alle Aufgaben lösen 

können. 

(Frau Brede-Hoffmann, SPD: Das ist 

aber ganz schlecht!­

Weitere Zurufe von der SPD) 

- Der Mathe-Test war gut, aber meine Kenntnisse waren so 

schlecht. 
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Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

bin der festen Überzeugung, wir brauchen Transparenz ~ber 

die Wirksamkeit und die Leistungen des Schulsystems. Die Öf­

fentlicbkeit, die Bildungspolitik und die Schulen selbst benö­

tigen eine Art Systemmonitoring, das heißt, eine genaue 

Kenntnis des Bildungssystems mit seinen Stärken, aber auch 

mit seinen Schwächen. Die Beteiligten, angefangen bei den 

Schülerinnen und Schülern über die Eitern bis hin zu den Ver­

antwortlichen in den Ministerien oder im Landtag, brauchen 

regelmäßige valide Informationen über die Leistungsfähig­

keit der Einzelschule und des Schulsystems. 

Ziel darf es dabe( nicht sein, nur Daten über die Schulen zu 

sammeln, sondern Informationen über Leistungen und Defi­

zite, um gezielter die Entwicklung' der einzelnen Schule und 

des Schulsystems zu befördern. Über die Qualität des Schul­

systems wie auch der einzelnen Schule muss eine wissen­

schaftlich abgesicherte Datenbasis gewonnen werden. 

Ich unterstütze deshalb regelmäßige bundes-und landeswei­

te Erhebungen, die aussagekräftige Daten über die Leistun­

gen der Schulen erbringen. Um Anhaltspunkte für die Aufklä­

rung von Leistungsünterschieden von unerwartet guten wie 

schlechten Ergebnissen zu ermitteln, sollen auch außerschuli­

sche und schulische Bedingungsfaktoren für schulisches Ler­

nen erhoben werden. Ich bin der Auffassung, mit dem lan­

desweiten Mathe~ Test und seinen begleitenden Fragebogen 

erfüllt die Landesregierung diesen Anspruch und geht in die­

se Richtung. 

Nur so können aus den Ergebnissen auch gezielte Schlussfol­

gerungen für die Verbesserung unseres Schulsystems und der 

schulischen Arbeit entwickelt werden. Die Bildungspolitik 

kann nur auf der Basis von mehr Erkenntnissen über die Ursa­

chen von Qualitäsmängeln der Alltagspraxis in den einzelnen 

Fächern, im Gesamtsystem und in einzelnen Schulen verant­

wortlich langfristig handeln. 

Dazu braucht sie natürlich auch Informationen über erfolg­

reiche Prozesse schulischen Lernens, die verallgemeinerbar 

sind. Ich meine auch, Schulen sollen von Schulen, und Lehrer 

sollten von Lehrern lernen können. Das geht nur, wenn Schu­

len und Lehrkräfte systematisch miteinander kooperieren. 

Klar ist auch, dass jede Qualitätsverbesserung am Kern des 

schulischen Hand eins, nämlich im ,Unterricht, ansetzen muss. 

Dies.ist nur durch eine Kooperation der Lehrkräfte und eine · 

Öffnung des UnterrichtS für Lpb und Kritik durch andere zu 

erreichen. ln der Entwicklung ein_er wirksamen Kooperation 

der Lehrkräfte kann der entscheidende Schlüssel für die Qua­

litätsv~rbesserung in den Schulen liegen .. 

Die Qualität der Schulen in Rheinland-Pfalz kann sich dan[l 

verbessern, wenn' in den Kollegien.und in der Schulgemeinde 

gemeinsam an der Verbesserung der Unterrichtspraxis gear­

beitet wird. An jeder einzelnen Schule brauchen Eitern, Schü­

ler und Lehrkräfte Informationen über die erreich1;en Leistun­

gen, über eine erfolgreiche oder weniger erfolgreiche Praxis, 

um überhaupt bewusst und gezielt Qualitätsverbesserungs­

pro-zesse angehen zu können. Deshalb ist ·es wichtig, dass die 

exterrie Evaluation der Schulen nicht in erster Linie nur in die 

Hand der traditionellen Schulaufsicht gehört. Ich bin der Auf­

fassung, dass wir im Land eine so genannte Qualitätsagentur 

als Evaluationsinstanz schaffen müssen, an der Wissenschaft­

ler, Eltern, Lehrer, Schüler und vor allem auch Menschen von 

außerhalb des Systems, nänilich Expertinnen und Experten, 

beteiligt sein sollen. Darin soll auch die Schulaufsicht vertre­

ten sein. 

Dennoch· muss die externe Evaluation außerhalb ihrer Hierar­

chie angesiedelt sein. Diese Instanz muss und darf nur der 

· Frage der Qualität verpflichtet sein, ohne Ansehen der Per.­

son oder der Institution. 

Angesichts der Tatsache, dass Evaluation für die Schulen und 

die Schulaufsicht ein neues Feld ist, müssen sicherlich unter-

schiedliche Verfahren und Alternativen erprobt ·werden. • 

Wichtig ist aber, dass der'Wettbewerb von Schulen um gute 

Leistungen gefördert werden muss. Ich schlage de~halb vor, 

dass spätestens nach der Auswertung von MARKUS konkrete 

Qualitätsziele formuliert und zusätzliche Ressourcen für die 

Schulen bereitgestellt werden, die sich auf den Weg machen, 

die Qualität ihrer Arbeit offenzulegen und sich einem ständi-

gen Verbes~erungsprozess zu unterwerfen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN 

und bei der F.D.P.-

Kuhn, F.D.P.: Gut!) 

Ich halte dies für eine gute Möglichkeit für die Bildungspoli­

tik,. einen solidarischen Wettbewerb unter den Schulen zu 

fördern. 

Erfolgreiche Anstrengungen von Schulen, Kollegien und 

Schulleitungen, die Qualität der Bildungsarbeit zu verbes­
sern, sollten belohnt werden, wie überhaupt Rituale der öf­

fentlichen Stä~kung von guten Schulen, von gut~r Pra)(is und 

vo~ Engagement in der Qualitätsverbesserung. Schulen sol­

·len ermutigt werden, offen mit Kritik umzugehen, sich aber 

auch ihrer Stärken bewusst zu werden und vor allem dazu er­

muntert werden, ihre Kraft und Energie für die Verbesserung 

ihrer Bildungsarbeit einzusetzen. Der Wettbewerb· um gute 

Leistungen setzt auch eine wirksame Vielfalt in der Schul­

landschaft voraus. 

Gerade wenn Schulen unterschiedliche Programme und Profi­

le entwickeln, muss es den Eitern möglich sein, zwischen un­

terschiedlichen Schulen zu wählen. Dabei sollten zukünftig 

auch die Schulen in freier Trägerschaft eine wesentlich größe­

re Rolle spielen als heute, sich dabei aber ebenso den Quali­

tätsanforderungen und der Evaluation stellen. 

Schulen brauchen in diesem ·Prozess Unterstützung,_ die sie 

gezielt anfordern sollen und die ihnen von pädagogischen In­

stituten, der Wissenschaft, der Schulverwaltung und externen 

Beratungseinrichtungen angeboten wird. Die Entwicklung 

• 
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von Programmen und Kriterien zur Evaluation der eigenen 

Arbeit haben Lehrkräfte in ihrer Ausbildung nicht gelernt. 

Dies gehört nicht zum traditionellen Rollenverständnis, auch 

nicht zur Definition der Aufgabe von Schulen. Es bedarf da­

her der Fortbildung von Multiplikatoren in den Schulen, aber 

auch der gezielten Beratungstätigkeit für die einzelne Schu­

le. Ein gutes Unterstützungssystem bietet den Schulen Wahl­

möglichkeiten unter mehreren A~geboten. Die traditionellen 

Schulentwicklungs- und Fortbildungsinstitute vyerden ebenso 

wie die Schulaufsicht nicht ausreichen, diesen Beratungsbe­

darf zu erfüllen. 

Meine Damen und Herren, Schule hat eine Rechenschafts­

pflicht. Deshalb ist es notwendig, dassdie zahlreichen positi­

ven Leistungen des Schulsystems und die zu erwartenden 

· Leistungssteigerungen deutlich in den Vordergrund der öf­

fentlichen Debatte gerückt werden. Ich möchte ganz bewusst' 

betonen, dass jede Qualitätsverbesserung unterstützenswert 

ist. ln diesem Sinne sehe ich auc~ in dem klar strukturierten 

Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. mit seinen Vor­

schlägen in der Unterrichtsentwicklung, der Personalentwick­

lung und der. Organisationsentwicklung viel Positives und ha­

be dem Antrag deshalb im Ausschuss zugestimmt. 

(Vereinzelt Beifall bei dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

der SPD und der F.D.P.) 

Wir müssen aber auch über die Mängel in der Schule spre­

chen. Im zugespitzten Fall kann die kontinuierliche negative 

Evaluation einer Schule zur Folge haben, dass diese Schule ih­

re Existenzberechtigung als öffentliche Einrichtung verliert, 

wenn sie bestimmte allgemein legitimierte Anforderungen 

auf Dauer nicht erfüllt und sämtliche in diesem Fall einset­

zende staat.liche Hilfen nichts fruchten. Ich gehe davon aus, 

dass dieser letzte Schritt die Ausnahme bleibe'n wird. Die 

Schulen und die Lehrkräfte werden die Herausforderungen 

der Zukunft annehmen und sich der Qualitätsfrage stellen. 

Eine Kultur der Qualität bedarf der offenen Kritik und auch 

ein Klima des ehrlichen Lobens und Bestärkens. Ich sehe in 

dem Vorschlag und in dem Antrag, den die_CDU-Fraktion vor­

gelegt hat, einen wesentlichen Schritt in diese genannte Rich­

tung. Ich kann ihn deshalb auch unterstützen. 

(Beifall des Abg. Lelle, CDU) 

Die Entwicklung einer Evaluationskultur kann nicht auf die 

Schule beschränkt werden. Sie muss das gesamte System der 

Schulaufsicht einbeziehen. Die regelmäßige Rechenschaftsle­

gung .über Wirkungsweise, Erfolge und Misserfolge sowie die 

Schritte zur eigenen Qualitätsentwicklung gelten für diese 

~benso. Das System wird sozusagen erst rund, wenn auch die 

Besoldung der Lehrkräfte an leistungsorientierten Kompo­

nenten angepasst wird. Dabei müssen diese Komponenten 

transparent und nachvollziehbar sein. Es kann nicht angehen, 

dass Prämien ausschließlich nur mich den Vorstellungen ein­

zelner Schulleitungen vergeben werden. 

(Beifall des Abg. Lelle, CDU) 

Die "ZEIT" vom 9. März dieses Jahres hat in einem Dossier die 

Abschaffung des Beamtenstatus für Lehrkräfte in Schulen 

und Hochschulen gefordert, was der Beamtenbund beklagt 

hat. Der Zulagendschungel und_ das Beihilfesystem werden in 

Frage gestellt. Die anstehende Pensionierungswelle bei den 

staatlichen Lehrkräften ist eine einmalige Chance, eine 
' . 

grundlegende Reform des Dienstrechts durchzusetzen. Mei­

ne Damen und Herren, ich meine; die Landesregierung sollte 

jetzt auch den Mut aufbringen, Initiativen für eine Reform 

des Dienstrechts für Lehrkräfte zu ergreifen. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: · 

Ich erteile Herrn Staatsminister Professor Dr. Zöllner das 

Wort. 

Prof. Dr. Zöllner, 

Minister für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung: 

Herr Präsident, ·meine Damen und Herre'n! Unter dem Stich­

wort Qualitätsmanagement hat die Landesregierung bereits 

1998- begonnen, konkrete Maßnahmen zur Qualitätssiche­
rung im rheinland-pfälzischen Schulsystem zu treffen. Dabei 

umfasst der Begriff des Qualitätsmanagements ganz sicher 

eine Vielzahl unterschiedlicher Initiativen, wie dies nicht nur 

in der heutigen Debatte, sondern auch in dem Rahmenkon­

zept zum Ausdruck kommt, das im Juni vergangenen Jahres 

der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. Gemeint ist ein langfri­

stig angelegte·r Prozess, in dem verschiedene Instrumente in 

den Bemühungen um eine Stärkung der Qualität des Schul­

wesens eingesetzt werden. Letzten Endes ist die Bewusst­

seinsänderung, die dahinter steht- da kann ich Ihnen voll fol­

gen, Herr Dahm -,im Sinne einer stetigen Hinterfragung aller 

an dem System Beteiligten in Be~ug auf die Wirkungen, die 
siedurch ihre Aktivitäten erzielen, der entscheidende Punkt. 

Im Mittelpunkt der gesamten Entwicklung des Qualitätsma­

nagements muss jedoch nach Auffassung der Landesregie­

rung die einzelne Schule stehen. Um die geht es letzten En­

des. Die anderen sind Dienstleister und Zugeordnete für die 

Arbeit der einzelnen Schule, in der letzten Endes der Unter­

richt von Kindern stattfindet. Qualitätsmanagement muss 

das gesamte Spektrum schulischer Qualität, den Kontext, den 
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Prozess und die Wirkungen in den Blick nehmen und die ein­

zelnen Qualitätsbereiche ausbalancieren. 

· (Beifall bei der SPD) 

Qualitätsmanagement setzt dabei zentral auf die Unter­

richts-, Personal- und Organisationsentwicklung in den Schu­

len. Nur ein Methodenmix, der nicht einen einzelnen Königs- , 

weg vorgibt und den Schulen von oben etwas vorschreibt, 

sondern ihnen viele Möglichkeiten lässt, kann der Vielfältig­

keit in der Schullandschaft des Landes gerecht werden. Im 

Mittelpunkt steht das Ziel, die einzelne Schule bei ihren Ent­

wicklungsaufgaben zu stärken und zu stützen und den Schu-· 

Jen einen Orientierungsrahmen zu liefern, der sie vor. Selbst-.· 

. überforderung schützt und zugleich ermutigt, die eigenen 

Kräfte optimal zu nutze.n und zu entwickeln. Dies wird auch 

in einzelnen Punkten des Antrags der Koalitionsfraktionen 

deutlich, die zum Teil bereits verwirklicht oder in Planung 

sind. So sind beispielsweise die bereits eingeleiteten Maßnah­

men wie die schulscharfen Ausschreibungen sowie die Ange­

bote des Führungskollegs zur ·Qualifizierung der Schulleitun­

gen zu nennen. Von zentraler Bedeutung sind vor allem auch 

die in diesem Zusammenhang bestehenden Initiativen der 

Landesregierung in den Schulen zur Verbesserung der Kom­

petenz im Umgang mitden neuen Medien. 

Meine sehr verehrten Damen· und Herren, mit dem Schuljahr 

2000/2001 soll auch mit der Umsetzung der-leistungsbezoge­

nen Besold!Jngsbestandteile, die jetzt schon angesprochen 

worden sind, für die Lehrerinnen und Lehrer des Landes be­

gonnen werden·, womit ich auf den gemeinsamen Antrag der 

Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. eingehe. Mit lokrafttre­

ten der Landesverordnung zu den Bestimmungen des Bun­

desbesoldungsgesetzes sind die Voraussetzungen für die Ein­

führung einer derartigen Regelung auch im Schulbereich ge­

schaffen worden. Die konkrete Umsetzung wird aus unserer 

Sich.t nur stufenweise erfolgen, weil sich das System daran ge­

wöhnen muss. Es ist nicht so leicht mit solchen lncentives, wie 

man neuhochdeutsch sagt, tatsächlich umzugehen. Aus den 

Erfahrungen, die somit aus einem ersten Durchgang gewon­

nen werden; wird man lernen können, weitere Ergebnisse 

und weitere Schritte entwickeln und bereit sein- dies ist ein 

wesentliches Element von Qualitätsmanagement -, innerhalb 

eines Prozesses zu lernen. So, wie ich die Diskussion im Aus­

schuss verstanden habe, ist das auch die Intention der An­
tragsteller. · 

Es ist beabsichtigt, mit der Einführung von Leistungsprämien 

im kommenden Schuljahr anzufangen. Die Prämienvergabe 

soll sich dabei an 5 % der in Frage kommenden Beamten 

orientieren. Die Prämie selbstsoll im Normalfall2 500 DM, im 

Ausnahmefall3.000 DM betragen. Dabei wird, um das Ganze 

tatsächlich handhabbar und für das Qualitätsmanagement 

nutzbar zu machen, die Entscheidung, wer in einer Schule ei­

ne solche Prämie erhalten soll, weitgehend an die Schulleite­

rinnen und·Schulleiter delegiert werden. Hierfür sollen ihnen 

die entsprechenden Kompetenzen im Rahmen einer Rechts­

verordnut1g übertragen werden. 

Es wird aus meiner Sicht keinen Kriterienkatalog geben, aber 

es muss transparent erfolgen. Kriterien formaler Art würden 

sicher der Vfelfältigkeit des Engagements und der Qualifizie­

rung von Lehrerinnen und Lehrern vor Ort abträglich sein, 

wenn man sie in ein Raster fasst, weil in jedem Fall in diesen 

Punkten ein überdurchschnittliches Engagement und Befähi­

gung in der unterrichtlichen Tätigkeit sowieso vorauszuset­

zen sind. 

(Beifall bei SPD Lind F.D.P.) 

Ich bin der Überzeugung, dass mit angemessenem Aufwand 

ein transparentes Verfahren in enger Abstimmung mit den 

Betroffenen vor Ort gefunden wird. 

Ich darf an dieser. Stelle noch etwas zur Großen Anfrage der 

CDU-Fraktio~ im Hinblick auf die Belastung von. Lehrerinnen 

und Lehrern durch Gewalt an Schulen anfügen. Auch diese 

Frage kann in das Qualitätsmanag-ement einbezogen wer­

den. Letzten Endes wird auch diese Frage nur durch die kon­

krete Selbstformulierung dieser Aufgabenstellung für die 

einzelne Schule und ihre unterschiedlichen Voraussetzungen, 

mit diesem Problem konfrontiert zu werden, lösbar sein. 

Diese Frage muss also so gelöSt werden. Dazu gehören die 

Fragen: Wie geht man mit Gewalt um? Wie verhindert man 

Gewalt? Wie gestalten wir Werteerziehung an unserer Schu· 

le? Die Angebote an Lehrkräfte urid Schulen im Hinblick auf 

die Präventionsarbeit sind von der Landesregierung seit 1994 

kontinuierlich verstärkt worden. Dies betrifft sowotil Gewalt­

prävention als unterrichtliche ~ls auch schulbezogene Aufga­

be und Gewalt als therapeutische Aufgabe, die auch eine be­

sonders intensive Zusammenarbeit mit außerschulischen Be­

ratungsstellen erfordert. 

Ziel der weiteren Arbeit ist die BündeJung verschiedener Prä­

ventionsansätze, sowohl gegen Drogen, gegen Gewalt und 

Kriminalität als auch gegen Extremismus, für die in den bei­

den Haushaltsjahren 2000 bzw. 2001 mehr als 5 Millionen DM 

zur Verfügung stehen. 

Die Schule muss sich immer wieder neuen Herausforderun­

gen stellen. Hierzu gehören neben der Globalisierung derzeit 

sicher auch Umbruchsituationen im Lebensumfeld von Kin­

dern und Jugendlichen, für deren Bewältigung sie Hilfen 

brauchen. Die meisten Lehrkräfte sind auch bestrebt, auf Be­

dürfnisse von Kindern und Jugendlichen einzugehen, auch 

wenn ihnen dies von Schülerinnen und Schülern und biswei- . 

Jen leider auch von Eitern nicht immer leicht gemacht wird. 

Die Landesregierung erkennt ausdrücklich das riesige Enga-

. gement, die großen Verdienste; die L~hrerinnen und Lehrer 

in diesem Zusammenhang haben; an. 

Herr Lelle, Sie brauchen gar nicht in diese Richtung zu nicken, 

sondern ich will gern das aufgreifen, was Sie vorhin gesagt 

haben. Ich muss feststellen, dass ich es als ausgesprochen un­

fair ansehe, dass Sie die bösartige Unterstellung, sowohl der 

Ministerpräsident als auch meine Kollegin Frau Götte würden 

• 

• 
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von .,den faulen Lehrern" sprechen und damit einen gesam­

ten Berufsstand disqualifiz(eren, hier wieder aufgegriffen ha­

ben. 

(Lelle, CDU: Habe ich so etwas gesagt,· 

. Herr Minister?­

Staatsministerin Dr. Götte: Haben 

Sie behauptet!) 

Sie wissen selbst, dass dies nicht wahr sein kann. Herr Lelle, 

um überhaupt keine Missverständnisse aufkommen zu las­

sen, will ich es aus meiner Sicht formulieren. Ich weiß, dass es 

fleißige und faule Minister gibt. Ich weiß, dass es fleißige und 

faule Hochschullehrer gibt. Ich vermute allerdings nur, dass es 

fleißige und faule Abgeordnete gibt. Ich muss dem Rechnung 

tragen, 

(Zuruf von der CDU) 

dass es eine große Wahrscheinlichkeit gibt, dass diese Auftei­

lung auch bei Lehrerinnen und Lehrern vorhanden ist und 

nur dies einen verantwortungsvollen Umgang mit dieser Ver_. 

antwortung ermöglicht. 

- Das mag sein. 

(Dr. Altherr, CDU: Ich verwahre 

mich gegen diese Aussage!­

Weitere Zurufe von der CDU) 

Selbst der offenste Minister hat Geheimnisse, die er tief in sei­

ner Brust verbergen wird, da er abhängig Beschäftigter ist. 

.Ich habe die Schulen gebeten, mit allen an den Schulen Betei­

ligten einen Diskurs darüber zu beginnen, was notwendig ist, 

damit alle Schülerinnen und Schüler die Möglichkeit erhal­

ten, ihre Fähigkeiten zu entfalten, frei und ungehemmt zu 

lernen, ihre Kräfte zu erproben und ihre Menschenrechte 

wahrnehmen zu können. Die bisher vorliegenden Rückmel­

dungen aus den Schulen zeigen, dass sich viele schon auf den 

Weg gemacht haben und diese Aktion als Unterstützung ih­

rer eigenen Bemühungen begrüßen. 

So greifen Ziele der Qualitätsoffensive, nämlich das Lernen 

zu fördern, und Präventionsmaßnahmen gegen Gewalt, Dro­

gen und Extremismus-eng ineinander. 

Ich komme zu dem letzten Punkt. Meine Überzeugung ist es, 
im Rahmen des Qualitätsmanagements ist es auch notwen­

dig, dass man sich über den erreichten Leistungsstandard von 

Schülerinnen und Schülern im Bereich kognitiver Kompeten­

zen Gewissheit verschafft. Dies gilt für die einzelne Klasse, für 

die einzelne Schule, aber auch fürdas gesamte Land. Dazu 

sind nach meiner Auffassung landesweite, nationale und in-

_ternationale Tests sinnvolle und hilfreiche Instrumente. Ich 

. freue mich, dass dieses offensichtlich von dem gesamten Ple­

num inzwischen so gesehen wird. 

Am 31. Mai haben, wie bekannt, alle 8. Schulklassen mit Aus­

nahme der Sonderschulen den so genannten MARKUS-Test in 

Mathematik gemacht. Ich will in diesem Zusammenhang 

noch einmal auf den Antrag der CDU-Fraktion Zur-Auswer­

tung der Ergebnisse eingehen. Herr Lelle, mich wundert, dass 

Sietrotz der vielfachen öffentlichen Äußerungen meinerseits 

immer noch nicht über Rückmeldungen und Informationen 

wissen, wer was erfährt. Diese Erhebung umfasst viel mehr 

als einen reinen Mathematiktest. Von Anfang an war klar, 

dass für eine faire Beurteilung-der in den Schulen erzielten 

Testergebnisse eine zusätzliche Erhebung der Kontext- und 

Prozessvariablen vorzusehen· ist. Diese Form der Koppelung 

von Testergebnissen im Fach Mathematik mit konkreten Fra-

, gen zum Schulumfeld der -einzelnen Schule und ähnlicher 

Dinge ist einmalig und bringt natürlich Konsequenzen für die 

Auswertung mit sich. 

Es ist klar, es wird einen Gesamtbericht. für das Land geben, 

der auch Aussagen zu den Ergebnissen der einzelne-n Schular­

ten bzw. BildungsgäQge machen wird. Aber viel wichtiger 

uhd sinnvoller ist es, dass der einzelne Lehrer und die einzel­

ne Lehrerin Rückmeldungen über die Ergebnisse der einzel­

nen Klassen erhält. Jede einzelne Klasse wird ihr Ergebnis er­

halten, weil sie nur so tatsächlich erfährt, was in ihrem Unter­

richt gut und was nicht so gut war. Dann kann man Konse- · 

quenzen ziehen, sowohl im eigenen Unterricht als auch zu­

sammen mit den Fachkollegen in der gemeinsamen Planung 

für die einzelne Schule; denn es muss eine konzertierte Ak­

tion werden. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Das war und ist Sinn und Zweck dieser Untersuchung, Dafür 

wird es im Herbst, wenn die Ergebnisse den Klassen und Schu­

len zurückgemeldet werden, direkte Unterstützung und Mo­
deratoren in den Schulen und durch regionale Veranstaltun­
gen geben. 

Ich weiß nicht, ob Ihnen bewusst ist, dass diese Landesregie­

rung selbst ein Risiko ganz in dem Sinne eingegangen ist, wie 

es hier formuliert worden ist. Wir wisse·n nicht, wie das Ergeb­

nis sein-wird. Wir wissen vor allen Dingen durch den Zusam· 

menhang mit deri Kontextuntersuchungen nicht, ob mögli­

cherweise tatsächlich belegt wird, dass Rahmenbedingurigen, 

die die Landesregierung im Qualitätsmanagement verant­

worten muss, auch zu verantworten sind. Das kann einen 

ganz entscheidenden Beitrag dazu leisten, dass individuelle 

Unterschiede zum Tragen kommen. Dies muss in der Konse­
quenz gesehen werden. Man muss den Mut haben, einen sol­

chen Schritt zu gehen. 

Der Antrag der CDU-Fraktion ist daher unnötig und überflüs­

sig, weil er in seiner Begründung einerseits Unte·rstellungen 

enthält, die jeglicher Grundlage entbehren und darin ande­

rerseits zum wied~rholten Male lediglich zum Ausdru{:k kom­

men soll, dass unterschwellig die· Leistungsfähigkeit der Inte­

grierten Gesamtschule infrage gestellt wird. Lassen wir es auf 
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uns zukommen. Im Übrigen hat die Landesregierung im Rah­

men der Antwort auf die Kleine Anfrage von- Herrn 

Dr. Enders im Marz alles Nötige dazu gesagt. 

Lassen Sie mich an diese,r Stelle noch etwas zu dem Alterna­

tivantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sagen. Im 

Grundsatz ist manches von dem, was Sie fordern, im Antrag 

der Koalitionsfraktionen enthalten, mehr Selbstständigkeit 

für die einzelne Schule; interne und externe Evaluation und 

ähnliche Dinge mehr. Ich meine nur, Sie gehen in einigen we­

sentlichen Punkten den falschen Weg. Durch die Einrichtung 

von neuen Gremien, wie einem von Ihnen geforderten Schul­

forum, oder durch das von oben verordnete Erstellen eines 

Schulprogramms werden wir keine Qualitätsverbesserung er­

zielen. Man kann nicht auf der einen Seite mehr Selbststän­

digkeit für die Schulen fordern, gleichzeitig auf der anderen 

Seite wollen, dass der Schulalltag in Einzelheiten stärker ver­

_regelt wird, wie es hier der Fall ist und wie es in Ihrem Schul- . 

gesetzantragzum Ausdruck kommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier muss ein anderer Weg gegangen werden. Deshalb freue 

ich mich über den Antrag der Koalitionsfraktionen und be­

grüße ih.n ausdrücklich, weil dieser Antrag tatsächlich geeig­

net ist, die Bemühungen der Landesregierung, die Stärkung 

der Qualität unserer jetzt schon guten rheinland-pfälzischen 

Schulen nachhaltig zu unterstützen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich begrüße zunächst weitere Gäste im rheinland-pfälzischen 

Landtag, und zwar Mitglieder des Bauernvereins Kruft. Herz­

lich willkommen. 

(Beifall im Hause) 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn AbgeordnetenGeis das 

Wort. 

Abg. Geis, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich will etwas ZUIT] 

Bereich der leistungsorientierten Komponenten in der Leh­

rerbesoldung sagen. Es gibt einige erfreuliche Aspekte der 

Diskussion, die wir nicht, nur weil es so üblich ist, wieder zer­

reden sollten. Vernünftig ist das Thema in Verbindung mit 

der Diskussion um die Qualität von Bildung und Schule. Das 

ist auch schon gesagt worden. Ein zentraler Teil dieser Diskus­

sion ist die Rolle. der. Lehrerinnen und Lehrer, ihre Ausbil­

dung, ihre Arbeitszeiten, ihr Engagement und daraus resul­

tierend auch ihre Bezahlung. 

Wir alle wollen Qualitatsmanagement, Qualitätssicherung, 

Qualitätsoffensive. ·Le_istungsmessung, Bewertung, Gratifika-

tion' sind dabei wichtige Bestandteile, die nicht nur für Schü­

lerinnen und Schüler gelten sollen. Besonders erfreulich gera-

. de in der bÜdungspolitischen Debatte ist, dass der heutige 

Antrag im Endeffekt von allen Parteien gemeinsam getragen 

worden ist. Damit ist ausge_drückt, dass wir uns im Ziel eihig 

sind und sich auch keine Gruppierung anmaßt, den richtigen 

Weg bereits zu wissen. 

Das Thema .,Leistungsorientierte Bezahlung" wird, nicht nur 

für den Schulbereich, vielerorts nicht nur in den gewohnten 

Konstellationen diskutiert. Gerade engagierte Lehrerinnen · 

und Lehrer- ich habe in letzter Zeit mit vielen gesprochen­

·fürchten Anpassungsdruck ünd denken, es könnte durch Ein-

schmeicheln vielleicht ein falscher Eindruck entstehen. Auf 

der anderen Seite sagt eine Frau aus dem Elternbeirat, es 

müsse Tests wie in den USA in diesem Bereich geben. Lange 

Diskussionen wird es auch zu der Grundsatzfrage geben, wer 

vorschlägt und wer im Endeffekt entscheidet .. 

Alles in allem ist das sicher keine leichte Aufgabe. Deshalb 

begrüßen wir auch ausdrücklich die vorsichtige, aber den­

noch konkrete Annäherung des Ministeriums ~m das Thema. 

'Niemand spricht auch von leistungsgerechter Bezahlung- das 

festzustellen und umzusetzen, wäre ~och viel schwieriger-, 

sondern von leistungsorientierten Komponenten. Die kon­

kreten Vorschläge- darüber waren wir uns auch im Ausschuss 

einig -sind ein erster Schritt. Es wird für die Zukunft ein Sys­

tem von Anreizen aufgebaut werden müssen. Das wird aber 

ein Prozess sein, bei dem viele einbezogen sind, gerade weil 

es bisher keine Vorbilder dafür gibt und weil wir bundesweit 

in gewisser Weise eine Vorreiterrolle mit diesen Plänen ha­

ben. 

Das heißt, nach diesem ersten praktischen Schritt, der ver­

nünftig ist, muss die Gesamtthematik weiter diskutiert wer­

den. Dabei sollten durchaus auch die Lehrerkollegien, Schüler 

und Elternvertretungen mit einbezogen werden: Die wieder­

um von uns allen gewollte Stärkung der Schulautonomie 

. könnte durchaus auch hier konkrete Auswirkungen haben. 

Wenn Schulleiterinnen und Schulleiter- das ist eben gesagt 

worden·- die Entscheidungsbefugnis haben, Prämien zu ver­

teilen, haben sie eine hohe Verantwortung. Zum einen geht 

das in die Richtung Selbstbestimmung und SelbstVerantwor­

tung der Schule, die seit langem diskutiert wird, zum anderen 

wird sich zeigen müssen, wie praktikabel dieser Weg ist, da­

mit die anderen Mitwirkungs- und Mitbestimmungsmöglich­

keiten einbezogen werden können und müssen. 

Wie die Verantwortlichen diesen ersten S.chritt auch schon 

tun, sollte ihrer Kreativität und Fantasie überlassen bleiben. 

Es gibt sicher auch sehr.·unterschiedliche Formen von demo­

kratischer Schulkultur, die hier wirksam werden können und 

auch werden. Leistungsprämien zu vergeben, ist ein Einstieg, 

schwierig genug in der Abwägung, aber sicher noch leichter 

zu begründen, als Entscheidungen über Zulagen zu treffen, 

die Leistungen dann über einen längeren Zeitraum, auch für 

die Zukunft zu erwartende, beurteilen müssen. 

• 

• 
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Vernünftig istsicher die Prämierung als Geld Ieistung. Anrech­

nungsstunden zu gewähren, würde bedeuten, diejenigen aus 

der Unterrichtsverpflichtung zu nehmen, von ·denen auch in 

diesem Bereich große Leistungen im Vergleidi zu anderen zu 

erwarten sind. Die schwierige Aufgabe festzustellen, wer ei­

ne Prämie verdient hat, kann letztlich den Schulleitungen 

nicht abgenommen werden. Deshalb kann und sollte es auch 

-·der Herr Minister hat es gesagt- keinen festen Kriterienka­

talog geben. Es ~enügt sicher, Beispiele zu formulieren und 

damit Anregungen zu geben. 

Schule ist so vielfältig und muss es auch sein, dass sehr unter­

schiedliche Leistungen prämiert werden können .. Es können 

meines Erachtens eher umgekehrt· aus Prämierungen Anre­

gungen für andere Schulen entstehen, die eventuell in diese 

Richtung noch nicht gedacht haben. Nachdenken muss man 

darüber, wie angestellte Lehrkräfte berücksichtigt werden 

können. Junge Lehrerinnen und Lehrer- oft besonders enga­

giert- könnten diesen Anreiz natürlich auch besonders gut 

brauchen. Hier sollte versucht werden, Regelungen zu fin­

den, diesen Perseinenkreis auch in die Prämierung einbezie­

hen zu können. 

Ein Überdenken von Konventionen ist nötig. Lehrerinnen 

und Leh~er haben eine verantwortungsvolle und schwere 

Aufgabe, deren Bedeutung gerade in Zeiten einer rasanten 

gesellschaftlichen, vor allem auch technologischen Entwick­

lung und einem gleichzeitigen Rückzug vieler Eltern aus der 

Verantwortung für die Erziehung nicht hoch genug einge­

schätzt werden kann. Sie leisten in der Regel mehr- zeitlich 

und qualitativ -, als von ihnen verlangt wird. Es ist von den 

Vorrednern schon gesagt worden. Ich· kann das gern noch 

einmal unterstreichen. Dafür können und sollten wir ihnen 

alle· unseren Dank sagen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber wir müssen auch den Mut zu einer Diskussion haben, die 

Qualität nicht nur nach der Zahl der wöchentlich erteilten rei­

nen Unterrichtsstunden bemisst. Professor Klaus Klemm sagt 

lapidar: Die Lehrerarbeit ist ungerecht verteilt. Es kann nicht 

sein, dass Dienst nach Vorschrift belohnt und Engagement 

quasi bestraft wird. Alle pädagogischen Tätigkeiten müssen 

berücksichtigt werden, Unterschiedliche Vor- und Nachberei­

tungszeiten, aber auch. Beratungszeiten, Öffentlichkeitsar­

beit für die Schule, Betreuung von Arbeitsgemeinschaften 

oder zum Beispiel der Hornepage für das Internet.- . 

Die Bereitschaft zu einer ergebnisoffenen Diskussion ist auf 

allen Seiten nötig. Mit Verlaub, alles andere wäre auch. lang­

weilig. Der Status und die Besoldung von Lehrerinnen und 

Lehrern ist ein zentraler Bestandteil - auch das ist schon ge­

sagt worden·_ von Qualitätsmanagement, von guter Schule, 

um es allgemein verständlich auszudrücken. Viele gute Ideen 

sind gefragt. Viele sollten sich in Zukunft._an dieser relativ 

· neuen Diskussion für den Schulbereich beteiligen. Ein erster 

vernünftiger Schritt ist getan. 

Ich will noch ein paar Sätze zum Thema "Gewalt an der Schu­

le" sagen. Die Sensibilität für diesen Themenbereich ist ge­

wachsen, zum Teil auch die Problematik, aber nicht überall. 

Vor kurzem hatte ich eine Veranstaltung mit über 100 Lehre­

rinnen und Lehrern, Schülern, Elternvertretern. Dabei waren 

sieben verschiedene schulpolitische Themen zur Diskussion 

. angeboten. Über ein Viertel der Anwesenden hat sich für ei­

ne Arbeitsgruppe entschieden, in der ein Lehrer und ein Poli­

zist ein handlungsorientiertes Angebot zum Thema "Gewalt­

prävention" gemacht haben. Das heißt, es gibt eine hohe Be­

reitschaft zum Engagement, und es gibt viele Beispiele guter 

Zusammenarbeit verschiedener Partner. 

Auch dieser Bereich passt besonders gut zu unserem großen 

Thema "Qualität der Bildung" und speziell "Qualität jeder 

einzelnen Schule". Mit Gewaltprävention kann und m~ss 

man sich generell, nicht nur für den Bereich der Schule, befas­

sen. Da gibt es inzwischen viel Sachkompet~mz und viele gute 

Angebote. Aber wenn es konkret wird, ist die Schule vor Ort 

gefragt. Je besser die demokratischen Strukturen in einer 

Schule im Zusammenspiel von Schulleitung, Kollegium, El­

terri,'Schülerinnen und Schülern, Trägern sind, umso besser 

werden die MögliChkeiten sein, sich gegen Gewalt zu weh- · 

ren. 

(Glocke des Präsidenten) 

Da~ ist beileibe nicht eine Sache, die nur Lehrerinnen und 

Lehrer angeht. Da haben wir alle unsere Verantwortung. Ei­

ne Lösung wird es auch nur im Zusammenspiel vieler Partne­

rinnen und Partner geben. 

Zum Schluss: Wir sollten aas Thema "Gewalt" weder ver­

harmlosen noch dramatisieren. Wir sollten die vielen guten 

Ansätze der Prävention unterstützen - insgesamt und jeder 
einzelne von uns-, wo wir vor Ort Gelegenheit dazu haben. 

Danke schön. 

(Beifall der SPD und des . 

Abg. Kuhn, F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Ernst 

das Wort. 

Abg. Ernst, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Er­

lauben Sie mir einige Anmerkungen zu unserer Großen An­

frage "Lehrerbelastung durch Gewalt an Schulen". Wenn 

man sich umschaut, könnte es auch heißen: Keine Rednerbe­

lastung durch allzu großes Plenum.-
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Meine Damen und Herren, das Gewaltproblem an rheinland­

pfälzischen Schulen verschärft sich. Ich de_nke, das ist unbe­

stritten. 

(ltzek, SPD: Das war eben 

etwas ganz Schlaues!) 

Mit großer Verwunderung haben wir deshalb die Antwort 

der Landesregierung auf unsere Frage gelesen.~ Ich zitiere: 

.. Der Landesregierung liegen weder eindeutige statistische 

Daten noch empirisch und soziologisch ·gesicherte Erkenntnis­

se über eine Zunahme von Gewalt an Schulen vor." 

·(staatsminister Prof. Dr. Zöllner: 

Das ist richtig!) 

M_eine Damen und Herren, da reicht meistens schon ein Blick 

auf den Schulhof in der Pause. 

Verwundert sind wir auch über die Antwort auf die nächste 

Frage, welche Projekte und ·Maßnahmen _seit dem Erstellen 

des Konzepts- zur Prävention von Gewalt und Extremismus an 

Schulen gelaufen bzw. umgesetzt wurden. Eine Abstimmung 

oder gar ein Konzept der Landesregierung wird auch hier lei­

der nicht deutlich. 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Schmidt, Hilfen für 

die schuleigene Konzeptentwicklung werden vorgeschlagen. 

Herr Minister, aber bisher gibt es zum Beispiel keine zusätz­

lich genehmigten Entlastungsstunden für Beratungslehrer. 

Meine Damen und Herren, die Schülerzahl je Kraft im Schul­

psychologischen Dienst reicht von 7 590 in Cochem bis 25 409 

inNeuwied. 

(Lelle, CDU: Wie lange ist 

dort die Wartezeit?) 

Sogar die kleinste Zahl ist aus meiner Sicht und aus Sicht mei­

ner Fraktion noch zu groß. Wenn nun noch - wie· geplant -

kleiner,e Beratungsstellen zu Beratungszentren zusammen­

gelegt werden ~ bei gleichbleibender Personalversorgung 

wohlgemerkt-, ist die Beratung erst recht unbefriedigend. 

· (Beifall bei der CDU) 

· Aus den Antworten zur Aus- und Fortbildung entnehme ich 

lediglich, dass im Studium in Ansätzen eine Vorbereitung 

von Lehrerinnen und Lehrern auf die Auseinandersetzung 

mit Gewalt ·in der Schule erfolgt, das heißt, eine praxisnahe 

und gezielte Begleitung gibt es nicht. 

Modellprojekte und Fortbildungsmaßnahmen können immer 

nur von einigen wenigen Interessierten wahrgenommen wer­

den, und bezogen auf die Anzahl der Lehrer sind das mehr 

_ oder weniger Alibiveranstaltungen. Die Angebote werden 

zudem~ ich glaube, auch da sind wir einer Meinung- nur vo.n 

den Lehrern wahrgenommen; die sich sowieso schon offen 

und offensiv mit dem Thema .,Gewalt" auseinander setzen. 

Von den tatsächlich hilfsbedürftigen Lehrern dürften sich die 

wenigsten von sich aus dazu entschließen, eine entSprechen­

de Fortbildung zu besuchen. 

Weiter fällt in den Antworten der Landesregierung auf, dass 

vieles- in Anführungszeichen- angedacht, erstmals durchge­

führt bzw. erst auf Nachfrage angeboten wurde oder ledig­

lich als flankierende Maßnahme möglich ist. Eine Systematik 

oder ein zielgerichtetes Vorgehen im Hinblick auf flächen­

deckende oder wirkungsvolle Begleitung der Lehrerschaft ist 

leider nicht erkennbar. Was es gibt, sind lediglich spezielle 

Unterthemen, die in einem Seminarangebot zwar. auftau­

chen, das allerdings- das habe ich eben schon einmal in ande­

rem Zusammenhang erwähnt- ebenfalls für einen sehr· be­

grenzten Teilnehmerkreis angeboten wird. 

Die CDU-Fraktion fordert deshalb, Fortbildungen zu Gewalt­

prävention, Konfliktlösungsstrategien und Deeskalationstrai­

ning - Herr Minister, jetzt kommt es erst- flächendeckend in 

den Schulen- dies kann unserer Meinung nach auch schulin­

tern erfolgen - für und mit dem gesamten Lehrerpersonal 

durchzuführen. 

Was hier passiert, ist auch von Vorteil, weil es nämlich gerade 

bei den schulinternen Fortbildungen auch die Besonderhei­

ten der einzelnen Schule zu berücksichtigeng ilt. 

Meine Damen und Herren, außerd~m -·dies ist meine feste 

Überzeugung - ist es möglich, festzustellen - dies ist in der 

Antwort leider nicht herausgekommen-, wie viel-Unterrichts­

ausfall auf krankheitsbedingtes Fehlen von Lehrkräften zu­

rückzuführen ist. Man gewinnt den Eindruck - ich sage dies 

bewusst -, dass die Landesregierung vielleicht neues Daten­

materialgar nicht veröffentlichen will. 

'Meine Damen und Herren, das, was aus den Veröffentlichun­

gen hervorgeht, klingt trotzdem besorgniserregend; denn 

erstens zeigt die' Anzahl der Frühpensionierungen wegen 

Dienstunfähigkeit bei Lehrern, dass kaum noch ein Lehrer in 

Rheinland-Pfalz mit Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze 

aus dem Dienst ausscheidet. Zweitens, 60 % aller Lehrer des 

_ Landes scheiden vor Vollendung des 60. Lebensjahres aus 

dem Schuldienst aus. Fast ein Fünftel aller Lehrer des Landes 

sind noch keine 55 Jahre alt, wenn sie die Schule verlassen. ·Da 

einer krankheitsbedingten Frühpensionierung meist auch ei­

ne Krankheitsgeschichte und entsprechende Fehlzeiten vor­

ausgehen, ist - an diesem Phänomen nachvollziehbar- eine 

nicht unerhebliche Ursache für den hohen Unterrichtsausfall · 

an unseren Schulen zu suchen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Als häufig ausschlaggebend für eine vorzeitige Ruhestands­

versetzung im Schulbereich wird eine besondere Anfälligkeit 

bei Lehrkräften für psychiatrische, neurologische und psycho­

somatische Erkrankungen angesehen. Wenn hier di~ Fürsor­

gepflicht angesprochen wird - Herr Präsident, damit komme 

ich zum Schluss-, dann muss auch die Landesregierung, kon-

• 

• 
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kret Sie, Herr Minister, und lh.r Ministerium, dieser Fürsorge­

pflicht nachkommen. Ich denke, auch das isf unstrittig. 

Wenn dann noch Bewegung als probates Mittel gegen ange­

staute Aggressionen anerkann~ ist, dann stellt sich natürlich 

· auch die Frage näch dem nicht erteilten Sportunterricht in 

den letzten Jahren. 

Abschließend möchte ich nochmals unsere Forderung ver­

deutlichen: Wir werden sicherlich nicht oder hoffentlich nicht 

weit bei dieser Forderung auseinander liegen, dass nämlich 

erstens im Studium, zweitens in d~r Referendarzeit und vor 

allen Dingen in der langen Zeit, in der Lehrerinnen und Leh­

rer im Schulalltag aktiv sind, 

(Glocke des Präsidenten) 

der gesamte Themen~ereich der Gewalt intensiver behandelt 

werden muss. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Kuhn 

das Wort. 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Liege Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte. noch einige 

Worte zur Antwort des Ministeriums auf die Große Anfrage 

der CDU-Frakti~n sagen. 

Zunächst einmal herzlichen Dank für diese Anfrage und für 

die in der Tat sehr aufschlussreiche Antwort des Ministeriums 

für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung . 

Es ist eine interessante Frage, die gestellt wurde. Es ist in der 

Tat so, dass wir uns parteiübergreifend oder fraktionsüber­

greifend in diesem Hause damit auseinander setzen sollten. 

Es ist auch kein Stoff; um sich bildungspolitisch fundamental 

auseinander zu setzen. Es ist wirklich so, dass wir in einer Zeit 

des beschleunigten gesellschaftlichen Wandels leben. Werte­

veränderungen und Wertewandelsind neue Herausforderun­

gen für die Schule und natürlich auch für die Lehrer. 

Auf neue Fragen brauchen wir auch neue Antworten: Ist die 

Schule in der Tat ein Reparaturbetrieb? Wie gehen wir mit 

neuen Lebenswirklichkei~en und geänderten Familienstruk­

turen um? 

Eine zunehmende Zahl· von Problemkindern und auch eine 

höhere Gewaltbereitschaft erschweren die Unterrichtssitua­

tion. Wir brauchen ein abgestuftes Handlungs- und Reak­

tionspotenzial, das die Schulen, aber auch alle Bereiche der 

Gesellschaft betrifft. Man sollte besonders herausstreichen 

- dies wird auch· aus dieser Antwort deutlich -, die Probleme 

fangen häufig nicht erst in der Schule an, da die Ursachen frü­

. her angelegt sind. Ich bin der f~sten Meinung, dass die Ge-· 

walt an Schulen angestiegen ist. Aber es wird auch in der Öf­

fentlichkeit mehr über Gewalt nicht nur an den Schulen dis-. 

kutiert. 

He.rr Kollege, manchmal ist es schwierig. Da verengt sich un­

ser Blick. Ich habe an meine Schulzeit gedacht. Wir haben uns 

·auch gebalgt. Da ist relativ wenig passiert. Da ist keine Stati­

stik geführt worden. 

(Lelle, CDU: Aber ohne Messer!) 

Das ist wohl einigen aus dem Blickfeld geraten. Es ist sehr 

schwierig, so etwas statistisch zu erfassen, weil wir über einen 

länger gesicherten Zeitraum Material brauchen. Man muss 

ein bisschen aufpassen. Vielleicht schauen wir auch jetzt in 

vielen Fällen etwas ge.nauer hin, was nicht unbedingt schäd­

lich ist. 

Die Gewalt ist in der Tat sehr vielfältig. Es istauch interessant, 

dass Gewalt geschlechtsspezifisch untersc;hiedlich ausgeübt 

wird. Es ist klar, dass die Jungen die direkten Formen und die 

Mädchen mehr die indirekten Formen der Gewalt ausüben. 

Herr Minister, es ist auch sehr bedauerlich, dass im Umfeld 

der Schulen die Zahl der Straftaten gestiegen ist. Die Reak­

tion darauf: Wir brauchen mehr Gewaltprävention an den 

Schulen, Präventionsarbeit im Unterri_cht. A.uch in den Lehr­

plänen muss die Präventionsarbeit einen größeren Stellen­

wert bekommen. ln der Tat ist es ~uch so, dass wir mehr Ko­

operation von Schulen mit anderen Institutionen brauchen. 

Das Thema .,Sport" ist angesprochen worden. Selbstverständ­
lich brauchen wir auch Kooperationen mit dem Sportbund 

und anderen Institutionen. 

Es gehört dazu, dass wir den schulpsychologischen Dienst 

stärken, dass wir den Wert dieser Arbeit anerkennen und 

dass uns auch bewusst wird, dass eine wichtige Arbeit gelei~ 

stetwird. 

Die Gewaltprävention ist letztlich eine gesamtgesellschaftli­

che Aufgabe, die wir nicht auf die Schule beschränken dür­

fen. Das von Herrn Kollegen Ernst angesprochene Hang­

Burn-Out-Problem ist schwer feststell bar,. aber plausibel. Es 

ist wahrscheinlich, dass psychiatrisch-neurologische Erkran­

kungen in diesem Zusammenhang gesehen werden müssen. 

Jetzt komme ich auf die Frühpensionierung zu sprechen. Es 

gibt eine Reihe von Abgeordneten, die das beobachten kön­

nen. 
(Glocke des Präsidenten) 

Ich bin der Meinung, wir sollten uns davor hüten, die Lehrer, 

die eine harte Arbeit leisten, in die falsche Ecke zu stellen. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 
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Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile HerrnAbgeordneten Dahm das Wort. 

Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zu 

dem angesprochenen Thema .,Gewalt an Schulen" sowie zu 

der Großen Anfrage und deren Beantwortung ein paar Sätze 

sagen. 

Es ist tatsächlich beeindruckend, wie viele qualitativ gute 

Mä.ßnahmen aufgezählt worden sind. Das habe ich mit Inte­

resse wahrgenommen. Bei jeder Maßnahme habe ich mich 

gefragt, ob es keine Möglichkeit gibt, Erfolgsmessungen 

bzw. Evaluationen quantitativer Art durchzuführen. 

ln Rheinland-Pfalzgibt es mehr als 1 800 Schulen. Wenn eine 

Maßnahmen an drei Schulen, eine weitere Maßnahme an 

acht Schulen und wieder eine weitere Maßnahme an 15 Schu­

len wie. beschrieben durchgeführt worden ist, ergibt das 

letztlich noch kein Bild darüber, ob das Phänomen in Gänze 

an den Schulen angegangen wird oder ob es sich lediglich um 

Einzelfälle handelt. Das kann ich dieser Beantwortung nicht 

- entnehmen. Daher wünsche ich mir, dass darauf ein Augen­

. merk gerichtet wird und viellei~ht noch die ein oder andere 

·Unte-rsuchung durchgeführt wird, ob es quantitative Erfolgs-

messungen bezüglich dieses Problems gibt; denn das ist an 

rheinland-pfälzischen Schulen offensichtlich der Fall. Das wis­

sen wir aus vielen Gesprächen. Das wissen Sie genauso wie 

wir. Aus diesem Grund muss an diesem Thema weiter gear­

beitet werden. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auf drei Punkte, 

die in der bisherigen Debatte eine Rolle gespielt haben, in 

Kürze eingehen. 

(Vizepräsident Schul er übernimmt 

den Vorsitz) 

Herr Professor Dr. Zöllner, mit dem Evaluationsbericht, den 

Sie zugesagt haben, sind wir einverstanden. Sie haben zuge­

sagt, däss das Feedback an die einzelnen Lehrkräfte gegeben 

wird. Sie sollten sich überlegen, ob es ausreichend ist, ledig­

lich die Lehrkräfte über die Ergebnisse der Begleitforschung 

des Mathe-Tests zu informieren. 

(Beifall des Abg. Lelle, CDU) 

Die Eitern sowie die Schülerinnen und Schüler haben ein 

Recht darauf, darüber informiert zu werden. 

(Lelle, CDU: Sehr gut! 

Genauso ist es!) 

Wenn Sie das machen, müssen Sie automatisch zu einer Ver­

öffentlichungsstrategie kommen. Dann sind die Ergebnisse 

öffentlich, und dann sind die Ergebnisse der Schulen unter~ 

einander vergleichbar. Dann realisiert sich Ihre Befürchtung, 

dass das Thema Vergleichbarkeit- Rankings- auf dem Tisch 

liegt. 

Ich weiß nicht, weshalb Sie solche großen Ängste gegenüber 

dieser öffentlichen Vergleichbarkeit entwickeln. Heutzutage 

wird alles miteinander verglichen: Die Hochschulen werden 

verglichen, die Banken werden verglichen usw. Weshalb sol­

len sich nicht die Schulen vergleichen? 

Im Übrigen weise ich darauf hin, dass das keine neue Idee ist,' 

die wir heute, für Herrn Kuhn überraschend, geäußert haben, 

sondern seit ein oder zwei Jahren offensiv vertreten wird. 

Herr Professor Dr. Zöllner, Ihre Behauptung, dem Antrag der .• 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sei zu entnehmen, dass 

der Vorschlag, Schulprogramme Lind Schulforen zu bilden, 

von oben aufgesetzt sei, kann ich nicht nachvollziehen. Wir 

sagen, dass den Schulen die Möglichkeit eröffnet werden soll, 

Schulforen und Schulprogramme zu erstellen. Das ist doch 

nicht von oben aufgesetzt, sondern die Handlungen können 

von den Schulen selber, wenn Sie es für richtig erachten, vor­

genommen werden, entweder ein Schulforum oder ein Schul­

programm zu erstellen . 

Alle modernen Schulgesetze, die in den letzten Jahren in den 

Bundesländern erstellt oder verabschiedet worden sind, ent­

halten diese Elemente. Nur in Rheinland-Pfalz drückt man 

sich etwas vor diesem Thema. Das kann ich nicht nachvollzie­

hen; denn sowohl das Schulgesetz als auch das Schulsystem 

müssen in Rheinland-Pfalzmodernisiert werden. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine letzten Auführungen beziehen sich auf die leistungs­

orientierte Besoldung. Ich weise darauf hin und betone, dass 

· in dem Antrag steht, dass die Landesregierung a~fgefordert 
wird, ein Konzept vorzulegen. Diesem Antrag kann icli und 

kann die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zustimmen. 

Das heißt aber nicht automatisch, dass wir all~n Eckpunkten, 

die entwickelt werden, im Einzelnen zustimmen werden. Ich 

erinnere daran, die vorhin von Ihnen vorgestellten Eckpunkte 

waren eklatant andere Eckpunkte als die, die Sie im A_us-­

schuss vorgestellt haben. Deshalb bitte ich Sie, das Konzept· 

schriftlich zu fassen und dem Ausschuss vorzulegen, damit 

über die Einzelpunkte debattiert und im Landtag eine Ent­

scheidung getroffen werden kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

• 
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Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 

~icht vor. Damit sind wir am Ende der bildungspolitischen De­

batte. 

Wir kommen zur unmittelbaren Abstimmung über den An­

trag der Fraktionen der SPD und der F.D.P. - Drucksache 

13/.5041 -, da die Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung die unveränderte 

Annahme empfiehlt. Wer dem Antrag Z!.!Stimmen möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen! - Die ßegenprobe! - Ent­

haltungen? - Damit ist der Antrag der Fraktionen der SPD 

und F.D.P. mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die 

Stimmen..der CDU, bei Stimmenthaltung des BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Alternativantrag der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 13/5898 -. · 

Wer ·dem Alternativantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei­

chen!- Die Gegenprobe!- Enthaltungen?- Damit ist der An­

trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stimmen 

der SPD und der F.D.P. sowie einigen Stimmen der CDU ge­

gen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei einigen 

Stimmenthaltungen der CDU abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Fraktio­

nen der SPD, CDU und F.D.P.- Drucksache 13/5509 -,da die 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für. Bildung,_ Wissen­

schaft und Weiterbildung die unveränderte Annahme emp­
fiehlt. Wer dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen!- Das ist einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zum Antrag der Fraktion der CDU - Drucksache 

13/5370 -.Wird eine Ausschussüberweisung beantragt?-- Das 

ist nicht der Fall. 

Wir kommen dann zur unmittelbaren Abstimmung über den 

Antrag der Fraktion der CDU - Drucksache 13/5370 -. Wer 

dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand­

zeichen! - Die Gegenprobe! - Damit ist der Antrag der Frak­

tion der CDU mit den Stimmen der SPD und de'r F.D.P. gegen 

die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab­

gelehnt. 

Die Große Anfrage der Fraktion der CDU und die Antwort der 

Landesregierung sind mit der Besprechung erledigt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nun Punkt 8 der Tages­

ordnung auf: 

Keine ~eitere Lockerung des Landeschlussgesetzes­

Schutz des Sonntags als a~beitsfreier Tag 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90[DIE GRÜNEN 

-Entschließung-

-Drucksache 13/5351 -

dazu: 

Beschlussempfehlung des Sozial­

politischen Ausschusses 

- Drucksache 13/5633-

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich der Ab­

geordneten Frau Bill das Wort. 

Abg,.~rau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Selten hat-es bei einem Thema so 

viele Fehlinformationen und durch einseitige Interessenpoli­

tik bestimmte Meinungsmache gegeben wie bei der Diskus­

sion um den Ladenschluss. Immer neue Attacken auch von 

Mitgliedern dieser Landesregierung zur weiteren Verlänge­

rung der Öffnungszeiten machen eine Erörterung deshalb 

bedauerlicherweise immer wieder notwendig. Entsprechen­

de Anträge dazu li~gen auch im Bundesrat vor. 

Da die Landesregierung bisher immer noch mit gespalt~·ner 
Zunge auftritt- eher Hü von der SPD und ein entschiedenes 

Hott von der F.D.P., von mir aus auch umgekehrt, da bin ich 

leidenschaftslos -, ist eine eindeutige Standortbestimmung 

im Landtag notwendig .. 

Worum geht es in der Debatte zur Aufweichung des Laden­

schlusses? Der Bevölkerung soll weisgemacht 1!1/erden, ohne 

die grenzenlosen Öffnungszeiten würde sie in unserer Kon­

sumgesellschaft Entscheidendes verpassen. Wer ·und was 

steckt dahinter? Großkaufhäuser, Kettenläden und Super­

märkte auf der bedauerlicherweise gar ni.cht so grünen Wie­

se. Sie werden im Wettbewerb bevorteilt, während die Belan­
ge der Beschäftigten im Einzelhandel un_d die Chancen der 

kleinen Einzelhandelsunternehmen dagegen mit Füßen ge­

treten werden . 

Wenn es weitere Ä11derungen am Ladenschluss gäbe, würde 

sich ein Verdrängungsprozess, der mit der Verlängerung der 

Öffnungszeiten auf 20.00 Uhr bereits stattgefunden hat, dra­

m;:~tisch fortsetzen, da die vom' lfo-lnstitut vorhergesagte 

Gleichung .. Mehr Öffnungszeiten gleich 50 000 Arbeitsplätze 

mehr und 2 bis 3 % Umsatzsteigerung" überhaupt nicht ein­

getreten ist. Das Gegenteil istder Fall. Wie Sie alle wissen, ist 

es für die Verbraucherinnen völlig unübersichtlich geworden, 

wann Läden öffnen und schließen. Außer den wenigen Profi­

teuren in den Citylagen großer Städte oder der Supermärkte 

draußen beteiligt sich der größte Teil des Einzelhandels in 

Stadt und Land ohnehin überhaupt nicht am Abe~dverkauf. · 

Auch die anderen Fakten sehen ganz anders aus, als das zum 

Beispiel die F.D.P. ausmalt, wie der Bericht der Bundesregie­

rung über. die Erfahrungen mit dem 1996 geänderten Laden­

schluss beweist. ln dem Bericht der Bundesregierung heißt es 

nämlich, 74 % der Verbraucherinnen wollen keine Verlänge­

rung der Öffnungszeiten, und nur 16% plädieren für Laden-
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öffnungszeh:en nach 20.00 Uhr. Mehr Öffnungszeit heißt 

mehr Kosten, die sich die wenigsten Einzelhandelsbetriebe 

leisten können. 

(Creutzmann, F.D.P.: Die müssen 

doch nicht öffnen!) . 

Sie bedeutet auch eine Reduzierung der regulären Beschäfti­

gungsverhältnisse und eine Verlagerung in nicht existenzsi­

chernde Arbeitsverhältnisse. Das besagt der Bericht der Bun­

desregierung. Sie bringt vor allem Frauen mit ihren Familien · 

in immer größere Schlll[ierigkeiten, ihren Alltag und das Le­

ben mit Kindern zu organisieren. Wir brauchen nur an die 

Öffnungszeiten der Kindertagesstätten und die c;~bendlich . 

ausgedürinten Fahrpläne des öffentlichen Personennahver­

kehrs zu denken. 

Meine Damen und Herren, zur Lebensqualität von 3 Millio­

nen im Einzelhandel tätigen Menschen gehört die gemein­

sam verbrachte Freizeit mit Familie und mit Lebenspartnern. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das·gilt für die Abende, und das gilt erst recht für die Sonn-

· tage, die immer we.iliger ,.geheiligt" werden, wie es so schön 

heißt. Deshalb auch die Forderung in unserem Antrag, nicht 

mehr als zwei verkaufsoffene Sonntage durch das Land ge­

nehmigen zu lassen. 

Meine Damen und Herren, summasummarum sprechen alle 

Fakten gegen die '{erlängerung der ·Öffnungszeiten. Nur 

ideologisch verbrämte durchsichtige Interessenpolitik be­

hauptet immer noch das Gegenteil. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Creutzmann, F.D.P.: So wie Sie!) 

Nicht nur die Gewerkschaften HBV und DAG sowie die 

Gossner-Mission und die katholische Arbeitnehmerbewe­

gung, sondern auch der Präsident des Einzelhandelsverban­
des von Rheinland-Pfalzhat seine Untersch.rift unter eine ge­

meinsame Resolution mit der Überschrift .,Ladenschluss er­

halten, Sozialkultur bewahren" gesetzt. Ich frage Herrn 

Bauckhage, der im Moment nicht anwesend ist, für wen er 

dann _überhaupt noch kämpft. Für den Mittelstand auf jeden 

Fall nicht. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung soll sich ein­

mal klar und eindeutig äußern. Das Sozialministerium will die 

20.00 Uhr-Grenze von Montag bis Freitag, die Öffnungszei­

ten am Samstag aber auf 18.00 Uhr verlängern. Minister 

Bauckhage plädiert dafür, den Ladenschluss von Montag bis 

Samstag freizugeben. 

Meine Damen und Herren, es ~äre gut, wenn Sie dieser Lan­

desregierung heute die bisher fehlende .eindeutige, klare 

Leitlinie in der Sache Ladenschluss geben würden. Treten Sie 

für die Interessen der Beschäftigten, für die kleinen Einzel­

handelsgeschäfte sowie für eine Kultur der gemeinsamen 

Mußezeiten ein. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich appelliere an Sie, fördern Sie 

nicht weiter; dass hemmungsloses Profitdenken immer mehr 

unsere freie Zeit bestimmt. 

(Zu rufdes Abg. Creutzmann, F.D.P.). 

Hier Ladenschluss, dort BörsenhandeL Es steckt der gleiche 

· Zeitgeist dahinter, dass jetzt sogar am Pfingstmontag und an 

Christi Himmelfahrt an den Börsen geschachert werden kann. 

Da fällt selbst mir ein Bild aus der Bibel ein: Wahrscheinlich 

wäre es Jesus, der in unserer Zeit diese Spekulanten und Ge­

schäftemacher als erstes aus dem Tempel jagen würde. Den­

ken Sie einmal darüber nach, und stimmen Sie unserem An­

trag ,.Hände weg vom Ladenschluss" zu. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich begrüße zunächst Gäste im rheinland-pfälzischen Land­

tag, und zwar ehrenamtlich Tätige in der Altenhilfe. Meine­

Damen und Herren, herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Für die SPD-Fraktion erteile ich der Abgeordneten Frau Elsner 
das Wort. 

Abg. Frau Elsner, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Um 
es gleich vorweg zu sagen: Frau Bill, das Börsengeschäft wird 

nicht allzu selir weiterlaufen, da die Geschäfte am Pfingst­

montag sehr gering waren. Ein Handel ist aber gesetzlich er~ 

laubt. 

.,Ohne Sonntag ist jeder Tag ein Werktag" lautet ein Aufkle­

be_r, der von kirchlichen Organisationen herausgegeben wur­

de. Dieser Slogan trifft den Nagel auf den Ko"pf. Deshalb 

kann ich auch nicht verstehen, wo Sie gespaltene Zungen und 

hü und hott zwischen den Koalitionsparteien sehen. 

(Beifall des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

Das war für uns immer die absolute Maxime. Da müssen Sie 

irgendetwas falsch gelesen haben. 

(Beifall der Abg. Schweitzei, SPD, 

und Creutzmann, F.D.P.) 

• 
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Als wir vor einem Jahr darüber gesprochen haben, war das 
auch -überparteilich einhellige Meinung. Im Prinzip verstehe 

ich Ihren erneuten Antrag auch nicht, da es derzeit über- . 

haupt keine Forderungen, Beschwerden oder sonst etwas 

gibt. 

Auch in Rheinland-Pfalz haberi wir im vergangenen Jahr- ich 

habe das zuvor erwähnt-

(Zuruf der ·Abg. Frau Bill, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

ausführlich über die Ladenöffnungszeiten - ich verstehe das 

akustisch nicht- debattiert. Wir waren uns in diesem Hause 

alle einig, dass eine Flexibilisierung der Ladenöffnungszeiten, 

die 1996 im Konsens mit den Gewerkschaften erfolgt ist, gut 

. und notwendig war. 

Eine besondere Brisanz kam in das Thema dürch die kontro­

verse Diskussion und durch die erteilten Erlaubnisse auf, die 

in verschiedenen ostdeutschen Städten zustande kamen. Das 

waren die Städte Halle, Dessau und Leipzig. Dort hat man be­

kanntlich versucht, mit Brunnenfesten und Ähnlichem den 

Sonntag grundsätzlich verk~ufsoffen zu gestalten. Nachdem 

die Volksmassen am Sonntag in den Läden waren, ist man si­

cherlich auch dort dahintergekommen, dass die ganze Woche 

über nicht mehr soviel eingekauft wurd~. Dort ist man auch 

noch hingegangen und hat alle Waren als fremdenverkehrs­

und tourismusrelevant deklariert. Das halten wir nach wie 

vor für gesetzeswidrig. Nach meinem Eindruck wird das von 

den Regierungschefs in den betroffenen Ländern inzwischen 

auch so gesehen. 

Mit Zustim·mung der Gewerkschaften wurden 1996 die La-· 
denschlusszeiten von werktags 18.30 Uhr auf 20.00 Uhr und 

samstagsvon 14.00 Uhr auf 16.00 Uhr ausgedehnt. Das hat 

den Verbraucherinnen und Verbrauchern auch Vorteile ge­

bracht, zumal sich durch die Verschiebung eine Entzerrung 

ergeben hat, wodurch auch für berufstätige Familienmitglie­

der- ich nenne insbesondere die Mütter- der Stress beim Ein­

kaufen nach ihrem Arbeitstag deutlich nachgelassen hat .. 

Allerdings lässt sich die Debatte nicht nur auf den Handel be­

schränken. Auch die Behörden waren davon betroffen. Seit 

diesem Zeitpunkt gibt es auch einen bürgerfreundlichen lan­

gen Donnerstag in den Ämtern. Diesen halte ich für sehr 
wichtig. 

Ebenso wichtig ist es, dass die Verbraucherinnen und Ver­

braucher überschaubare Öffnungszeiten haben. Es ist nicht 

sinnvoll, dass Läden arn Samstag bis 16.00 Uhr, an jedem er­

sten Samstag im Mo'nat bis 18~00 Uhr und, um die Verwirrung 

kdmplett zu machen, in Kur- und Heilbädern vor einem ver­

kaufsoffenen Sonntag, der viermal pro Jahr stattfinden darf, 

·um 14.00 Uhr schließen müssen. 

Wir brauchen eine einheitliche Regelung; denn nichts ist so 

schlecht für das Geschäft wie eine Verunsicherung der Kun-. 

den. Dies liegt allerdings ganz klar im Verantwortungsbe­

reich des Einzelhandels, der sich zum Beispiel zu Werbege­

meinschaften zusammenschließt und sich nicht darauf eini­

gen kann, ob mittags geöffnet werden soll. Das kann ich aus 

eigener Erfahrung aus meinem Bereich sagen. Dies muss drin­

gend intern geregelt werden. 

Anzumerken ist auch, dass von den verantwortlichen Einzel­

handelsbetrieben die Forderung nach einer Erweiterung der 

Ladenöffnungszeiten zurzeit nicht mehr erhoben wird. 

Die Kolleginnen und Kollegen von BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN 

müssen sich die Fra'ge gefallen lassen, warum dieses Thema 

jetzt aktualisiert wird, wenn es aerzeit von keiner Seite ir­

gendeine Forderung gibt. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­

Zuruf der Abg. Frau Grützmacher, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Festzuhalten bleibt nach wie vor: Wir wollen nicht di!;! Sonn­

und Feiertage verkaufsoffen gestalten. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Das ist auch nicht von der überwiegenden Mehrheit der Ver­

braucher und Verbraucherinnen gewünscht. in Rheinland­

Pfalzgibt es hierzu Ausnahmeregelungen für Kur- und Heil­

bäder, die sich bewährt haben. 

{Glocke des Präsidenten) 

-Herr Präsident, ich komme zum Schluss. Hier müsste das Wa­

renangebot erweitert werden. Wichtig ist, dass sich der Han­
del einig ist und die Menschen wissen, zu welcher Zeit sie wel­

che -Dienstleistungen in Anspruch nehmen können. Wir müs­

sen _als Politikerinnen und Politiker mit den Betroffenen und 

dem .Einzelhandel Gespräche führen. Alles andere sind Pa­

piertiger, die zu nichts nützen. 

. Danke schön. 

(Beifall der SPD) 

Viz.epräsident Schuler: 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 

Schöneberg das Wort. 

Abg. Schöneberg, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Frau Bill, vor Ihnen steht ein Ausbeuter und ein Kapitalist, wie 

· Sie es genannt haben. Wenn Sie das jedoch zu meinen Mitar­

beiterinnen und Mitarbeitern sagen würden, würden sie Ih­

nen die Augen auskratzen. 

(Beifall der CDU) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt zwischen­

zeitlich eine Fülle von Ausnahmetatbeständen, die es erlau­

ben, die festgelegten Öffnungszeiten zu umgehen_. Diese -

Möglichkeiten führen zu einer Verzerrung des Wettbewerbs 

und treffen insbesondere die kleinen und mittleren Betriebe, 

die oft nur auf ihre eigene Arbeitskraft als Setreiber und auf 

die Familienmitglieder ausweichen können, um in punkto 

Personal mit den Großen nur annähernd mithalten zu kön­

nen. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an die Aktionen eines 

großen Kaufhausbetreibers in den neuen Bundesländern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es kann auch nicht 

sein, dass in Bahnhöfen und Flughäfen sowie in Touristik­

standorten die Ladenschlusszeiten flexibel gestaltet werden 

können und die in der Umgebung liegenden Geschäfte ihre 

Pforten schließen müssen. 

Meine Damen u~d Herren, eines steht fest. Selbst wenn die 

Läden rund um die Uhr geöffnet wären, würde keine müde 

Mark mehr umgesetzt. Es geschehen allenfalls nur Verlage­

rungen. Um dies zu verhindern, brauchen wir die Flexibilität 

und die Kreativität insbesondere der noch vorhandenen mit­

telständischen Handelseinrichtungen. Wir brauchen den Dia­

log zwischen den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern so­

wie der Arbeitgeber, di"e besser den Markt kennen und ein-· 

vernehmlich nach Lösungen suchen, damit sie dem immer 

stärker werdenden Wettbewerbsdruck standhalten können. 

i(h bin der Auffassung, dass es mit der Freigabe der Öff­

nungszeiten an Werkta'gen leichter zu einvernehmlichen und 

einheitlichen Lösungen kommen kann, die insbesondere 

auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorteilhaft 

sind. Einheitliche Öffnungszeiten bezogen auf die unter­

schiedlichen Regionen unseres. Landes zu erreichen; sollte 

oberste Priorität haben. 

·Wir erleben, dass Geschäfte in Frankreich, Luxemburg und 

Belgien ihre Öffnungszeiten frei gestalten können und somit 

verstärkt in das Handelsgescheh_en besonders im Grenzbe­

reich eingreifen, was verstärkt zu Umsatzeinbußen unserer 

Handelseinrichtungen führt. Diese Betriebe müssen die Chan­

ce erhalt~n, sich dagegen zu wehren. Sie sollen in die Lage 

versetzt werden, ohne dass sie gegen geltendes Recht versto­

ßen, sich dem Markt und den damit verbundenen Herausfor­

derungen zu stellen. Die Aufforderung aus dem dort ansässi-

. gen Einzelhandel, in dieser Region nachzukommen, wurde 

mir von meinem Kollegen Michael Billen mehrfach bestätigt. 

Er lebtnämlich in dieser Region. 

Ich weiß, von was· ich rede, schließlich bin ich seit 1967 _im 

'Handel tätig. Wir, meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

einbezoge_n, haben - das sage ich bewusst - nach einigen 

:restphasen die Ladenöffnungszeiten von Montag bis Freitag 

von morgens 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr und an Sams!agen von 

9.00 Uhr bis 1~.00 Uhr einvernehmlich festgelegt. 

Meine Kolleginnen und Koll~gen, ich freue mich, dass frak­

tionsübergreifend die Auffassung herrscht, an Sonn- und Fei­

ertagen keine weitere Lockerung des Ladenschlussgesetzes 

zuzulassen. ln der "Süddeutschen Zeitung'~ vom 7. Juni- das 

ist noch nicht lange her- war unter. der Überschrift zu lesen 

-Herr Präsident, ich zitiere-: "Ladenschluss bewegt die Deut­

schen-am meisten. Das Ladenschlussgesetz hat die Bürger in 

Deutschland 1999 mehr bewegt als der Kosovo-Krieg, nimmt 

man die Zahl der Petitionen an den Bundestag als Maßstab. 

469 850 Unterschriften trug eine von der evangelischen Kir­

che initiierte Eingabe zur Sonntagsruhe. Etwa 160 000 Peti­

tionen wurden im Kosovo-Krieg gezählt." 

Der Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN entspricht nicht 

den Bedürfnissen-der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber un<;:l 

wird daher von der CDU-Fraktion abgelehnt. Er entspricht. 

auch nicht den Anforderungen des Marktes. Er verhindert 

neue Entwicklungen und schränkt die Freiheit und die Chan­

cengleichheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer so­

wie der Arbeitgeber in erheblichem Maße ein. 

Geben wir dem Handel die Gelegenheit, sich auf die Bedürf­

nisse seiner Kundinnen und Kunden einzustellen. Ich bin 

überzeugt, dass er in der Lage ist, fü.r alle Beteiligten eine 

vernünftige und den Bedürfnissen des Marktes entsprechen­

de Lösung herbeizuführen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Kollegen Heinz das 

Wort. 

Abg. Heinz, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Frau Bill, ich antworte· Ihnen auf Ihre vorhin gestellte Frage: 

Sagen Sie doch endlich einmal, was Sie wollen. -Wir wollen 

alle- das haben Sie schon den Redebeiträgen der Kolleginnen 

und der Kollegen entnehmen können - eine flexible Gestal­
tung und weg von dem staatlichen Dirigismus. Dann können 

Sie nämlich einkaufen gehen, wann Sie wollen. Shi! können 

auch daheim bleiben . 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir lehnen den An­

trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab, und zwar aus 

folgenden Gründen. Gerade wir, die politisch Verantwortli­

chen in Rheinland-Pfalz und damit im Herzen Europas, müs­

sen erkennen, dass eine Novellierung des bestehenden La­

denschlussgesetzes zur Sicherung und zur Verbesserung des 

. Dienstleistungsstandorts Rheinland-Pfalz dringend geboten 

- ist. 

• 

• 
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Zum einen treffen wir in den angrenzenden westlichen Nach­

barländern Frankreich, Belgien und Luxemburg flexiblere La­

denöffnungszeiten an als bei uns, wodurch Kunden und da­

mit auch Kaufkraft aus den rheinland-pfälzischen Grenzrec 

gionen in beachtlichem Maß abgezogen werden: Das muss in 

Zukunft vermieden werden. 

(Beifall der F.D.P.) 

Zum Zweiten ziehen im Osten wie im Rhein-Main~Fiughafen 

in Frankfurt angesiedelte Ge~chäfte, die nicht vom Laden­

schlussgesetz beJroffen sind, wesentliche Kaufkraft aus dem 

Mainzer Raum ab. Darüber hinaus stellen Internet und Tele­

shopping eine Konkurrenz zum klassischen Einzelhandel dar, 

auf die wir auch reagieren müssen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Nicht zu vergessen sirid in diesem Zusammenhang beispiels­

weise auch die Tankstellen, meine Damen und Herren, die ihr 

Sortiment täglich erweitern und rund um 'die Uhr geöffnet 

haben. Wenn Sie tanken und einkaufen wollen und stehen 

um 22.00 Uhr an der Tankstelle, die geschlossen ist, dann ha­

beri Sie kein Verständnis mehr. Nein, sie müssen 24 Stunden 

geöffnet sein, damit einige wenige ihre Einkau-fsbedürfnisse 

dort decken können. 

Meine Damen und Herren, wir stehen beim Ladenschluss vor 

durchgreifenden Veränderungen. Dankenswerterweise hat· 

auch der Hauptverband des DeutSchen Einzelhandels im letz­

ten Herbst seine zuvor ablehnende Haltung korrigiert und 

sich für eine völlige Freigabe der Öffnungszeiten an Werkta­

gen ausgesprochen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Generell bedeutet eine Lockerung des bestehenden Laden~ 

Schlussgesetzes nicht, dass die Geschäfte damit nun 24 Stun· 

den rund um die Uhr geöffnet sein müssen. 

(Creutzmann, F.D.P.: So ist es!) 

Sie können frei di~ponieren und sich auf die Vielfalt der Kun­

denwünsche einstellen. 

ln diesem Zusammenhang vertrete ich als Freier Demokrat 

ohnedies die Auffassung, dass alle staatlichen Eingriffe die 

Beweislast tragen, ob sie zur Lösung eines Problems im Aus­

nahmefall besser geeignet sind als der gesellschaftliche Koor­

dinationsmechanismus Markt. Meine Damen und Herren, es 

ist in einer freien Gesellschaft imme"r problematisch, wenn 

der Staat versucht, seine mündigen Bürger vor sich selbst zu 

schützen. Genau das, verehrte Frau Bill, wollen Sie und Ihre 

Fraktion am allerwenigsten; denn dagegen intervenieren Sie 

ständig. Wenn wir die Sache großzügig handhaben, sind Sie 

wieder am Opponieren. 

Was die Frage der Öffnungszeiten an Sonntagen anbelangt, 

so spricht sich die F.D.P.-Fraktion eindeutung für den Schutz 

des Sonntags als arbeitsfreien Tag aus. Ohne Sonntage gäbe 

es nur noch Werktage. Eine Gesellschaft, die den Schutz der 

Sonntagsruhe aufgibt, bringt sich ,um ein hohes Gut von kul­

turellem und religiösem Wert. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Aus diesem Grund schützt auch das Grundgesetz der Bundes­

republik Deutschland den Sonntag - nachzulesen in Arti­

kel 140 des Grundgesetzes- speziell als Tag der Arbeitsruhe 

und der seelischen Erhebung. Daransoll nach Auffassung der 

F.D.P.cLandtagsiraktion auch ·in Zukunft nicht gerüttelt wer­

den. Wir hoffen, das ist eine klare Antwort, die Sie von uns 

bekommen, die Sie dringend herausgefordert haben. 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Leider keine überzeugende!} 

Meine Damen urid Herren, damit können wir alle bestens Je­

ben und sind dem Wettbewerb gegenüber leistungs-fähig. _ 

Ich bedanke mii:h. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Vizepräsident Sch uler: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Gerster das Wort. 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es geht weder um 

äen Endsieg des Kapita_Jismus noch um die Modernisierungs­

fähigkeit des Modells Deutschland. Wir sollten das Thema et­
was tiefer hängen. Es ist wichtig, aber es ist nicht so wichtig, 

dass es über die Zukunft des Standorts entscheidet. Ich den­

ke, es ist auch gut, wenn wir feststellen, dass es doch in eini­

gen wesentlichen Fragen eine hohe Gemeinsamkeit gibt. Die­

se hohe Gemeinsamkeit gilt vor' allen Dingen für den Schutz 

des Sonntags: 

· Erinnern wir uns: Genau an dieser Stelle ist in Ostdeutschland 

versucht worden, einen totalen Durchbruch durch ·ganz 

merkwürdige Konstruktionen zu erzielen. Es ist ZI,Jm Beispiel 

auf-dem .,Alex" in Berlin ein Brunnen entdeckt worden und 

die Tradition eines Brunnenfestes gebildet wo'rden. Schon 

·gab es dort einen verkaufsoffenen Sonntag aus Anlass des 

Brunnenfestes. So etwas wollen wir nicht. Deswegen gehen 

wi~ auch in Rheinland-Pfalzmit den Möglichkeiten der Sonn­

tagsöffnung sehr behutsam, sehr zurückhaltend um. Das hat 

sich bewährt. Es gibt keinen Grund, von der Praxis abzuwei­

chen, die ab dem ersten freien Sonntag, der in der Regel ge-
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nehmigt wird, weitere freie Sonntage unter einen Rechtferti­

gungszwang setzt bis zu den vier möglichen, die nur im extre­

men Ausnahmefall überhaupt genehmigungsfähig sind. 

Darüber hinaus gibt es wissenschaftliche Untersuchungen, 

die deutlich machen, dass das, was heute an Ladenöffnung 

schon möglich ist, nur sehr wenig und auch nicht flächen­

deckend in den Innenstädten der Großstädte genutzt wird. 

Die verlängerten Öffnungszeiten seit 1996 sind sehr unter~ 

schiedlich angenommen worden. Als dafür zuständiger Res­

sortminister kann ich keinen Grund erkennen, in der Woche, 

also von Montag bis Freitag, über die möglichen Öffnungs­

zeiten bis 20.00 Uhr hinaus eine generelle Regelung zur wei­

teren Liberalisierung zu treffen. Ich denke, dass es stärkere 

Argumente geben muss als das Prinzip der Deregulierung, 

das ins Feld geführt wird. 

Auch hier gibt es eine Schnittmenge von gemeinsamen Auf­

fassungen, die nach meiner Überzeugung zu einer konkreten 

Aktion führen kann und auch führen sollte, das ist nämlich 

die Regelung des Samstags. Wir haben samstags mit der 

Grenze 16.00 Uhr eine strenge Regelung, die der Lebenswirk­

lichkeit nicht gerecht wird. Wenn Siesamstags um 15.45 Uhr 

in die Mainzer Innenstadt gehen, dann werden Sie dort sehr 

viele Menschen antreffen, die durchaus noch ein bisschen, 

bummeln wollen, die einkaufen wollen, die das als Familien­

tag machen und die die Grenze 16.00 Uhr oder sogar 

14.00 Uhr- wenn nämlich am nächsten Tag einer der weni­

gen verkaufsoffenen Sonntage ist- mit Recht nicht akzeptie~ 

ren. 

Ich meine, dass wir an dieser Stelle nachbessern sollten. Sams­

tags sollte eine Öffnung bis .18.00 Uhr generell möglich sein. 
Da ist sich auch die Landesregierung mit weiten Teilen des 

Parlaments einig. Ansonsten gibt es keinen Grund für die völ­

lige Freigabe. Die Schutzbedürfnisse der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer haben ein hohes Gewicht. Sie werden na­

türlich auch durch andere Gesetze geschützt. Beim Laden- -

schlussgesetz gibt es wenig Grund, flächendeckend etwas zu 

ändern. 

Am Samstag sehe ich eineh solchen Grund. Ich wäre froh, 

wenn wir uns in den nächsten Wochen und Monaten nicht 

gegenseitig durch weitergehende Forderungen blockierten, 

sondern ganz punktuell etwas verändern. Das werden wir 

ausloten, und wir werden Ihnen auch berichten, wie erfolg-

. reich wir auf der Bundesebene sinq. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Ich schließe damit die Aussprache zu Punkt 8 der 

Tagesordnung. 

Wir kommen unmittelbar zur Abstimmung über den Ent­

schließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Drucksache 13/5351 -.Wer diesem Antrag zustimmen möch-. 

te, den bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! -

Damit ist der Antrag mit den Stimmen der SPD, der CDU und 

der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 9 der Tagesord­

nung auf: 

Konzept für Altersteilzeit ab 50 für Beamte im Wechsel­

schichtdienst im Bereich der Polizei entwickeln 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Entschließung-

Drucksache 13/5353-

dazu: 

Beschlussempfehlung des Innenausschusses 

- Drucksache 13/5576-

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Roland 

Lang, das Wort .. 

Abg. Lang, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Durch Beschluss 

des Landtags im Zusammenhang mit den Beratungen zum 

Doppelhaushalt 2000/2001 am 21. Januar ist der ursprünglic~ 

als Entschließung·santrag zum Landeshaushaltsgesetz einge­

brachte Antrag als selbstständiger Entschli~ßungsantrag an 

den Innenausschuss überwiesen worden. Der Innenausschuss 

hat diesen Antrag in seiner 35. Sitzung am 23. März 2000 be­
raten und empfiehlt dem hohen Haus, den Antrag abzuleh­

nen. 

Vizepräsident Schuler: 

Herzlichen Dank, Herr Abgeordneter. Lang. 

Zur Begründung des Antrags erteile ich der Kollegin Frau 

Grützmacher das Wort. 

Die Fraktionen haben eine Redezeit von fünf Minuten verein­

bart . 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Wie Herr Lang schon sagte, 

stammt unser Antrag zur Altersteilzeit für Polizistinnen im 

Wechselschichtsdienst aus den Haushaltsberatungen. Wir for­

dern in diesem Antrag, dass die Landesregierung ein Konzept 

entwickeln soll, das es den Polizeibeamtinnen im Wechsel­

schichtdienst -.um diese gehtes-nicht erst ab 55 Jahren, son~ 

dern schon.ab 50 Jahren ermöglichen soll, in die Altersteilzeit 

• 
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zu gehen. Meihe Damen und Herren, dahinter stecken für 

uns zwei Überlegungen, die ich für sehr wichtig und logisch 

halte. 

Polizeibeamte und -beamtinnen gehen sowieso schon regu­

lär mit 60 Jahren in Pension und nicht erst mit 65 wie alle an-

. deren Beamtinnen. Allerdings ist für Polizistinnen die Mög­

lichkeit, in Altersteilzeit zu gehen, auch erst ab 55 geg~ben, 

wie dies auch für alle anderen Beamten der Fall ist, die mit 

65 in den Ruhestand gehen. Es besteht also nur eine sehr kur­

ze Spanne, die man in Anspruch nehmen kann. 

(Frau Kohnle-Gros; CDU: Sogar erst ab 57!) 

Wenn man bedenkt, wie dies in der Antwort auf die Kleine 
Anfrage des Kollegen Bruch zu lesen war, dass Polizistinnen · 

durchschnittlich mit 57 Jahren in Pension gehen und dies das 
durchschnittliche Pensionierungsalter von allen Polizistinneri, 

also nicht nur von den Wechselschichtdienstlern, dar'stellt,­

dann kann man sich vorstellen, dass dieses Altersteilzeitmo­

dell, das momentan bei der Polizei existiert, gerade für die 

körperlich besonders belasteten Beamtinnen im Wechsel­

schichtdienst fast überhaupt nichts bringt. 

Dies wird auch noch deutlicher, wenn man sich den Beamten­

versorgungsbericht 1998 ansieht. Danach liegt das Durch­

schnittsalter im Polizei- und Justizvollzug bei Eintritt in den 

Ruhestand bei 56 Jahren, und die Versetzung in den Ruhe­

stand wegen Dienstunfähigkeit nimmt dabei 43,2 %, also et­

was mehr als 40 % der gesamten Ruhestandsversetzungen, . . ' 

ein. Meine Damen und Herren, in diesem Punkt wird meiner 
Meinung nach ganz deutlich, dass die Polizistinnen im Wech­

selschichtdienst nur noch sehr marginal an der Altersteilzeit 

überhaupt partizipieren können. 

Der zwei~e Grund, weshalb wir diesen Antrag gestellt haben, 

ist die Art der Belastung, der diese Menschen im Wechsel­
schichtdienst ausgesetzt sind. Wir wissen alle, dass auch für 

ältere Lehrerinnen das Unterrichten von Kleinkindern .eine 

· zunehmende Belastung ist. 

(Staatsminister Zuber: Warum werden 
die wohl mit 60 pensioniert?) 

Aber es ist auch wissenschaftlich nachgewiesen, dass der 

Schichtdienst krank macht, und ich denke, das sollte man an 

dieser Stelle sehr deutlich sagen. Früher oder später macht 

Schichtdienst krank. Die Menschen werden dann eben auch, 

um es einmai'"etwas technisch auszudrücken,.zu einer Belas­
tung für den Larideshaushalt. Sie sind krank und müssen da­

her früher ausscheiden. 

Herr Z1,1ber; wir sind der Meinung, dass es gerade Ihre Fürsor­

gepflicht für die besonders belastete Gruppe der Polizeibe­

amtinnen gebietet, solchen Überle~ungen zur Verlagerung 

des Eintrittsalters in die Altersteilzeit näherzutreten. Herr 

Zuber, darum muss ich auch Ihre Argumentation während , 

der Ausschussberatungen, dass Ältersteilzeit eine,sozialpoliti-

sehe Maßnahme sei, die den Arbeitsmarkt entlasten soll, und 

dass sie nicht den Zweck verfolge, den besonderen Belastun­

gen bestimmter Berufsgruppen Rechnung·zu tragen, ziemlich 

zynisch finden. Sie geht auch an der Realität vorbei·. 

(Staatsminister Zuber: Warum haben wir 

die Regelung ab dem 60. Lebensjahr?) 

-Ja, natürlich! Mit den 60 Jahren haben Sie anerkannt, dass 

es eine besondere Belastung ist. 

(Staatsminister.Zuber: Eben!.­

Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

Warum setzen Sie diese besondere Belastung dann nicht für 

die Altersteilzeit ein? Wenn Sie dies auf der einen Seite aner­

kennen, warum dann nicht auf der anderen Seite? 

Es ist doch in Wirklichkeitso-das wissen Sie genauso-gut wie 

ich-. Altersteilzeit wird natürlich besonders von ausgepower­

ten und überforderten Eieamtinnen in Anspruch genommen. 

(Staatsminisj:er Zuber: Ha, ha, ha!­

Zuruf des,Abg. Creutzmann, F.D.P:) 

-Ja, das weiß ich, Herr Creutzmann. Das haben Sie schon in 

den Ausschussberatungen so gesehen. Ich kenne andere Poli­

zeibeamte und -beamtinnen, die in dem Alter wirklich ausge­

powert sind, besonders im Wechselschichtdienst. 

Meine Damen und Herren, wir wissen natürlich auch, dass Al­

tersteilzeit ab 50 Jahren eine erhebliche finanzielle und orga­
nisatorische Belastung darstellt. Darum fordern wir auch zu­
nächst einmal ein Konzept, wie so etwas überhaupt möglich 

wäre. Es kann sicherlich auch nicht so sein, dass eine solche Er­
weiterung von heute auf morgen realisiert wird. Vielmehr 

müsste sie in kleinen Schritten erfolgen. Wir sehen dies auch 

hereits auf Bundesebene. Dort ist 'der Rahmen der .,norma­
len" Altersteilzeit momentan von 5 auf 6 Jahre ausgedehnt 

worden. 

Herr Zuber, aber dass Sie mit finanziellen und organisatori-

. sehen Begründungen jedes Nachdenken über neue Möglich­

keiten der Altersentlastung für die besonders belasteten 
Wechselschichtdienstler verweigern, passt unserer Meinung 

nach nicht in die voh Ihnen propagierte Fürsorgepflicht für 

die Polizei. 

Meine Damen und Herren, Schichtdienst - das ist unbestrit­

ten- stellt eine besondere gesund~eitliche Belastung dar. Da­
rum sollten für Menschen, die davon betroffen sind, auch be­

sondere erleichternde Maßnahmen ergriffen werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE.GRÜNEN) 
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Vizepräsident Sc:huler: 

Für die SPD-Fraktion erteile icn Herr~ Kollegen Lang das 

Wort. 

Abg. Lang, SPD: 

Herr Präsident, meine Kolleginnen und Kollegen! Im Zusam­

menhang mit den Haushaltsberatungen- das habe ich bereits 

ausgeführt- hat die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die­

sen Entschließungsantrag 'eingebracht. Ich habe mir dazu ei­

nige Fragen gestellt, zum Beispiel nach den Auswirkungen 

auf die Funktionsfähigkeit der Polizei bei der Bewältigung ih-. 

rer Aufgaben; nach den Auswirkungen auf die Personalstruk­

tur der Polizei, den aktiven Personalkörper uhter' dem Ge­

sichtspunkt der so genannten Lebensarbeitszeit, nach den 

Auswirkungen auf die Finanzierung, _aber auch nach den Aus­

wirkungen auf andere Aufgabenbereiche des Landes. Welche 

Signalwirkung ginge also von einer solchen Änderung für an­

dere Bereiche aus? 

Frau Grützmacher, ein Grundsatz bei der Einführung der Al­

tersteilzeit war auch, dass diese Regelung nur ohne Ein­

schränkung der Aufgabenerfüllung im jeweiligen Dienst an­

gewendet werden kann. Das bedeutet für den Bereich der 

Polizei, da.ss der Di~nst so effektiv aufrechterhalten bleiben 

muss, dass die polizeilichen Aufga~en auch weiterhin wahr­

genommen werden können. 

ln der öffentlichen Sitzung des Innenausschusses vom 

23. März hat Staatsminister Walter Zuber ausgeführt, dass ab 

1. Juli 2002 das 55. Lebensjahr die unterste Antragsalters­

grenze zum Eintritt in die Altersteilzeit darstellen wird. Seine, 

genannten Haushaltsgründe waren genauso überzeugend· 

wie die geschilderten personalwirtschaftlichen Gründe. Diese 

Informationen· waren für mich persönlich bei meiner Ent­

scheidung deshalb wichtig, weil ich doch um die Ieidenschaft- · 

liehe Fürsorge unseres Polizeiministers für jeden der Polizei­

beamtinnen und Polizeibeamten im Land weiß. 

(Böhr, CDU: Für jeden! 

Donnerwetter!) 

Eine Anhörung, wie von der Fraktiori.BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-_ 

NEN gefordert, war deswegen von der SPD-Fraktion abzuleh­

nen, weil sie keine neuen Erkenntnisse liefern kann. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, beachten Sie bitte einige 

Bestandteile der Rahmenbedingungen bei der Diskussion zu 

diesem Thema: 

1. Die Einführung der zweigeteilten Laufbahn verlängertdie 

Ausbild~ngszeit und verkürzt entsprechend die aktive beruf­

liche Arbeitszeit. 

2. Die Grenze zum Erreichen des Pensionsalters liegt, wie bei 

der Justiz un~ der Feuerwehr, auch bei der Polizei- nun sage 

ich - bei nur 60 Jahren. Damit ist der besonderen Belastung 

Rechnung getragen. ln allen anderen Bereichen kennen wir 

die Grenze von 65 Jahren. 

3. Eine Altersteilzeit kann ab 1. Juli 2002 mit 55 Jahren in An­

spruch genommen werden. 

4. Bundesgesetze und Landesgesetze müssten geändert wer­

den, obwohl man bisher kaum Erfahrungen sammeln konnte. 

·s. Das durchschnittliche Lebensalter bei der Versetzung in 

den Ruhestand bei der Polizei beträgt in Rheinland-Pfalz 

- dies haben Sie richtigerweise erwähnt- 57 Jahre, wie aus 

der Antwort auf die Kleine Anfrage des hochgeschätzten 

Kollegen PeterBruch hervorgeht. 

(Beifall bei der SPD-

Zurufe von der CDU: Oh!­

Bruch, SPD: Einer muss doch fragen!) 

6. Bei einer Abfrage bei der Polizei war erwartet worden, 

dass sich insbesondere die höheren Besoldungsgruppen für 

eine Altersteilzeit interessieren würden, weil dort Abschläge 

·leichter zu verkraften seien. Das war aber nicht der Fall. Nied­

.rigere Besoldungsgruppen wen;len wohl die Pensionsabschlä­

ge von 3,6% pro Jahr schwerer zu verdauen haben. 

7. Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte, die mindestens 

zwanzig Jahre lang strapazenreichen Wechselschichtdienst 

geleistet haben, ·werden so eingesetzt, dass sie diesen Strapa­

zen entzogen sind, soweit dies möglich ist. 

8. Eine Signalwirkung auf andere Berufsgruppen ist nicht aus­

zuschließen. Die jetzt vorgesehene Regelung der Altersteil­

zeit bietet bereits einen gleitenden Übergang aus dem Ar­

beitsleben in den Ruhestand. Natü~lich müssen damit Erfah­
rungen gesammelt werden. 

Frau Kollegin Grützmächer,die Aufgabenstellung, die Siege­

nannt haben, kann durchaus in ein paar Jahren neu erfolgen, 

wenn Erfahrungen vorliegen und die personellen sowie fi­

nanziellen Rahmenbedingungen sich geändert bzw. gebes­

sert haben. 

(Glocke des Präsidenten) 

Bis dahin- seien Sie nicht überrascht- wird die SPD-Fraktion 

Ihren Antrag ablehnen. 

(Beifall bei SPD und_F.D.P.­

Schweitzer, SPD: Und zwar ganz deutlich!) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die CDU-Fraktion erteile ich der Abgeordneten Frau 

Kohnle-Gros das Wort. 

• 

• 
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Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Sie erwarten si­

cher von mir jetzt keine Superlative in dieser frage. Ich möch­

te einige wenige Bem~~kungen machen. Dem Antrag der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN können wir·im ersten Ab­

schnitt unsere Zustimmung geben, weil er eine richtige Ana­

lyse für die wirklich schweren Arbeitsbedingungen der le­

bensälteren Beamtinnen und Beamten enthält. 

. Allerdings werden wir den Antrag insgesamt ablehnen. Na­

türlich müssen individuelle Lösungen, aber auch strukturelle 

Lösungen für die Belastungen der Wechselschichtdienstbe­

amtinnen und-beamtengefunden werden. Aber der Antrag 

der ·Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist keine Lösung da­

für. 

Alte'rsteilzeit ist eine sozialpolitische Maßnahme mit arbeits­

marktpolitischem Hintergrund. Das ist schon mehrfach ge­

sagt worden. Wir haberi dies in dem Gesetz zur Änderung 

dienstrechtlicher Vorschriften hier gemeinsam so verabschie­

det. Staatsminister Zuber hat Recht mit dem., was er an ver­

schiedenim Stellen ausgeführt hat, er muss es auch schließlich 

wissen. Er hat erstens kein Geld, um junge Leute einzustellen. 

Zweitens hat er kein Geld, um die Ausbildungsplätze auf dem 

Hahn, wo sich die Landespolizeischule befindet, zu erweitern. 

in Klammern sage ich als Drit1:ens dazu, er kann auf dem frei­

en Markt keine neuen Kräfte kaufen, um diejenigen, die mit 

SO in die Altersteilzeit gehen, zu ersetzen. 

Herr Creutzmann, an dieser Stelle schaue ich Sie an, weil ich 
Ihnen etwas sagen ·muss. Ihre Ausführungen zu diesem The­

menbereich sind in den letzten Monaten absolut interessant 

gewesen. Einmal haben Sie die gleiche Meinung wie die Frak­
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vertreten. Sie waren nämlich 

dafür, dass bei Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten die Al­

tersteilzeit mit 50 kommen soll. 

(Creutzmann, F.D.P.: Mit 50?) 

- Ja, das stand so in der .,Staatszeitung". Sie müssen schon le­

sen, was man über Sie schreibt. Dann haben Sie vermehrte 

Neueinsteilungen bei der Polizei verkündet, und zwar unmit­

telbar nacli den Haushaltsberaturigen, verehrter Herr Kolle­

ge, und die Altersteilzeit im Polizeibereich- man höre- als ei­

ne finanziell attra-ktive Teilzeitbeschäftigung bezeichnet. 

Neuerdings sind Sie allerdings zu der Erkenntnis gekommen, 

dass· die Beamten - dies sind vor allem Männer - von den ge­

kürzten Bezügen allein gar nicht leben könnten, sodass damit 
eine Entlastung des Arbeitsmarktes- Sie wissen selbst, was ich 

damit meine- auch nicht eintreten würd~. 

Ich bin jetzt einmal gespannt, was Sie uns heute Neu es zu be­

richten haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Schuler:_ 

Das Neue berichtet nun für die F.D.P.-Fraktion Herr Kollege 

Creutzmann. 

(Bische!, CDU: Jetzt wollen 

wir etwas hören!) 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es gibt nichts Neu­

es, sonde~n es gibt. i~mer das Gleiche. 'Frau Kohnle-Gros, ich 

weiß gar nicht, wie Sie zu Ihren Aussagen kommen. Die Koali­

tionsfraktionen haben intensiv die Altersteilzeit bei der Poli­

zei unterstützt, dies aber nicht mit 50 Jahren, Frau Kohnle­

Gros- ich möchte das gleich einmal ausführen-, sondern wie 

es jetzt ist, ab 55 Jahre. Das ist gar keine Frage. Beide Koali­

tionsfraktionen haben sich dafür eingesetzt und es.auch er­

reicht- das ist auch nichts Neues -, dass mehr Polizeibeamte 

eingestellt werden. Wo war .da etwas Falsches? Ich .kann . 

nichts erkennen. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN will von der Landesre­

gierung geprüft haben, ob und unter welchen Voraussetzun­

gen Altersteilzeit der Polizeibeamten ab 50 Jahren auf frei­

williger Basis möglich ist. Der Innenausschuss hat diesen An-

. trag in seiner 35. Sitzung am 23. März 2000 beraten und emp­

fiehlt, den Antrag abzulehnen. 

Frau Kollegin Grützmacher, ich sage jetzt einmal spaßig, frü­

her wollten die GRÜNEN die Bundeswehr, die Polizei und den 

Verfassungsschutz abschaffen, jetzt wollen sie die Beamtin­

nen und Beamten möglichst in Altersteilzeit schicken, ohne 

auch noch vorher über die Konsequenzen gründlich nachge­

dacht zu haben, frei nach dem Motto: 25 Jahre in Ausbil­

dung, ab 50 Jahren in Altersteilzeit. 

Aber im Ernst, Frau Kohnle-Gros, mit 50 Jahren wird nur je­

mand in Altersteilzeit gehen können, wenn er bei seinem 

Ausscheiden mit 55 Jahren über hoh~ private Einkünfte ver­

fügt oder anschließend nach seinem Ausscheiden sich einen 

neuen Beruf oder einen Job sucht. Je geringer die Berufsjahre 

eines Beamten sind, desto geringer ist seine Pension. 

Da die Einkünfte der Polizeibeamtinnen und -beamten nicht 

so hoch liegen, sodass sie keine üppige Pension erhalten, wer­

den sie auch in Zukunft darauf angewiesen sein, eine mög­

lichst lange Dienstzeit zu erreichen. Herr Kollege Lang hat 
vorhin von hohem Interesse an Altersteilzeit in den Besol­

dungsgruppen A 14 und·A 15 gesprochen. Das ist verständ­

lich. ln den Besoldungsgruppen A 14 und A 15 bekommt man 

beachtlich mehr an Pension als in den Besoldungsgruppen 

A 8 und A 9. Man muss einfach auch wissen, wie die Besol­

dungsstruktur bei den Polizeibeamtinnen und -beamten ist. 

Nach Aussage des Innenministers vor dem Innenausschuss ist 

bereits die heutige Altersteilzeitregelung, nach der Polizeibe-
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amtinnen und -beamte mit 55 alif freiwilliger Basis in Afters­

teilzeit gehen können, für den einen oder anderen Beamten 

finanziell mit derartigen Einbußen befrachtet, dass für einige 

Polizeibeamtinnen und-beamteaus finanziellen Gründen ei­

ne Teilnahme an der Altersteilzeit nicht ·möglich .sein wird. 

Dies ist der Grund, warum es sinnig ist. Altersteilzeit ab 

55 Jahren zu machen. Aber mit 50 Jahren ist dies völlig ausge­

schlossen. Wenn etwas anderes ·in dem Artikel steht, 

Frau Kohnle-Gros, dann ist es schlicht und einfach falsch. Es ist 

ein Druckfehler oder wie auch immer. ~as habe ich nie gefor­

dert, das würden wir auch nicht fordern. 

Kurzum, die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gaukelt mit 

ihrem Antrag der Öffentlichkeit und vor allem den Beamtin­

nen und Beamten der Polizei wieder einmal etwas vor. Die 

Polizeibeamtinnen und -beamten, als deren fürsorglicher Für­

sprecher Sie sich aufspielen, ohne ihnen jedoch zu sagen, dass 

die Forderung nach Altersteilzeit ab 50 Jahren unrealistisch 

ist und die finanziellen Nachteile sowohl für die Betroffenen 
als auch für das Land Rhein.land-Pfalz völlig untragbar wären 

- darüber hat noch niemand gesprochen -, merken erneut, 

wie unseriös die Politik des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist.· 

(Frau Thomas; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Können Sie sich nicht vorstellen, dass 

solche Wünsche von der Polizei an 

uns herangetragen werden, 

Herr Creutzmann?) 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN würde da­

zu führen, dass das Land mit zusätzlichen Kosten belastet 

würde, die für die Neueinstellung von Polizeibeamtinnen 

und-beamtenund fürderen Ausrüstung fehlten. Der Inneren 

Sicherheit wird mit dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN ein Bärendienst erwiesen. Deswegen lehnt die 

F.D.P.-Fraktion diesen Antrag mit aller Entschiedenheit ab, 

weil er erstens nur finanzielle Nachteile für die Polizeibeam­

tinnen und Polizeibeamten bringen würde und kontrapro-· 

duktiv für die Innere Sicherheit unseres Landes wäre. 

(Beifall bei F.D.~. und SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Als Gäste im Landtag darf ich Mitglieder des Ortskartells 

Mechtersheim sowie Mitglieder des Kreisfeuerwehrverban­

des Ahrweiler begrüßen. Seien Sie herzlich willkommen, mei­

ne sehr verehrten Damen und Herren! 

(Beifall im Hause) 

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Staatsminister Zu­

ber das Wort. 

(Bischei,.CDU:. Mit Leidenschaft, 

Herr Minister!) 

Zuber, Minister deslnnern und für Sport: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 

dem Fünften Landesgesetz zur Änderung dienstrechtlicher 

- Vorschriften vom 22. Dezember 1999 wurden durch Einfü­

gung von § 80 b in das Landesbeamtengesetz die gesetzli- · 

chen Voraussetzungen für einen gleitenden Übergang in den 

Ruhestand im Rahmen einer Teilzeitbeschäftigung geschaf­

fen. Danach kann Beamtinnen und Beamten auf Antrag, der 

sich auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhestands erstrecken 

muss, Teilzeitbeschäftigung mit derHälfte der regelmäßigen 

Arbeitszeit bewilligt werden. Voraussetzung ist insbesondere 

die Vollendung des 55. Lebensjahres. · 

Grundlag.e dieser Landesregelung war das mit Zustimmung 

des Bundesrats erlassene Bundesbesoldungs_. und -versor­

gungsanpassungsgesetz 1998. Voraussetzung für die An-· 

wendbarkeit der normierten besoldungs- und versorgungs­

rechtlichen Begünstigungen im Landesrecht war eine dem 

Bundesrecht entsprechende Regelung. Damit hatte de.r Bun­

desgesetzgeber den Ländern einen weiten Spielraum für die 

Ausgestaltung der Altersteilzeit eingeräumt. 

So war in Rheinland-Pfalz im Rahmen der bis zurÄnderung 

des Landesbeamtengesetzes erlassenen Vorgriffsregelung 

der Polizeidienst zunächst einmal generell von der Altersteil­

zeitregelung ausgenommen worden, um insbesondere perso­

nalwirtschaftliche Aspekte umfassend prüfen zu können." 

Zum Jahresbeginn wurde aber nach sorgfältigen Überlegun­

gen auch für den Polizeibereich die Möglichkeit der Inan­

spruchnahme von Altersteilzeit eröffnet. 

Aus haushalts-und personalwirtschaftlichen Gründen wurde 

dabei die Altersteilzeit für die Polizei gestaffelt nach Alters­

. grenzen eingeführt. Danach wird der Personenkreis der An­

tragsberechtigten schrittweise ausgebaut. Das vollendete 

55. Lebensjahr bildet erst ab 1. Juli des Jahres 2002 die An­
tragsaltersgrenze. 

Als soziale Komponente erhalten Schwerbehinderte sowie 

Beamtinnen und Beamte, dje 20 Jahre Wechs~lschichtdienst 
nachweisen können, einen Zeitbonus von einem Jahr bei· der 

Antragstellung, wobei das 55. Lebensjahr den frühestmögli­

chen Zeitpunkt für die Inanspruchnahme darstellt. 

Nach einer Umfrage im Polizeibereich hatten sich 255 Polize.i­

beamte grundsätzlich für die Inanspruchnahme von Alters~ 

teilzeit interessiert. Das sind ca. 33 % des infrage kommen­

den Personenkreises. Durch die erfolgte Staffelung der Al­

tersteilzeitregelung nach Geburtsjahrgängen wird der Be­

ginn der Freistellungsphase aller Antragsteller zeitlich hin­

ausgeschoben; denn es musste natürlich dabei berücksichtigt 

werden, dass Personalersatz für die gegenwärtig Altersteil­

zeitberechtigten im Hinblick auf die über drei Jahre· andau­

ernde Kommissarausbildung nicht mehr mit selbst ausgebil-

. deten Polizeikräften sicherzustellen gewesen wäre. Das ist 

völlig richtig von Frau Abgeordneter Kohnle-Gros dargestellt 

worden. 

• 

•• 
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Allerdings ist von diesem Erm_essensspiel~aum jedoch eine 

Absenkung der Altergrenze beispielsweise auf das 50. Le­

bensjahr, so wie beantragt, nicht mehr abgedeckt. Bereits im 

Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens war. von gewerk­

schaftlicher Seite angeregt worden, bei den Beamtinnen und 

Beamten der Polizei, des Justizvollzugsdienstes und der Feu­

erwehr, bei denen das vollendete 60. Lebensjah_r die Alters­

grenze bildet, den Beginn der Altersteilzeit auf das vollende­

te 50. Lebensjahr vorzuverlegen, damit sie einen vergleichba­

ren Anspruch auf Altersteilzeit hätten. Dieser Anregung wur­

de allerdings nicht entsprochen. Ich will noch einmal darauf 

hinweisen, besondere Altersgrenze und Altersteilzeit sind 

von ihrer Zielrichtung nicht vergleichbar. Die Altersteilzeit ist 

eine sozialpolitische Maßnahme mit arbeitsmarktentlasten­

der Wirkung. Das habe ich auch im Ausschuss sehr deutlkh 

gesagt. Sie verfolgt eben nicht den Sinn und Zweck, den be­

sonderen Belastungen bestimmter Berufsgruppen Rechnung 

zu tragen. Dem ist auch heute nichts hinzuzufügen . 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, die Urpsetzung der Altersteilzeit 

kann auch für die Polizei nur im Rahmen der dienstlichen Ver­

tretbarkeit und der Finanzierbarkeit erfolgen. Bei kostenneu­

traler Umsetzung der Altersteilzeitregelung kann nur jede 

dritte Stelle wieder besetzt werden. Der im Rahmen der zur 

Verfügung stehenden Haushaltsmittel angestrebte, darüber 

hinausgehende Personalausgleich ist bereits mit einem er­

heblichen finanziellen Aufwand verbunden. Weitergehende -

Bestrebungen halte ich deshalb weder für finanzierbar noch 

für dienstlich vertretbar; denn bei ähnlicher Inanspruchnah­

me der Altersteilzeit wie bisher müssten statt bislang 255, 
wenn man ihren Vorschlag realisieren würde, 628 Beamtin­

nen und Beamte ersetzt werden. Es käme neben dem finan­

ziellen Aspekt noch hinzu, dass die räumliche und personelle 

Kapazität der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, 

Fachbereich Polizei, bei weitem nicht ausreichen würde, die­

sen Personalersatz, selbst wenn wir ihn finanzieren könnten, 

auszubilden. 

Ich bin deshalb der Auffassung, dass mit der jetzigen Alters­

teilzeitregelung in Zusammenarbeit mit dem Haup-ipersonal­

rat Polizei eine durchaus attra~tive Möglichkeit für einen 

gleitenden Ausstieg aus dem Arbeitsleben geschaffen wurde. 

Wir sollten unter den gegebenen Bedingungen Erfahrungen 

mit diesem neüen Instrumentarium sammeln, die gewonne-

. 'nen Erkenntnisse analysieren und ihre _Auswirkungen sorg­

sam beobachten. 

Meine Damen und Herren, la.ssen Sie mich abschließend fest­

ste-llen, die Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Polizei­

dienstellen und damit die Gewährleistung der polizeilichen 

Aufgabenerfüllung ist und bleibt oberstes Gebot. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident.Schuler: 

·Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Weiner 

das Wort. 

Herr Kollege Weiner, Sie haben noch zwei Minuten Redezeit. 

Abg. Weiner, CDU: 

'Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Minister 

Zuber hat eben noch einmal die konkreten Zahlen genannt. 

Ich will noch einmal betonen, Altersteilzeit ab 50 würde be­

deuten, dass fast 630 Beamte, also ein Drittel des betroffenen 

Personenkreises, ausscheiden würden. Die dreijährigen Kom­

missarlehrgänge wüden gar nicht ausreichen, um genügend 

Ersatzkräfte einstellen zu können. Finanzierbar wäre das 

Ganze auch nicht. Nur jede dritte Stelle könnte wieder be­

setzt werden. 

(Creutzmann, F.D.P.: So ist es!) 

Jede dritte Stelle hieße, dass 420 Beamtinnen und Beamte im 

Wechselschichtdienst, also die tragende Säule unserer Sicher­

heit, die Beamten, die draußen auf der Straße sind, fehlen 

würden. 

· (Cretitzinann, F.D.P.: So ist es!) 

Das Ganze kann man nicht nur unter sozialpolitischen Ge­

sichtspunkten sehen, sondern wir müssen auch an die Sicher­

heit denken. 

(Vereinzelt Beifall bei CDU 

und F.D.P.) 

420 Beamte weniger im Wechselschichtdienst wären das En­

de der kleinen Dienststellen. Es wäre auch das Ende des bei 

den Polizeibeamten so angesehenen und notwendigen Fünf­
Schicht-Betriebs. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) · 

. Denken Sie auch einmal an diejenigen, die dann weiter 

Dienst tun müssen. Das wäre für die verbleibenden Polizeibe­

amten eine ungeheure Mehrbelastung. 

(Creutzmann, F.D.P.: So ist es!) 

Anders gesagt, für die Bevölkerung wäre es ein sicherheitspo­

litischer Kahlschlag, wenn diese Lücke nicht geschlossen wür­

de .. 

(Beifall bei CDU und F.D.P.) 

Die Lage im Wechselschichtdienst ist bereits heute kritisch. Es 

müssten eigentlich wesentlich mehr Beamte dort Dienst tun. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Nur eine personelle Verstärkung des Wechselschichtdiensts 

bringt auch eine Entlastung für die dort Dienst tu enden Poli­

zeikräfte. Dann können auch - wie der Minister das ausge­

führt hat- endlich die Beamten, die seit mehr als 20 Jahren in 

dem sehr anstrengenden Schichtbetrieb sind, an Stellen ge­

ringerer Belastung eingesetzt werden. Die Landesregierung 

· wird deshalb auch von unserer Fraktion aufgefordert, den 

Wechselschichtdienst persorell zu stärken und allen Versu­

chungen zu widerstehen, weiteres Personal aus dem Wech­

selschichtbetrieb abzuziehen. 

(Beifall der CDU .und vereinzelt 

bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Ich schließe die Aussprache zu Punkt 9 der Tages­

ordnung .. 

Wir stimmen über den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN - Drucksache 13/5353 - ab. Wer diesem Antrag zu­

stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!- Die Ge­

genprobe! - Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der 

CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN abgelehnt. 

Ich rufe die Punkte 10 bis 12 der Tagesordnung auf: 

Vernetzung und Weiterentwicklung von Maßnahmen 

zur Vermeidung und Behandlung von Gewalt 

bzw. Delinquenz bei Kindern und Jugendlichen 

Antr~g der Fraktion der F.D.P. 

· -Drucksache 13/4403-

dazu: 

Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Kultur, Jugend und Familie 

·-Drucksache 13/5643-

Ergebnisse der Aktion .,Wer nichts tut macht mit" 

Antrag der Fraktion der SPD 

-Drucksache 13/5851 -

Bericht der Landesregierung überdie Innere Sicherheit 

und den Stand der Verbrechensbekämpfung 

für die Jahre 1997 und 1998 

Besprechung des Berichts (Drucksache 13/5664) 

auf Antrag der Fraktion der SPD 

-Drucksache 13/5793-

Die Fraktionen haben für die drei Punkte der Tagesordnung 

eine Redezeit von zehn Minuten pro Fraktion vereinbart. 

Wird um Berichterstattung gebeten? Ich frage das Parlament, 

ich frage die Kollegin. 

(Zuruf von der CDU: Nein!) 

-Nein. 

Zur Begründung des Antrag der Fraktion der F.D.P. erteile ich 

Herrn Kollegen Creutzman das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit 

dem Thema der Kinder- und Jugenddelinquenz in all seinen 

Facetten befasst sich der rheinland-pfälzische Landtag zum 

wiederholten Mal in dieser Legislaturperiode. Ich denke, es 
ist wichtig und richtig; das Thema in seiner Entwicklung im­

mer· wieder aufzugreifen. Gesellschaftliche Rahmenbedin­

gungen ändern sich beständig. Hierauf muss reagiert wer­

den; denn an den Ursachen der Kinder- und Jugenddelin­

quenz ist das gesamte Umfeld von Kindern und Jugendlichen 

von der Ursprungsfamilie, Freundeskreis, über Schulen, Verei­

ne, Verbände, die Kommune bis hin zur gesellschaftlichen 

Gesamtperspektive sowie Ausbildung und Arbeit ebenso be­

troffen. 

Die F.D.P.-Fraktion hält es deshalb für wichtig, auch in kleine­

ren Zwischenschritten immer wieder Evaluierung, Selbsteva­

luierung und Erfahrung mit neuen Projekten zusammenzu­

fassen, sich mit den Ergebnissen auseinander zu setzen, und 

konstruktive Vorschläge zur Verbesserung und Vernetzung 

der breiten Palette von Präventionsmaßnahmen anzubieten. 

Meine Damen und Herren, noch immer ist es so, dass rund 

95 % aller Kinder und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz auf­

wachsen, ohne jemals mit der Polizei oder Justiz in Berührung 
' 0 

zu kommen. 

(Staatsministerin Frau Dr. Götte: 96% !) 

. - 96 %. Frau Ministerin, vielen Dank. Mittlerweile sind es 

96%. Das ist noch erfreulicher. 

Es hat sich auch nichts an der Tatsache geändert, dass die Ju­

gendlichen, die tatsächlich straffällig werden, in der Mehr­

heit nur einmal auffällig sind. }ugenddelinquenz ist somit im 
Regelfall als eine Episode anzusehen. Der Mehrfachtäter 

oder die Mehrfachtäterin bleiben nach wie vor die Ausnah­

me. 

·Die Landesregierung ist bisher in hervorragender und verant­

wortungsbewusster Weise mit dem Thema .,Kinder- und iu­

genddelinquenz" umgegangen und hat besonders in der lau­

fenden Legislaturperiode zahlreiche Projekte zur Prävention 

von Kinder- und Jugendkriminalität initiiert, aber auch wei­

-terentwickelt. Die F.D.P.-Fraktion begrüßt dies außerordent­

lich. 

Zum einen wurde das breit angelegte Modellprojekt zur Wei-

. terentwicklung der Hilfen zur Erziehung durchgeführt; das 

sich vor allem auf die Jugendamtsarbeit vor Ort konzentriert 

und bei der Qualifizierung der Arbeit in den Jugendämtern 

sowie in Um- und Ausbau von ambulanten und teilstationä­

ren erzieherischen Hilfen ansetzt. 

• 

• 
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Zum anderen hat sich auch die Zusammenarbeit .von Polizei, 

Justiz und den Jugendämtern in Rheinland-Pfalz kontinuier­

lich verbessert. Die Ansätze zur ressortübergreifenden Zu­

sammenarbeit im Land sind besonders positiv zu bewerten. 

Darüber hinaus sollte die Kooperation der örtlichen Jugend­

ämter und Polizeidienststellen in Zukunft flächendeckend 

auf ein Niveau kommen, das es ermöglicht, dass tatverdächti­

gen jungen Menschen sehr zeitnah nach deren polizeilicher 

Vernehmung eine sozialpädagogische Hilfestellung angebo­

ten werden kann. 

Des Weiteren schlägt die F.D.P.-Fraktion·vor, das Medium In­

ternet auch zum Thema Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit. 

Jugendhilfe und Kriminalprävention im Jugendbereich noch 

stärker als bisher zu nutzen und eine Seite zu schaffen, von 

der aus entsprechende .,Links" zu allen Initiativen 

- beispielsweise der kriminalpräventiven Räte - eingestellt 

werden können. 

Meine Damen und Herren, auch wenn das Ausmaß von 

Kinder- und Jugendkriminalität in Rheinland-Pfalz weitaus 

weniger ausgeprägt ist als allgemein vermutet, dürfen wir 

die Straffälligkeit von Kindern und Jugendlichen nicht ver­

harmlosen, sondern wir müssen ihre Ursachen konsequent 

bekämpfen. Ich denke, durch ein noch besser abgestimmtes 

Handeln aller Akteure in der Kinder- und Jugendhilfe, bei 

den örtlichen Polizeidienststellen, den Jugendverbanden und 

deh Schulen können wir in Zukunft noch wirksamer dafür 

sorgen, dass gefährdete Jugendliche gar nicht erst mit dem 

Gesetz in Konflikt ko"mmen. Das Thema .,Jugendkriminalität" 

ist ein The·ma, an dem wir- wie ich eingangs. sagte" konse­

quent, aber ohne Panik und· mit der nötigen Sensibilität 

schrittweise weiterarbeiten müssen. 

Ich wollte die anderen Themen gleich mitbehandeln. Es ist 

schon etwas mehr als zwei Monate her, seitdem die landes­

weite Kampagne für mehr Zivilcourage unter dem Motto 

.. Wer nichts tut· macht mit" ihren Abschluss gefunden hat. 

Genau einen Monat lang, nämlich vom 10. März bis zum 

10. April 2000 waren 800 speziell :ausgebildete Polizeibeam­

tinnen und Polizeibeamte in den fünf Städten Mainz, Kob­

lenz, Trier, Kaiserslautern und Ludwigshafen unterwegs, um 

sich aktiv an die Bürgerinnen ~nd Bürger mit ·dem Ziel zu 

wenden, gegen das Wegschauen und für mehr Zivilcourage 

aufzurufen. Begleitend dazu wurde die Kampagne auf den 
rheinland-pfälzischen Bahnhöfen, in den Nahverkehrs- und 

Regionalzügen durchgeführt. 

Forschungen haben ergeben, dass die Bereitschaft der Bevöl­

kerung, bei Unglücksfällen oder Gewalttaten Hilfe zu leisten, 

offensichtlich stetig abnimmt. Bei gestellten l'!otsituationen 

und Verbrechen auf offener Straße läuft der größte Teil un­

serer Bevölkerung mit .,Scheuklappen" am Ort des Gesche­

hens vorbei und denkt, der andere wird schon helfen. Doch 

dieser schließt sich bedauerlicherweise diesem Gedanken­

gang _mit 9er für das Opfer oftmals fatalen Folge an, dass 

überhaupt niemand hilft. 

Bei anschließenden Befragungen der passiv Vorbeilaufenden 

ist die ehrlichste Antwort noch: .,Ich wusste nicht, wie ich hel­

.fen kann" oder .,Ich hätte gegen die Gruppe oder gegen den 

Täteraufgrund meiner körperlichen Unterlegenheit sowieso 

keine Chance gehabt, ich wäre vielmehr selbst noch zum Op­

fer geworden". Dabei gibt es so viele Möglichkeiten, wie man 

helfen kann, ohne- das betone ich ausdrücklich- sich selbst in 

Gefahr zu bringen. Die Bevölkerung. auf diese Möglichkeiten 

aufmerksam zu machen und ihre Zivilcourage zu stärken, war 

das Ziel der vierwöchigen Kampagne .,Wer nichts tut macht 

mit". Änhand von Werbemitteln hatten 'die Polizeibeamtin­

nen und-beamtenden Bürgern Anleitungen zum Helfen und 

Tipps zum Verhalten in gefährlichen Situationen gegeben, 

ohne sich selbst in Gefahr zu bringen. 

All diese seitens der Landesregierung vorgenommenen Akti­

vitäten brachten nicht nur den gewünschten Erfolg,' sondern 
. . 

übertrafen die· Erwartungen noch bei weitem. Die Präven-

tionskampagne .,Wer nichts tut macht mit" der Landesregie­

rung wird von der F.D.P.-Fraktion als ein Wagnis, in neue Prä­

ventiönsstrategien vorzustoßen, ausdrücklich begrüßt. Die 

Resonanz in der Bevölkerung hat gezeigt, dass es sich lohnt, 

neue Wege zu gehen. Der Bevölkerung ist aufgezeigt wor­

den, dass die öffentliche Sicherheit nicht nur Sache der Polizei 

ist. Gleichzeitig wurde durch die Kampagne jeder Bürger auf­

gefordert, bei Kriminalität einzugreifen, ohne sich dabei sel­

ber in Gefahr zu bringen. Zivilcourage ist für jede.n möglich, 

ohne dabei gleich den Helden spielen zu müssen. 

Abschließend kann ich für die F.D.P.-Fraktion Folgendes fest­

halten: 

1. Die Kampagne .,Wer nichts tut macht miC muss jetzt ge­

nauestens ausg·ewertet werden, und die Erkenntnisse sind 

der Öffentlichkeit bekannt zu machen. 

2. Nach der Auswertung muss die Aktion unbedingt wieder­

holt werden; denn nur so kann der positive Effekt dieser 

Kampagne über Jahre hinweg erhalten bleiben und damit ei­

nen Beitrag zu noch besserer Polizeiarbeit mit und für die 

Bürgerinnen urid Bürger unseres Landes leisten. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Das wissen 

wir doch noch gar nicht!~ 

Bei dem dritten Thema - das bietet sich an - kann ich nahtlos 

von der Kampagne der Landesregierung .,Wer nichts tut 

macht mit" zum Bericht der·Landesregierung über die Innere 

Sicherheit und den Stand der Verbrechensbekämpfung für 

die Jahre 1997 und 1998 überleiten. Anhand dieses Berichts 

wird deutlic~. dass Rheinland-Pfalz mit seinem breit gefä­

cherten Spektrum kriminalpräventiver Aktivitäten auf dem 

richtigen Weg ist. Mit der Rahmenkonzeption .. Partnerschaft 

für mehr Sicherheit in unseren Städten und Gemeinden" im 

Februar 1998 hat die Landesregierung bewirkt, dass nicht nur 

Kriminalität verhindert und reduziert wird, sondern auch das 
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Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung erhöht und die Bezie­

hung zwischen den Bürg~rinnen und Bürgern sowie der Poli­

zei verbessert wurde. 

Die Vielzahl der Maßnahmen und Kooperationsformen zur 

Kriminalitätsbekämpfung haben sich positiv auf die Kriminal­

statistik des Landes Rheinland-Pfalz niedergeschlagen. Wie 

sich aus dieser ergibt, nahm im Jahr 1998 die Anzahl der poli­

zeilich erfassten Straftaten gegenüber dem Jahr 1997 um 

1,4 % ab. Gleichzeitig hat sich die Aufklärungsquote von 

Straftaten in beiden Berichtsjahren gesteigert. Der rheinland­

pfälzischen Polizei ist es gelungen, die Aufklärungsquote auf 

insgesamt 56,6 % im Jahr 1998 zu steigern. Damit er'reichte 

die rheinland-pfälzische Polizei das bisher beste Ergebnis 

überhaupt. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Dafür verdient sie - alle Polizeibeamtinnen und -beamten 

dieses Landes- unseren herzlichen Dank, aber auch die Lei­

tung und die Führung sowie auch der lnneniT!inister, der im­

mer wieder nachdrücklich neue Initiativen startet, die Polizei 

noch effizienter und noch effektiver machen will. Das, ·was 

die Kollegin Frau Grützmacher ihm vorhin vorgeworfen hat, 

war völlig abwegig, indem sie ihm die Vernachlässigung des 

Schutzes der Pqlizeibeamtinnen und Polizeibeamten vorhielt. 

Genau das Gegenteil ist der Fall, meine Damen und Herren. 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD) 

Durch die Reform der Polizeiorganisation und die Verbesse­

rung der Ausrüstung und Kommunikationstechnik unserer 

Beamten wurden und wird die Ermittlungsarbeit der Polizei 

vereinfacht, was sich letztendlich ebenfalls in den auch im 
Landesdurchschnitt weit vorne liegenden Aufklärungszahlen 

widerspiegelt. Die Steigerung der Aufklärungsquote hat 

- gekoppelt mit der Abnahme der Straftaten - zur Folge, dass 

sich das Risiko, in Rheinland-Pfalz Opfer einer Straftat zu 

werden, stetig verringert. Auch darin liegt Rheinland-Pfalz 

deutlich über dem Bundesdurchschnitt. Vor allem rheinland­

pfälzische Straßen sind sicherer geworden. 

So ist die Straßenkriminalität um 10% zurückgegangen und 

liegt damit ebenfalls weit unter dem Bundesdurchschnitt. 

Verantwortlich für die beispielhafte Verbesserung der Inne­

ren Sicherheit in Rheinland-Pfalz - ich habe dies eben ge­

sagt- ist zweifellos die Po~izei. Hierfür gebührt ilir nachdrück­

lich unser herzlichster Dank. 

Trotz finanziell schwieriger Zeit ist es ihr gelungen, die objek: 

tive Sicherheitslage nachhaltig - ich betone .. nachhaltig" - zu 

verbessern. 

(Glocke des Präsidenten) 

Diese erreichten Ergebnisse können in den Folgejahren nur 

dann gehalten werden, w~nn wir die Ausrüstung der Polizei 

verbessern. Dafür haben die beiden Koalitionsfraktionen 

auch im Doppelhaushalt die nötigen Mittel bereitgestellt. 

Wir sind sicher, dass die Effizienz der Polizej noch verbessert 

werden kann. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die CDU-Fraktion erteile ich der Abgeordneten Frau 

Schneider-Forst das Wort. 

Abg. Frau Schneide~-Forst, CDU: 

Herr Kollege Creutzmann, wenn man Sie so reden hört, fragt 

man sich in der Tat: Ist die F.D.P. Teil dieser Landesregierung 

oder ist sie es nicht? Zumindest zu diesem ersten Teil, der 

Kinder- und Jugendkriminalität, muss man sich dies fragen. 

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Wir reden 

heute über einen Antrag, der fast genau ein Jahr alt ist. So 

viel Zeit ist vergangen. 

Es ist schade, dass Kollegin Frau Morsblech, die. auch viel Ar­

beit hineingesteckt hat, heute wegen eines andereri Termins 

nicht anwesend sein kann. 

Bedauerlich ist die Laufzeit schon; denn wir sagen gerade 

nach ju!:_lgem Politikverständnis, dass wir keine Rituale wol­

len. Aber dieser Antrag ist voll in die .. Maschine" des Land­

tags mit AusschussverWeisungen und Vertagungen geraten. 

Auch jetzt tagen wir leider wieder zu einer späten Uhrzeit, 
wobei der Antrag eigentlich eine ganz andere Öffentlichkeit 

verdient hätte. 

(Beifall der CDU­

Staatsminister Zuber: Das liegt aber nicht 

an der Landesregierung!-

Bruch, SPD: Dem Landtag 

ist jede Zeit gut!) 

Alle Ideen und Lösungsansätze, die uns bei dem Thema 

.. Kinder- und Jugendkriminalität" weiterbringen, sind sehr 

zu begrüßen. Ich hatte bereits in der Sitzung des Landtags im 

November 1999 schon einmal angedeutet, dass· beim Deut­

schen Jugendinstitut in München· in der so genannten Ar­

beitsstelle für Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention 

entsprechende Berichte in Arbeitsind. Diese Arbeitsstelle hat 

noch unter Bundesjugendministerin Nolte ihre Arbeit begon­

nen. Die Studie oder d'er Bericht der Ideen liegt mittlerweile 
vor. 

Ich muss sagen, es ist ein sehr guter B<'md daraus entstanden, 

der hoffentlich auch der Landesregierung, Frau Ministerin 

Götte, gute Impulse geben wird. An inhaltlichem Futter und 

Ideen wird Ihnen mit Sicherheit viel geliefert. 

• 

•• 
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Aber darum ging es im Prinzip der F.D.P. mit dem Antrag, die­

sem Vernetzungsantrag, nicht; denn es sollen in der Tat, 

wenn man es einmal sachlich und ohne Polemik betrachtet, 

Optimierungseffekte erzielt oder Synergien genutzt werden 

oder wie auch immer. Das ist immer wieder der Punkt, wes­

halb wir von der CDU sagen: Wieso machen Sie das mit so ei­

nem Antrag? Sie hätten doch schon ein ganzes Jahr lang han-' . 
dein können. 

(Beifall bei der CDU) 

Die Zeiten für die Jugend in Rheinland-Ptatz sind in diesem · 

Jahr auch nicht unbedingt besser geworden, auch w~nn wir 

in diesen Tagen den neuen Kinder- und Jugendplan des Lan­

des in unseren Fäc~ern finden konnten, der über die Mittel­

vergabe Aus~unft gibt. Aber ich rufe einfach noch einmal 

kurz die ~30-0M-Regelung in Erinnerung, die uns im Bereich 

der Vereinsbetreuung, der sozialpädagogischen Familienhil­

fen usw. große Löcher reißt. 

Ich habe dieser Tage gehört, dass viele Vereine zum Teil auch 

vor Betriebsprüfungen durch die Finanzämter stehen. Dort, 

wo Vereine etwas auf der hohen Kante haben und nachzah­

len müssen, werden durchaus Austrittswellen befürchtet, 

wenn man einem Vereinsmitglied sagt, also hoppla, jetzt 

musst du auch noch mit. einem privaten Geldbetrag helfen. 

·Es sind doch gerade die Vereine vor Ort, die ganz stark in der 

Kinder- und Jugendarbeit mithelfen und verantwortlich sind. 

Ich denke, wir werden das, was die Landesregierung mit die­

sem Antrag zu tun gedenkt, wachsam weiter begleiten. Wir 

denken, da Sie auch' schon ein Jahr lang innerlich Gelegenheit 

hatte_n, sich auf das einzustellen, was nun kommen soll, wer­
den Sie mit Sicherheit in den nächsten Wochen hie'rzu schon 

etwas präsentieren können. Wir werden nachhaken und am 

Ball bleiben. 

Zu den weiteren Punkten werden wir in der nächsten Runde 

sprechen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräs.ident Schuler: 

·Ich erteile Herrn Abgeordneten Hartloft das Wort. 

Abg. Hartloff, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich rede ·zu dem 

.Antrag mit dem etwas komplizierten Titel .,Vernetzung und 

Weiterentwicklung von Maßna_hmen zur Vermeidung und 

Behandlung von Gewalt bzw. Delinquenz bei Kindern und Ju­
gendlichen". 

Herr Creutzmann, Sie haben aufgezeigt, um welchen Prob­

lemhereich es bei den heranwachsenden Jugendlichen geht, 

nämlich einen sehr schmalen von allen Jugendlichen und Kin­

dern, die vorhanden sind, die wirklich delinquentes Verhal-

. ten haben, also straffällig werden oder mit dem Strafgesetz 

in Berührung kommen. 

Frau Kollegin Schneider-Forst, wie Sie nach der Rede von 

Herrn Kollegen Creutzmann darauf kommen können, dass 

die F.D.P. nicht der Landesregierung angehört, ist mir ein Rät­

sel. Aber das war bei dieser Rede nicht das einzige Rätsel, das 

mir aufgegeben wurde. 

Wenn Vereine vor der Finanzprüfung stehen, werden Verei­

ne in der Regel [licht von Jugendlichen geführt, sondern ein 

delinquentes Verhalten kann allenfalls von Erwachsenen ge­

geben sein. Insofern ist das.nicht das Problem, auch nicht die 

630-DM-Diskussion, der wir uns hier widmen sollten und 

müssten. 

Das Zauberwort heißt .,Vernetzung". yvenn wir uns den Pro­

blemen von Jugendlichen und Kindern stellen wollen, wenn. 

wir die vielen Ressourcen, die wir aufgebaut haben, um Hilfe 

zu stellen, und die wir auch während der einjährigen Laufzeit 

dieses Antrags verbessert haben, betrachten, dann wissen Sie 

doch selbst, was wir im Ausschuss zur Heimerziehung disku­

tiert haben. Wir waren auf Podien, wo man darüber gespro­

chen .hat, was man alles an Hilfen zur Erziehung verbessert, 

was man koordiniert. 

Die Sozialarbeiter sind inzwischen im Schulbereich tätig und 

abeiten intensiv mit der Jugendhilfe zusammen, Wie ich gera­

de diese Woche bei dem Gespräch mit der evangel.ischen Ju­
gendarbeit feststellen konnte. 

Natürlich ist es im Fluss. Genau das ist das, was wir in diesem 

Bereich brauchen: Kein Festhalten, Stehenbleiben, sondern 

ein Mithalten, ein Mitentwickeln unserer Möglichkeiten, die 

wir habe,n, und das Nutzen neuer Möglichkeiten, wie sie bei­

spielsweise das Internet bietet, um mehr Informationen in 

breiten Kreisen zu ~treuen, dass der eine vom anderen weiß, 

wo Hilfen sind, dass für Familien solche Informationen er­

reichbar sind und man dadurch Kindern und Jugendlichen 

verstärkt helfen kann bei einem sicher nicht leichten Auf-. ' . 

wachsen, das heute durch andere Einflüsse gesteuert ist, als 
das in früheren Zeiten der Fall war, und wo es das Problem 

der Orientierungslosigkeit für Kinder und Jugendliche gibt, 

denen man Hilfe geben und anbieten muss. 

Kinder und Jugendliche' annehmen, ernst 'nehmen und sich 

für ihre Anliegen einzusetzen, ist Aufgabe. Dazu gehört auch 

die Chance der Teilhabe an Gesellschaft, und alle anderen Hil­

fen haben sich in diesen Rahmen zu stellen. 

Was die Zivilcourage anbelangt- die ist sicher auch gefragt 

für uns als Ältere im Umgang mit Kindern und Jugendlichen-, 
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darf ich auf den Kollegen Karl PeterBruch verweisen, der die­

ses Thema und die beiden weiteren Themen gleich behan­

deln wird. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident S~huler: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine Damen und Herren! Ich werde mir erlauben, mit dem 

Bericht .,Innere Sicherheit" anzu_fangen. Herr Bruch, dann 

können Sie vielleicht gleich darauf reagieren. 

Der Bericht der Landesregierung zum Thema .. Innere Sicher­

heit" fä~gt in der Einleitung mit einigen - wie soll man sa­

gen- fast philosophischen Überlegungen an. Ich möchte das 

Thema etwas grundsätzlicher angehen und vor allem auch 

die Entwicklung der Diskussion um Innere Sicherheit in den 

letzten Jahren- wie diese Entwicklung vor sich gegangen ist.­

darstellen. 

Es gab immer wieder und es gibt immer wieder die viel be­

schworene Diskrepanz zwischen objektiver Sicherheitslage 

und dem subjektiven Sicherheitsgefühl bei den Menschen, 

wobei Letzteres wenigstens in den vergangenen Jahren- dies 

scheint sich in der letzten Zeit geändert iu haben - meist 
schlechter war als die objektive Lage, und daraus hat man die 

Schlussfolgerungen gezogen, dass das subjektive Sicherheits­

gefühl weniger von der Polizeistatistik, also von der Anzahl 
der Verbrechen, vor allem von -der Anzahl der aufgeklärten 

Verbrechen, bestimmt wird, sondern eher von sekundären 

Faktoren, zum Beispiel Ordnung, SauberkE7it in den Städten, 

Anzahl der Bettler, Erscheinungsbild der Bettler, offene Dro­

genszene usw. und so fort. 

. Man ist der Meinung gewesen, dass das sehr viel stärker zum 

subjektiven Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger 
beiträgt. 

Während der Diskussion. haben wir vor einigen Jahren sehr 
häufig. einen Blick auf die Vereinigten Staaten von Amerika 

geworfen; denn dort ist die .,Broken-Windows-Theorie" auf­

gestellt worden: Wenn ein kaputtes Fenster nicht repariert 

wird, siedelt sich an dieser Stelle schnell. Kriminalität an. -

Daraufhin wurden sehr strenge Maßstäbe - wir kennen das 

alle unter dem 'Begriff .,Zero Tolerance" ~in New York ange­

legt. Jeder Bettler, jeder U-Bahn-Schwarzfahrer und jeder 

Graffitisprayer wurde unnachsichtigt verfolgt. Wir wissen, 

wohin das geführt hat. 

Nicht nur die Gefängnisse waren überfüllt von Kleinstkrimi­

nellen, sondern die Polizei gab sich, das ist immer wieder das 

Problem, wenn pei der Polizei nicht die richtige Balance 

herrscht, wie es meiner Meinung nach in New York der Fall 

gewesen war, sozusagen Allmachtsfantasien hin. Es gab viele 

brutale Übergriffe, und schließlich wurde ein völlig unbe­

waffneter Jugendlicher von Polizeikugeln durchsiebt. 

Meine Damen und Herren, natürlich ist Ludwigshafen nicht 

New York, aber auch hierzulande gibt es vor allem unter den 

Politikerinnen-und Politikern einige Fans von ,.Zero Toleran­

ce". Gerade bezüglich der Bettel- und Sprayerproblematik 

hat das Modell in einigen Teilen in die neue • wie es so schön 

in dem Bericht heißt- Innere Sicherheitsideologie des Landes 

Rheinland-Pfalz Eingang gefunden .. 

ln der Initiative ,.Sichere und saubere lnnenstädte", die im 

November 1997 ins Leben gerufen wurde, wurde als In-stru­

ment das Absenken der Eingriffsschwelle in städtischen 

Brennpunkten genannt. Finden wir an dieser Stelle nicht et­

was verklausuliert und vielleicht etwas eleganter ausge­

drückt die Tendenz zur ,.Zero Tolerance" wieder? 

Meine Damen und Herren, umso mehr kommt der Verdacht 

auf, wenn zwar als wichtiges weiteres Instrument die Integra­

tion aller Beteiligten und Interessierten genanl')t wird, dass 

darunter aber offensichtlich-lediglich eine Seite verstanden 

wird. Es heißt nämlich, dass Polizei, Ordnungsbehörden und 

Einzelhandel seitdem in gemeinsamer Anstrengung eine Viel­

zahl· von Maßnahmen in Kooperationsform realisiert hätten, 

die ,.auch zum Aufbau neuer vernetzter Aktionen zwischen 

Polizei, Verwaltung und Wirtschaft geführt haben". Dabei · 

fehlt mir die Einbindung der anderen s·eite, zum Beispiel der 

Bettler und der Obdachlosen, der meist jugendlichen Graffiti­

sprayer, der sozialen Einrichtungen und der Jugendhilfe. 

Meine .·Damen .und Herren, wer ·einseitig den Bereich Innere 

Sicherheit nur mit den Interessen des Einzelhandels, der Wirt­

schaft und der wohl situierten Bürgerinnen und Bürgern ver­

einbart, wird seiner Verantwortung gegenüberder gesamten 

Gesellschaft, zu der auch Bettler, Graffitisprayerund Drogen­

abhängige zählen, nicht gerecht. -

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

Dann bedeutet die Herstellung von Sicherheit und die Ver­

mittlung von Sicherheitsgefühl an die BOrgerinnen und Bür­

ger oft nur die Verdrängung der von mir genannten Perso­

nen an den Rand der Gesellschaft; denn wie viel Einfluss hat­

ten diese Randgruppen, die meist die Betroffenen der Aktion 

waren, bei der Initiative .,Sichere und saubere lnnenstäd­

te"?- Das interessiert mich. 

Herr Zuber, inwieweit können Sie garantieren, dass die Men­

schen, die in Ihrem Bericht als ,.Störung öffentlicher Ord-

• 

• 
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nung" eingestuft wurden, "nicht verdrängt worden sind? ln·­

wieweit können Sie sicherstellen, dass diese Leute nicht nach 

Frankfurt oder andernorts verdrängt worden sind? 

(Zuruf des Staatsministers Zuber) 

In diese Verdrängungsstrategie passt auch der Umgang des 

Justizministers mit den Graffitisprayern. 

(Zuruf des Abg. Creutzma,nn, F.D.P.) 

- Herr Creutzmann, ich weiß, dass Sie dem nicht zustimmen 

können. Dazu will ich aber nicht mehr sagen. 

(Creutzmann, F.D.P.: Sie fordern 

die Leute zur Kriminalität auf!) 

- Herr Creutzmann, das sind Teile unserer Gesellschaft. Mehr 

• sage ich dazu nicht. Wir sind für sie genauso verantwortlich 

wie für andere. Das ist Grundlage unserer demokratischen 

Grundordnung. Das sollten Sie akzeptieren. 

• 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

Ich komme zurück auf die Graffitisprayer. Ich stimme der IG­

Medien zu, die der Aussetzung von Fangprämien für die Er­

greifung von jugendlichen Sprayern für die falsche Herange­

hensweise hält. Für entscheidend halte ich folgendes Zitat 

der IG-Medien: "Mit solchen Methoden Jassen sich junge 

Menschen nicht für eine demokratische und solidarische Ge­

.sellschaft gewinnen." Das ist meiner Meinung nach ein ent­

scheidender Punkt. 

(Bische I. CDU: Wie bringen Sie den~n 
das Unrechtsgefühl bei?) 

Jetzt komme ich auf die Äußerungen von Herrn Creutzmann 

zurück. Fast die allermeisten dieser Jugendlichen haben nur 

einmal mit solchen Dingen Kontakt, die kriminell sind und 

nicht der herrschenden Ordnung entsprechen, und werden 

dann wieder ganz normal. Es ist genau der falsche Weg, auf 

diese Jugendlichen gleich diese massiven Instrumente anzu­

wenden. 

Meine Damen und Herren, ich sage noch etwas Grundsätzli­

ches: Der wichtigste Grundpfeiler für ein positives Sicher­

heitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger bleibt immer noch 

die Sicherheit, dass der Arbeitsplatz, die Wohnung und der 

Lebensstandard erhalten bleiben. Sobald diese Sicherheit vor­

handen ist - sie ist sowohl in den Vereinigten Staaten vori 

Amerika als a'uch in der Bundesrepublik Deutschland sehr viel 

stärker vorhanden als vor zehn Jahren -, werden sich die 

Menschen wirklich sicher fühlen. Das· andere sind meistens le­

diglich Verdrängungsprozesse. 

(Beifall des BÜNDNIS 90iDIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, große Sorgen und viel Kopfzer­

brechen macht uns allen - das wird auch in dem Bericht der 

Landesregierung sehr deutlich- der Komplex Jugend und Kri­

minalität. Darauf wurde in umfangreichen Aussagen von den 

Vorrednern eingegangen. 

Ich bin aber der Meinung, dass der Schwerpunkt weniger im 

Bereich Jugendkriminalität zu setzen ist als im Bereich,·der 

auch in dem Bericht deutlich wird, junge Menschen als Opfer 

der Kriminalität. In dem Bericht wird sehr deutlich gesagt, 

dass besonders häufig männliche Jugendliche zu Opfern von · 

Körperverletzungs- und Raubdelikten werden, während jun­

ge Mädchen häufiger Opfer von Vergewaltigungen und se­

xueller Nötigung sind. Entscheidend ist bei den jungen Män­

nern, dass die meisten minderjährigen jungen Männer Opfer 

von Tätern der gleichen Altersgruppe werden. Wenn das so 

ist, deutet das sehr stark auf das Gewaltpotenzial zwischen 

den Jugendlichen hin. 

Dazu wird in dem Bericht einiges gesagt, wie man damit um­

gehen kann, damit.Jugendliche lernen, Konflikte gewaltfrei 

zu lösen. Das ist in d,em Bericht v.on Herrn Zuber deutlich dar­

gestellt worden. Dieser enthält viele gute schulische, aber 

auch außerschulische Ansätze. 

Meine Damen und Herren, wie sieht aber die Realität, beson­

ders bei der außerschulischen Jugendarbeit, aus?- Bei uns in 

Landau suchen engagierte Sözialarbeiterinnen, ~ie in einem 

Bezir~ arbeiten, in dem besonders viele gefährdete Jugendli­

ebe wohnen und in dem es immer wieder zu rechtsex,tremisti­

schen Gewalttaten kommt, seit vier oder fünf Jahren einen 

adäquaten Raum für ihre Arbeit. Die Kirche stellt ihnen ein­

mal in der Woche einen Raum zur Verfügung, der aber häu--
. fig geschlossen ist.· 

Es ist wirklich ein Trauerspiel, wie die kompetente und enga­
gierte Arbeit der Sozialarbeiterinnen immer wieder gegen 

die Wand läuft, weil sie von den Räten in den Städten - es 

handelt sich U!fl eine städtische Aufgabe - zu wenig unter­

stützt wird. An dieser Stelle ist aber auch das Land gefragt. 

Das wissen Sie genau. ln anderen Bereichen ist das Land auch 

bereit, außerhalb der eigenen Verantwortung mitzuwirken. 

Nicht nur in Landau, sondern auch in Germersheim und in 

Bad Bergzabern funktioniert die außerschulische Jugendar­

beit sehr schlecht. Das liegt vor allen Dingen daran, weil sich 

die älteren Herrschaften nicht dafür und vor allen Dingen 

nicht für gewa,lttätige, rechtsextremistische oder ausländi­

sche Jugendliche interessieren. Das ist e,in Teil unserer Aufga­

be, auch auf der kommunalen Ebene mitzuwirken. Bezüglich 

der außerschulischen Jugendarbeit wird viel zu wenig unter­

nommen. 

Herr Creutzmann, deshalb läuft Ihr Antrag, 

(Glocke des Präsid'enten) 
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der ietztlich nur ein lnternet-Vernetzungsantrag ist, völlig am 

Thema vori:Jei. Wir benötigen vor allen Dingen eine Untersu­

chung über die Rückfallquoten von Jugendlichen, die uns da­

mals im Ausschuss versprochen worden ist. Herr Creutzmann, 

Sie sollten bei Ihrem Justizminister Dampf machen; damit die 

Untersuchung endlich durchgeführt wird, um eine gute 

Grundlage für die gute Auseinandersetzung mit diesem The­

ma zu haben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die Landesregierung spricht Frau Staatsministerin 

Dr. Götte. · 

Frau Dr. Götte, 

Ministerin für Kultur, Jugend, Familie und Frauen: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

bin dem Landtag sehr dankbar dafür, dass dieses schwierige 

Thema so differenziert und besonnen behandelt wird und 

keine der Fraktionen so vorgegangen ist, wie das bei einigen 

Medien der Fall ist. Dabei denke ich insbesondere an den Teil 

der Medien, bei dem sich die Größe der Buchstaben reziprok 

zur Qualität der Artikel verhält, der festgemacht an Einzelfäl­

len krimineller Jugendlicher ein Bild entstehen lässt, das kein 

Abbild der Realität insgesamt darstellt, so · wie. Herr 

Creutzmann das auch schon betont hat Die Regel ist nach 

wie vor, dass die Kinder hierzulande aufwachsen, ohne mit 

dem Gesetz in Konflikt zu geraten. Wir haben allen Grund, 

den Eltern und Erziehern dafür zu danken. 

Um aber nicht missverstanden zu werden: Jeder junge 

Mensch, der in der Gewalt ein Mittel zur Lösung von Proble­

men sieht oder Straftaten begeht, ist einer zu viel. Natürlich 

besteht Handlungsbedarf. Dabei geht es aber nicht um das 

Ob, sondern um das Wie. Es geht vor allen Dingen darum, die 

Vielfalt der Aufgaben, die wir in der Jugendhilfe haben, nicht 

aus den Augen zu verlieren, wenn spektakuläre Einzelfälle im 

Zentrum der Diskussion stehen. Das ist das, was mich persön­

lich immer so aufregt. Es gibt irgendeinen spektakulären Ein­

zelfall, der in der "Bild" -Zeitung oder sonstwo beschrieben 

wird. Dann sind plötzlich alle bereit, aktiv zu werden und et­

was für diesen Einzelfall.zu tun, während sich für Tausende 

von anderen Fällen, bei denen m;in in kle.inen Schritten hel­

fen müsste, die aber nicht spektakulär sind und sich ni.cht für 

eine große "Bild" -Zeitungsgeschichte eignen, nur ein ganz 

kleiner Teil der Bevölkerung interessiert. Das ist das Problem 

einer Jugendministerin. 

(Beifall des Abg. Schweitzer, SPD) 

Jeder, dem es nicht darum geht, die Stammtische zu bedie­

nen, sondern einen seriösen Beitrag zur Prävention und zum 

angemessenen Umgang mit jungen Menschen zu leisten, 

muss sich zunächst eingestehen, dass es den Königsweg nicht 

gibt. Das ist natürlich schon stammtischfremd, da dort immer · 

jemand ganz genau weiß, wie das geht. Ruck, zuck, und dann 

ist das Problem gelöst. Diesen Weg gibt es nicht, sondern wir· 

haben uns auf das Mühsal der kleinen Schritte einzulassen, 

auch wenn sie nichtspektakulär sind. 

Die Kinder- und Jugendhilfe kann einen wichtigen Beitrag 

leisten, und sie tut das auch. Dies natürlich nicht erst im kom­

menden Jahr, sondern schon die ganze Zeit. Wenn uns zum 

Beispiel de·r Landtag durch seine Haushaltsentscheidungen 

für die Jahre 2000/2001 in die Lage versetzt hat, die Anzahl 

der Projekte für Schulsozialarbeit, deren Finanzierung durch 

das Ministerium für Kultur, Jugend, Familie und Frauen, das 

Ministerium für _ Wissenschaft und Weiterbildung 

und die Kommune geteilt wird, zu verdoppeln, ist das ein 

. ganz wichtiger Schritt in die richtige Richtung, weil man dort 

nämlich unmittelbar mit den Juge·ndlichen zu tun hat, die in 

Gefahr sind, abzurutschen. Man kann es gar nicht hoch ge­

nug bewerten, wenn es dann noch gelingt, sie rechtzeitig 

einzugliedern. 

Im Rahmen der _Beratung des Antrags im zuständigen Aus­

schuss haben wir erneut über die rheinland-pfälzische Erzie­

hungshilfeoffensive diskutiert. Ich greife diesen Bereich noch 

einmal ganz kurz auf. Es war richtig und es bleibt richtig, dass 

die Landesregierung viel Geld in die Hand genommen hat 

und den Sachverstand von Wissenschaft und Praxis mobili­

siert hat, um neue Ansätze zu entwickeln und zu erproben 

und die Kommunen dabei zu unterstützen, dieses Feld noch 

intensiver zu betreuen; denn der Königsweg "ab ins Heim" 
ist nicht immer der richtige Weg. Es gibt Alternativen, die er­

folgreicher und besser sind. 

• 

Da der Fachöffentlichkeit bis hin zum Ausland sehr daran ge­

legen ist, von den rheinland-pfälzischen Erfahrungen zu ler­

nen - es ist erstaunlich und macht mich auch ein bisschen 

stolz, dass wir so .viele Anfragen von allen Seiten bekom- • · 

men -, haben wir unser Konzept jetzt ·gerade erst beim 

11. Deutschen Ju.gendhilfetag vor zwei Wochen in Nürnberg 

präsentiert. Mir wurde berichtet, dass ein ganz großes Inter-

esse daran bestand, diese Maßnahmen vermittelt zu bekom-

men und zu erfahren, welche neuen Wege wir gegangen 

sind. 

Wer bei der erforderlichen Prävention auf Ressortpartikula­
rismus setzt, wird keinen Erfolg haben. Da haben Sie in Ihrem 

Antrag völlig Recht. Das geht nur vernetzt. Wir brauchen 

Maßnahmen in vielen Bereichen; wir brauchen Koordinatlo­

nen. Diese Erkenntnis liegt dem Antrag zugrunde. 

Das hat inzwischen auch die Jugendministerkonferenz be­

griffen, die sich immer wieder intensiv mit der Vermeidung 

von Gewalt und Deliktbereitschaft von Kindern und Jugendli­

chen beschäftigt hat. Auf der letzten Konferenz, dem dies­

jährigen Treffen im Mai in Schwerin, war die Deliktbereit­

schaft und Gewaltbereitschaft von Kindern und Jugendlichen 

ein zentrales Thema, und zwar die Strategien zur Prävention. 
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Eine schon vor zwei Jahren auf Initiative der Jugendminister­

konferenz eingerichtete ressortübergreifende Arbeitsgrup­

pe, in der sowohl die lnnenministerkonferenz, die Justizmini­

sterkonferenz, die Kultusministerkonferenz und die Jugend­

-ministerkonferenz gemeinsam a~beiten, hat ein umfangrei­

ches Strategiepapier erarbeitet, in dem sich auch gewisse 

Missverständnisse und unterschiedliche Schwerpunktsetzun­

gen a_ufeinander zubewegt haben. Die Länder ·legen das 

Schwergewicht im Umga_ng mi~ auffälligen Jugendlichen auf 

strafvermeidende Maßnahmen und solche der intensiven Be­

treuung, wenn eine Straffälligkeit.bereits vorherrscht. 

ln dem Beschluss der Jugendministerkonferenz werden alle 

staatliche!) und kommunalen Stellen sowie die freien Träger 

aufgerufen, verstärkt zu kooperieren und Ressourcen für Prä­

ventionszwecke zu bündeln, um ein Optimum an Synergie zu 

erreichen. Außerdem sollen ambulante Maßnahmen und so­

zialpädagogische Hilfen für straffällig gewordene junge 

Menschen weiter ausgebaut und qualifiziert werden; ·de.nn 

nur wenn wir uns im Hinblick auf die Jugendlichen, die in 

dem einen oder anderen Bereich auffällig geworden sind, 

vernetzen und uns fragen, was wir gemeinsam an Hilfen lei­

sten können, wird das erfolgreich sein. 

Ich nenne als erfolgreiche Modelle und als Beispiele fiir sol­

che Kooperationen den Täter-Opfer-Ausgleich und soziale · 

Trainingsmaßnahmen. Beim Täter-Opfer-Ausgleich wird 

nicht einfach nur eine Strafe verhängt, sondern der Jugendli­

che wird mit seinem Opfer konfrontiert. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Und der Tat!) 

- Ja, und er muss sich selbst überlegen, was er tun kann, um 

das wieder gutzumachen. Das ist mehr als einfach nur eine 

Strafe hinzunehmen, die die Jugendlichen bockig macht und 

im Staat den großen Gegner sehen lässt. All das liegt auf der 

Linie, die auch der Antrag verfolgt, den der Landtag heute 

abschließend behandelt und für den ich mich ausdrücklich 

bedanke. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizeprä~ident Schuler: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Bruch das Wort. 

Abg. Bruch, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

will vier Bemerkungen zu dem Teil machen, der sich mit der 

Aktion .. Wer nichts tut macht mit" und mit der Sicherheitsla­

ge sowie mit der Lage der Verbrechensbekämpfung in 
Rheinland-Pfalz beschäftigt. 

Meine erste Bemerkung lautet: Die Sicherheitslage in 

Rheinland-Pfalzist gut. Die objektiven Zahlen sind so gut wie 

nie zuvor. Ich will sie jetzt nicht wiederholen, weil sie schon 

genannt worden sind. Dabei muss man eine Situation im Au­

ge haben: Das ist die Präsenz der Polizei insbesondere im 

Schichtdienst. Sie bereitet uns Sorge, und wir werden sie mit 

Sicherheit auch parlamentarisch begleiten und zu verbessern 

versuchen. Einen ersten Punkt haben wir sicherlich mit der 

höheren Einstellungsquote gesetzt. Herr Kollege Creutzmann 

hat darauf hingewiesen. ln die,sem Jahr waren es 255 Beam­

tinnen und Beamte, und im Doppelhaushalt werden es insge~ 

samt über 450 sein. 

Ich will eine zweite Bemerkung machen, weil es meiner Mei­

nung nach ein wichtiges Ergebnis einer Umfrage ist, dass sich 

zum ersten Mal seit über zehn Jahren die subjektive Sicher­

heitssituation der Bürgerinnen und Bürger des Landes 

Rheinland-Pfalzund der Bürgerinnen und Bürger der Bundes­

republik Deutschland deutlich verbessert hat. Die Bürgerin­

nen und Bürger sagen, befragt zur subjektiven Sicherheitsla­

ge, sie hätten ein besseres Gefühl. Jeder, der sich mit Sicher­

heitspolitik im Inneren beschäftigt, weiß, dass wir immer mit 

dem Zwiespalt gelebt haben, dass die objektiven Daten nicht 

mit dem subjektiven Sicherheitsgefühl der. Bürgerinnen und 

Bürger in Übereinstimung gestanden haben. Das ist auch 

heute nicht der Fall. Es ist offensichtlich systembedingt, dass 

ältere Bürgerinnen und Bürger, die weniger Opfer werden, 

viel mehr über diese Opferfrage reden, als jüngere Bürgerin­

nen und Bürger, die delinquent werden, die aber auch Opfer 

sind. 

(Staatsministerin Frau Dr. Götte: 

Immer die Schwachen!) 

Das ist eine Situation, mit der wir seit Jahren zu tun haben. 

Durch vielerlei Möglichkeiten versuchen wir, darauf einzu­

wirken und Verbesserungen zu ·erreichen .. ln der Frage der. 

Verbrechensbekämpfung liegen wir also meiner Meinung 

nach gut. Die Neuorganis_ation und all das, was damit verbun­

den war, die technische Ausstattung, ist beschrieben worden. 

Daher brauche ich sie an dieser Stelle nicht noch einmal zu 
beschreiben . 

Meine Damen und Herren, meine dritte Bemerkung: Krimi­

nalität ist immer bedrohlich. Der Mensch ist aus krummem 

Holz geschnitzt, und wir werden ihn nicht gerade kriegen. 

Das bedeutet, dass wir auch immer eine schlagkräftige und 
gute Polizei und Justiz brauchen. 

Vorhin· ist eine Bemerkung-über Graffiti gemacht worden. Ich 

habe in meiner Gemeinde einen Präventionsrat gegründet 

und Gespräche mit Bürgerinnen und Bürgern geführt. ln mei­

ner Gemeinde passiert nic\lt sehr viel, wenn man von einem 
Vorfall absieht, der sich vor· einem Jahr erei~nete. 

Es sind vier Dinge, die die Bürger besonders beeinträchtigen. 

Sie· artikulieren dies und verbinden das mit ihrer Sicherheit, 

obwohl der Sicherheitspolitiker sagt, dass es mit "der Sicher­

heit wenig zu tun hat. 
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Hierbei handelt es sich 

1. um die Verschmutzung, die Unachtsamkeit, dass man et­

was wegwirft und nicht darauf achtet, 

2. um den Vandalismus- man hat überhaupt kein Verständ­

nis dafür, dass eine Bank oder ein Papierkorb zerstÖrt 

wird; die Menschen empfinden dies als einen persönli­

chen Eingriff in ihre Sicherheit-, 

3. um die Ruhestörung, die einen breiten Raum einnimmt­

viele Beschwerden kommen- und 

4. um die Integration unserer Aussiedlerinnen und Aussied­

ler. 

Wer darüber hinweg redet, redet sich etwas Falsches vor. · 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Die Frage ist, wie!) 

Der Minister hat schon vor einiger Zeit - ich kenne keinen 

probateren Weg; wir sind diesen Weg mit Schwierigkeiten, 

aber doch konsequent gegangen - kriminalpräventive Räte 

eingeführt, um viele Gespräche mit den betroffenen Perso­

nengruppen zu führen, und zwar auch mit Aussiedlerinnen 

und Aussiedlern, soweit dies möglich ist, und Einladungen 

und Besuche erfolgen. 

Jetzt hatten wir die Aktion ,.Wer nichts tut macht mit". 

Meine Damen und Herren, ich komme zu der vierten Bemer­

kung. Nur durch unser bürgerschaftliches Mitmachen, die 

Mitarbeit und das Mitwirken- die Franzosen sagen Engage­

ment·_ werden wir dies nicht in den Griff.bekorrimen. Wir 

können versuchen, es zu kanalisieren, öffentlichkeitswirksam 

damit umzugehen und auch in die Menschen hineinzuwir­

ken. 

Es gibt kein anderes Mittel. Wir leben eine Delegationsgesell­

schaft. Wer nach dem Motto delegiert, die Polizei und die Ju­

stiz werden es tun können, liegt falsch. Meine Damen und 

Herren, wir müssen es gemeinsam tun. Nur so wird es gehen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Dazu gehört auch, dass wir mit den Kommunen und den Rä­

ten über 'die städtebaulichen Komponenten, die Beleuch­

tungsfragen, wie Plätze richtig eingerichtet werden, was Ar­

chitekten tun und Ähnliches mehr, reden. Das gehört alles in 

diesen großen Strauß von notwendigen Veränderungen hin7 
ein. 

Herr Minister, ich bin der Meinung, die Aktion ,.Wer nichts 

tut macht mit" war nicht nur gut. Sie war an dieser Stelle not-

wendig. Ich wäre sehr dankbar, wenn wir diese Aktion wei­

terführen könnten und sie auch weiterhin dankbar parla­

mentarisch begleiten könnten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident_,Schuler: 

Ich erteile der Kollegin Frau Kohnle-Gros das Wort. 

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Herr Präsident; meine Damen und Herren! Ich möchte bei 

den Vorrednern beginnen. 

Herr Bruch, ich möchte ausdrücklich unterstreichen, was Sie 

zu den kriminalpräventiven Räten, den von der Bevölkerung 

vorgebrachten Beschwerden und zur Integration von jungen 

Menschen, ob es sich um Aussiedler oder Ausländerinnen und 

Ausländer handelt, gesagt haben. Ich möchte' dazu nichts 

weiter sagen, weil Sie mit dem Recht haben, was Sie gesagt 

haben. 

Frau Grützmacher, ich möchte nicht viel zu deri politischen 

Bemerkungen von Ihnen sagen, sonst würde. ich gar nicht 

. mehr fertig werden. 

Zu der Rückfallquote bei jugendlichen Straftäterinnen und 

Straftätern möchte ich Folgendes bemerken: ln der letzten 

Legislaturperiode hat die CDU-Fraktion diesen Punkt im 
- I 

Rechtsausschuss intensiv beraten. Leo Schönberg war damals 

für dieses Thema verantwortlich. 

Es 'gab keine solche Statistik und ~uch keine wissenschaftliche 

Aufarbeitung dieser Fragen. Es müsste sie jetzt eigentlich ge­

ben. Es ist eine interessante Anregung, dies jetzt noch einmal 

zu hinterfragen und uns mit dieser Frage zu beschäftigen. 

Herr Creutzmann, Sie haben be.i der Aktion ,.Wer nichtS tut 

macht mit" von einem Wagnis gesprochen. Ich kann dies 

nicht ganz verstehen. 

(Zuruf des Abg. Creutzrriann, F.D.P.) 

Die Aktion war insofern kein Wagnis, weil sie keine neue Er­

findung in Rheinland-Pfalz war. Die Idee kommt aus Harn­

burg und istschon drei Jahre alt. Es handelt sich um den Wei­

ßen Ring. Wenn man die ErÖffnungsveranstaltung besucht 

hat, bek<!m man ein Päckchen, dem ein Kärtchen mit der Auf­

schrift ,.Vom Weißen Ring" beigefügt war. 

Ich möchte ausdrücklic~ meinen .Kollegen Seppel Keller aus 

Ludwigshafen erwähnen; 

(Beifall bei der CDU­

Mertes, SPD: Bravo!) 

• 

•• 
\. 
\ 
I 

i 



• 

Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode- 112. Sitzung, 15. Juni 2000 8497 

denn er hat zusamme~ mit der CDU einen Preis ausgelobt, 

der genau diesen Be_reich betrifft und Bürgeri11nen und Bür­

ger besandes auszeichnet, die Zivilcourage gezeigt haben. 

Dieser Preis ist schon einmal an eine Frau in einem Wohnbe­

reich mit kleinen Geschäften vergeben worden. Wir sind ge­

spannt, was Sie zu dem Ergebnis sagen. 

·Herr Zuber, Sie sollten ruhig auch etwas dazu sagen, wie viel 

Zeit und Geld diese Aktion gekostet hat; denn sie ist ziemlich 

aufwendig durchgeführt worden. Bei uns in Kaiserslautern 

-das möchte ich positiv anmerken- haben wir mit den Ameri­

kanern zusammengearbeitet. Das war· eine gute Idee der Po-

-lizei vor Ort. 

Ich möchte zu dem .,Bericht der Landesregierung über die In­

nere Sicherheit und den Stand der Verbrechensbekämpfung 

für die Jahre 1997 und i999"- Drucksache 13/5664- einige 

Anmerkungen machen. 

· Herr Creutzmann, Sie haben die Kriminalstatistik angespro­

chen. Die SPD hat im Ausschuss gesagt, dass sie über die Kri­

minalstatistik im Plenum diskutieren will. Sie hat es noch 

nicht getan. Das mit der Statistik ist so eine Sache. Das wissen 

Sie. 

Wenn ich Ihnen sage, dass es einige großeVerfahren gab, bei 

denen es einmal um 4 500 und ein anderes Mal um 

2 500 Straftaten ging und die Täter jeweils mitgeliefert wor­

den sind, dann relativiert sich die Frage der Aufklärungsquo­

te sehr schnell. Wenn Sie sagen, dass die Zahlen bei den Auto­

diebstählen zurückgegangen und bei den Ladendiebstählen 

gestiegen sind, verhält es sich genauso. Bei den Autodieb­

stählen sind die Täter im Gegensatz zu den Ladendiebstählen 
nicht dabei. Die Gewichtung bei der Aufklärungsquote ver­

schiebt sich schnell. 

Hierbei handelt es sich um eine Bundesstatistik. Diese muss 

erstellt werden. Wenn man weniger Polizei hinausschickt, 

kann man auch weniger ,.Täter" abholen. Es handelt sich um 

. eine Anfangsstatistik und 'keine Abschlussstatistik. Hier wäre 

ich etwas vorsichtig. 

Herr Bruch, Sie haben völlig zu Recht in Ihrer ersten Bemer­

kung die Situation der Polizei hinsichtlich ihrer personellen 

Ausstattung angesprochen. Der Bericht nimmt sehr ausführ­

lich zu diesen Fragen aus den Jahren 1987 und 1988 Stellung. 

Ich denke, ich kann die Haushaltsberatungen in diesem. Be­

reich noch einmal ein Stückehen rekapitulieren. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie mir nicht glauben, dann 

glauben Sie bitte den Regierungsfraktionen. Ich habe den 

Antrag der beiden Fraktionen - Drucksache 13/5304- noch 

einmal mitgebracht und empfehle ihn zur Lektüre. Hierin 

sind alle Dinge, die Herr Bruch nur kurz angedeutet hat, auf­

geführt, nämlich dass wir wirklich große Probleme· in diesem 

Land haben, was die Ausstattung nicht nur im Wechsel­

schicrtdienst, aber vor allem dort, und die Einstellung und 

Ausbildung von jungen Leuten anbelangt. 

(Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

Ich möchte an dfeser Stelle noch eines sagen. All die guten 

Dinge- es gibt eine Menge Dinge, die es nicht nur in Deutsch- -

land, sondern auch auf der ganzen Welt gibt- muss die Poli­

zei in Rheinleind-Pfalz aus ihrem Personalbestand erwirt­

schaften. Genauso wie sie die Beförderungen undalldie Din­

ge, die im personellen Bereich durchgeführt werden, selbst fi­

nanzieren muss, muss sie zum Beispiel auch für das Sicher­

heitsmobil oder die Sachbearbeitung der Jugendkrrminalität 

aufkommen. Das ist auch erwähnt. 

Wenn man die Bereitschaftspolizei und die Rotationszüge 

nicht hätte, wäre der Wechselschichtdienst schon lange zu­

sammengebrochen. 

(Beifall der CDU) 

Er wird demnächst zusammenbrechen. Wir müssen aufpas­

sen, dass die Bereitschaftspolizei nicht in die Ecke gedrängt 

wird und ihre Aufgaben nicht mehrdurchführen kann, wobei 

man nicht weiß, ob der Bund das in Zukunft noch so haben 

möchte. 

D~s sind die Punkte, auf die ich eingehen wollte. Ich ITJÖChte 

noch einen Satz zur Polizeidichte sagen. Wir sind vorletztes 

Bundesland, was die Polizeidichte-das Verhältnis der Polizei 

zur Bevölkerung- anbelangt. 

(Zl!ruf des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

Die kriminalpräventiven Räte spielen eine wichtige Rolle. Es 

gibt, glaube ich, 53 Räte, die landesweit trotzder Gruppe, die 

im Ministerium extra einberufen worden ist, existieren. Ich 

bitte Sie, dass man sich vonseitender Landesregierung in die­

ser Frage. noch etwas mehr engagiert. Das ist ein wichtiger 

Punkt. 

Im Zusammenhang damit möchte ich auch den Bezirksdienst 

noch einmal ansprechen. Ich habe eine Kleine Anfrage ge­

stellt. ln der Antwort hat man gesagt, es sei alles nicht so 

schlimm. 

Meine Damen und Herren, Sie müssen einmal vor Ort gehen. 

·Sie werden dann feststellen, dass es doch sehr häufig diese 

Leute nicht gibt, weil sie ·nicht zur Verfügung stehen. Wenn 

man sie hat, müssen sie andere Aufgaben erfüllen. 

(Beifall bei der CDU) 

We.nn man schon von Polizei vor Ort und allen möglichen 

wichtigen Aufgaben im Bereich der Jugendkriminalität 

spricht, muss man auch Leute vor Ort einsetzen können, die 

diese Sach-, Orts~ und Personenkenntnis haben und entspre­

chend handlungsfähig sind. 
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Ich denke, der Bericht ist es wert, nachgelesen zu werden. Sie 

finden alles, was in diesem Bereich bundesweit in der Diskus­

sion eine Rolle spielt, thematisch aufgearbeitet und auf das 

Land Rheinland-Pfalz heruntergearbeitet. Es-sind sicher viele 

Dinge, die wir hier schon einmal angesprochen haben. 

Ich denke, es war es wert, dass wir das hier diskutiert haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Staatsminister Zuber das Wort. 

Zuber, Minister des lnnern und für Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Mit dem Ihnen vorliegenden Bericht über die In­

nere Sicherheit und den Stand der Verbrechensbekämpfung 

informiert die Landesregierung über die Entwicklung,der be­

kannt gewordenen Straftaten und deren Bekämpfung, die 

Verkehrssicherheitsarbeit der Polizei und den Fortgang der 

internationalen polizeilichen Zusammenarbeit in den Jahren 

1997 und 1998. 

Der Bericht zeigt, dass das Konzept der Landesregierung zur 

Optimierung der Inneren Sicherheit in Rheinland-Pfalz aufge­

gangen ist. Die Aufklärungsquote, das sichtbare Ergebnis der 

polizeilichen Ermittlungsarbeit, konnte im Berichtszeitraum 

um 2,8 Prozentpunkte auf 56,6 % gesteigert werden. Die 

Zahl der schweren Diebstähle ist um rund 12 000 Fälle zurü<;k­

gegangen. Meine Damen und Herren, wenn man dies hier 

liest: ln Rheinland-Pfalzgedeiht vieles, leider auch die Krimi­

nalität-, heraus-gegeben von dem Fraktions- und Parteivorsit­

zenden der Union ani 13~ Juni dieses Jahres, dann fragt man 

sich allerdings, in welchem Land man lebt. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, das ist kein Beitrag zur .Präven­

tion. Das ist ein Beitrag, unserer Bevölkerung Angst zu ma­

chen. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Sind Sje 

· nicht so empfindlich!) 

Erfreulich ist auch der Ermittlungserfolg der Arbeitsgemein­

schaft Rhein-Lahn, der es gelungen ist, rund 4 500 Fälle des 

Abrechnungsbetrugs durch Ärzte und Labors aufzudecken. 

Auch 1999 hat die Polizei in beiden Deliktbereichen präventi­
ve und repressive Schwerpunkte gesetzt. Der Rückgang der 

schweren Diebstähle um rund·1 000 und die. Aufklärung von 

rund 10 000 Fällen des Abrechnungsbetrugs im Jahre 1999 

gibt ihr Recht, auch wenn aufgrund des Ermittlungserfolgs 

der AG Rhein-Lahn die Zahl der insgesamt registrierten Straf­

taten 1999 wieder angestiegen ist. D<!s war genau bekannt. 

· Ich finde es deshalb unredlich, mit einer solchen Statistik zu 

arbeiten, wie dies der Fraktionsvorsitzende der Union getan 

hat; denn es ist immer wieder betont worden: Wenn wir die­

se rund 10 000 Fälle des Betrugs der Ärzte- das ist aufgeklärt 

worden, dank der Tüchtigkeit unserer Polizei - nicht gehabt 

hätten, hätten wir genauso einen Rückgang der Kriminalität 

wie in anderen Ländern gehabt. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, neben den klassischen Methoden 

·der Kriminalitätsbekämpfung ist der Ausbau der. Sicherheits­

partnerschaften ein Schwerpunkt der rheinland-pfälzischen 

Sicherheitspolitik. Im November 1997 habe ich in fünf Ober­

zentren die Initiative "Sichere und saubere lnnenstädte" ins 

Leben ger~fen, die sich zum Ziel gesetzt hat, die objektive Si­

clierheitslage und das Sicherheitsgefühl der Bügerinnen ~nd 
Bürger zu .erhöhen und damit die Lebensqualität in den 

rheinland-pfälzischen Städten zu steigern. Diese Ziele wur­

den unter anderem durch die Verstärkung der Präsenz.der 

Polizei und Ordnungsbehörden verfolgt. Dabei möchte ich 

mich gern bei den Kommunen für die diesbezüglichen Initia­

tiven bedanken: Integration aller Beteiligten und Interessier­

ten auf kommunaler Ebene in kriminalpräventiven Räten zur 

Bündelung von Initiativen in Fragen· gemeinsamer Sicher­

heitsbelange, Absenkung der Eingriffsschwelle an kritischen 

städtischen Brennpunkten, verstärkte Ahndung von Strafta-· 

ten im Rahmen beschleunigter Verfahren sowie verstärkte 

Öffentlichkeitsarbeit über Erfolge der gemeinsamen Sicher­

he itsarbeit. 

1998 habe ich die Rahmenkonzeption; "Partnerschaft für 

mehr Sicherheit" in unseren Städten und Gemeinden in 

Rheinland-Pfalz umgesetzt. Die Kernelemente dieser Kon­

zeption sind die Sicherheitspartnerschaften mit den Bürgeri n­

nen und Bürgern, die stärkere Orientierung an ihren Sicher- · 

heitsbedürfnissen, die ursachenorientierte Kriminalpräven­

tion auf kommunaler Ebene sowie die enge und vernetzte 

Zusammenarbeit aller Institutionen, die mit Sicherheits- und 

Ordnungsaufgaben befasst sind. Die Rahmenkonzeption hat 

zum Ziel, in unseren Städten und Gemeinden Kriminalität zu 

verhindern und zu reduzieren, das Sicherheitsgefühl in der 

Bevölkerung zu erhöhen und die Beziehung zwischen den 

Bürgerinnen und Bürgern und der Polizei weiter zu verbes­

sern. 

Polizei, Ordnungsbehörden und Einzelhandel haben seitdem 

in gemeinsamer Anstrengung eine Vielzahl von Maßnahmen 

und Kooperationsformen realisiert, die sowohl zur Wiederbe­

lebung, Intensivierung und Ausweitung von Präventionsmaß­

nahmen als auch zum Aufbau neuer vernetzter Aktionen 

zwischen Polizei, Verwaltung und Wirtschaft geführt haben. 

Diese Maßnahmen haben übrigens auch dazu beigetragen, 

dass die.Zahl der kriminalpräventiven Gremien in Rheinland­

Pfalz auf rund 60 angewachsen ist. Ich kann Sie einmal mehr 

nur darum bitten, dort, wo Sie kommunalpolitisch Verant­

wortung tragen, mitzuhelfen, dass sich die Zahl weiter er-

• 
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höht; denn es ist in diesem hohen Hause unbestritten, dass 

dies eine gute Einrichtung ist. 

Für die in den Jahren 1997 und 1998 geleistete überzeugende 

Arbeit zum Wohl unserer BÜrgerinnen und Bürger danke ich 

unserer Polizei, dem Verfassungsschutz und allen ·beteiligten 

Institutionen und Organisationen. 

Meine Damen und Herren, auc~ die Kampagne .. Wer nichts 

tut macht mit" ist eine neue innovative Form der Sicherheits­

partnerschaft. Sie hat rund 200 000 DM gekostet, wobei .es 

aus unserem Etat· nur ein verschwindend geringer Beitrag 

war. Ich möchte mich herzlich bei den Sponsoren bedanken, 

die die~e Mittel im WesentliChen zur Verfügung gestellt ha­

ben. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

ln der Zeit vom 10. März 2000 bis 10. April 2000 haben in den 

fünf rheinland-pfälzischen Oberzentren die Polizei, der Bunc 

desgrenzschutz und die kriminalpräventiven Gremien der 

Städte Kaiserslautern, Koblenz, Ludwigshafen, Mainz und. 
I 

Trier diese bislang in Rheinland-Pfalz einmalige Aktion zur 

Förderung der Zivilcourage durchgeführt. 

'"•· F!au Kohrile-Gros, im Übrigen habe ich fmmerdarauf hinge­

wiesen, dass diese Aktion einen Vorgänger hatte. Diese Ak­

tion hat zum Ziel, der Entsolidarisierung, dem Wegschauen 

und der Zivilcourage entgegenzuwirken. Gleichzeitig sollen 

Ängste und Unsicherheiten abgebaut und den Bürgerinnen 

und Bürgern mit konkreten Handlungsanweisungen gezeigt 

- werden, dass jeder helfen kann, ohne sich selbst in Gefahr zu 

bringen. Die Medien haben in zahlreichen Reportagen, Pres­
seartikeln und Filmbeiträgen über die Aktion berichtet. Auch 

dafür darf i.ch mich bei dieser Gelegenheit herzlich bedanken. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Großflächenplakate, Plakate in den Geschäften des Einzel­

handels, Werbespots in Hörfunk, Fernsehen, Kinos sowie An" 

zeigen in den Printmedien haben.für einen hohen Bekannt­

heitsgrad gesorgt. Rund 900 speziell geschulte Mitarbeiterin­

nen und Mitarbeiter der Polizei, des Bundesgrenzschutzes 

und der fünf Kommunen haben in unmittelbarem Gespräch 

Bürgerinnen und Bürger über Inhalt und Ziele der Aktion in­

formiert und .dabei rund 400 000 Checkkarten mit konkreten 

Verhaltensanweisungen für Notsituationen· und Hinweisen 

zum Ze~genverhalten ausgehändigt .. Ferner haben über 

200 Einzelaktionen, beispielsweise Musik- oder Sportveran­

staltungen, zum Erfolg der Kampagne beigetragen. Die Res­

sonanz in der Bevölkerung auf die Kampagne ist ausgespro­

chen positiv. Die Fragenbogenaktion der Fachhochschule für 

öffentliche Verwaltung, Fachbereich Polizei, belegt, dass sich 

viele Menschen von den Zielen der Kampagne angesprochen 

fühlen und bereit sind, anderen Menschen in Notsituationen 

entsprechend den Empfehlungen zu helfen. Die Studie der 

Fachhochschule sowie den Abschlussbericht der Kampagne 

werde ich gern, wenn dies gewünscht wird, im Innenaus­

schuss vorlegen. 

Die hohe Akzeptanz der Kampagne zeigt, dass die Menschen 

bereit sind, aktiv an der Sicherheit in ihrer Gemeinde mitzu­

wirken. Die Leitstelle Kriminalprävention des Ministeriums 

des lnnern und für Sport wird deshalb sukzessive die Kampa­

gnenziele .in die bestehenden 60 kriminalpräventiven Räte in 

Rheinland-Pfalz transportieren. Ferner hat sie den Auftrag, 

festzustellen, unter welchen Bedingungen und auf welche 

Weise die Aktion über die fünf Oberzentren hinaus fortge­

setzt werden kann. 

· Meine Damen und Herren, ich bin mir sicher, dass Rheinland­

Pfalzmit seinem eingeschlagenen Weg der Sicherheitspolitik 

richtig liegt. Dies zeigen sowohl die Erfolge durch die Reform . . \ 

der Polizei, die sich deutlich an der sich seit Jahren steigern-

den Aufklärungsquote ablesen lassen, als auch die gute Reso­

nanz.in der Bevölkerung und der Me.dien im präventiven Be­

reich. Ich verweise auf die Aktion, die ich soeben-kurz darzu­

stellen versucht habe. Die Zeit ist zu kurz, um weiter darauf 

einzugehen. 

Dies zeigt aber auch, um dies abschließend zu sagen, die Ver­

leihung des Kinderschutzpreises für die Verkehrserziehung 

unserer rheinland-pfälzischen Polizei - eine Anerkennung, 

auf die sie. stolz sein'·kann. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall der SPD, der CDU 
und der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, damit schließe ich die Aussprache 

zu den Tagesordnungspunkten 10, 11 und 12. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wir stimmen zunächst über 

den Antrag der Fraktion der F.D.P.- Drucksache 13/4403- ab. 

Wer diesem Antrag zustimmen möchte,.den bitte ich um das 

Handzeichen! - D.ie Gegenprobe! - Der Antrag ist mit den 

Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimm~n 

des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wird -zu Punkt 11 der Tagesordnung Ausschussüberweisung 

beantragt?- Das ist.nicht der Fall. Damit wird dem Berichtser­

suchen entsprochen.· Der Antrag - Drucksache 13/5851 - ist 

damit erledigt. 

Auch bei Punkt 12 der Tagesordnung ist der Bericht mit sei­

ner Besprechung erledigt. - Herzlichen Dank, meine Damen 

und Herren. 
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Ich rufe Punkt 24 der Tagesordnung auf: 

Durch Kunden-, Qualitäts- und Marktorientierung die 

Chancen für rheinland-p~älzische Weine verbessern. 

Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

-Drucksache 13/5888-

Dieser Antrag soll ohne Aussprache behandelt werden. Es 
wird Ausschussüberweisung be-antragt. Gleichzeitig sollten 

wir heute die Anhörung der betroffenen Weinbau- und Wirt-

schaftsverbände beschließen. Dem wird so entsprochen. -
Herzlichen Dank, meine Damen und Herren. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende der heuti­

gen Plenarsitzung. D.ies war die letzte Sitzung vor der Som­

. ·merpause. Ich wünsche Ihnen erholsame Ferien. NehiTJen Sie 

nicht alles so ernst, was Sie glauben, es sei wichtig. Schöne 
Ferien! 

(Bruch, SPD: Sehr gut! Danke schön!) 

Ende der Sitzung: 18.15Uhr. 

• 
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